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Editorial

Das vorliegende Heft der "Beiträge zur Lehrerbildung" vermittelt einen Überblick
über den Stand der Planung und Implementation der Reformkonzepte zur Neugestal-
tung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in den deutsch- und gemischtsprachigen

Kantonen der Schweiz. Die Zusammenschau zeigt, was allen diesen Projekten ge-

meinsam ist: die professionelle Höherqualifikation der Lehrpersonen durch die quali-
tative Verbesserung ihrer Ausbildung, die Neuordnung der Strukturen und die gene-

relle Anhebung der Lehrerbildungsinstitutionen auf die Hochschulstufe. Sie macht je-
doch auch die Divergenzen kantonaler Lösungen bewusst und lässt erkennen, welche

Widerstände einer zügigen Umsetzung der Reformabsichten entgegenstehen.

Bildungspolitisches Ziel dieser Transformationsprozesse ist die Harmonisierung
der Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer und die interkantonale Anerkennung ihrer
Diplome aufgrund gleicher Anforderungen. Angesichts des föderativ aufgegliederten

schweizerischen Bildungswesens ist es notwendig, sich auf übergreifende Entwick-
lungsziele und handlungsleitende Ideen zu verständigen und für anstehende Probleme
gemeinsame Lösungen zu suchen. Diese Absicht verfolgen die Beiträge, die den

kantonalen Situationsbeschrieben vorangehen und die Aspekte aufgreifen, denen eine

grundlegende Bedeutung zukommt.
Als erstes stellt sich die Frage, wie sich die Wissenschaftlichkeit der Aus-, Fort-

und Weiterbildung definiert, welche Art von Wissenschaft die Lehrerinnen- und

Lehrerbildung braucht, damit die Lehrpersonen den gesteigerten Anforderungen an

ihre Professionalität gerecht werden, und was wir uns im Aufuau der professionellen

Wissens- und Handlungskompetenzen der Lehrpersonen von der Wissenschaftsori-
entierung ihrer Berufsbildung versprechen. Aufgrund der Aussagen von Expertinnen
und Experten, die hiezu befragt worden sind, macht Lucien Criblez "die irritierende
Feststellung", dass die Erwartungen zum einen überstiegen hoch sind und dass sich

zum andern eine harsche Kritik an der Wissenschaftspraxis der Universitäten artiku-
liert. Criblez setzt sich in seinem Beitrag mit dieser Dichotomie von "Wissenschafts-

aspiration und Wissenschaftskritik" auseinander. Er problematisiert den Anspruch an

die Wissenschaft, sie werde alle Probleme im Berufsfeld lösen und sie bürge für die

Verhaltenssicherheit der Lehrkräfte. Das kann die Funktion wissenschaftlichen Fra-
gens und Infragestellens nicht sein. Wissenschaftlichkeit dürfte sich im übrigen nicht
auf die Erziehungswissenschaften einschränken lassen; die fachdidaktische und fach-

liche Ausbildung muss sich ihr ebenso verpflichtet wissen. Was Criblez im Sachbe-

zug angeht, konkretisiert sich im Text von Philippe Perrenoud in den Ansprüchen

an die Institution der Pädagogischen Hochschule, die ihren Status und ihre Position

erst noch finden muss. Er macht bewusst, welche Bedingungen zwingend zu respek-

tieren sind, wenn die Lehrerinnen- und Lehrerbildungsinstitutionen auf der Tertiär-
stufe unter anderem Namen nicht einfach bleiben wollen, was sie waren, nämlich
Schulen nach dem Modell der Sekundarstufe II. Das setzt unter anderem eine hoch-

schulgemässe Regelung der Anforderungen an die Vorbildung der Studierenden und

an die Qualifikation der Dozentinnen und Dozenten sowie eine ihr gemässe Gestal-
tung ihrer Lehr- und Forschungsverpflichtung voraus (vgl. dazu die Kritik der
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Schweizerischen Konferenz der Direktorinnen und Direktoren von Lehrerbildungs-
institutionen SKDL und der Schweizerischen Gesellschaft für Lehrerinnen- und
Lehrerbildung SGL an den Entwürfen der EDK-Reglemente über die Anerkennung
der Lehrdiplome für die Vorschule und die Primarstufe in diesem Heft).

In seinem kritischen Blick auf den "landesweiten Reformaufbruch" problematisiert
Peter Metz das Verhältnis der Lehrerinnen- und Lehrerbildung an Hochschulen und
Universitäten zu den eidgenössisch geregelten Fachhochschulen sowie das der For-
schung und Lehre zur Schulpraxis. Er setzt sich im besonderen mit dem "Dogma" der
schulischen und ausserschulischen Praxisnähe auseinander, ferner mit den Schwie-
rigkeiten der Allrounder-Ausbildung, die sich mit der Einbindung bisheriger Spezi-
alausbildungen weiter verdünnt, sowie mit der zu überwindenden Aufspaltung in die
Phasen der Ausbildung und der Berufsausübung. In ihrer Berufsfeldanalyse gehen
Stefan Albisser, Markus Kübler und Albert Meier der Frage nach, was Lehrerinnen
und Lehrer wie lange, wie häufig und unter welchen situativen (und belastenden)
Bedingungen arbeiten. Sie schaffen damit die Voraussetzungen zur Entwicklung ei-
nes Curriculums, das sich in konkreter Art an den beruflichen Anforderungen orien-
tiert.

Wenn sich der Ort der Lehrerinnen- und Lehrerausbildung zu einem Kompetenz-
zentrum entwickeln soll, sind und bleiben die Fachdidaktiken der Bereich des stärk-
sten Innovationsschubs. Dem Bericht der Fachkommission Fachdidaktik "Impulse
für die Fachdidaktiken in der Schweiz" kommt eine entsprechend hohe Bedeutung zu.

Von der auf Evaluation abgestützten Kontrolle, Sicherung und Entwicklung der

Qualität ist im Zusammenhang mit der wirkungsorientierten Untemehmensführung im
Wirtschaftsbereich heute allenthalben die Rede. Viktor Abt geht der Frage nach, was

Qualität im Bildungsbereich bedeutet und mit welchen Methoden sie aufgrund der
Ziel- und Massnahmenklärung erhoben, evaluiert und evolutiv verbessert wird. Zu-
sammen mit Barbara Seidemann zeigt er, wie das Seminar Liestal den dynamischen
Prozess seiner Transformation zur Pädagogischen (Fach-) Hochschule als lernendes
System selber steuert, aufgrund seines Leistungs- und Evaluationsauftrags reflektiert,
kontrolliert und die Qualitat der Ausbildung entwickelt.

Heinz Wyss, Helmut Messner, Christine Pauli, Kurt Reusser
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Die Pädagogischen Hochschulen suchen ihren
Standort zwischen Schule und Universität

Philippe Perrenoud und Heinz Wysst

Die Pädagogischen Hochschulen, denen inskünftig die Aufgabe der Ausbildung
sowie der Fort- und Weiterbildung der Lehrerinnen und Lehrer zukommen wird,
soweit diese nicht institutionell in eine Universität eingebunden oder dieser ange-
gliedert ist, werden zu ihrer eigenen Identität finden müssen. Ihr Profil wird davon
abhängen, wie und wo sie sich im Tertiärbereich positionieren. Sie werden ihren
Standort finden müssen im Zwischenfeld zwischen jenen Fachhochschulen, die auf
einer spezifischen Berufslehre aufbauen und Inhaberinnen und Inhaber einer dem
Berufsziel entsprechenden Berufsmaturität aufnehmen, und den Universitäten, die
eine gymnasiale Allgemeinbildung voraussetzen.
Philippe Perrenoud, der an der Facult6 de Psychologie et des Sciences de l'6duca-
tion in Genf die universitäre, zu einer "Licence en sciences de l'6ducation" füh-
rende Ausbildung der Lehrpersonen für die Vorschule und die ersten sechs Jahre
der Volksschule leitet, zeigt auf, was die PH vom "modöle scolaire" unterscheidet
(2.B. vom gymnasialen Bildungsverständnis und von den schulischen Organisati-
onsstrukturen dieser Stufe) und was die Merkmale des "modöle universitaire" sind,

dem sie sich in ihrer Zwischenposition zwischen den beiden institutionellen Syste-
men annähern. Der vorliegende Text hat in seiner originalen Fassung in der fran-
zösischsprachigen Schweiz weit herum grosse Beachtung gefunden und in der Pla-
nung der Hautes Ecoles P6dagogiques wegweisend gewirkt.

Zur Zeit entstehen in der Schweiz Pädagogische Hochschulen (nachfolgend: PH).

Diese neu zu schaffenden Institutionen der Lehrerinnen- und Lehrerbildung auf terti-
ärer Stufe sollen sich zum einen deutlich von den Schulen der Sekundarstufe II abhe-

ben und sich ebenso merkmalhaft von den höheren Fachschulen unterscheiden; zum

andern lassen sie sich aber auch nicht den Universitäten zuordnen bzw. nicht in diese

eingliedern2. Es stellt sich somit die Frage, wo sie sich in diesem Zwischenbereich

und Spannungsfeld positionieren. Wo ist ihr Standort, welches ihre Identität?

In den meisten Schweizer Kantonen sind traditionsgemäss Mittelschulseminare für
die Ausbildung der Lehrpersonen der Vorschule, der Primarstufe und der Spezial-

lehrämter (Handarbeiten, Werken, Hauswirtschaft) zuständig. Sie sind vom Prozess

der Tertiarisierung am meisten betroffen. Eingebunden in diese tiefgreifende Trans-

formation sind ferner die ausseruniversitären Institutionen der pädagogisch-didakti-

schen und schulpraktischen Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer der Sekundar-

stufe I. Die bisher eigenständigen Lehrerinnen- und Lehrerbildungen werden in der

PH zusammengefasst. Die in ihrem unterschiedlichen Stufenbezug gegenseitig abge-

schotteten Lehrerbildungsstätten unter einem Dach zu vereinigen ist keine leichte
Aufgabe. Schwieriger noch gestaltet sich das Ansinnen, die Ressourcen mehrerer

I Perrenoud, P. (1997). Les Haute Ecoles Pädagogiques entre deux modöles institutionnels.

Unveröffentlichter Text, frei bearbeitet und gekürzt von Heinz Wyss.

2 Anders in Cenf, wo die Ausbildung der Lehrpersonen für die Vorschule und die Primarstufe
postmaturitär an der Facult6 de psychologie et de sciences de l'6ducation erfolgt und in einem

achtsemestrigen universitären Studiengang zur "licence en sciences de l'6ducation" führt.
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Kantone zur Realisierung interkantonaler PHs zusammenzufassen, wie dies in ver-
schiedenen Regionen angestrebt wird. Da gilt es neue Gesetze zu schaffen, Probleme
der Organisations- und der Infrastruktur zu lösen, die Zugangsvoraussetzungen der
Studierenden und die Aufnahmemodalitäten festzulegen, den Status, die Wahlbedin-
gungen und die Anforderungen an die Qualifikation der Ausbildnerinnen und Aus-
bildner zu definieren, die Studienpläne zu entwickeln, im Hinblick auf die Gestaltung
der schulpraktischen Ausbildung die Zusammenarbeit mit den Schulen und mit den an
ihnen wirkenden Lehrpersonen zu klären und eine partnerschaftliche Zusammenarbeit
mit den Universitäten anzubahnen. Irn weiteren geht es darum, sich zu verständigen,
welche Stellung und Aufgabe den PHs in der Forschung zukommt. unter den Kan-
tonen sind Vereinbarungen zu treffen, die ihr Zusammenwirken und ihr finanzielles
Engagement regeln. Kurz: An Problemen, die es zu lösen gilt, fehlt es nicht.

Angesichts dieser Komplexität der Sachlage und der Vielzahl der Aufgaben, die es
imZuge der "mise en place" der neuen Institutionen zu bewältigen gilt, droht die Ge-
fahr, dass ausgeblendet wird, was geklärt sein muss, bevor man sich mit allem an-
dern ause:nandersetzt. Es geht um die oben angesprochene Grundsatzfrage: Wo fin-
det die PH ihren Ort im Tertiärbereich zwischen Schule und Universität? Gibt sich die
PH einen hochschulgemässen Status, oder bleibt sie, obwohl dem Namen nach
Hochschule, in ihrer Struktur, ihrer Lehr- / Lernorganisation und auch administrativ
der Sekundarstufe verhaftet und wie die Schulen dieser Stufe abhängig von der Bil-
dungsverwaltung?

Auf diese Fragen gibt es nur die eine Antwort: Die Pädagogischen Hochschulen
müssen in ihrem Aufbau konsequent einen eigenen Weg gehen und ein eigenes, be-
rufsspezifisches Modell einer hochschulgemässen Ausbildung der Lehrerinnen und
Lehrer entwickeln, ein Modell, das sich wesenhaft von den bisherigen Ausbildungs-
konzepten der Mittelschulseminare abhebt und das sich der universilären Bildung an-
nähert. Nur wenn sich die neu zu schaffenden Pädagogischen Hochschulen aus
schulischen Abhängigkeiten, Strukturen und Organisationsformen herauszulösen
vermögen, gelingt es, die Reform der Lehrerinnen- und Lehrerbildung den Leitvor-
stellungen entsprechend zu verwirklichen.

1. Die rechtliche Stellung der Pädagogischen Hochschulen und ihre
Verwaltung

Sofern nicht ein Umdenken einsetzt und der Hochschulstatus der PHs deutlich mar-
kiert wird, laufen die neu zu schaffenden PHs Gefahr, der Bildungsverwaltung un-
terstellt zu werden. In der Schweiz ist der Staat nicht allein der Träger des Bildungs-
wesens, er ist auch dessen Verwalter. Er kontrolliert die Schulen, überwacht die
Wahl der Lehrpersonen sowie die Verwendung der Ressourcen. Er integriert die
schulischen Institutionen in die Maschinerie der staatlichen Administration. Die sich
anbahnende Führung der Schulen mit Leistungsaufträgen (New Public Management)
mag diesen direkten Zugiff des Staates etwas mildern und dieses Abhängigkeitsver-
hältnis lockern. Auch wenn sich eine Entwicklung der Einzelschule zu mehr Selb-
ständigkeit abzuzeichnen beginnt, bleibt die Verantwortung doch letztlich nach wie
vor ungeteilt bei der Verwaltung.



Neu gestaltete Lehrerbildung t63

Prinzipiell anders ist die rechtliche Stellung der Universitäten. Obschon öffentlich-
rechtliche Bildungseinrichtungen, sind sie in ihrem Verhältnis zum Staat in hohem
Masse eigenständig und selbstverantwortlich. Ausgestattet mit Mitteln der Öffentlich-
keit und im Rahmen der staatlichen Gesetzgebung vom Parlament kontrolliert, sind
die Universitäten in der Erfüllung ihres globalen Leistungsauftrags als Institutionen
eigener Prägung autonom. Der Universität kommt als Institution sui generis das

Privileg der "akademischen Freiheit" zu. Das besagt, dass die Universitäten frei sind
in der Wahl der Themen und Inhalte der akademischen Lehre und Forschung.

Wie werden die PH zu der ihrem Status gemässen Eigenständigkeit und zu einer
Position der Mitte zwischen Autonomie und Anbindung an die ordnende Verwaltung
finden? Die staatlichen Instanzen neigen dazu, sich in ihrer Planung am Modell der
überlieferten Abhängigkeit der Lehrerbildungsinstitutionen von der Administration zu
orientieren. Befürchtet die Bildungsverwaltung, die PHs könnten sich der öffentli-
chen Kontrolle entziehen? Oder fehlt das Bewusstsein, dass jede Bildungsinstitution,
die sich als Hochschule versteht und als das wahrzunehmen ist, in Forschung und

Lehre frei sein muss? Gegen die drohende Missachtung des Prinzips der hochschul-
gemässen Freiheit und Selbstbestimmung gilt es sich zur Wehr zu setzen.

2. Wer soll die Pädagogischen Hochschulen leiten?

Einer Leitungsperson, die nicht aus dem Lehrkörper hervorgeht, sondern von den

Behörden ohne Anhören des Kollegiums eingesetzt worden ist, wird in der Aus-
übung ihrer Aufgaben vom Lehrkörper nicht gestützt. Die Dozentinnen und Dozenten
werden sich schwerlich mit einem Direktor oder einer Direktorin solidarisch wissen,

auf deren Bestellung sie keinen Einfluss haben nehmen können und die der Staat ei-
genmächtig nominiert hat. Die Tätigkeit dieser Leitungsperson wird sich auf admini-
strative Führungsaufgaben beschränken müssen. Über die Zuteilung der Mittel hinaus

wird ihr in der pädagogischen Ausgestaltung und Entwicklung der Institution keine

bestimmende Funktion zukommen. Es ist darum davon auszugehen, dass die PH
unter diesen Umständen wie eine Schule funktionieren wird.

Anders bestellt ist es an Institutionen, die von Personen geleitet werden, die von
ihresgleichen gewählt sind, namentlich dann, wenn diese je nach der Regelung der

Amtsdauer nach zwei, vier oder höchstens sechs Jahren ins Glied zurücktreten müs-

sen. Erfolgt die Nomination unter solchen Gegebenheiten, üben die Gewählten ihre
Funktion als Delegierte des Lehrkörpers aus. Sie stehen unter dessen Kontrolle und

handeln in dessen Auftrag. Darum kann sich niemand an den Entscheiden einer Lei-
tung desinteressiert zeigen, die das Kollegium selber bestellt hat und die gehalten ist,

es in allen wichtigen Belangen anzuhören und jederzeit über laufende Geschäfte Aus-
kunft zu erteilen. Jedes Mitglied des Kollegiums weiss sich für die von der Leitung
getroffenen Entscheide mitverantwortlich. Das setzt ein genaues Studium der Dos-
siers voraus. Alle nehmen aktiv teil am Prozess der Meinungsbildung und tragen die

Beschlüsse mit.
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3. Die Mitbestimmungsrechte des Lehrkörpers der pädagogischen
Hochschulen

Eine Institution der Lehrerinnen- und Lehrerbildung, die sich dem höheren Bil-
dungswesen zuordnet, hat der Versammlung der Dozentinnen und Dozenten weitge-
hende Mitbestimmungsrechte einzuräumen. Diese lassen sich nicht auf den Anspruch
einschränken, konsultativ angehört zu werden. Wie soll sich das Nachdenken über
anstehende Probleme lohnen, wie die Mühe, sich zu dokumentieren, wie der Auf-
wand an Zeit, die die Beratung und Entscheidungsfindung sowie die Redaktion von
Entwürfen erfordern, wenn keine Gewähr besteht, dass man damit auf Entscheide
Einfluss nimmt? Viele Lehrpersonen, die sich an Schulen engagiert haben, zeigen
sich enttäuscht und resignieren, weil sie feststellen müssen, dass ihr Einsatz keine
Wirkung tut, ja, nicht einmal gewürdigt wird. So erklären Lehrpersonen des öftern,
dass man sie wohl aufgefordert hat, in Arbeitsgruppen mitzutun, es dann jedoch nicht
für nötig befunden hat, sie zu informieren und zu begründen, warum ihre Anträge
nicht berücksichtigt worden sind.

Es gibt keine glaubwürdige Mitbestimmung ohne eine zum mindesten partielle
Teilung der Entscheidungsbefugnis. Das partizipative Vorgehen mag die Entschei-
dungsfindung verzögern. Nicht selten bedingt es Kompromisse. Die Vorteile wiegen
diese Schwächen des demokratischen Verfahrens jedoch bei weitem auf. Das kolle-
giale, kooperative Vorgehen festigt die Solidarität im Kollegium und sichert die kohä-
rente Umsetzung der Beschlüsse.Vielleicht begründet gerade dies den Vorbehalt und
die Zurückhaltung der Bildungsbehörden gegenüber einem wirkungsvollen Mitbe-
stimmungsmodell. Es ist offensichtlich leichter, den Direktor / die Direktorin einer
Schule mit Verwaltungsentscheiden zu gängeln, als sich dies mit einer Körperschaft
machen lässt. Ein Kollegium wird sich nie in gleichem Masse wie eine Einzelperson
beeinflussbar und administrativen Anordnungen oder politischer Einflussnahme ge-
genüber willführig erweisen. Einigkeit macht stark!

4. Das Recht des Lehrkörpers der Hochschulen, die Dozentinnen und
Dozenten zur Wahl vorzuschlagen

Die Wahl von Funktionsträgern im öffentlichen Dienst ist Sache der Behörden. Das
wird auch an den PHs so sein. Entscheidend ist es jedoch, wem das Recht zukommt,
Wahlanträge zu unterbreiten. Die Bedeutung dieses Vorschlagsrechts ist nicht zu un-
terschätzen. Wenn das Vorschlagsrecht einer von oben eingesetzten Direktion zu-
kommt oder wenn es gar einer ausserhalb der Institution stehenden Kommission oder
einer Personalabteilung der Verwalfung übertragen ist, entlastet dies die an der Schule
Tätigen von einer delikaten Aufgabe. Wo sich das Kollegium nicht mit Wahlgeschäf-
ten zü befassen hat, sieht es sich vor Schwierigkeiten und Spannungen bewahrt, die
sich in der Folge der Ablehnung von Kandidaten und Kandidatinnen ergeben können.

An den Universitäten kommt das Vorschlagsrecht bei Berufungen dem Kollegium
der Professoren und Professorinnen zu. Das Prozedere ist so geregelt, dass die Ver-
traulichkeit des Geschäfts und die Gleichbehandlung der Anwärter und Anwärterin-
nen gewährleistet sind. Der Wahlantrag wird durch eine Berufungskommission vor-
bereitet, deren Mitglieder vom Kollegium gewählt sind und deren Status und Qualifi-
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kation mindestens dem Anforderungsprofil der zu Berufenden entspricht. Das Kolle-
gium der Professorinnen und Professoren ist somit für seine Ergänzung, Erneuerung
und Erweiterung weitgehend selber verantwortlich. Neu auf einen Lehntuhl Berufene
lernt es nicht erst kennen, wenn sie ihr Amt antreten. Monate zuvor schon hat man
ihre Dossiers studiert, sie in Probevorlesungen und Gesprächen begegnet und sie
schliesslich selber zur Wahl vorgeschlagen. In zunehmendem Masse machen übri-
gens die Universitäten die Ausschreibung der Stellen vom Ergebnis einer Bedürfnis-
analyse abhängig. Eine Strukturkommission befindet darüber, ob eine vakante Stelle
wieder besetzt wird oder ob, gestützt aufeine veränderte Sachlage, neue resp. andere
Stellen zu schaffen und zu besetzen sind. Ihre Aufgabe ist es, die Lehraufträge vor
jeder Neuberufung zu überprüfen. Diese Analyse gibt Gewähr, dass die Stellen in
Funktion der sich wandelnden Bedürfnisse und mit Bezug auf neu anstehende, ak-
tuelle Lehr- und Forschungsaufgaben und nicht "wie gehabt" besetzt werden.

An Schulen der Sekundarstufe wäre ein vergleichbar diffiziles Verfahren in der
Stellenplanung und -besetzung wegen der zahlreichen Mutationen unvorstellbar. An
den PHs dagegen ist die Bestellung von Nominationskommissionen, die sich aus den
vom Lehrkörper bestimmten Dozentinnen und Dozenten zusammensetzen, durchaus
möglich. Diese Regelung ist dem Status der PH als Hochschule angemessen und
darum vorzusehen. Das Recht zur Beurteilung der Kandidatinnen und Kandidaten
und zur Erarbeitung der Berufungsvorschläge gibt Gewähr für eine sachkundige Se-
lektion, und zugleich respektiert dieses Verfahren die Entscheidungsbefugnis der Be-
hörden.

5. Die Pensen der Ausbildnerinnen und Ausbildner von Lehrpersonen
an Pädagogischen Hochschulen

Der Art, wie sich im Aufbau der PHs die Pensen der Dozentinnen und Dozenten ge-

stalten, kommt höchste Bedeutung zu. Obschon wir heutzutage mit finanziellen Eng-
pässen zu rechnen haben, sind in der Festlegung des Pensenumfangs der Lehrerbild-
nerinnen und Lehrerbildner an den PHs nur Lösungen zulässig, die dem hochschul-
gemässen Ausbildungs- und Forschungsauftrag entprechen.

Wenn Dozentinnen und Dozenten der PHs bei Vollbeschäftigung wöchentlich l8
bis 24 Lektionen zu erteilen haben, wird sich ihre Arbeit darauf beschränken müssen,
den Unterricht vorzubereiten und auszuwerten. Nur schwerlich wird sich zusätzlich
eine Gelegenheit finden, sich mit den Kolleginnen und Kollegen abzusprechen sowie
die Studierenden individuell zu begleiten und zu beraten. Für Aufgaben der For-
schung und Entwicklung wird kaum Zeit bleiben.

Die Universitäten kennen eine Lehrverpflichtung von 6 bis 12 Lektionen, je nach
dem Status der Lehrenden. Ihr Pflichtenheft schliesst die Forschung ein, desgleichen
die Betreuung und Beurteilung von Seminar- und Lizentiatsarbeiten und von Disser-
tationen, die Begleitung von Arbeitsgruppen und die zeitaufwendige administrative
Aufgabe der Institutsleitung.

An den PHs liesse sich eine Verpflichtung der Dozentinnen und Dozenten denken,
die im Regelfall mit durchschnittlich 8 bis 12 Lektionen Lehrverpflichtung (in beson-
deren Fällen mit höchstens 14 Lektionen) eine Mittelstellung einnimmt zwischen den



166 Beitrtige zur Lehrerbildung, 16 (2), 1998

Unterrichtspensen an Gymnasien und Fachschulen einerseits und den Universitäten
anderseits. Ihr Amtsauftrag muss die Verpflichtung zur Mitwirkung in der Forschung
und Entwicklung einschliessen, desgleichen die Wahrnehmung der Aussenkontakte
der PHs, namentlich die der PHs untereinander, aber auch die zu den Universitäten,
sowie die Aufgabe der Planung und Entwicklung durch Zusammenarbeit im Kolle-
gium der eigenen Institution und die Mitwirkung in Projektgruppen, deren Ziel die
prozesshafte Optimierung und Effektivitätssteigerung der Studien sein muss.

6. Die Arbeitsbedingungen der Dozentinnen und Dozenten an Päd-
agogischen Hochschulen

An den Schulen der Sekundarstufe gibt es Unterrichtsräume, Lehrerinnen- und
Lehrerzimmer, oftmals ein Dokumentationszentrum, eine Mediothek. Auf ihren Un-
terricht bereiten sich die Lehrpersonen zur Hauptsache zu Hause vor, wo sie auch die
Korrekturarbeiten erledigen. Demzufolge sehen sie sich nur dann zur Präsenz an der
Schule verpflichtet, wenn sie unterrichten oder an einer Konferenz teilzunehmen ha-
ben. Im übrigen organisieren sie sich ihre Berufsarbeit nach eigenem Belieben.

Auch die Universitätslehrkräfte kennen keine Verpflichtung zur Präsenz, doch ver-
fügen sie über Arbeitsräume, die mit PC und allen Materialien ausgerüstet sind, die
benötigt werden, um arbeiten zu können. Zwar vergrössert dies den Raumbedarf,
doch zahlen sich diese Investitionen aus. Die Präsenz der Dozentinnen und Dozenten
erleichtert die Kommunikation unter den L,ehrenden ebenso wie ihren Kontakt zu den

Studierenden. Der Kultur des Zusammenwirkens innerhalb der Ausbildungsinstitu-
tion kommt eine hohe bildende Bedeutung zu. Ob sich an den PHs die einzelnen dem
Ganzen zugehörig fühlen, hängt von mehreren Faktoren ab. Entscheidend ist die Ver-
ftgbarkeit der Dozentinnen und Dozenten am Studien- und Arbeitsort, dies auch aus

dem Grund, weil der Ort des Lehrens und Lernens zugleich auch Lebensraum sein

soll. Im Lehrberuf ist dies besonders wichtig, weil die Vereinzelung der Lehrenden in
ihrer Unterrichtstätigkeit eine Kontaktnahme und unmittelbare Zusammenarbeit er-

schwert. Es darf an Institutionen der Lehrerinnen- und Lehrerbildung nicht sein, was

an Schulen immer wieder zu beobachten ist, dass gewisse Lehrpersonen erst knappe
fünf Minuten vor ihrem Lektionsbeginn auftauchen und unmittelbar nach dem Ab-
schluss ihrer Lehnätigkeit wieder verschwinden.

7. Die akademische Freiheit der Lehrenden an Pädagogischen Hoch-
schulen findet ihre Grenzen in der Verpflichtung zur Zusammenarbeit

Die Lehrkräfte an Schulen sind in der Wahl ihrer Methoden frei, die Inhalte ihres

Unterrichts sind indessen in den Lehrplänen vorbestimmt und in den detaillierten Jah-

respensen festgelegt. Zwar lassen diese einen beachtlichen Spielraum der Auslegung

und der Umsetzung zu, dies jedoch nur im Rahmen der institutionellen Vorgaben.

Anders die Lehrenden an Universitäten. Diese werden aufgrund ihrer spezifischen
wissenschaftlichen, in Forschung und Lehre ausgewiesenen Kompetenzen berufen.

Ein Pflichtenheft weist ihnen im kurzgefassten Lehrauftrag ihr wissenschaftliches Tä-

tigkeitsgebiet zu. Die venia legendi nennt die Disziplin oder die Teildisziplin, oder sie
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umschreibt den interdisziplinären Arbeitsbereich. Allfällig präzisiert sie innerhalb der
Fakultät die im Rahmen der universitären Studienzyklen sicherzustellenden Lehrver-
anstaltungen. Kein Studienplan schreibt den Professorinnen und Professoren vor,
welches die Themen und Inhalte ihrer Lehre und Forschung sind. Als Spezialisten
ihres Gebietes sind die Vertreter der Lehrstühle aufgrund ihrer wissenschaftlichen

Qualifikation am besten legitimiert, zu wissen und zu bestimmen, welches im Hin-
blick auf die voranschreitende Forschung die Studieninhalte, die Studienanforderun-
gen und die Studienziele sind.

Während an den Schulen der Sekundarstufe meist mehrere Kolleginnen und Kolle-
gen in verschiedenen Klassen der gleichen Altersstufe parallel die gleiche Materie un-
terrichten, vertreten die Dozentinnen und Dozenten an der Universität in der Regel ihr
je eigenes, spezifisches Fachgebiet. Diese ausgeprägte Differenzierung in Lehre und
Forschung führt die an den Hochschulen Lehrenden jedoch nicht, wie anzunehmen
wdre, in die Vereinzelung. Das Gegenteil ist festzustellen. Die Spezialisierung zwingt
zur engen Zusammenarbeit. Die Universitätsprofessorinnen und -professoren koope-
rieren in Forschungsgruppen, und zudem ermöglichen hochschuldidaktische Innova-
tionen in zunehmendem Masse Lehrveranstaltungen im Team. Von allen, die im Uni-
versitätsbereich lehren und forschen, ist somit die Bereitschaft und Bef?ihigung zur
beruflich-akademischen Zusammenarbeit gefordert. Kommunikations- und Verhand-
lungskompetenzen sind zwingend vorauszusetzen, wenn die Kooperation gelingen
soll. Wo diese fehlt, "verkalkt" die wissenschaftliche Arbeit.

An den PHs werden sich die Lehraufträge nicht in gleicher Weise wie an den Uni-
versitäten aufgliedern. Eine massvolle Spezialisierung ist indessen im Rahmen der
verschiedenen Lehr- und Lernfelder auch an der PH anzustreben. Die Lehraufträge
der Dozentinnen und Dozenten sind entsprechend zu umschreiben. In der Rekrutie-
rung der Ausbildnerinnen und Ausbildner ist nicht nur von allgemeinen Qualifika-
tionsanforderungen auszugehen. Massgebendes Selektionskriterium ist die ausgewie-
sene Qualität der wissenschaftlichen Arbeit und ebenso die lehrpraktische Erfahrung
in definierten speziellen Studien- und Lehrbereichen sowie die Befähigung zur Zu-
sammenarbeit.

Die akademischen Freiheiten, die den Universitätsprofessorinnen und -professoren
zugestanden sind, müssen auch den Dozentinnen und Dozenten an PHs zukommen.
Freilich finden sie ihre Grenzen in der Gebundenheit an ein gemeinsames Ausbil-
dungsleitbild, in der Verpflichtung zur Zusammenarbeit und in der notwendigen ge-
genseitigen Abstimmung von Theorie und Praxis. Im übrigen finden sie ihr Korrelat
in der erhöhten Verpflichtung zur regelmässigen Rechenschaftsablage über die Aktivi-
täten in Lehre und Forschung. Eine interne Kommission beurteilt an den Universitä-
ten den Tätigkeitsbericht und die Publikationen der Dozentinnen und Dozenten. Sie
befindet darüber, ob befristete Lehraufträge nach deren Ablauf erneuert werden. Es
versteht sich, dass sich an einen höheren Grad von Freiheit eine höhere Verantwor-
tung bindet und dass dies auch anstellungsrechtliche Folgen hat. Darum kennen die
an den Universitäten Lehrenden keine Gewährleistung ihrer Stellen . Zwar setzt eine
Abberufung gewichtige Gründe voraus; dennoch ist eine Nichtwiederwahl nicht aus-
zuschliessen.

Wer sich die berufsnotwendigen Kompetenzen erhalten will, ist gezwungen, stän-
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dig weiterzulernen. Die Ausbildnerinnen und Ausbildner von Lehrpersonen können
sich nicht aus dem Prozess der stetig fortschreitenden Wissenschaft verabschieden.
Die Qualitätssicherung erfordert eine Kontrolle. Sie hat festzustellen, ob alle ihrer
Velpflichtung zur Optimierung ihres Untenichts durch Fortbildung nachkommen. Im
Prozess der Transformation der Lehrerbildung und des Aufbaus der PHs verbreiten
sich unter den bisher an den Lehrerbildungsinstitutionen Unterrichtenden Angste.
Manche müssen um ihre Anstellung bangen. Über Jahre ausgeübte Funktionen wer-
den hinfällig, und ersessene Privilegien sind in Frage gestellt. Das verunsichert, sind
doch alle darauf bedacht, ihre Anstellung lebenslang garantiert zu wissen. Eigentlich
ist ein solcher Anspruch hoch qualifizierter Fachleute widersinnig. Die Weiterftihrung
des Lehr- und Forschungsauftrags setzt voraus, dass sich die Dozentinnen und Do-
zenten ständig fortbilden und den Nachweis erbringen, dass sie nicht hinter dem ak-
tuellen Stand der Wissenschaft zurückbleiben.

8. Die Forschung an Pädagogischen Hochschulen

An den Institutionen der Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern kommt der For-
schung aus drei Gründen eine zentrale Bedeutung zu. Sie hilft mit,
- dass die Probleme, mit denen sich die Forschung beschäftigt, von den künftigen

Lehrpersonen mitbedacht und die Ergebnisse der Forschung in die berufliche
Ausbildung der Lehrpersonen einbezogen werden,

- dass die Studierenden ihr pädagogisches Handeln reflektieren und dass Theorie
und Praxis nicht hinter dem aktuellen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis zu-
rückbleiben,

- dass sich die Dozentinnen und Dozenten an Forschungsprojekten beteiligen und so

mit der Entwicklung der Wissenschaft Schritt halten,
- dass die Ausbildungsinstitutionen im Hinblick auf die Optimierung der Lehrerbil-

dung und der Schulpraxis das Ihre zur Weiterentwicklung der wissenschaftlichen
Erkenntnis und des Handlungswissens beitragen.

Zielrichtung, Thematik und Qualität der Forschung an Pädagogischen Hochschulen
sind abhängig von der Qualifikation und vom Status der Dozentinnen und Dozenten.
Ihre Befähigung zur kompetenten Mitwirkung in Forschungsprojekten muss im Ver-
fahren ihrer Berufung ein ausschlaggebendes Selektionskriterium sein. Wenn dem
nicht so ist, wird die Forschung an den PHs den zu fordernden Standards nicht ent-
sprechen, oder sie wird individualisiert und marginal bleiben. Der Forschungsauftrag
kommt der PH als Institution zu, nicht einzelnen Ausbildnerinnen und Ausbildnern.
Wenn wir die Forschung an den PHs institutionell verankern wollen, muss sie inte-
graler Teil ihres Leistungsauftrags sein. Das will nicht besagen, dass von dieser insti-
tutionsgebundenen Forschung dieselben Ergebnisse zu erwarten sind wie von der
universitären Forschung. Die PHs werden sich einer Forschungstätigkeit widmen,
die praxisnah ("proche du terrain") ist und deren handlungswirksame Ergebnisse In-
novationen im Bildungswesen einleiten oder stützen.
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9. Die Bewirtschaftung der Ressourcen

Der Status weitgehender Autonomie erlaubt es der Universität,
- Gastprofessoren und -professorinnen zu ernennen und befristete Lehraufträge zu

erteilen,
- Dienstleistungen anzubieten (Fortbildungsverantaltungen, Expertisen, Gutachten

etc.) und sich so zum Teil selber zu finanzieren,
- Lehraufträge zu kombinieren und den simultanen Einsatz an verschiedenen Institu-

tionen zu ermöglichen,
- Projekte zusammen mit Privaten oder mit Mitteln des Nationalfonds zur Förderung

der wissenschaftlichen Forschung zu finanzieren oder sie dank Sponsoring oder

mit Unterstützung durch Stiftungen zu realisieren,

- mit privaten Institutionen Partnerschaften einzugehen (2.B. zur Herausgabe einer

Fachzeitschrift oder einer Werkreihe oder im Zusammenhang mit Entwicklungs-
aufträgen),

- spezielle Ressourcen zu nutzen (u.a. Humanressourcen) sowie besondere Infor-
mationsquellen zu erschliessen (2.8. Dateien und Dokumentationen).

Anders die Schulen. Ihre Möglichkeiten sind eingeschränkt. In der Verwaltung er-

folgt der Einsatz der Mittel aufgrund des festgelegten Haushaltplans unter hierar-
chisch geordneter Kontrolle durch Delegation der Finanzkompetenz. Es wäre ver-
hängnisvoll, wenn die zu schaffenden PHs in gleicher Weise von der Schulverwal-
tung abhängig wären. Sollten die PHs in die traditionellen administrativen Mechanis-

men eingebunden werden und sähen sie sich in ihren Funktionen, in der Regelung

der Besoldungen und in den Rechnungsabläufen den Gesetzlichkeiten der kantonalen

Verwaltungen unterworfen, wären sie bloss ein weiteres Glied in deren Räderwerk.

Nur eine gesetzlich abgestützte finanzielle und administrative Teilautonomie kann

dies verhindern. Die Verfahrensregeln des New Public Management erhöhen auf-
grund eines Leistungsauftrages, eines Globalbudgets und der Finanzkontrolle a po-

steriori die finanzielle Verftigungskompetenz einzelner Verwaltungsabteilungen und

Amter. Es wäre paradox, gestaltete sich die Mittelbewirtschaftung durch die zu schaf-

fenden PHs weniger fortschrittlich als jene von Dienstleistungssektoren, geht es doch

darum, Gewähr zu geben, dass die verfligbaren finanziellen und technischen Mittel,
dem Leistungsauftrag der Institution und den Bedürfnissen von l,ehre und Forschung

entsprechend, gezieltund kohärent eingesetzt werden. Das kann einzigdie PH selber

leisten.

10. Die Zusammenarbeit mit den Schulen in der schulpraktischen
Ausbildung

In verschiedenen Kantonen sind es traditionsgemäss die Erziehungsdirektionen und

-departemente, die den Seminaren in Absprache mit den lokalen Schulbehörden die

Schulklassen zur Durchführung von Lehrübungen und Praktika zuweisen. Die ftir die

schulpraktische Ausbildung zuständigen Didaktikerinnen und Didaktiker haben sich

mit der Rekrutierung der Praktikumslehrkräfte nicht selber zu befassen.

Das wird an den PHs anders sein, weil diese Lehrerinnen- und
Lehrerbildungsinstitutionen als (Fach-)Hochschulen in allen ausbildungsbezogenen
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organisatorischen und administrativen Belangen autonom sein werden.
Merkmalhafter Ausdruck dieser Selbst?indigkeit ist der Partnerschaftsvertrag, den es
zwischen der PH und der Bildungsverwaltung auszuhandeln gilt und der durch
weitere, spezifischere verträge im einzelnen ergänzt werden muss, u.a. durch ein
Abkommen mit den Schulen und den an ihnen wirkenden Kollegien sowie durch
Verträge mit den Lehrpersonen, die Praktikantinnen und Praktikanten aufnehmen und
betreuen.

Die Praxislehrkräfte, die ihre künftigen Kolleginnen und Kollegen in Lehrübungen
und Praktika ausbilden, machen ihre Sache nur dann gut, wenn sie bereit sind, in der
Erftillung ihres Auftrages mit der PH einen steten Dialog zu pflegen. Darum kann al-
lein die PH für ihre Rekrutierung und Ausbildung zuständig sein. Es darf nicht sein,
dass aussenstehende Amtsstellen darüber befinden, wem die schulpraktische Ausbil-
dung der künftigen Lehrpersonen übertragen wird, wie dies u.a. in Frankreich der
Fall ist, wo das Ministerium den IUFM (Instituts universitaires de formation des
maitres) mitteilt, welche Praktikumsplätze zu belegen sind, und wo die Praktika von
der Verwaltung organisiert werden.

11. Status und Rechte der Studierenden

Wer sich zum Studium an der PH einschreibt, tut dies als Erwachsene(r). Es ist we-
sentlich, dass die Studierenden an den PHs in der Tat nicht als Schülerinnen und
Schüler wahrgenommen werden (wie bislang an den Seminaren) und dass der Um-
gang mit ihnen ihrer Altersstufe entspricht. Ihre Rechte und Pflichten sind die von
Erwachsenen.

An den Universitäten
- stehen die Studierenden selbstverantwortlich für ihre Studien ein, was bedeutet,

dass sie nicht zum regelmässigen Besuch der Lehrveranstaltungen verpflichtet
sind,

- haben die Studierenden das Recht zur Einsprache gegen Entscheide, die sie betref-
fen,

- bilden die Studierenden eine Rechtskörperschaft, die als Gesprächspartnerin der
Universitätsleitung, der Dekanate sowie der Direktionen der Universitätsabteilun-
gen und -institute im Gesetz verankert ist,

- wählt die Studentenschaft ihre Delegierten und ordnet sie in die verschiedenen
Gremien der Universität ab,

- haben die Studierenden wie die Dozentenschaft einen Rechtsanspruch auf eine um-
fassende Information in allen Belangen der Universitätspolitik.

In der Regelung der studentischen Vertretungs- und Mitbestimmungsrechte werden
sich die PHs am Status der Studierenden an Universitäten orientieren und sich als
Hochschulen bewusst von den Gepflogenheiten an Mittel- und Fachschulen abheben.
Studierende an PHs sind nicht Schülerinnen und Schüler. Schülerinnen und Schüler
haben den Unterricht regelmässig zu besuchen, und das von Montag früh bis Freitag
während 30-40 Lektionen. Sind sie nicht durchgehend anwesend, haben sie ihre Ab-
senz zu begründen und eine "Entschuldigung" zu erbringen. Sie sind einer Klasse
zugeteilt, einer schulischen Arbeits-, Lern- und Lebensgemeinschaft, deren Leitung
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einer Lehrperson oder mehreren übertragen ist. Von den Schülerinnen und Schülern
wird verlangt, dass sie folgsam und lernbeflissen rezipieren, was ihre Lehrerinnen
und Lehrer ihnen an Wissen vermitteln, ein Wissen, das die Lehrenden ihrerseits
übernommen und zu dem sie nicht selber gefunden haben. Sie haben bestimmte Ar-
beiten, die ihnen von den Lehrpersonen auferlegt werden, zu erledigen (2.8. Haus-
aufgaben machen, üben, praktische Arbeiten ausführen, ein Wochenplan-Pensum er-
füllen). Zudem haben sie sich regelmässig einer standardisierten Fremdbeurteilung
auszusetzen, und schliesslich wird ihnen jährlich in Form einer summativen Gesamt-
qualifikation eröffnet, wie ihre Lehrerinnen und Lehrer den Stand ihres Wissens und
Könnens einschätzen.

Studierende nehmen an zweimal weniger Lehrveranstaltungen teil, und dies ohne
Verpflichtung zur Präsenz. Eine transparente Umschreibung der einzelnen Studien-
einheiten erleichtert die selbständige Planung des Studienverlaufs durch die Studie-
renden. Die modulare Studienorganisation erlaubt ein Stück weit eine flexible Abfolge
der Studienteile, die einzeln als "unit6s capitalisables" anrechenbar sind. Dadurch ist
der Studienverlauf nicht an ein starres Programm gebunden. Im Laufe eines Jahres
haben die Studierenden ein- oder zweimal eine Zwischenprüfung abzulegen, oder sie
werden aufgrund einer anspruchsvollen schriftlichen Arbeit beurteilt. In jüngster Zeit
zeichnet sich ein Trend ab, diese punktuelle Überprüfung der Studienleistungerr und
der Lernergebnisse durch eine formative Evaluation abzulösen. Diese könnte in weite-
rer Sicht die traditionellen Examina ersetzen.

Anders als Schülerinnen und Schüler arbeiten Studierende in wechselnden Grup-
pen und in verschiedensten Vernetzungen. Sie verbringen vielZeit mit dem Selbst-
studium. Von ihren Universitätslehrern und -lehrerinnen, die zugleich aktiv in For-
schungsprojekte involviert sind und die so ihrerseits zum Gewinn neuer Erkenntnisse
und zum Fortschritt des Wissens beitragen, werden sie über das forschende Lernen
sukzessive mit den Methoden der Forschung vertraut gemacht und initiiert in ein re-
flexives und kritisches Wissenschaftsverständnis. Sie schliessen ihre Studien unter
Leitung einer Professorin / eines Professors mit einer wissenschaftlichen Abhandlung
ab, in die das Wissen einfliesst, das sie sich angeeignet haben, eine Arbeit, die es vor
einer Jury zu verteidigen gilt und deren Beurteilung es erlaubt, die im Studium er-
worbenen Kompetenzen umfassend zu qualifi zieren.

Die Identitätsfindung der PHs wird wesentlich davon abhängen, ob sie es mit einer
Schülerschaft oder mit Studierenden zu tun haben wird. Wird die Ausbildung mit ei-
nigen Anpassungen an die veränderten Studienvoraussetzungen weiterhin durch die
Gepflogenheiten des gymnasialen Unterrichts bestimmt, oder wird sie sich am Leit-
bild der fakultären Studien orientieren? Auch da gilt es einen der Pädagogischen
Hochschule gemässen Weg zu finden. Der Stil und die Qualität der künftigen Lehrer-
und Lehrerinnenbildung wird davon abhängen, wie die PHs auf diese Herausforde-
rung antworten.

12. Die Aufnahme der Studierenden

Verschiedene Lehrerinnen- und Lehrerseminare lassen sich in ihren Aufnahmen vom
voraussehbaren Bedarf an Lehrkräften leiten und praktizieren offen oder verdeckt
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einen Numerus clausus. Das heisst, dass die Stellenbewirtschaftung im Schulbereich
Vorrang hat gegenüber dem Recht des oder der einzelnen auf Ausbildung. Anders an
den Universitäten. Diese sind gehalten, alle studienwilligen Inhaberinnen und Inhaber
einer anerkannten Maturität zu immatrikulieren und ihnen die Ausbildung ihrer Wahl
zu ermöglichen, unter der Bedingung, dass sie die reglementarischen Vorschriften re-
spektieren, den Studienanforderungen genügen und in ihrer Ausbildung normal vor-
ankommen.3

Wie werden sich die PHs in dieser Hinsicht verhalten? In der Lehrerinnen- und
Lehrerbildung ist die Zahl der zur Verftigung stehenden Praktikumsplätze nicht unbe-
grenzt. Zudem erfordert die Ausbildung in hohem Mass eine individuelle Begleitung
der Studierenden, insbesondere während der Praktika. Dies und der zu antizipierende
Bedarf an Lehrkräften könnten eine Eingangsselektion und einen Numerus clausus
durchaus rechtfertigen. Wenn alle, die Lehrerin oder Lehrer werden möchten, ihr
Recht auf Ausbildung gelten machen und damit Anspruch haben auf einen Studien-
platz an der PH, sofern sie die Zulassungsbedingungen erfüllen, geraten zwei Inter-
essen miteinander in Konflikt: das der Öffentlichkeit, die Aufwendungen für die
Ausbildung in pragmatischer Weise dem Bedarf an Ausgebildeten anzupassen und die
Kosten in Grenzen zu halten, und das der jungen Leute, die ihr Recht auf Ausbildung
geltend machen.

Die PHs werden hier eine praktikable, ntgleich flexible und bedarfsbezogene Lö-
sung finden müssen. In Anbetracht der anzustrebenden interkantonalen Anerkennung
der Lehrdiplome und im Hinblick auf die Öffnung des Zugangs zu den PHs ftir inner-
wie für ausserkantonale Studienanwärterinnen und -anwärter macht eine Ausrichtung
der Aufnahmequoten auf den lokal ermittelbaren Bedarf wenig Sinn. Je mehr sich die
PHs ihre Immatrikulationspraxis von der Schulpolitik und der Verwaltung vorschrei-
ben lassen müssen, umso weiter entfernen sie sich von den Universitäten. Diese set-
zen in ihren Immatrikulationsverfahren eine allgemeine Studierfähigkeit voraus,
kümmern sich jedoch nicht um eine Eignungsabklärung im Hinblick auf spätere be-
rufliche Tätigkeiten. Sie lassen sich in der Vergabe der Studienplätze auch nicht von
Fragen nach dem Bedarf und den Bedingungen des Stellenmarktes leiten. Wenn sie
überhaupt eine Selektion vornehmen, wie dies ztx Znit für angehende Studierende der
Medizin unausweichlich ist, dann lediglich mit demZiel, aus der Vielzahl der Stu-
dienwilligen nach Massgabe der Zahl der verfügbaren Ausbildungsplätze die besten
auszulesen.

Nach bisheriger Praxis stützt sich die Aufnahme in die Berufsausbildung künftiger
Lehrpersonen ab auf eine positive Prognose ihrer künftigen beruflichen Eignung.
Man sucht aus all denen, die sich um eine Aufnahme in die Lehrerinnen- und
Lehrerbildung bewerben, diejenigen auszuwählen, von denen anzunehmen ist, dass

sie sich zu "guten" Lehrerinnen und Lehrern entwickeln werden. Auch in der Rege-
lung ihrer Aufnahmepraxis werden die PHs eine Mittelstellung einnehmen zwischen
einer Einpassung der Ausbildung von Lehrpersonen in den Rahmen des kantonalen,

3 Eine Einschränkung des Rechts auf Ausbildung an den Universitäten ergibt sich mit der Einführung
des Numerus clausus in der Humanmedizin (vgl. die Empfehlung der Schweizerischen
Hochschulkonferenz und die kantonalen Universitätsgesetze).
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allf. regionalen Schulwesens und ihrer Vernetzung mit den andern Hochschulen und
Universitäten. Wenn sich die PHs in ihrer Aufnahmepraxis nicht wie die Seminare in
den kantonalen Zuständigkeitsbereich der Bildungsverwaltung einspannen lassen,
kann dies so wenig wie ihr Anspruch auf Selbstbestimmung und akademische Frei-
heit heissen, dass sie sich ihrer gesellschaftlichen Verpflichtung nicht bewusst sind
und sich ihr gar zu entziehen gedenken.

13. Die Pädagogische Hochschule als "lernende Organisation"

Angesichts der stetigen gesellschaftlichen Veränderungen wird heute keine Ausbil-
dungsinstitution überleben, wenn sie sich nicht selber weiterentwickelt. Somit ist es

entscheidend, zu wissen, wem die Verantwortung zufällt, den Entwicklungsprozess
in Gang zu bringen, die Ausbildung zu evaluieren und sie zu optimieren. Wenn dies
die Aufgabe der PH-Leitung ist oder wenn sie gar einer aussenstehenden Verwal-
tungsinstanz (2.B. einer Aufsichtsbehörde) überbunden ist, werden die Dozentinnen
und Dozenten auf diese Bevormundung des Kollegiums reagieren und kaum aktiv
mitmachen, namentlich dann nicht, wenn sie - wie heute imZuge der Sparmassnah-
men üblich - aufgefordert sind, mit weniger Geld mehr und Besseres zu leisten. Soll
sich die PH lebendig entwickeln und profilieren, muss sich der Lehrkörper mit ihrem
Leitbild identifizieren, und ebenso müssen dies die Studierenden tun. Beide Körper-
schaften haben sich gemeinsam um das gute Funktionieren der Institution zu bemü-
hen, und zusammen müssen sie für deren prozesshafte Weiterentwicklung einstehen.
Dazu braucht das Kollegium einen weiten Handlungsspielraum.

Im Rahmen der vorgegebenen Gesetzesvorschriften und Reglemente verfligen auch
die Lehrerinnen und Lehrer der Volksschule und der Schulen im postobligatorischen
Bereich über einen angemessenen Freiraum und können ihre Einwirkungsmöglichkei-
ten wahrnehmen. Wie sich feststellen lässt, sind sie jedoch vor allem darauf bedacht,
ihren persönlichen Anliegen oder denen ihrer Fachschaft zum Durchbruch zu verhel-
fen. Die übergeordneten Interessen der Institution werden nicht in gleichem Masse
ernstgenommen.

Selbstverständlich ist auch die Entwicklung der lJniversitäten von besonderen per-
sonellen Konstellationen abhängig, und manchen sind persönliche Interessen näher
als allgemeine, doch sorgen hier klare Strukturen und formelle Vorgehensweisen für
die nötige Versachlichung der Geschäfte. Die Entscheide werden protokolliert, die
Berichte der Arbeitsgruppe sind durch das Kollegium zu genehmigen, und der Erlass
bzw. die Erneuerung der Studienpläne und -reglemente ist an ein diffiziles Prozedere
gebunden. Die Verfahren sind sauber geregelt und transparent. Wie dies aufgrund ei-
ner statutarisch festgelegten Vereinsordnung der Fall ist, hatjede undjeder das Recht,
Vorschläge einzubringen. Alle Anträge werden sorgfältig geprüft und in Konferen-
zen behandelt. Finden sie Zustimmung, sind sie für die weitere Entwicklung der Uni-
versität massgebend.

Damit sich auch an den künftigen PHs eine Entwicklung aufgrund abgestimmter
Strategien initiieren lässt, bedarf es eines strukturierten Freiraums für eigenständiges
Handeln und entsprechend geklärte Verfahrensweisen.
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14. Worauf es ankommtr eine Zusammenfassung des Wesentlichen in
Leitsätzen

Es ist unerlässlich, eingehend darüber nachzudenken und zu diskutieren, welches der
Ort der PH sein wird zwischen der Universität einerseits und den Schulen der Sekun-
darstufe II anderseits. Die PH wird sich zwingend vom universitären Modell abheben
und sich ebenso klar von den Schulen unterscheiden. Es geht darum, einen Mittel-
weg zu finden zwischen den beiden so unterschiedlichen Bildungssystemen.

Dabei sind insbesondere die folgenden, wesentlichen Aspekte zu beachten:
- Die Freiheit der Lehre und Forschung: Wenn wir wollen, dass die PHs als

Stätten der Lehre und auch der Forschung ernstgenommen werden, wenn sie
tatsächlich mit den Universitäten zusammenarbeiten und partnerschaftlich an For-
schungsprojekten teilhaben sollen, dann müssen sie in der Produktion und der
Verbreitung des Wissens frei sein. Das bedingt Strukturen der Verwaltungsfüh-
rung, Vorgehensweisen in der Berufung der Dozentenschaft, eine Regelung ihrer
Mitwirkung sowie Verfahren der Qualitätskontrolle, die diese unabhängige intel-
lektuelle Arbeit ermöglichen und stützen. Darin müssen sich die PHs den Uni-
versitäten annähern. Dabei haben wir uns bewusst zu sein, dass die an den Uni-
versitäten gelebte akademische Freiheit, die funktionierende Kollegialität und die
geregelte Mitbestimmung nicht Werte an sich sind. Alles dient dem einen höheren
Zweck, dem der Erneuerung des Wissens und dessen kritischer Diskussion zum
einen, dem Aufbau der Professionalität unterrichtlich Handelnder zum andern.

- "Former des ösprits libres": Wie sollen sich in einer Institution, die sich in For-
schung und Lehre als abhängig erweist, Menschen freien Geistes heranbilden las-

sen? Die künftigen Lehrerinnen und Lehrer sollen selbständig und kritisch (auch

selbstkritisch) denkende und handelnde Persönlichkeiten werden. Das gelingt nur,
wenn die PH in der Kultur ihrer Studiengestaltung diese Selbstverantwortung
vorlebt. Dazu sind die nötigen institutionellen Voraussetzungen zu schaffen.

- Eigensttindigkeit und Partnerschart: Wenn wir die Zusammenarbeit der PHs mit
den Universitäten fördern wollen, dürfen die Kultur und die Strukturen dieser bei-
den Institutionen nicht allzu unterschiedlich sein. Die Kooperation setzt voraus,
dass sich die Personen, die miteinander im Kontakt stehen und zusammenarbeiten,
gegenseitig respektieren. Die Vertreter der beiden Institutionen werden sich auf
Abmachungen verständigen, die die gemeinsame Arbeit in Forschung und Lehre
regeln, und sie werden die Dienstleistungen sowie die Zuterlung der Mittel festle-
gen. Um in guter Art zusammenzuarbeiten, bedarf es nicht einer Angleichung der
einen Institutionen an die andere, z.B. der PH an die Universität. Wichtig ist viel-
mehr, dass sich jede der Partnerinstitutionen ihre eigene Identit?it hat und dass sich
die an ihnen wirkenden Personen dieser je eigenen Art und Bestimmung bewusst
sind bzw. sich damit identifizieren. Eine Partnerschaft, die sich nur aufgrund von
Übereinkünften oberer Instanzen anbahnt und nicht von allen Betroffenen mitge-
tragen wird, hätte nur eine begrenzte Wirkung und wäre nicht dauerhaft.

- Die Pädagogische Hochschule und die Schulen' Damit Lehre und Praxis, die
Hochschule und die Schulen, an denen die praktische Ausbildung stattfindet, im
Geiste einer echten Partnerschaft im Rahmen der autonom handelnden Institution
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zusammenwirken, müssen sich die in der Lehrerbildung wissenschaftlich Tätigen
und die Lehrkräfte im praktischen Schuldienst als gleichwertige Ausbildnerinnen
und Ausbildner erkennen. Das ist dann der Fall, wenn sie sich zu beiden Seiten als
Fachleute wahrnehmen und wenn sie sich in der Erfüllung ihres Auftrages in ihrer
je spezifischen Professionalität gegenseitig achten.

- Den Strukturen kommt eine nicht zu unterschritzende instrumentelle Bedeu-
tung zu: Es sind nicht die Strukturen allein, die die Qualität und Effektivität von
Forschung und Lehre an der weitgehend selbstverwalteten PH sichern. Wo immer
PHs geplant werden, ist man auf der Suche nach einem optimalen Modell der insti-
tutionellen Organisation und der Stellung der Dozentenschaft. Die Lösung ist nicht
leicht zu finden, geht es doch darum, die Spannung auszuhalten zwischen zwei In-
teressen, die sich nicht leicht zusammenbringen lassen: Es gilt ein Konzept zu
entwickeln im Sinne der res publica, ohne sich an die Einflüsse der Politik
auszuliefern; dabei konstruktiv zu sein, jedoch nicht unkritisch; aus eigenem An-
trieb innovativ zu handeln und sich dabei vom Leistungsauftrag leiten zu lassen;
sich in Forschung und Lehre frei und selbstverantwortlich zu wissen und zugleich
rechenschaftspflichtig zu sein. Zu diesem Zweck sind Strukturen zu schaffen, die
es ermöglichen, diesen Leitgedanken zu entsprechen.

- Gut Ding will Weile habew Es bedarf eines Zeitraums von einem Jahrzehnt, um
die PHs zu schaffen. Dabei ist es nicht zwingend, dass alles vorbestimmt und
vorweg schon geklärt ist. Im Gegenteil. Kurzfristig getroffene Optionen lassen
fürchten, dass man dem verhaftet bleibt, was man kennt. Längerfristig könnte dies
dazu führen, dass sich wenig Neues durchsetzt, sondern "plus du möme", mehr
des Gehabten.

- Und es darf auch etwas kosten (aber nicht mehr als bisher?): Die Schaffung der
PHs als neue Institutionen der Lehrerinnen- und Lehrerausbildung ist auf die Be-
reitstellung der dazu nötigen finanziellen Mittel angewiesen. Was zur Verfügung
steht, ist abhängig von der konjunkturellen Lage. Das ;st eine Erschwernis. Es ist
nicht mit der Bereitschaft zu rechnen, dass die Öffentlichkeit für die an den PHs
neugestaltete Ausbildung von Lehrpersonen mehr als bisher aufwenden will und
kann.

- Die Pcidagogische Hochschule - ein Fachhochschule besonderen Typs: Noch
gibt es in unserem Land kein geklärtes Verständnis flir eine nötige Differenzierung
der Ausbildungsinstitutionen im Fachhochschulbereich. Es wird zu unterscheiden
sein zwischen Fachhochschulen, die eine Berufsmaturität voraussetzen, und an-
dern, die die Zulassung der Studierenden von einer gymnasialen Maturität abhän-
gig machen. Wohl sind die Pädagogischen Hochschulen Fachhochschulen. Ein
Studium an einer PH setzt jedoch eine spezifische Vorbildung voraus. Es kann
dies nicht eine Berufsmaturität sein. Die Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer
muss sich auf eine breite und vertiefte allgemeine Bildung und eine entsprechende
Studierfähigkeit abstützen. Diese Voraussetzung ist mit der gymnasialen Maturität
gegeben.

- Übergangslösungen als Chance: In Frankreich haben sich die Instituts universitai-
res de formation des maitres (IUFM) konstituiert, ohne dass vorher alle Grundla-
gen schon vorgelegen hätten. Die nötigen Verordnungen, Reglemente und Studi-
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enpläne sind, den Bedürfnissen und dem Stand der Reformentwicklung folgend,
sukzessive erarbeitet und in Kraft gesetzt worden.
Es wird zunehmend wichtig, ein Leitbild dessen zu entwickeln, was sein soll,
ohne sich in den Absichten einengen zu lassen von dem, was sein kann oder sein
darf. Es gilt den Weg frei zu machen für Rahmenrichtlinien, die einen Entwick-
lungsprozess ermöglichen, und die Pädagogischen Hochschulen aus dem schwer-
fülligen, die Innovationskraft lähmenden parlamentarischen Behandlungsverfahren
und aus der Verwaltungsprozedur herauszulösen. Warum geben wir den zu schaf-
fenden PHs nicht ein Statut, das offen und erklärtermassen experimentell und
evolutiv ist? Das gestattete es, mit dem Planungsauftrag ein Entwicklungsdisposi-
tiv zum Tragen zu bringen. Dazu ein Beispiel: Die Kantone werden versucht sein,
ein starkes, von oben eingesetztes Rektorat aufzubauen, in der Absicht, über diese
Leitung auf den Planungsverlauf direkten Zugiff zu haben. Wenn sich der Schritt
zur kollektiven Leitung zur Zeit noch nicht tun lässt und eine Wahl der Leitungs-
personen durch das Kollegium der Dozentinnen und Dozenten nicht sofort zu re-
alisieren ist, könnten die Rechtsgrundlagen zum mindesten eine Übergangsdirek-
tion vorsehen, deren Auftrag es ist, innerhalb einer Frist von fünf Jahren die Kon-
zeption einer kooperativen Führung der PH durch das Kollegium und die Regeln,
nach denen diese zu funktionieren hat, zu planen und umzusetzen.

- Vom Erneuern und Bewahren.' Wenn die PHs nicht zu einem Flickwerk werden
wollen, indem die Lehrerbildungsinstitutionen unter neuem Namen weiterführen,
was überlieferte Ausbildungspraxis ist, müssen wir einen umfassenden Transfor-
mationsprozess in Gang setzen. Es lässt sich dabei nicht antizipieren und im ein-
zelnen unter Kontrolle halten, was da entsteht, weil neue Akteure am Werk sein
werden, auf Seiten der Dozentenschaft wie auf Seiten der Studierenden. Eine neue
institutionelle Kultur wird entstehen. Dabei geht es freilich nicht darum, alles aus-
zuräumen, was die Lehrerinnen- und Lehrerbildung bislang war und auf ihre Art
gut gemacht hat. Es wird von Grund a:uf zl erneuern sein, was der Erneuerung
bedarf, und es wird zu bewahren sein, was sich als bewahrenswert erweist.
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Leh rerbi ld u n g zwischen Wissenschaftsaspi ration
und Wissenschaftskritik

Lucien Criblez
"I could tell you my adventures - beginning from this moming," said
Alice a little timidly; "but it's no use going back to yesterday, because
I was a different person then." "Explain all that", said the Mock Turtle.
"No, nol The adventures first," said the Gryphon in an impatient tone:
"explanations take such a dreadful time."

Lewis Carroll, Alice's Adventures in Wonderland

Was soll die verstärkte Wissenschaftsorientierung der zukünftigen Lehrerbildung
bringen? Die Erwartungen sind hoch; das weist eine Interviewstudie aufgrund der
Befragung von Akteurinnen und Akteuren der Lehrerbildung aus. Der Beitrag
präsentiert Aussagen zum Wissenschaftsanspruch und zur Wissenschaftskritik. Er
fragt nach Aspirationen und Bedenken und diskutiert vor dem Hintergrund der
Wissenschaftsforschung im Bereiche der Bildungsforschung, welches realistisch
einzulösende Ansprüche an die Wissenschaftsorientierung sind und welche RaI-
menbedingungen zu schaffen sind.

"Wir freuen uns, dass die Wissenschaftlichkeit und die Forschung [in die Irhrerbil-
dung; LCI Eingang finden" (P 6,2.551-552)1. "Keine curriculare pädagogische
Wolkenforschung, die dann nur von einigen wenigen Personen gelesen wird, oder.
Also das ist ja zum Teil wirklich paradox, was sich da entwickelt hat" @ 31, Z.
123l-1234). Diese beiden Zitate stammen aus einem Textkorpus von 57 ffanskribier-
ten Interviews, die im Rahmen des Nationalfondsprojektes "Zur Wirksamkeit der
Lehrerbildungssysteme in der Schweiz" milAkteuriruren und Akteuren der Lehrerbil-
dung und der Lehrerbildungspolitik durchgeflihrt wurden.

Die Gegensätzlichkeit der beiden Aussagen ist ein irritierendes Ergebnis der Ana-
lyse dieser Interviews: Die systematische Auswertung der Interviews ergibt auf der
einen Seite eine deutliche Befijrwortung einer wissenschaftsorientierten Lehrerbil-
dung. Die Erwartungen werden zum Teil stark übersteigert, von der ausgeprägteren

Wissenschaftsorientierung der Lehrerbildung wird vieles ftir die Lösung schulischer
Probleme erwartet. Auf der andern Seite geraten die Wissenschaft in ihrer vorherr-
schenden Ausprägung und die Universitäten als Orte der Wissenschaft unter Be-
schuss. Wissenschafts- und Universitätskritik geht dabei bei vielen lnterviewten mit
hohen Erwartungen gegenüber der Wissenschaft einher. Sie sfreben zwar eine wis-
senschaftsorientierte Lehrerbildung an, wiinschen sich aber gleichzeitig eine andere
Art von Wissenschaft.

Im folgenden wird die Interviewstudie zunächst kurz präsentiert. Der zweite Ab-
schnitt geht der Frage nach, welche Erwartungen an die wissenschaftsorientierte
Lehrerbildung gestellt werden. Diese professionelle Aspiration wird im dritten Ab-
schnitt als idealistisch charakterisiert und mit der Frage konfrontiert, was realisti-
scherweise von Forschung und Wissenschaft in der Lehrerbildung erwartet werden

1 Die so zitierten Quellenangaben beziehen sich auf transkribierte Interviews. P x bezeichnet eine der
57 Personen, die an den Interviews teilgenommen haben. Z. y bezeichnet die Z,eTlen des transkribier-
ten Interviewtextes.
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kann. Der Versuch, die Erwarnrngen realistisch zu halten, orientiert sich dabei an den
heute voraussbhbaren Rahmenbedingungen der zukünftigen Lehrerbildung auf Fach-
hochschulniveau.

Den Gegenpol zur Wissenschaftsaspiration bildet die Wissenschaftskritik, die sich
einerseits als Kritik an der Erziehungswissenschaft, andererseits als Universitätskritik
manifestiert. Während der vierte Abschnitt diese Wissenschaftskritik der Interviewten
darstellt, unterzieht der fünfte Abschnitt diese Kritik einer Kritik. Auf dem Hinter-
grund der Ergebnisse der Wissenschaftsforschung im Bereich der Bildungsforschung
wird gefragt, inwiefern die Kritik an der bisherigen erziehungswissenschaftlichen
Forschung berechtigt ist.

Im abschliessenden Abschnitt geht es um eine nüchterne Bilanz: Soll die Lehrerbil-
dung über die Phase der Anfangseuphorie hinaus wissenschaftsorientiert bleiben,
sind einerseits die notwendigen Rahmenbedingungen für Forschung und Entwick-
lung in der Lehrerbildung zu schaffen; andererseits müssen die Erwartungen so ge-
halten werden, dass sie auch erfüllt werden können.

1 . Die lnterviewstudie im Nationalfondsprojel<t "Zur Wirksamkeit der
Lehrerbildungssysteme in der Schweiz"2

Im Rahmen des Nationalfondsprojektes "Zrr Wirksamkeit der Lehrerbildungssy-
steme in der Schweiz" wurden neben standardisierten Befragungen von Studierenden
und amtierenden Lehrkräften auch Interviews mit Akteuren und Akteurinnen der
Lehrerbildung und der Lehrerbildungspolitik durchgeführt. Die qualitativen Inter-
views sollten einerseits über Wirkungsannahmen der Akteure und Akteurinnen Auf-
schluss geben, andererseits sollte die Gelegenheit benutzt werden für eine Ein-
schätzung der Reformprozesse, die in der Lehrerbildung im Moment im Gang sind.

Die Auswahl der Interviewpartnerinnen und -partner orientierte sich an drei Krite-
rien: Erstens wurden Akteure und Akteurinnen aus drei unterschiedlichen Gruppie-
rungen befragt: Verantwortliche aus den kantonalen Bildungsadministrationen
(Erziehungsdirektorinnen und -direktoren sowie Chefbeamtinnen und -beamten),
Iriterinnen und Leiter von Lehrerbildungsinstitutionen sowie Exponentinnen und Ex-
ponenten der Wissenschaft einerseits, der Verbände andererseits. Zweitens sollten die
Ausbildungen für Lehrkräfte des Kindergartens, der Primarstufe sowie der Sekun-
darstufen I und II in gleicher Weise berücksichtigt werden. Drittens waren die drei
Regionen der NW EDK, der IEDK und der EDK-Ost gleich stark zu beteiligen.

Die problemzentrierten Interviews dauerten ein bis zwei Stunden. Den Interviews
lag ein Interviewleitfaden zugrunde, der Einstiegsfragen, obligatorische Vertiefungs-
fragen sowie fakultative Vertiefungsfragen enthielt. Die Fragen wurden in vier Frage-
kreise unterteilt: Fragen zum Berufsbild von bzw. zum Anforderungsprofil an Lehre-
rinnen und Lehrer, Fragen zur Ausbildung, Fragen zur Lehrerbildungsreform sowie
Fragen zu gesellschaftlichen Aspekten der Lehrerbildung. Die im folgenden analysier-

2 Einen ersten Überblick über das Nationalfondsprojekt gibt Criblez (1997); die Anlage der Intervie-
wstudie wird von Christine Hofer im Schlussbericht zum Nationalfondsprojekt detailliert beschrieben
(Hofer, 1998).
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ten Aussagen stammen zum grossen Teil aus Textpassagen zu zwei Fragen aus dem
Fragekreis "Reformen": "Ein wichtiges Argument der Reformbefürworter ist die
'Professionalisierung durch Verwissenschaftlichung'. Wie stehen Sie dazu, was ver-
sprechen Sie sich allenfalls davon?" Diese Frage wurde mit der obligatorischen Ver-
tiefungsfrage ergänzt: "Was soll und kann die Wissenschaftsorientierung des Kinder-
gärtner/innen- und Lehramtsstudiums für die Bewältigung des Unterrichtsalltags lei-
sten, was nicht?" Die zweite Frage lautete: "In den 'Thesen zur Entwicklung Päd-
agogischer Hochschulen' wird gefordert, dass an denselben auch Forschung betrie-
ben werden soll. Wie stehen Sie dazu?" Obligatorisch wurde dazu die Vertiefungs-
frage gestellt: "Wie könnte eine allfällige Forschungstätigkeit der Studierenden selber
aussehen?"3

Die 57 Interviews wurden imZeitraum zwischen Herbst 1996 und Frühling 1997
durchgeführt, anschliessend transkribiert (rund 1200 Seiten Interviewtext) und mit
dem Textverarbeitungsprogramm ATLAS/ti grob kategorisiert. In dieser Grobkate-
gorisierung wurden einerseits die 4 Fragekreise unterschieden, andererseits jedem
Fragekreis einige Schlagworte zugeordnet. Dem Fragekreis "Reformen" wurden un-
ter anderen die Schlagworte "Forschung" und "Wissenschaft" zugeordnet. Durch die
Grobkategorisierung entstand so ein Textkorpus, der alle Interviewpassagen zu die-
sen Schlagworten enthielt. Darunter fielen Interviewpassagen, die ursprünglich zu
den entsprechenden Fragen geäussert wurden, aber auch alle anderen Interviewpas-
sagen, die sich mit dem Thema Wissenschaft und Forschung befassten. Dieser grob-
kategorisierte Textkorpus wurde anschliessend mit einem feineren Kategorienraster
noch einmal strukturiert. Zwei der sechs weiter differenzierten Kategorien im Bereich
Wissenschaft und Forschung dienen als Grundlagenmaterial der folgenden Analysen:
Zum einen wurde eine Kategorie "Erwartungen an Wissenschaft", zum andern eine
Kategorie "Kritik an der Wissenschaft" mit je weiteren Unterkategorien gebildet. Das
methodische Vorgehen orientierte sich an den Verfahrensregeln der qualitativen In-
haltsanalyse.

Die interviewten Personen repräsentieren nicht alle Gruppierungen, welche dieZu-
kunft der Lehrerbildung mitbestimmen. So fehlen etwa die Ausbildnerinnen und
Ausbildner der Lehrerbildungsinstitutionen, aber auch die politischen Parteien sowie
Parlamentarierinnen und Parlamentarier. Die 57 Personen repräsentieren jedoch die
Gruppierungen, welche die Reformdiskussion massgeblich bestimmen, recht gut.Im
Vordergrund der Auswertung stehen aber nicht die Einzelaussagen, sondern die
hauptsächlich verwendeten Argumentationsmuster, die nicht nur für die Befragten
gelten dürften, sondern in der Reformdiskussion zur Lehrerbildung weit verbreitet
sein dürften. Für die folgende Analyse spielten jedoch nicht nur die verwendeten Ar-
gumentationsmuster, sondern auch deren Widersprüche und die Auslasssungen eine
zentrale Rolle.

3 Der vollständige Interviewleitfaden ist im Anhang des Schlussberichtes abgedruckt (vgl. Oelkers &
Oser, 1998).
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2. Wissenschaftsaspiration oder: Wozu Wissenschaft in der
Lehrerbildung?

Die Bereitschaft der Interviewten, die Lehrerbildung in Zukunft enger mit Wissen-
schaft und Forschung zu verbinden, ist sehr gross. Sieht man von einigen wenigen
Ausnahmen ab, unterstützen die Befragten diese Reformrichtung, wie sie einerseits
im Rahmen der Reformdiskussionen zur Lehrerbildung seit den "Thesen zur Ent-
wicklung Pädagogischer Hochschulen" (EDK, 1993), andererseits im Rahmen der
Fachhochschuldiskussion seit der "Botschaft zu einem Bundesgesetz über die Fach-
hochschulen" (Botschaft 1994) immer wieder postuliert wird. Diese hohe Bereit-
schaft, die Reformen in diese Richtung zu lenken, ist in den grossen Erwartungen an
eine verbesserte Wissenschaftsorientierung begründet. Was sollen Wissenschaft und
Forschung in der zukünftigen Lehrerbildung leisten?

Aus der Analyse der Interviews ergeben sich fünf zentrale Erwartungen, die mit der
Wissenschaftsorientierung verbunden werden. Sie sind zwar nicht trennscharf von-
einander abzugrenzen, überschneiden und bedingen sich gegenseitig. Im Sinne heu-
ristischer Kategorien vermögen sie für den momentanen Stand der Diskussionen je-
doch zu zeigen, welche Erwartungshaltungen gegenüber einer wissenschaftsorientier-
ten Lehrerbildung bestehen. Im folgenden werden diese fünf Kategorien kurz be-
schrieben und anhand einiger Zitate aus dem Textkorpus der Interviews dokumentiert:

a) Wissenschaft und Forschung in der Lehrerbildung dienen der Verbesserung der
Refle xions - und Analy s eftihi g ke it zukünfti g e r Lehrkrrifte
"Ich denke, es braucht wirklich eine gute Basis, ... um auch das Handeln reflektieren
zu können" (P 4, Z. 647 f .). Lehrerinnen und Lehrer sollen lernen, ihr eigenes Han-
deln und ihre Alltagstheorien über Schule, Bildung und Erziehung zu reflektieren.
Angesprochen wird etwa das Konzept des praticien chercheurs (in der Regel wahr-
scheinlich über die Broschüre von Gautschi & Mantovani-Vögeli t19951 rezipiert), in
einigen Interviews scheinen auch Bezüge zu Andreas Dicks Darstellung und Rezep-
tion der angloamerikanischen Diskussion auf (Dick, 1994). Kein Interviewpartner
und keine Interviewpartnerin nimmt jedoch explizit auf Donald A. Schön, den Autor
des "Reflective Practitioner", Bezug (Schön, 1983), obwohl fast alle Befragten das
Konzept unterstützen. Die Überlegungen gehen selten über das Schlagwort und die
Forderung nach Praxisorientierung der Forschung im Sinne der Reflexion des Unter-
richtshandelns hinaus.

b) Wissenschaft und Forschung in der Lehrerbildung fördern die dffirenzierte
Argumentation und das dffirenaierte Begründen bei zukünftigen Lehrkräften
Diese zweite Erwartung steht in sehr engem Zusammenhang mit der ersten, allerdings
ist sie nicht nach innen, auf den eigenen Unterricht, sondern nach aussen gerichtet
und steht im Zusammenhang mit dem Image der Schule und deren Stellung in der
Gesellschaft. Die Professionalisierung der Lehrerschaft wird hier so verstanden, dass
"Lehrkräfte im Gespräch über das, was sie tun und über Erziehung und Bildung mit
Eltern, mit andern Gruppierungen der Gesellschaft sich ... als Expertinnen und Ex-
perten verstehen könnten, die fundient und in Kenntnis dessen, was man darüber
schon erforscht hat, argumentieren und nicht aus dem gleichen Stand wie ihre Part-
nerinnen und Partner, nämlich, dass man auch mal erzogen worden ist und in der
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Schule war" (P 34, Z. 995 ff.). Ein befragter Experte der Universität brachte diese
Funktion der Wissenschaftsorientierung auf den Punkt: Lehrerinnen und Lehrer
müssten im Umgang mit Eltern, mit Schulbehörden und mit weiteren aussenstehen-
den Personen ihr eigenes Handeln, aber auch die Schule mit Argumenten legitimieren
können. Dazu sei Wissen jedoch die notwendige Grundlage (P 6, 2.356 tf .).

c) Wissenschaft und Forschung in der Lehrerbildung dienen der Erweiterung der
indiv iduelle n W is s e nsb as is
"Und schliesslich... ist das Wissen die Grundlage des Handelns" (P 6,2.350 f.).
Das "Wissen um Zusammenhänge und Gesetzmässigkeiten von Entwicklungs- und
Lernprozessen" müsse in der Lehrprofession verstärkt werden (P 6,2.668 ff.), Leh-
rerinnen und Lehrer bräuchten mehr Hintergrundwissen, damit sie das Verhalten der
Kinder und das gesellschaftliche Umfeld besser analysieren können (P 8,2.595 ff.).
Alltagswissen soll durch wissenschaftliches Wissen kontrolliert werden, Halbwissen
soll möglichst vermieden werden. Dieses Wissen aber muss permanent aktualisiert
und emeuert werden.

Allerdings wird in der Regel offen gelassen, welches wissenschaftliche Wissen
gemeint ist: das erziehungswissenschaftliche, das fachwissenschaftliche oder das
fachdidaktische? Handlungswissen oder Reflexionswissen? Reicht das allgemeinbil-
dende Wissen der Sekundarstufe II aus? Die hohe Bewertung des Wissens kommt
der traditionellen Wissensorientierung der Schule sehr nahe. Aber welches sind die
richtigen Selektionen unter der Bedingung der er Informationsgesellschaft?

d) Wissenschaft und Forschung in der Lehrerbildung schaffen Verhaltenssicher-
heit im Unterricht
"Die wissenschaftlichen Erkenntnisse sollen dazu dienen, ich denke gerade an die
Erziehungswissenschaft, ... die Praxis besser einüben, die Praxis besser bewältigen
zu können. Also es geht hier sicher nicht darum, wissenschaftliche Methoden zu leh-
ren, sondern ... das Handeln zu steuern" (P 1,2.733 tt.). Dieses Zitatist typisch für
viele Ausserungen in den Interviews. Man erwartet von der Wissenschaftsorientie-
rung grössere Sicherheit im pädagogischen Handeln, Gewissheiten. "Diese Sicherheit
... lässt uns all die tausend Probleme des Schulalltags meistern [sic!]. Und wenn man
diese Probleme meistert, dann ist man zufrieden, und wenn man zufrieden ist, ist man
gesund und stark und kann wieder mehr leisten" (P 21,2.780 ff.). Wissenschaft, so
formuliert ein Seminardirektor, hat die Funktion, die bisher weltanschaulich fundier-
ten, tradierten, aus irgendwelchen Axiomen abgeleiteten Verhaltenserkllirungen und
-empfehlungen der Lehrerbildung empirisch abzustützen.

Allerdings wird auch kritisch geäussert, dass die Wissenschaft, wenn sie einem
solchen Erwartungsdruck ausgesetzt werde, zur "einfachen Rezeptwissenschaft" ver-
komme (P 10, Z. 243). Dem Anspruch auf Verhaltenssicherheit durch Wissen-
schaftsorientierung widerspricht zudem die Erwartung, dass Wissenschaft einen Bei-
trag dazlu leiste, der Welt fragend gegenüberzustehen, die bestehenden Sicherheiten
immer wieder zu hinterfragen und eine kritische Sicht der Welt zu entwickeln (so
etwa P 45, Z. 823 ff .; P 5, Z. 616 f .).
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e) Wissenschafi und Forschung unterstützen die Qualitätsentwicklung und die

Qualit tit s s ic he rung de r S c hule
"Für mich ist Verwissenschaftlichung ein Qualitätsmerkmal" (P 35,2.422). Yon der

Wissenschaftsorientierung wird einerseits eine Qualitätsverbesserung der Lehrerbil-
dung erwartet. Andererseits soll durch Forschung und Wissenschaftsorientierung
auch eine permanente Weiterentwicklung von Schule und Lehrerbildung ermöglicht
werden. In diesem Sinne wird die stärkere Wissenschaftsorientierung als Beitrag zur

Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung verstanden. Letztlich trägt die Wissen-

schaftsorientierung in der Sicht einiger Interviewpartnerinnen und -partner zur Pro-

fessionalisierung der Lehrerschaft bei, weshalb die Verwissenschaftlichung der
Lehrerbildung auch als Beitrag zur Qualitätsentwicklung der Schule interpretiert wird.

Bezugspunkt der Erwartüngen ist in der Regel der Ausbildungsbereich Erzie-
hungswissenschaften. Zumindest ist eine sehr deutliche Akzentuierung in diese

Richtung erkennbar. Neben den Erziehungswissenschaften wird ab und zu auch auf
die Fachdidaktik Bezug genommen. Dass der fachdidaktischen Forschung nicht mehr

zugetraut wird, hat wohl mit ihrem geringen Ausbaugrad in der Schweiz zu tun. Al-
lerdings wäre genau hier eine der grossen Herausforderungen für die neuen Hoch-

schulen zu verorten. Die Fachwissenschaften kommen als Bezugspunkte dagegen

kaum vor. Lediglich zwei Vertreter der Ausbildungen für die Sekundarstufe I äussern

sich in dieser Richtung: "Ich möchte, dass sie [die Studierenden; LC] die Gelegenheit

haben, sich fachwissenschaftlich zu vertiefen, punktuell in einem Bereich ... fach-
wissenschaftliche Inhalte vermittelt bekommen, die spezifisch auf Bedürfnisse eines

Lehrerstudenten zugeschnitten sind" (P 57, Z. 785 ff.). Beim zweiten Vertreter der

Sekundarstufe I kommt dieses Problem der Abstimmung von fachwissenschaftlichen

Inhalten auf die curricularen Bedürfnisse der Lehrerbildung ganz deutlich zum Aus-

druck: "Ich meine, die Lehrerbildung ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass fachwis-

senschaftliche Ausbildungsinhalte gez\elt auf Bedürfnisse von Lehrerstudenten zuge-

schnitten sind, und nicht von Diplomstudenten. ... Dass die Hochschule sich darum

nicht reisst, ist mir klar. Da muss halt die Lehrerbildung mit eigenen Ressourcen ...

wirken" (P 57, Z. l088ff.).
Dieses weitgehende Fehlen der Fachwissenschaften als Bezugspunkt für die Wis-

senschaftsorientierung kann - positiv - in die Richtung interpretiert werden, dass For-

schung im Bereich der Fachwissenschaften im Sinne einer Arbeitsteilung den Uni-
versitäten zugeordnet bleiben soll und dass sie in den Pädagogischen Hochschulen

weitgehend mit fachdidaktischen Fragen verknüpft werden soll. Das Ausblenden der

Fachwissenschaften aus der Lehrerbildungsdiskussion führtjedoch zu einer Fokus-

sierung auf Vermittlungsaspekte. Die Allgemeinbildung auf Maturitätsniveau ist in
dieser Optik gleichzeitig die fächliche Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer. Eine

weitere inhaltliche Beschäftigung mit schulischen Untenichtsinhalten ist nicht mehr

vorgesehen. Damit wird in Kauf genommen, dass die fachliche Ausbildung nicht

lehrplanförmig ist. Konkret: Die Beschäftigung mit deutscher Literatur im Gymna-

sium dient zwar der Allgemeinbildung, aber für den Sprachunterricht in der Primar-

schule wären zukünftige Lehrerinnen und Lehrer wohl eher in Linguistik und Psy-

cholinguistik auszubilden als in neuer deutscher Literatur. Fachwissenschaftiche An-
teile mtissten also in die Ausbildung aufgenommen werden können. Die Wissen-
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schaftsorientierung könnte auch so verstärkt werden. Allerdings dürften die Inhalte
nicht von der fachwissenschaftlichen Systematik her bestimmt sein, sondern müssten
entweder auf die Lehlpläne der Volksschule abgestimmt oder aber auf die Vermitt-
lungsaufgabe zugeschnitten sein.

Eine zweite Lücke in der Diskussion über Wissenschaftsorientierung ist im Bereich
der berufspraktischen Ausbildung festzustellen. Überlegungen dazu, wie Forschung
(sei sie nun erziehungswissenschaftlicher, fachdidaktischer oder fachwissenschaftli-
cher Provenienz) mit der berufspraktischen Ausbildung zu verbinden sei, fehlen fast
vollständig, obwohl das Konzept des reflektiven Praktikers immer wieder erwähnt
wird. Offensichtlich ist über die Rolle der Praxislehrkräfte in diesem Zusammenhang
bislang noch wenig nachgedacht worden. Der reflektive Praktiker soll - überspitzt
formuliert - ohne Einbezug der reflektiven Praktiker ausgebildet werden. Ansätze für
eine neuen Positionierung der Praxislehrkräfte finden sich zwar in der amerikanischen
Diskussion über die sog. Professional Development Schools (vgl. Criblez,l998a).
In der Schweiz fehlen Überlegungen in diese Richtung bislang fast vollständig.

3. RealistischeErwartungen?

Kann eine zukünftige Lehrerbildung diesen formulierten Erwartungen gerecht wer-
den? Oder wird die Wissenschaftsorientierung an der Ernüchterung über nicht erfüll-
bare Erwarhrngen scheitern? Erfolg oder Misserfolg der stärkeren Ausrichtung an der
Wissenschaft hängen weitgehend davon ab, ob es gelingt, die Erwartungen realistisch
zu halten. An den beschriebenen Erwartungen können in dieser Hinsicht zumindest
zwei Probleme gezeigt werden: Am Beispiel der Technologieerwartung (Schaffen von
Verhaltenssicherheit) kann gezeigt werden, dass die Verwissenschaftlichung der
Lehrerbildung mit Erwartungen verbunden ist, die nicht eingehalten werden können,
weil die Wissenschaft diese Erwartung gar nicht einlösen kann (a). Zweitens können
Erwartungen scheitern, weil die notwendigen Rahmenbedingungen nicht vorhanden
sind (b).

a) Die Erwartung, dass eine stärkere Wissenschaftsorientierung zu mehr Verhal-
tenssicherheit führen werde, ist mindestens aus zwei Gründen nicht einzulösen. Er-
stens ist das sozialwissenschaftliche Wissen, das zu dieser Verhaltenssicherheit füh-
ren könnte, nicht vorhanden.Zwar hat auch die amerikanische Holmes-Group, wel-
che mit ihren Berichten die amerikanische Lehrerbildungreform massgeblich beein-
flusst hat, ein Kerncurriculum für die Lehrberufe gefordert, weil aufgrund des Fort-
schritts der Erziehungs- und Sozialwissenschaften heute ein Set von definierten wis-
senschaftlichen Erkenntnissen vorliege, dasjedem zukünftigen Lehrerundjeder zu-
künftigen Lehrerin in der Ausbildung vermittelt werden müsse. "Within the last
twenty years, however, the science of education promised by Dewey, Thorndike, and
others at the turn of the century, has become more tangible: The behavioral sciences
have been turned on the schools themselves, and not just in laboratory simulations.
Studies of life in classrooms now make possible some convincing and counter-intui-
tive conclusions about schooling and pupil achievement" (Holmes Group, 1986,52).
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An dieser optimistischen Einschätzung des Zustandes der Erziehungswissenschaf-
ten ist jedoch vehement Kdtik geübt worden4: "These researchers are never able to
turn their theories into firm prescriptions for what practitioners should do in schools.
One reason is that theories are efforts to generalize over time and across contexts,
while teaching is a highly particularistic activity, necesserily bounded by time and
place. Another is that educator judgments involve a mixture of value concerns and
technical evaluations, and research can contribute only to the latter" (Labaree, 1995,
S. 174). Wissenschaftliche Theorien könnten in Entscheidungssituationen zwar als
Referenzpunkte dienen, aber Lehrerinnen und Lehrer müssten immer situations- und
kontextbezogen auf dem Hintergrund ihrer praktischen Erfahrung entscheiden. Die
imperiale Autorität einer an einheitlichen Standards ausgerichteten Lehrerbildung hält
Labaree deshalb für einen Mythos.

Zweitens wird dieses Wissen - noch wenn es vorhanden ist -, in praktischen Ver-
wendungszusammenhängen sehr unterschiedlich verwendet. "Das sozialtechnologi-
sche Fiasko ist durch besseres und mehr Wissen nicht auszubügeln" (Beck & Bonss,
1989, 17). Die sozialwissenschaftliche Verwenderforschunghx gezeigt, dass Ver-
wendung nicht einfach Anwendung sei, sondern "ein aktives Mit- und Neuprodtzie-
ren der Ergebnisse, die gerade dadurch den Charakter von 'Ergebnissen' verlieren
und im Handlungs-, Sprach, Erwartungs- und Wertkontext des jeweiligen Praxiszu-
sammenhangs nach immanenten Regeln in ihrer praktischen Relevanz überhaupt erst
geschaffen werden" (Beck & Bonss, 1989, S. 11).

Solche Erkenntnisse haben im Verlaufe der letzten 30 Jahre die "'Verwissenschaft-
lichung'als Mythos" entlarvt (Neumann & Oelkers, 1984). Frank-Olaf Radtke hat die
Versuche einer "wissenschaftlichen Modernisierung der Erziehung" (Radtke, 1996,
S. 19) analysiert und deren Verlauf in zwei Etappen beschrieben: Zunächst wurde die
Vermittlung zwischen Theorie und Praxis von der Kommunikation zwischen Wissen-
schaftlern und Praktikern erwartet. Diese Erwartung ging von der Annahme aus, dass

Forschen, Erkennen und Handeln ein einheitlicher Prozess sein könnten, "an dessen

Ende der wissenschaftlich aufgeklärte Praktiker sttinde, für den wissenschaftliche Er-
kenntnis und praktisches Know-how keine Gegensätze mehr bilden" (Radtke, 1996,

43). Aber diese Erwartung in den Transfer zwischen Wissenschaft und Praxis wurde
enttäuscht. "Zu beobachten war der selektive oder statische Umgang mit sozialwis-
senschaftlichem Wissen unter Opportunitätsbewegungen" (Radtke, 1996, 5.46).
Radtke führt dieses Scheitern u.a. auf zwei implizite Annahmen zurück: auf die An-
nahme einer höheren Rationalität wissenschaftlichen Wissens gegenüber alltäglichem
Wissen und auf die Überzeugung der Aufklärungsfähigkeit der Praxis.

Dieses Scheitern führte in einer zweiten Phase dazu, dass dem Alltagswissen seine

eigene 'Dignität' zugesprochen wurde. "Aus revidierter Sicht ist die Vermittlung von

4 Ein befragter Experte, Vertreter der akademischen Disziplin Erziehungswissenschaft, hat im Inter-
view ebenfalls auf das Fehlen einer verbindlichen Wissensgrundlage hingewiesen: "Aber es ist natür-
lich schwierig ... zu fordern, den Leuten muss wissenschaftliches Wissen vermittelt werden, wenn
wir das gar nicht haben. Ich denke, wir sind im Bereich der Erziehungswissenschaft noch lange nicht
so weit, dass wir wirklich verkünden könnten, wir wären in der Lage, die Lehrerinnen und Lehrern
mit unserem Wissen einzudecken und dann wüssten sie eigentlich alles, was sie zu wissen brauchen"
(P 33,2.431 ff.).
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Theorie und Praxis nicht länger ein Transferproblem, sondern ein Problem unter-
schiedlicher Wissensstrukturen, deren Transformation oder, gründsätzlich, deren
Transformierbarkeit zur Debatte steht" (Radtke, 1996, S. 51). Dass auch dieser
Ansatz im Hinblick auf die wissenschaftliche Ausbildung von Lehrerinnen und Leh-
rem vor ihrer praktischen Unterrichtstätigkeit scheitern musste, hat nach Radtke mit
der Annahme zu tun, dass dem Handeln rationale Entscheidungen, wie zu handeln
sei, vorausgingen. Jedoch: "lJm ein Unterrichtsziel (vorausgehende Absicht) zu er-
reichen, bedarf es einer Kette von absichtsvollen Handlungen, die im voraus nicht be-
absichtigt/geplant werden können, weil die Notwendigkeit, sie auszuführen, situativ
entsteht und nicht vorausgesehen werden kann" (Radtke 1996, S. 70).

Diese Erfahrungen, die sich vor allem auf die wissenschaftsorientierte Lehrerbil-
dung in Deutschland beziehen, sollten ernst genommen werden. Die Probleme, die
mit der Wissenschaftsorientierung verbunden sind, sind grundsätzlicher Art und nicht
abhängig von der nationalen Ausprägung eines Bildungssystems. Die Perspektive,
die Lehrerbildung in der Schweiz erfolgreich zu 'verwissenschaftlichen', ohne die
Folgeprobleme bearbeiten zu müssen, ist wohl zu optimistisch. Die Erwartungen an

die vermehrte Wissenschaftsorientierung sind deshalb schon zu Beginn realistisch zu
halten. Den Technologieerwartungen jedenfalls kann die wissenschaftsorientierte
Lehrerbildung, in welcher Form man diese Wissenschaft auch immer organisiert,
nicht gerecht werden.

b) Neben diesen überspannten Erwartungen an die Wissenschaftsorientierung der
Lehrerbildung sind Erwartungen festzustellen, die von einer wissenschaftlichen
Lehrerbildung auch erfüllt werden könnten, die sich aber nicht im erwarteten Aus-
mass einstellen dürften, weil die Rahmenbedingungen für die wissenschaftliche
Lehrerbildung nicht mit den Erwartungen korrespondieren. Einige zeitökonomische
Überlegungen sollen als Beispiel dienen.

Zeitökonomische Fragestellungen sind im Bildungsbereich eigentlich an der Tages-
ordnung: Schulen funktionieren nur aufgrund ihrer Stundenpläne, Lektionentafeln
und Lehrpläne; Schüler- und Lehrerpensen sind normiert. Trotz dieser starken zeitli-
chen Strukturierungskomponente sind Schulreformdiskussionen immer ideal, sie ab-

strahieren von zeitlichenZwängen und tun so, als obZ,eitkein knappes Gut wäre. Im
Moment steht in der Lehrerbildungsdiskussion die Dauer der Ausbildung als Struk-
turmerkmal im Vordergrund. Dieses Strukturmerkmal begrenzt die Ausbildungszeit
auf drei Jahre. Die Lehrerbildung wird jedoch bereits durch eine zweite wichtige
Rahmenbedingung stark zeitlich normiert: durch die Lektionsverpflichtung der Do-
zentinnen und Dozenten.

Drei Jahre, etwa 120 Wochen bei schulischem Jahresrhythmus, ist im Hinblick auf
die hohen Erwartungen an eine wissenschaftsorientierte Lehrerbildung wenig Zeit.
Forschung und Entwicklung müssen - schon aus zeitökonomischen Gründen - 'er-
kämpft' werden, sollen Studierende überhaupt daran beteiligt werden. Die Hoffnun-
gen sollten deshalb in Grenzen gehalten werden. Die zeitökonomische Betrachtung
macht aber auch deutlich, dass ein weiteres Problem anzugehen ist: Sowohl für die
Ausbildungsinhalte ganz allgemein wie auch für den Bereich Forschung und Ent-
wicklung sind grundlegende Überlegungen für eine Triage zwischen Grundausbil-
dung (Initialausbildung) und Fortbildung notwendig. Nicht alles, was wünschbar ist,
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findetPlatz in der Grundausbildung, nicht alles, was heute in der Grundausbildung
angesiedelt ist, ist hier, das heisst: vor der alltäglichen Unterrichtserfahrung, sinnvoll
plaziert. Und aus der Perspektive von Forschung und Entwicklung wären Konzepte
zu prüfen, die sich nicht nur auf die Grundausbildung, sondern auch auf die Fortbil-
dung beziehen.

Dozenten und Dozentinnen der zukünftigen Fachhochschulen in Bundeskompetenz
werden zu 16-20 Lektionen Lehre verpflichtet (Botschaft, 1994, S. 36). Diese Bun-
desregelung wird auch ftir die Fachhochschulen in kantonaler Kompetenz normierend
sein. 16 Lektionen Lehre auf Hochschulstufe vorzubereiten und durchzuführen, die
den inhaltlichen und methodisch-didaktischen Qualitätsstandards genügt, ist für Do-
zentinnen und Dozenten, die auch ihre Aufgaben innerhalb der Ausbildungsinstitution
(Betreuung der Studierenden, Kollegium, Kommissionsarbeit usw.) und ihre Fort-
bildungspflicht wahrnehmen, Aufgabe genug. Forschung und Entwicklung wird un-
ter diesen Bedingungen zum Nebenamt, ein Problem, das die Situation der Bildungs-
forschung in der Schweiz ganz allgemein bereits kennzeichnet (vgl. unten).

4. Wissenschafts- und Universitätskritik

Obwohl in den Interviews mit der slärkeren Wissenschaftsorientierung der Lehrerbil-
dung hohe Erwartungen verbunden wurden, bleibt das Verhältnis zur Wissenschaft
skeptisch. Dies zeigt sich in drei unterschiedlichen Bereichen: erstens darin, dass

viele Interviewpartner und -partnerinnen auf die weit verbreitete Skepsis gegenüber
der Wissenschaft explizit hinweisen, zweitens in der Kritik an der Institution Uni-
versität und drittens im Hinweis auf Lücken der heutigen Bildungsforschung.

"Ich stelle eher ein sehr grosses Misstrauen allem Wissenschaftlichen gegenüber
fest" (P 2, Z. 212 f.). Ahnliche Aussagen wiederholen sich in vielen Interviews. Die
erste Kritik betrifft die Lehrerbildung selbst und beschreibt eine Grundhaltung der
Personen in der Institution Lehrerbildung gegenüber der Wissenschaft. Allerdings
wird diese Grundhaltung des Misstrauens nicht analysiert. Eine Steigerung formuliert
eine Person aus der Bildungsverwaltung, indem sie das Misstrauen nicht nur auf die
Wissenschaft, sondern auf das Wissen ganz allgemein bezieht: In der Lehrerbildung
sei das "Misstrauen gegenüber allem, was Wissen und wissenschaftlich ist", gross (P

2, Z. 347). Ein Grund für die ablehnende Haltung gegenüber der Wissenschaft wird
etwa darin gesehen, dass die alltägliche Praxis der Lehrerbildung eine Beschäftigung
mit Wissenschaft gar nicht zulasse, ein anderer Grund wird in der Distanz zwischen
Lehrerbildung und Wissenschaft gesehen: "Das ist auch eine Folge dieser Art von

Lehrerbildung, die eben sehr praxisnah ist, und dann eigentlich alles, was an der

Universität geschieht, als theoretisch bezeichnet, auf diese Weise eigentlich eine Ver-
bindung, wie ich es doch für wichtig finden würde, zwischen erziehungswissen-
schaftlicher Forschung und pädagogischer Praxis sehr erschwert wird" (P 33,2.276
ff.).

Die zweite Kritikbetifft die Universität als Institution. Diese Kritik dient gleich-
zeitig einer Profilierung der Pädagogischen Hochschule. Die Abgrenzung zur Uni-
versität macht deutlich, worin sich die Pädagogischen Hochschulen in ihrem Selbst-

verständnis von den Universitäten unterscheiden wollen (ob sie dies können, wird
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sich weisen müssen). "Also wenn die Forschung an den Pädagogischen Hochschulen
das ist, was Forschung zu meiner Zeit an der Uni gewesen ist, dann kann man darauf
verzichten, dann ist es unsinnig" (P 3,2.856 ff.). Kleine Ausgaben der Universitä-
ten sollen die Pädagogischen Hochschulen nicht sein (P 5 2.635-636).

Die Universitätskritik äussert sich denn auch in Bedenken, dass die Pädagogischen
Hochschulen "zu wissenschaftlich" werden könnten. "Wenn eine Institution zu stark
abf?ihrt auf die Wissenschaft, dann ist sie verloren. ... Dann interessiert sie plötzlich
die Praxis nicht mehr" (P 44,2. 1063 ff.). Damit hängt auch zusammen, dass Ver-
wissenschaftlichung der Lehrerbildung ein negativ konnotiertes Vorbild hat: die wis-
senschaftliche Lehrerbildung in Deutschland. Ein Interviewpartner erwähnt die Erfah-
rungen einer Studienreise mit der Seminardirektorenkonferenz in Berlin: "'Was man
dort als Verwissenschftlichung der Lehrerbildung betrachtet, das ist meiner Meinung
nach ein Zerrbild oder eine Satire auf Verwissenschaftlichung. ... Was ich in
Deutschland gesehen habe, ... das grenzt an Perversion" (P 43, Z.IIIO ft.).

Sehr verbreitet ist die Kritik am universitären I ehrbetrieb, insbesondere an der
traditionellen 'Grossform' Vorlesung: "Vorlesung ist ein Graus" (P 51, Z. ll29).
Der methodisch heilen und überschaubaren Welt des Lehrerseminars wird der kalte,
methodisch unzulängliche Betrieb der Massenunivenität gegenübergestellt. In dieser
Dichotornisierung sind die Präferenzen bereits verteilt.

Die dritte, implizite Kritik zeigt Lücken in der bisherigen Bildungsforschung auf.

Explizit heisst die Kritik etwa: "Es wird für die Anliegen der Lehrerinnen- und
Lehrerbildung, für die Anliegen der Schule ... zu wenig geforscht" (P 52, Z. 1720
ff.). Allgemein sind die Akteurinnen und Akteure der Meinung, dass der Ausbau der
Bildungsforschung in der Schweiz zt geing sei. Einzelne sprechen sogar vor einem
"desolaten Zustand" (P 45, Z867). "Ich glaube, die pädagogische Forschung in der
Schweiz als ganzes liegt im Argen. Da wird sicher nicht zu viel, sondern zu wenig
geforscht" (P 24, Z. 1048 ff.). Ein Interviewpartner macht darauf aufmerksam, dass

in der Schweiz auf allen Ebenen Forschung fehle, sowohl auf der Makroebene
(Schulsysteme), der Mesoebene (Schulen, Schulabteilungen) wie auch auf der Mikro-
ebene (Klassenzimmer, Unterrichtsvorgänge, Methoden). "Wir denken, man muss

auf allen drei Ebenen arbeiten" (P 36,2. 1195).
Auf diesem Hintergrund wird ein Ausbau der erziehungswissenschaftlichen For-

schung verlangt. Mehrmals wird, vor allem von Vertreterinnen des Kindergartens,
der Mangel an Forschung im Vorschulbereich beklagt. Daneben finden lediglich die
Berufsbildung, die Didaktik, die Fachdidaktik sowie die Fächer Hauswirtschaft und
Handarbeit/Werken je einmal Erwähnung. Während also allgemein die Forderung
nach mehr Forschung im Bildungsbereich unterstützt wird, werden die Forschungs-
lücken im Sinne von zu wenig erforschten Teilen des Bildungssystems kaum be-

nannt. Meist wird sehr allgemein von erziehungswissenschaftlicher oder pädagogi-
scher Forschung gesprochen5. Ahnliches gilt auch für die konkreten Forschungsthe-

5 Allerdings sind die Lücken der Bildungsforschung durch die Wissenschaftsforschung ziemlich prä-

zise benannt. Seit der ersten Analyse der Schweizerischen Bildungsforschung durch die Schweizeri-
sche Gesellschaft für Bildungsforschung (SGBF,1988) sind sie immer wieder benannt worden
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men, die explizit als Forschungsmöglichkeit zukünftiger Forschung in den Päd-
agogischen Hochschulen genannt werden: Übertritt Kindergarten-Primarschule,
Kindergarten, Basisstufe, Selektion, interkulturelle Erziehung, Sprachprobleme
fremdsprachiger Kinder (3x), Scheidungskinder, Zweitsprachenerwerb (2x),
Spielverhalten, Folgen von Blockzeiten, Lehrplanentwicklung, Berufsbildungsfra-
gen, Lernforschung, Koedukation, Muttersprachdidaktik, Sprachentwicklung und
Gewalt an Schulen.

Erstaunlich ist, dass mit der Kdtik immer wieder ein 'alternatives'Bild von Wis-
senschaft entworfen wird. Diese 'andere' Wissenschaft bleibt jedoch - sieht man von
den wenigen vorgeschlagenen Forschungsthemen ab - diffus, zumal die Interview-
partnerinnen und -partner, wenn sie überhaupt Wissenschaft definieren, bei den
klassischen Kriterien wie Objektivitat, Überprtifbarkeit, Theoriegeleitetheit, Metho-
denkontrolle, Generalisierbarkeit und dem Wahrheitskriterium bleiben. Trotz dieser
diffusen Vorstellung soll sich die Wissenschaft ihr anpassen: "Das braucht vielleicht
von wissenschaftlich Tätigen eine gewisse Umstellung" (P 20, Z. 888-889).

5. Kritik der Kritik

Die an der Universität als traditioneller Forschungsinstitution und der Wissenschaft
geübte Kritik wird im folgenden mit den vorliegenden Daten aus der Wissenschafts-
forschung und mit wissenschaftssoziologischen Erkenntnissen konfrontiert. Ziel ist
es zu beurteilen, in welcher Hinsicht die Kritik berechtigt und wo sie unberechtigt ist.
Die Kritik an Wissenschaft und Universität beachtet kaum - so die allgemeine These -

, dass Forschung einer bestimmten Eigenlogik und Eigendynamik folgt, die nicht ein-
fach ausser Kraft gesetzt werden kann. Zudem berücksichtigt die Kritik auch kaum
die heikle institutionelle Situation der Erziehungswissenschaften bzw. der Bildungs-
forschung in der Schweiz.

Bisher ist der Fokus der Frage nach Wissenschaft und Forschung in der Lehrerbil-
dung immer auf die Lehrerbildung selbst gerichtet gewesen: Welche Funktion spielt
Forschung in der Lehrerbildung? Wie können Forschung und Entwicklung in der
Lehrerbildung institutionell verankert werden? Wer soll in der Lehrerbildung For-
schung betreiben? Welche Forschungsthemen sollen bearbeitet werden? Wie stark
muss der Berufsfeldbezug, die Anwendungsorientierung der Forschung in der
Lehrerbildung sein? Können Praktiker, gemeint: Lehrpersonen, zugleich Forscher
sein? usw. (diese Diskussion wird in dieser Zeitschrift seit einiger Zeit geführt). Im
folgenden wird dieser Fokus umgekehrt. Es geht um die Frage, mit welchen Folgen
in der Erziehungswissenschaft zu rechnen ist, wenn Forschung und Entwicklung in
der Lehrerbildung etabliert werden.

Wenn Forschung und Entwicklung zum integralen Auftrag der Institutionen der
Lehrerbildung wird, verstärkt dies zunächst die Bildungsforschung in der Schweiz,
weil das Forschungs- und Entwicklungspotential zunimmt. Die Anzahl der Forschen-
den und die Anzahl der Forschungs- und Entwicklungsprojekte wird steigen, die für

(Gretler, 1994, S.65 ff.; Grossenbacher & Gretler, 1992, S.39 ff.; Patry & Cretler, 1992,
S.44 ff.; ; Poglia, Grossenbacher & Vögeli, 1993, S. 29 ff. ).
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Forschung und Entwicklung zur Verfügung stehenden finanziellen und personellen
Ressourcen werden zunehmen, der Publikationsoutput wird steigen, einfach weil die
neuen Institutionen unter Beweis stellen müssen, dass sie den Hochschulstatus6 zu-
recht innehaben und das Personal den Erwartungen von Wissenschaft und Forschung
gerecht werden kann. Insgesamt ergibt sich für die Bildungsforschung eine Perspek-
tive der Expansion7.

Diese Entwicklung ist aus der Sicht der Bildungsforschung erwünscht und not-
wendig. Allerdings könnte dieser Prozess auch einige problematische Folgen haben,
da in der gegenwärtigen Situation der öffentlichen Finanzen nicht einfach davon aus-
gegangen werden kann, dass die neuen Institutionen mit einem grosszügigen Kredit
für Forschung und Entwicklung ausgestattet werden. Wie sich die Entwicklungen im
Moment abzeichnen, wird es im pädagogischen Bereich auch nicht zu einer wesentli-
chen Konzentration der Ausbildungsstandorte kommen. Auf diesem Hintergrund
dürften die in verschiedenen Studien der Wissenschaftsforschung gezeigten Problem-
lagen der schweizerischen Bildungsforschung weiter verstärkt werden (Gretler, 1994;
Grossenbacher & Gretler, 1992; Patry & Gretler, 1992; Poglia, Grossenbacher &
Vögeli, 1993). Die Bildungsforschung wird auf noch mehr Institutionen verteilt, die
je für sich aber eine sinnvolle Grösse nicht erreichen, um Forschung und Entwick-
lung mit Kontinuität und so zu betreiben, dass die Akkumulation von Wissen wirk-
lich möglich ist. Die Zufälligkeit von Forschungsthemen und -schwerpunkten dürfte
sich fortsetzen. Und vor allem wird auch das Personal der Pädagogischen Hochschu-
len unter den vorgesehenen Arbeitsbedingungen nicht mit Kontinuität forschen kön-
nen, weil neben der Lehrverpflichtung dafür kaurnZnit bleibt.

Thematisch dürfte Forschung und Entwicklung in den Pädagogischen Hochschulen
auf die 'grossen' Themen des Praxisfeldes ausgerichtet werden, d.h. auf Lehr-Lern-
prozesse, auf die Mikroebene des Unterrichts sowie institutionell auf die Volks-
schule. Gerade diese Themen gehören jedoch heute schon alle zu den relativ gut ab-
gedeckten Forschungsthemen. Dagegen dürften heute vernachlässigte Themen wie
die Gymnasien oder der tertiäre und quartäre Bildungsbereich weiterhin vernachläs-
sigt werden. Einzig etwa für den Kindergarten könnte sich die Forschungssituation
verbessern - falls die Ausbildung der Lehrkräfte für den Kindergarten auch wirklich
in die Pädagogischen Fachhochschulen eingebunden wird.

Die 'Verwissenschaftlichung' def Lehrerbildung könnte also - so gesehen - die
Probleme der Bildungsforschung verstärken, statt sie zu minimieren, einfach weil die

6 Die Fachhochschulen gelten nach der Botschaft zum eidgenössischen Fachhochschulgesetz den tra-
ditionellen Hochschulen als "gleichwertig, aber andersartig" (Botschaft, 1994, S. l6). Dass die Fach-
hochschulen unter Druck geraten, den wissenschaftlichen Qualitätsbeweis zu erbringen, ist nicht nur
eine Hypothese, sondern an den Entwicklungen in Deutschland empirisch nachgewiesen worden. Seit
anfangs der siebziger Jahre hat bei erstberufenen Personen an den Pädagogischen Hochschulen die
Praxisorientierung stark abgenommen, während sie im selben Zeitraum bei Erstberufenen an Univer-
sitäten zugenommen hat (vgl. Baumert & Roeder, 1990, S. 116).
7 Die Organisation cler Lehrerbildung in Pädagogischen Hochschulen und die Integration der Pädago-
gischen Hochschulen in die Universitäten hat in Deutschland - zusammen mit der allgemeinen Ex-
pansion der Universitären - zu einer Expansion des Lehrkörpers (hauptberufliche Professorinnen und
Professoren) von 23 irn Jahr 1960 auf l'012 im Jahr 1983 geführt (Baumert & Roeder, 1990, S. 87)!
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neuen institutionellen Strukturen mit ähnlichen Problemen konfrontiert sind wie die
schon vorhandenen. Zudem dürfte die Schwierigkeit, erziehungswissenschaftliche
Forschung als Grundlagenforschung zu legitimieren, wegen der Forderung nach
praktischer Verwertbarkeit von Seiten der Profession zunehmen. Forschung und
Lehre an den Universitäten dürften einem zunehmendem Druck ausgesetzt werden,
sich vermehrt auf die Praxis hin zu orientieren, da nur noch eine solche Orientierung
im Hinblick auf die Ausbildung der Profession als legitim erscheint. Dies ist vor al-
lem deshalb problematisch, weil einerseits die Lage der Erziehungswissenschaften als

universitäre Disziplin zumindest in der deutschsprachigen Schweiz prekär ist
(Criblez, 1998b), weil andererseits kaum zwischen Profession und Disziplin unter-
schieden wird. Doch die Spezialisierungsprozesse, sowohl derjenige der Professio-
nalisierung wie auch derjenige der erziehungswissenschaftlichen Disziplinenbildung,
sind so weit fortgeschritten, dass nicht einfach die eine Funktion mit der andern
Ausbildung wahrgenommen werden Lnnn8 (Stichweh, 1994). Dies hat zur Folge,
dass "sich Professionswissen und Forschungswissen trotz mancher formaler Ahn-
lichkeiten nicht aufeinander reduzieren und ebenso nur nach ihrer eigenen Logik ver-
bessern lassen. Zugespitzt kann man sagen: Die Profession lernt nur aus der profes-

sionellen Praxis, die Forschung lernt nur aus Forschungsprozessen; beide lernenje-
denfalls nicht 'unmittelbar' vom anderen und auch nicht dadurch, dass sie ihren je-
weiligen Funktionsprimat suspendieren" (Tenorth, 1990, S. 93).

Der "Praxisdruck" dürfte sich nicht nur im Fall einer Eingliederung der Lehrerbil-
dung in die Universität abspielen, sondern sich wegen der Konkurrenzsituation um
öffentliche Gelder, öffentliche Resonanz und öffentliche Anerkennung auch im Falle
der Etablierung Pädagogischer Hochschulen einstellen. Jürgen Baumert und Peter
Martin Roeder haben diese Entwicklung, die in Deutschland bereits stattgefunden hat,

analysiert und als "stille Revolution" bezeichnet: "Im Laufe der Expansion ging die
Einbettung der traditionellen Praxisorientierung der Pädagogik in theoretisch-histori-
sche Forschung verloren, ohne dass die empirische Forschung an ihre Stelle treten
konnte. Statt dessen gewann eine Wissenschaftskonzeption an Boden, nach der die

wissenschaftliche Tätigkeit im Unterschied zur theoretisch-historischen und empiri-
schen Forschung offenbar pragmatischer der Optimierung praktisch-pädagogischen
Handelns dienen soll. Paradoxerweise geht parallel dazu die biographische Bindung
an Praktikerrollen allmählich zurück. Mit der Akademisierung von Hochschullehren-
den wurde praktische Berufserfahrung durch die theoretische Idee einer unmittelbar
praktischen Wissenschaft ersetzt" (Baumert & Roeder, 1994, S. 45).

In den Kantonen, in denen die Lehrerbildung in die Universität integriert wird
(Genf, Bern) entsteht zudem nicht nur im Forschungsbereich, sondern auch in der

Lehre Praxisdruck. Die Auswahl der Inhalte dürfte sich in Zukunft vermehrt an einer

erwarteten (nicht an einer empirisch erhärteten) praktischen Nützlichkeit orientieren,
ganz so, wie sich dies heute in den erziehungswissenschaftlichen Fächern in der

Lehrerbildung bereits abzeichnet (Criblez & Hofer, 1994; 1996). So konnte etwa

8 Das Konzept des "praticien chercheur", wie es in der Diskussion um die Forschung in der Lehrer-

bildung immer wieder propagiert wird, hat gerade darin seine problematische Seite; es negiert die Dif-
ferenzen zwischen Profession und Disziplin (vgl. etwa Gautschi/Vögeli-Mantonvani, 1995).
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empirisch gezeigt werden, dass das Anspruchsniveau in den erziehungswissenschaft-
lichen Fächern der Lehrerbildung einiges unter dem Anspruchsniveau anderer Aus-
bildungsbereiche liegt (Criblez & Wild, 1998).

Die Befürchtung, dass die Integration der Lehrerbildung in die Universitäten bzw.
die neue Konkurrenzsituation zwischen universitären Erziehungwissenschaften und
Erziehungswissenschaften an den Pädagogischen Hochschulen zu einem Anpas-
sungsdruck auf die Disziplin in Richtung Profession führen könnte, dürfte also nicht
unbegründet sein. Damit entstehen aber durch die Einführung von Forschung und
Entwicklung an Institutionen der Lehrerbildung für die universitäre Disziplin Erzie-
hungswissenschaft erhebliche Anschlussprobleme. Die Kritik, wie sie in den Inter-
views geäussert wurde, wird Folgen haben, auch wenn sie zum Teil vielleicht von
unberechtigten Ressentiments geleitet ist. Wie die Folgen zu bearbeiten sind, ist im
Moment eine offene Frage.

6. Schlussfolgerungen

Wissenschaft in der Lehrerbildung ist für die Interviewten in der Regel fraglos Erzie-
hungswissenschaft. Diese Erziehungswissenschaft wird mit Erwartungen konfron-
tiert, die sie nicht wird einlösen können. Zudem wird die bisherige Forschung mit
einer Kritik belegt, welche die Situation der Erziehungswissenschaften in der
Schweiz kaum zur Kenntnis nimmt. Realistischere Erwartungen an die Wissenschaft
und differenziertere Kritik am Wissenschaftsbetrieb täten Not. Gleichzeitig müssen
zwei Fragen geklärt werden: Welche Funktion hat die Erziehungswissenschaft in der
Lehrerbildung, wenn von der Technologieerwartung im Sinne des Schaffens von
Verhaltenssicherheit Abstand genommen wird? Und zweitens: Muss nicht die'Bürde'
der Wissenschaftlichkeit auf alle Bereiche der Lehrerbildung verteilt werden und nicht
nur der Erziehungswissenschaft auferlegt werden? Ist also nicht gleichzeitig über die
Fachdidaktiken und die Fachwissenschaften als wissenschaftliche Bezugsdisziplinen
nachzudenken?

Soll die Lehrerbildung stärker auf Wissenschaft ausgerichtet werden, ist aber auch

das Verhältnis der Lehrerbildung zur akademischen Bezugsdisziplin, zur Erzie-
hungswissenschaft zu klären und neu zu definieren. Ressentiments sind keine trag-
fiihige Basis für eine fruchtbare Kooperation. Die gezeigte Kritik an der akademi-
schen Disziplin ist nicht unberechtigt, auch wenn sie zu undifferenziert und zu diffus
bleibt. Sie berücksichtigt jedoch die heikle Lage der akademischen Disziplin nicht.

Die Konstitution einer Disziplin erfolgt als doppelter Prozess: als Differenzierung
gegenüber dem Alltagswissen und als Binnendifferenzierung gegenüber bereits dis-
ziplinförmigem Wissen (Helm et al., 1993). Damit ist eine wechselseitige Verselb-
ständigung von pädagogischer Profession und akademischer Disziplin verbunden,
eine "Verstetigung der Differenz von Forschung und Reflexion, von kritisch distan-
zierter Beobachtung und aufgabeninterner Selbstbeschreibung pädagogischer Arbeit"
(Tenorth, 1994, S. 23). Die Gefahr liegt also darin, dass die Disziplin sich so weit
verselbständigt, dass sie die Profession und deren Anliegen aus den Augen verliert.
Dies trifft für die akademische Disziplin Erziehungswissenschaft in der deutschspra-
chigen Schweiz zumindest teilweise zu. Die akademische Disziplin ist für ihre geringe
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Aufmerksamkeit gegenüber der schulischen und der bildungspolitischen Praxis mit
der Verweigerung des Ausbaus 'bestraft' worden.

Bei aller Kooperation kann jedoch die Entwicklung der gegenseitigen Verselbstän-
digung nicht einfach rückgängig gemacht werden. Differenzen zwischen Profession
und Disziplin werden bestehen bleiben, und eine fruchtbare Kooperation ist darauf
angewiesen, dass diese Grenzen bekannt sindg. Bei den befragten Akteurinnen und
Akteuren jedenfalls ist die Unterscheidung zwischen Profession und Disziplin in
einem pragmatischen Sinne noch vorhanden. So äussert sich ein befragter Erzie-
hungsdirektor: "Es nützt mir nichts, wenn ich einen Dr. päd. oder ich weiss nicht was

in der Primarschule habe; das ist nicht das Ziel" (P 22, Z. 992 tt.). Eine Seminarlei-
terin stellt fest: "Ich denke, die Lehrerinnen- und Lehrerbildung sollte den Mut haben

... zu sagen: Es ist eine Berufsbildung auf tertiärer Stufe, für die Du die genau glei-
chen Fähigkeiten und Voraussetzungen mitbringen musst wie für ein Studium. Aber
es ist kein Studium" (P 49, Z. 757 ff .).

Eines der grossen Probleme in der jetzigen Reform wird sein, die Hoffnungspro-
gramme, insbesondere im Bereich von Wissenschaft und Forschung, auf Realisierba-
res zu beschränken. Wissenschaft in der Lehrerbildung kann nicht alles leisten, und
nicht jede Art von Forschung in der Lehrerbildung ist sinnvoll. Werden die Erwar-
tungen überspannt oder dient Wissenschaft einfach nur der Legitimation eines neuen

Status, werden Probleme wiederholt, die eigentlich bekannt sind: "Wer Geltung und
Anerkennung für sich, seine pädagogischen Ansprüche und Aussagen beanspruchte,

der versuchte, von Wissenschaft zu profitieren, und meinte, sich gegenüber Wissen-
schaft rechtfertigen oder doch zumindest gleich starken Ansprüchen genügen zu müs-

sen. 'Wissenschaft' wurde dabei aber nicht zum Garanten grosser Ambitionen, son-

dern auch zum Prüfstein und zu einer lästigen Instanz mit ganz ambivalenten Kon-
sequenzen; sie sprach Geltung ab oder Anerkennung zu, und sie normierte die Mög-
lichkeit, eigene Geltungsansprüche zu veftreten, durch die Propagierung universeller
Standards. Im Felde der Erziehung belastete sie deshalb primär mit Erwartungen, die
einzulösen eigene Schwierigkeiten nach sich zog, besonders weil das Problem der
Pädagogik nicht so sehr im Aufweis theoretischer Geltung, sondern im Gelingen des

Handelns gesehen werden muss" (Oelkers & Tenorth, 1991, S. 16).
Wissenschaft dient also nicht nur als Projektionsfläche für Erwartungen und Hoff-

nungen. Einmal in der Lehrerbildung wirklich eingeführt, wird die Wissenschaft
selbst Erwartungen formulieren, Normen vorgeben und Standards setzen. Zu glav.-

ben, in der Lehrerbildung könnte eine andere Art von Wissenschaft etabliert werden,
die sich den durch die Wissenschaft definierten Erwartungen, Normen und Standards

entziehen könne, widerspricht allen Erfahrungen der Wissenschaftsgeschichte. Mit
andern Worten: Wird Wissenschaft in der Lehrerbildung tatsächlich etabliert, bleibt
dies für die Lehrerbildung nicht folgenlos. Nicht alle Folgen passen ins Erwartungs-
programm. Wissenschaft kann aber nicht 'ä la carte' in die Lehrerbildung eingeführt
werden. Es ist nicht möglich, "vom Nimbus der Wissenschaft im pädagogischen

Handeln und seiner Reflexion zu profitieren, ohne sich den restriktiven Bedingungen

9 Ob sich in der Erziehungswissenschaft die Grenzlinie zwischen anwendungsorientierter Forschung
und Grundlagenforschung ziehen lässt, istjedoch zweifelhaft (Criblez, 1998c).
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von Forschungsprozessen zu unterwerfen" (Oelkers & Tenorth, 1991, S. 16). Und
es wird nicht möglich sein, den Studierenden gleichzeitig Differenzerfahrungen durch
Wissenschaft zu ermöglich en und ihnen trotzdem einheitsstiftendes Handlungswissen
zu vermitteln. An dieser Stelle und in diesem Verständnis ist die traditionelle "Semi-
narkultur" wohl tatsächlich zu Ende.

Auf diesem Hintergrund scheinen mir für die zukünftige Entwicklung der wissen-
schaftsorientierten Lehrerbildung zumindest vier Klärungen notwendig zu sein: Er-
stens wäre schärfer zwischen Profession und Disziplin zu unterscheiden. Zwar über-
schneiden sich Prof'ession und Disziplin in der Person der Ausbildenden, aber für die
Definition von Wissenschaft in der Lehrerbildung scheint die Unterscheidung unab-
dingbar. Während sich die akademische Disziplin auf Wahrheitsfragen konzentrieren
kann, stellen sich der Profession immer auch Wirkungsfragen (Oelkers & Tenorth
1991). Es wäre jedoch problematisch, die Disziplin auf Wirkungsfragen einzuschrän-
ken, und es wäre fatal, Wirkungsfragen für die Profession nicht zu bearbeiten.

Zweitens wäre zu klären, in welchen Bereichen die Wissenschaftsorientierung vor-
dringlich ist: Zwar ist die Erziehungswissenschaft die akademische Bezugsdisziplin.
Wenn ihr die notwendige Entwicklung weiterhin verweigert wird, f?illt dies auf die

Ausbildung der Profession zurück. Aber nicht alle Erwartungen dürfen auf die Erzie-
hungswissenschaften gerichtet werden. Die Fachwissenschaften sollten ihren Ver-
mittlungsauftrag in Zukunft ernster nehmen. Und zwischen Erziehungswissenschaft
und Fachwissenschaften muss mit der Entwicklung der fachdidaktischen Forschung

endlich ernst gemacht werden.
Drittens müsste gerade für den Bereich der Erziehungswissenschaft die inhaltliche

Frage diskutiert werden: Wir brauchen eine Diskussion und anschliessend einett mi-
nimalen Konsens darüber, welche erziehungswissenschaftlichen Inhalte die Profes-

sion wirklich braucht. Das ist nicht utilitaristisch im Sinne "Was nützt mir das fiir die

Praxis" gemeint. Dies beinhaltet auch die schwierige Frage, welche Art von erzie-

hungswissenschaftlicher Theorie die Profession braucht, um den gesteigerten Erwar-
tungen an eine reflexive und argumentierende Profession gerecht werden zu können.

Damit hängt viertens die Frage zusammen, welche Forschung in der Lehrerbildung
sinnvoll ist, damit sie ihren Beitrag zur Entwicklung der Profession leisten kann. Pro-

fessionalisiert im Bereich der historischen Forschung eher die Lektüre und Interpreta-

tion eines 'zeitlosen' Klassikers oder die Beschäftigung mit der Geschichte der

Schule im eigenen Dorf? Taugt eine kleine empirische Elternbefragung über die
Wünschbarkeit der Fünftagewoche in der Schule eher für den Aufbau professioneller

Kompetenzen als das Wissen um die sehr unterschiedliche Verteilung von fremdspra-

chigen Kindem in den Regionen der Schweiz oder den Quartieren einer Grossstadt?

Die Fragen mögen zunächst banal oder beliebig erscheinen. Die wissenschafts-

orientierte Lehrerbildung steht jedoch unter hohem Erwartungsdruck und hat ein be-

grenztes Zeitbudget. Soll sie im Sinne einer Verbesserung der Lehrerbildung erfolg-
reich sein und nicht einfach zu einer Steigerung der Ressentiments gegenüber For-
schung und Wissenschaft führen, sind die Erwartungen zu disziplinieren und die auf-

geworfenen Fragen zu klären.
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Problemhorizont der Lehrerinnen- und
Lehrerbildung in der Schweiz

Peter Metz

Der Autor führt den "landesweiten Reformaufbruch" auf seine historisch beding-
ten Wurzeln zurück. Dabei geht er im besonderen ein auf das Verhältnis von Uni-
versität, kantonalen oder regionalen Hochschulen für die Ausbildung der Lehre-
rinnen und Lehrer und eidgenössisch anerkannten Fachhochschulen sowie auf
dasjenige von Forschung und Lehre in der Lehrerinnen- und Lehrerbildung und
Schule. Er fokussiert seine Kritik auf drei Problemkreise: das Dogma der schuli-
schen und ausserschulischen Praxisnähe ("strikter Berufsbezug" der Ausbildung
und Ausbau der Lehrpraktika; Obligatorium der Wirtschafts- und/oder Sozialprak-
tika), die Perpetuierung der Allrounder-Ausbildung bei gleichzeitiger Einbindung
bisheriger Spezialausbildungen und die Aufspaltung von Bildung und Beschäfti-
gung, Lernen und Berufsausübung. (Red.)

Panorama der 1890er Jahre

Vor 100 Jahren schufen Zeichner und Lithographen in mühevoller und kunstreicher
Arbeit eindrückliche Panoramakarten, die einen topographischen Überblick sonder-
gleichen gestatteten. Der weite Blick auf die umliegenden Täler und Höhen zeigle die
Vielgestaltigkeit von Landschaft und Natur und führte dem Wanderer die Verschie-
denartigkeit der l,ebensbedingungen von Menschen vor Augen.

Einem vergleichbaren Orientierungsbedürfuis mögen die Welt- und I andesausstel-
lungen (Gonon, 1998) oder auch Enzyklopädien entsprochen haben. Wilhelm Rein
legte 1894 bis 1899 in erster Auflage ein siebenbändiges "Encyklopädisches Hand-
buch der Pädagogik" vor; zwischen 1903 und 1910 erweiterte er es auf stolze zehn

Bände. Bis zum Erscheinen der "Enzyklopädie Erziehungswissenschaft" in den Jah-
ren l982ff. blieb es das umfangreichste.

Die Landschaft der deutschen Lehrerinnen- und Lehrerbildung zeigfe in den l890er
Jahren den Gegensatz von stichsischem und preussischem System. Betonte das

sächsische System die Verknüpfung von Allgemein- und Berufsbildung in der struk-
turellen Form von dreijährigen Lehrerseminaren, so trennte das preussische System

diese beiden Teile zeitlich und institutionell. Die Schwäche des sächsischen Systems

lag in der letztlich ungenügenden Berufsbildung, das preussische System litt an einer
zu knapp bemessenen Vor-, d.h. Allgemeinbildung (Rein, 1898; 1902). Die histori-
sche Entwicklung gab u.a. mit klarer Unterstätzung der deutschen Lehrerkonferenzen
dem preussischen System recht, in welchem das Abitur die Zäsur zwischen allge-
meinbildendem Gymnasium und tertialisierter Berufsbildung bildet. Was bis heute

nicht zu befriedigen vermag, ist das Anbringen einer zweiten Zäsur, nämlich die
Zweiphasigkeit der Berufsbildung, indem die fach- und erziehungswissenschaftliche
Bildung an der PH oder Universität und die berufspraktische Ausbildung am Stu-
dienseminar erfolgen.

Die Schweiz kannte für die Ausbildung von Primarlehrkräften vor einhundert Jah-

ren fast nur den Typus der integrierten Lehrerbildung. Angesiedelt auf der Sekun-
darstufe II, bildete sie entweder eine Seminarabteilung innerhalb einer grösseren Mit-
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telschule oder ein selbständiges staätliches Seminar oder eine konfessionell orientierte
Lehranstalt. Einzig Basel-Stadt entschied sich mit der Schaffung von "Primarlehrer-
kursen" schon 1894 für eine vollständige institutionelle und strukturelle Trennung
von Mittelschule und Lehrerbildung. Mit der Eröffnung des Kantonalen Lehrersemi-
nars im Jahre 1925 - heute Pädagogisches Institut - fand diese Entscheidung eine Be-
stätigung und Konsolidierung (Brenner, 1941; Mangold, 1930; Metz, 1998). Dem
Beispiel Basels folgten Genf und Zürich.

Und welche Landschaftsformen kennzeichnen die heutige Lehrerinnen- und
Lehrerbildung in der Schweiz? Badertscher und Mitarbeiter (1993) unterscheiden in
ihrem Handbuch 144 Grundausbildungsgänge für Lehrkräfte an öffentlichen Schu-
len. Kaum eine Variante ist denkbar, die in der Schulrealität nicht auffindbar wäre.
Weder EU- noch EDK-Vorgaben werden an dieser Vielgestaltigkeit kurz- und mit-
telfristig viel ändern, denn die Entscheidungen folgen spezifischen Bedingungerr und
funktionalen Abhängigkeiten - die Regelungskompetenz ist völlig uneinheitlich. Im
Falle der Primarlehrkräfte ist sie kantonal, im Falle von Fach- und Speziallehrkräften
liegt sie beim Bund oder bei entsprechenden Fachschulen oder wird interkantonal ge-

regelt. Selbst bei ähnlichen Strukturvorschlägen realisieren sich in den Kantonen ganz
unterschiedliche Ausbildungskonzeptionen und undurchl?issige Studienverläufe.

Szenenwechsel und Reformaufbruch in den 1990er Jahren

Die 1990er Jahre sind in der schweizerischen Lehrerinnen- und Lehrerbildung durch
rasche und folgenreiche Szenenwechsel geprägt. In einer frühen Phase orientierten
sich die kantonalen Reformen u. a. an den möglichen Folgen des EWR-Vertragswer-
kes. Nach dem EWR-Nein des Volkes im Jahre 1992 trat diese Bestimmungsgrösse
in den Hintergrund. Umso nachhaltiger wirken seither jene bildungspolitischen Ent-
scheidungen und Ereignisse auf die kantonalen Reformen ein, welche sich in den Jah-
ren 1993 bis 1995 Schlag aufSchlagfolgten:
a) Die "Interkantonale Vereinbarung über die Anerkennung von Ausbildungsab-

schlüssen" wurde von der Schweizerischen Erziehungsdirektorenkonferenz
(EDK) am 18. Februar 1993 erzielt, vom Bund am24. November 1994 genehmigt
und am 1. Januar 1995 in Kraft gesetzt. Die Vereinbarung bestimmt die EDK zur
Vollzugs- und Anerkennungsbehörde von Ausbildungen und Berufen, insbeson-
dere der "Lehrerbildung aller Stufen". Dabei hat jeder Signatarkanton eine
Stimme. Anerkennungsreglemente sollen "minimale Anforderungen formulieren,
denen ein Ausbildungsabschluss genügen muss". "Zwingend" sollen sie den "Ab-
schluss ausgewiesener Qualifikation" und das "Prüfverfahren ftir diese Qualifika-
tion" festhalten. Weitergehende Bestimmungen "können" sich auf "die Dauer der
Ausbildung, die Zulassungsvoraussetzungen zur Ausbildung, die Lehrgegen-
stände und die Qualifikation des Lehlpersonals" beziehen.

b) 1993 publizierte die EDK in ihrem Dossier 24 "Thesen zur Entwicklung Pcid-
agogischer Hochschulen". Nach deren Vernehmlassung verabschiedete die Kon-
ferenz am 26. Oktober 1995 ihre Empfehlungen, die mit der Formulierung eines
Standards "in der Regel" ausserordentlich viel Spielraum lassen: "Die Ausbildung
der Lehrkräfte erfolgt in der Regel auf der Tertiärstufe, und zwar an Universitäten,
an Fachhochschulen (...) oder an besonderen Ausbildungsinstitutionen. ... Zulas-
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sungsvoraussetzung für Lehrkräfte der Primar- und Sekundarstufe I und II ... ist
in der Regel die gymnasiale Maturität. ... Zulassungsvoraussetzung für Lehrkräfte
der Vorschule und für Fachlehrkräfte der Volksschule ist das Diplom einer aner-

" kannten Diplommittelschule, die Berufsmaturit?it oder die gymnasiale Maturität. ...

Die Ausbildungsdauer an Pädagogischen Fachhochschulen beträgt in der Regel
drei Jahre." (EDK, 1995)

c) Im Januar 1995 unterzeichnete der Bund, im Februar die EDK die "Verordnung
über die Anerkennung von Maturitätsabschlüssen", das Maturitritsanerkennungs-
reglement (MAR). Das MAR setzt als minimale Ausbildungsdauer des Gymna-
siums vier Jahre und ermöglicht mit den Schwerpunktftichem der Musik, des Bild-
nerischen Gestaltens und der PhilosophietPädagogiUPsychologie eine Art mu-
sisch-pädagogische Maturität.

d) Schliesslich verabschiedete die Bundesversammlung in ihrer Sitzung vom 6. Ok-
tober 1995 ein "Bundesgesetzüber Fachhochschulen". Verbindlich sieht das Ge-
setz im Artikel I vor, dass der "Bund ... den Aufbau und die Entwicklung von
Fachhochschulen in den Bereichen der Industrie und des Gewerbes, der Dienst-
leistungen sowie der Land- und Forstwirtschaft" fördert. Angestrebt wird "ge-

meinsam mit den Kantonen die gesamtschweizerische und regionale Aufgabentei-
Iung und Zusammenarbeit im gesamten Hochschulbereich" (ebd.), wobei die in-
ternationale Zusammenarbeit berücksichtigt werden soll. Ausdrücklich vorgesehen

ist die Möglichkeit, "Fachhochschulstudiengänge in weiteren Bereichen" zu för-
dern. Die Botschaft (1994,5.27) macht deutlich, dass "zu einem späteren Zeit-
punkt" auch Studiengänge eidgenössisch anerkannt und gefördert werden können,
"die heute in rein kantonaler Kompetenz stehen". Die Abbildung 1 der Botschaft
verweist unter dem Titel "Fachhochschulen" mit dem Stichwort "Pädagogik" klar
auf die Lehrerinnen- und Lehrerbildung. Wichtiger als die fernere Zukunft einer
möglichen Bundesunterstützung ist der politische Wille, im tertiären Bildungsbe-
reich Aufgabenteilung, Zusammenarbeit und Durchlässigkeit anzustreben. Kanto-
nalistische Lösungen, die diesen Zielen zuwiderlaufen, dürften es zunehmend
schwer haben.

In dieselbe Phase eines landesweiten Reformaufbruchs fielen weitere Bestrebungen,
welche die gegenwärtigen Reformvorhaben charakterisieren und die künftige Dis-
kussion wesentlich mitbestimmen werden: Das Berufsleitbild des LCH mit der These

einer gemeinsam gestalteten "pädagogischen Schule" von 1993, die Diskussion um
das Schuleintrittsalter und die Basisstufe resp. die Ausbildung einer Basisstufenlehr-

kraft, die Frage von Fächergruppenlehrkräften auf der Primar- und Sekundarstufe I
und der Zugang zur Lehrerbildung für Berufsleute.

Verunsicherung von Reformvorhaben

Während der Aufbau von eidgenössisch anerkannten Fachhochschulen dank breiter
politischer Unterstützung rasch voranschreitet, erleben wir - von einigen Ausnahmen
(u. a. Basel Landschaft, Bern, Graubünden, Wallis) abgesehen - in der Lehrerinnen-

und Lehrerbildung gegenwärtig eine deutliche Verzögerung oder Verunsicherung von

Reformvorhaben, die Heinz Wyss (1996 , S.217) im Zusammenhang mit der Peti-

tion gegen "Zentralismus und Gleichschaltung in der Lehrerbildung" schon 1996 zur
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bangen Frage nach "Aufbruch oder Abbruch?" bewegt hat. Symptomatisch war für
mich der jähe Unterbruch, den die Reforrnarbeiten im Kanton Solothurn erfahren ha-
ben. Zuerst wurde in unglaublichem Tempo das gesamte solothurnische Bildungssy-
stem einer "Überprüfung" unterzogen - sämtlich "Strukturberichte" stammen aus der
Zeitvon August 1994 bis Juli 1995 -, danach kamen alle Arbeiten zum Erliegen: per-
sonelle Veränderungen, Regierungsratswahlen, Spardruck.

Angesichts kantonaler Eigendynamik und langjährig zunehmender Vielfalt in der
schweizerischen Lehrerinnen- und Lehrerbildung mutet die Petition gegen angebli-
chen "Zentralismus und Gleichschaltung in der Lehrerbildung" (1996) seltsam an.

Sie übergeht das Interesse an einem Mindestmass an Koordination, für die sich die
Mehrheit der Kantonsparlamente mit dem demokratischen Beschluss zur "Interkanto-
nalen Vereinbarung über die Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen" klar ausge-
sprochen hat. Trotzdem fand das Begehren in der erstaunlich kurzen Tnitvon einem
halben Jahr die eindrückliche Zahl von 78'000 Unterschriften, die der EDK am 28.
November 1996 überreicht wurden. Als bildungspolitisches Druckmittel erscheint
diese Bittschrift nicht ungeeignet zu sein. Zu befürchten ist, dass unter ihrem Einfluss
die zu schaffenden Reglemente über die Anerkennung von Diplomen so weit und
weich gefasst werden, dass beispielsweise das vielbeschworene (gymnasiale) Maturi-
tätsniveau, das als Zugang für die Grundausbildungen verlangt wird, nur mehr ange-

strebt und damit faktisch fallen gelassen wird. Nicht jedes Lehrdiplom würde die
Immatrikulationsberechtigung für Universitäten einschliessen, sodass die künftigen
Lehrdiplome von Fachhochschulen weniger wert wären als die alten seminaristischen
Lehrerpatente.

Gesamteinschätzung

Nach diesem Rück- und Überblick sei der Versuch einer Gesamteinschcitzung der
weiteren Entwicklung in der schweizerischen Lehrerinnen- und Lehrerbildung ge-

wagt. Ich beginne mit einem Faktor, dem ich entscheidendes Gewicht beimesse. Da-
nach gehe ich auf drei unterschiedlich gelagerte Problemkreise näher ein, welche die
Entwicklung längerfristig prägen dürften und deren "Lösungsformen" diesen Bil-
dungsbereich wesentlich gestalten werden. Andere Problemkreise wären in diesem
Tour d'horizon mitzubedenken: unter ihnen das neue Dreiecksverhältnis von Uni-
versität, Lehrerbildung und eidgenössisch anerkannter Fachhochschule, damit ver-
knüpft das Verhältnis von Forschung, Lehrerbildung und Schule (Berufsfeld), die öf-
fentliche Wahmehmung von Schule und Lehrerbildung.

Die rasche und breite Zustimmung, welche die "Interkantonale Vereinbarung über
die Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen" in über 17 kantonalen Parlamenten
erfahren hat, läutet eine neue Ara ein. Es überwiegen Einsicht und Wille, die Ausbil-
dungen soweit zu harmonisieren, dass die kantonalen Abschlüsse über die Kantons-
grenzen hinweg anerkannt werden können. Wie immer das Ausführungsreglement
aussehen wird: einen Stopp der harmonisierenden Dynamik, die diese Vereinbarung
auslösen wird, gibt es schwerlich. Um diese interkantonale Gesetzgebung müssen

wir heilfroh sein, denn die 26 Kantone stehen unter derart verschiedenen Bedingun-
gen, dass sie innerhalb dieses Rahmens wiederum jede Variante von Ausbildungs-
konzeptionen entwickeln werden. Dies zeigt sich beispielsweise an den unterschiedli-
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chen und unvereinbaren Modulsystemen, die gegenwärtig in den Kantonen Aargau,
Basel Landschaft und Bern angestrebt, entwickelt oder schon eingeführt werden. Die
Idee des Baukastensystems mit modularem Aufbau zielt auf die Durchlässigkeit von
Ausbildungen, die verschiedene Ausbildungsinstitute anbieten. Teilqualifikationen,
die anderswo und in anderen Ausbildungen erworben werden, sollten angerechnet
werden können (Met2,1997; Widmer,1996). Dies dürfte künftig innerhalb der ge-

nannten Kantone gesichert sein, was schon als Fortschritt zu werten ist. Aber über
die Kantonsgrenzen hinaus werden die Teilqualifikationen keine Gültigkeit haben, da
die kantonalen Modulsystem aller Voraussicht nach inkompatibel sein werden.

Problemkreis 1 : Praxis-Dogma

Kennzeichnend flir den ersten Problemkreis ist ein Spannungsverhältnis von konzep-
tionellem Denken und pädagogischer Rhetorik. Es scheint in der Schweiz so etwas

wie einen Konsens über die Richtigkeit einer einphasigen Lehrerinnen- und Lehrer-
bildung zu geben. Allzu gerne pflichten wir den deutschen Kolleginnen und Kollegen
bei, welche die Zweiphasigkeit der deutschen Lehrerbildung beklagen und für die
schweizerischen Verhältnisse nur lobende Worte finden. Die Wichtigkeit einer inten-
siven, von beruflicher Praxis und Brauchbarkeit befreiten Auseinandersetzung mit ei-
nem Fachgebiet, mit Phänomenen, Wissenschaften und gestalterischen Möglichkei-
ten, wird dabei ausgeblendet. Die letzten Beispiele zweiphasiger Ausbildungen stehen

im Harmonisierungsprozess unter Druck: die Ausbildung von Fachlehrkräften für die
Primar- und Sekundarstufe I, insbesondere für den Typ der Bezirksschule.

Trotz den Bedenken gegenüber einer frühen Verfestigung in Praxis und Routine,
die ein Dewey schon 1904 ausformuliert hat, bekräftigt, lebt und rechtfertigt sich jede

Reform in der Schweiz damit, dass sie ihre Praxisnrihe und ihren strikten Berufs-
bezug unter Beweis stellt. Sorgfältig belegt wird die Ausweitung der Praxisanteile
und der enge Kontakt, in welchem die Studierenden mit ihr vom ersten bis zumletz-
ten Ausbildungsmonat stehen. Jede Reform, die ein noch so überzeugendes Konzept
von Theorie- und Praxis-Verknüpfung entwickelt, lässt sich relativ erfolgreich mit
dem rhetorischen Argument attakieren, sie sei zu theoretisch, zu akademisch, zu we-

nig praxisnah. Wer wagt es, wie Herbart in seiner "Allgemeinen Pädagogik" von
1806, den Gewinn von praktischen Erfahrungen zu relativieren und zu sprechen: "Ich
habe Wissenschaft und Denkkraft vom Erzieher gefordert. Wissenschaft halte ich
nicht für eine Brille, sondern für ein Auge; und für das beste Auge, was Menschen

haben, um ihre Angelegenheiten zu betrachten" (Herbart 1806/1989, S. 9).

Besonders augenf?illig und grotesk zeigt sich das schweizerische Praxis-Dogmn in
der verbreiteten Forderung (2.B. LCH,1993, S. 35) und bald flächendeckenden Be-

stimmun g, au s s e r s c hul i s c h e E rfahrun g e n für die künfti gen Lehrkräfte o b li g at o r i s c h

zu erklären. Ausserschulische Erfahrungen halte ich für durchaus bedeutungsvoll und

empfehlenswert. Lehrkräfte benötigen für ihre Berufsarbeit ein reiches Alltagswissen
(Herzog, 1995). Sie erwerben und ergänzen sich dieses gewiss zu einem bedeuten-

den Teil ausserhalb von Schule und Herkunftsfamilie. Es ist sinnvoll, wenn Lehr-
kräfte Einblicke in die Arbeitswelt der Eltern ihrer Schülerinnen und Schüler gewon-

nenen haben. Sie stehen mit diesen im beraterischen Gespräch, insbesondere in Fra-

gen der Schullaufbahn und Berufswahl. Ausserschulische Erfahrungen mit Berufs-
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bezug erachte ich in Ausbildung und namentlich in der Fortbildung als wertvoll. Ich
denke je nach Stellensituation an Kontakte mit und in fremden Kulturen, an

Sprachaufenthalte, an Einblicke in andere Berufe.
Trotzdem stelle ich die Rechtlichkeit und Richtigkeit von obligatorisch erklärten

ausserschulischen Erfahrungen in Frage. Das Obligatorium ist ein Eingriff in die
persönliche Freiheit der Lebensgestaltung. Der Eingriff müsste sich im Bezug zum
Ziel der beruflichen Handlungskompetenz rechtfertigen. Der Zusammenhang zwi-
schen diesem spezifischen Zielund dem allgemeinen Weg dahin, nämlich irgendwel-

che ausserschulischen Erfahrungen zu machen, ist nicht zureichend bestimmt. Da ge-

nügt das Urteil der Studierenden nicht, die diese Erfahrung durchaus nicht missen
wollen und sie vielfach sehr positiv einschätzen (vgl. Bischoff,1996). Ob die Erfah-
rung für den künftigen Beruf bildend ist, bleibt offen, ist empirisch nicht genügend

belegt und abhängig von den konkreten Bedingungen der Tätigkeit und der indivi-
duellen Bereitschaft sowie den institutionellen Möglichkeiten, diese Erfahrung mit
Blick auf den Beruf auch zu verarbeiten. Wollten wir den Zusammenhang von Be-
rufsziel und ausserschulischer Erfahrung sichern, um ihn rechtfertigen zu können,

müssten wir das Paradox bejahen, die ausserschulische Erfahrung, die ja als Kon-
trast zur "engen" Schulerfahrung gedacht ist, zu verschulen.

Als weiteres Begründungsproblem sehe ich die Gleichstellung:Die Ausbildungs-
zulassung und die Ausbildungen selbst setzen an Hochschulen (Universitäten, Fach-

hochschulen etc.) keine Erfahrungen in beruflichen Bereichen voraus, die nicht zum

Beruf selbst gehören. Mit derselben Argumentation wie bei den Lehrkräften könnte

man von allen Berufsangehörigen ausserberufliche Erfahrungen fordern. Vom Archi-
tekten Erfahrungen in der Küche und vom Arzt Arbeiten auf dem Bau. - Mag uns

auch ein Reflex zur Aussage verleiten, manchem täte eine solche Erfahrung gut, so

muss man doch ironisch festhalten: Wenn dasZiel heissen würde, Arbeitslosen und

beschränkt Arbeitsfähigen die Arbeit wegzunehmen, der Wirtschaft unqualifizierte
Arbeitskräfte zu vermitteln, pro forma die Studienzeiten zu verlängern und dabei

Ausbildungskosten zu sparen und die Absolventen möglichst vom Erwerbsleben und

anvisierten Beruf abzuhalten, sollten den künftigen Lehrkräften möglichst langdau-

ernde ausserschulische Praktika auferlegt werden. Ihr Arbeitsvolumen jedenfalls ist
beträchtlich 1992 schlossen in der Schweiz etwa 4'000 Personen eine Grundausbil-

dung ab (nach den Angaben in Badertscher,1993).
Um den Katalog der Fragwürdigkeiten zu vervollständigen: Wie ist "ausserschuli-

sche Erfahrung" inhaltlich abgegrenzt? Gilt die Tätigkeit im elterlichen Betrieb als

Wirtschafts- und Sozialpraktikum? Und die bildende Erfahrung eigener Kinder, der

Sprachaufenthalt, der Milittu- und Zivildienst, die Weltumseglung? Wie ist Beliebig-
keit vermeidbar? Kann man sich bei der Begründung mit dem Pestalozzischen Allsatz
"das Leben bildet" begnügen? Wie kurz und intensiv bzw. wie lange und extensiv

und auf verschiedene "Jobs" verteilt soll und darf die ausserschulische Erfahrung
sein, damit sie so bildet, wie es sich die pädagogischen Vorschriftengeber vorstellen?
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Problemkreis 2: Fächergruppenlehrkraft

Der zweite Problemkreis lässt sich mit dem Etikett "Fächergruppenlehrkraft" verse-
hen. Er ist durch eine Spannung von Schulrealität und schulischem Ideal charakteri-
siert. - Schulqualität lässt sich als oberste Maxime für Bildungseinrichtungen festle-
gen und in Abhängigkeit von der Professionalität von Lehrkräften sehen (dazu präzi-
sierend Fend, 1998). Unter Professionalität ist eine berufsmässige Handlungskompe-
tenzzu verstehen, die das berufliche Handeln zu erkldren, normativ zu begründen, in
Anwendung zu setzen und allfüllige Alternativen zu entwerfen weiss. Kennzeichnend
flir die professionell handelnde Lehrkraft ist eine "multiple Wissensbasis", die dazu
dient, "komplexe Situationen" zu bewältigen (Herzog, 1995). Die Quelle dieses mul-
tiplen Wissens ist Alltags-, Beobachtungs- und persönliches sowie formelles Be-
rufswissen, dann auch fachliches, erziehungswissenschaftliches und fachdidaktisches
Wissen. Die genannten Wissensarten sind einer fortdauernden Dynamik ausgesetzt,
denn durch die persönlichen Erfahrungen und Interessen steigern und erweitern,
hemmen und verdrängen sie sich. Wenn die Ausbildung, Fort- und Weiterbildung
gezielt und systematisch im Berufsbezug erfolgen soll, ist es nicht möglich, sich
sämtlichen Lehrgegenständen und allen Schulstufen ernsthaft zuzuwenden.

Diesen Einsichten folgend, empfiehlt die Fachdiskussion richtigerweise, die All-
rounderkompetenz von Lehrkräften der Primarstufe und Realschulen auf eine Bil-
dungsstufe einzuschränken. Im Gegenzug dazu sollen die Fachbereiche Bildnerisches
Gestalten, Musik, Turnen/Sport, Handarbeiten/lVerken textil und nichttextil sowie
Hauswirtschaft (Alltagsgestaltung) auf der Primarstufe in den Bildungs- und Ausbil-
dungskanon von Allroundern, auf der Sekundarstufe I von Fächergruppenlehrkräften
einbezogen werden. Diese Gegenbewegung führt zu einem Dilemma: Im Blick auf
den gemeinsamen pädagogischen Auftrag von Lehrkräften, der die Schulqualität we-
sentlich ausmacht, ist die bessere Einbindung der genannten Fachlehrkräfte und
Fachbereiche zu begrüssen. Sie steht, zumindest fachlich gesehen, aber im Wider-
spruch zu einer professionalisierteren Lehrerinnen- und Lehrerbildung und Berufstä-
tigkeit. Aus diesen Gründen sollte solange und soweit auf eine Einbindung von
"Monof,dchern" verzichtet werden, als die Allrounderausbildung und der Allrounder-
einsatz nicht vorgängig oder gleichzeitig deutlich eingeschränkt wird. Die mit dem
Fächergruppenprinzip anvisierten Verbesserungen bedingten allerdings starke Verän-
derungen im Berufsverständnis und eine langjährige und komplexe Umstrukturie-
rung, insbesondere auf der Ebene der Schulorganisation, des Anstellungsrechts, des

Lehrplans und Unterrichts, der Ausbildung und Diplomierung sowie berufsständi-
schen Organisation.

Was die Ausbildung betrifft, könnte jene Lösung richtungsweisend sein, die in der
Aargauer Ausbildung von Sekundar- und Reallehrkräften (SEREAL) gewagt worden
ist und die ich in abgeänderter Form auch für das Projekt einer "Gesamtkonzeption
Lehrerinnen- und Lehrerbildung Aargau" (Erziehungsdepartement Aargau, 1997
Metz, 1997) vorschlage. Die SEREAL unterschiedet vier Lernbereiche: "Bildung und
Erziehung von Jugendlichen", "Ausdruck-Wahrnehmung-Kommunikation", "Natur-
Technik-Arbeit" und Individuum-Gemeinschaft-Politik" (vgl. Künzli, 1996; Künzli
& Messner, 1995). Nach meinem Dafürhalten sollten Lehrkräfte für den Kindergarten
nebst dem erziehungswissenschaftlichen Ausbildungsbereich der "Bildung und Er-
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ziehung von Kindern" in drei Lembereichen, die Primarlehrkräfte in zwei und die Se-

kundarlehrkräfte in einem von drei eine Grundqualifikation erwerben, die sie zum er-
folgreichen Berufseinstieg qualifizieren soll. Zusätzlich sollten sie in einem von ins-
gesamt drei Lernbereichen oder für eine zweite Altersstufe eine Hauptqualifikation
bzw. in einem Fach eine Expertenqualifikation erwerben. Über die Weiterbildung
könnten sie das erworbene Qualifikationsniveau oder den Fachbereich oder die Un-
terrichtsberechtigung der Schulstufe erweitern. Das System schliesst nicht aus, dass

für einzelne Fächer mehrere Zugangsvarianten bestehen bleiben: die Fächergruppen-
lehrkraft, die sich in der Weiterbildung auf Bildnerisches Gestalten spezialisiert, und
die Fachlehrperson, die ihr Diplom nach Wunsch und Bedarf zu einer Fachgruppe
ausweitet.

Die Crux der SEREAL liegt erstens in der Schwierigkeit, die Einheit der vorge-
schlagenen Lernbereiche zu begründen, zweitens in der eingeschränkten individuellen
Wahl und drittens in der bildungspolitischen Sonderlösung. Traditionellere und damit
chancenreichere Lösungen, die freilich nicht besser begründet sind, folgen der Glie-
derung in phil.-hist. und phil.-nat. Fächer, die durch einen handwerklich-musisch-
sportlichen Fächerbereich ergänzt werden. Die dritte Variante überlässt den Studie-
renden die Wahlkombination oder schränkt diese nur wenig ein (vgl. Metz,1996,
Materialien 3.1, S. 33-41).

Problemkreis 3: Bildungs- und Beschäftigungssystem

Der dritte Problemkreis weist in die Zukunft und zielt auf eine Auflösung der starr
wirkenden Gliederung in eine Ausbildungszeit und eine Zeit der Erwerbstdtig-
keit.Das gesellschaftliche Umfeld von Schule und mit ihr der Lehrberuf stehen unter
Veränderungsdruck, dessen Ursache Herzog (1994) in einem Aufsatz über "Gesell-

schaftlichen Wandel und schulische Autonomie" in sechs Entwicklungen erkennt:
Individualisierung der Lebensverhältnisse und Lebensentwürfe, Egalisierung der Ge-
schlechter, Pluralisierung und Dynamisierung der Gesellschaft sowie Scholarisierung
des Jugendalters und Nivellierung des Generationenverhältnisses. Schule sowie Leh-
rerinnen- und Lehrerbildung werden auf diese Phänomene reagieren müssen; Her-
zogs Stichwort dazu lautet "Autonomisierung". In Schule und Lehrerbildung zeigen
sich strukturelle Auswirkungen der genannten Tendenzen (vgl. Bildungsindikatoren
Schweiz, 1995): neue Zugänge zum Lehrberuf (Zweiter Bildungsweg), Studienun-
terbrecher, Teilzeitstudien, Berufswechsel von Lehrpersonen, Wiedereinsteigerinnen
und -einsteiger, Teilzeit- und Zweitberufstätigkeit, partielle Wechsel und Verschie-
bungen innerhalb des Lehrberufs wie Stufenwechsel, Schultypenwechsel, Fachgrup-
penwechsel und Ergänzungen des Tätigkeitsfeldes.

Die Unterscheidung in ein Beschäftigungssystem einerseits und ein Ausbildungs-
system andererseits verliert angesichts des gesellschaftlichen Wandels an Bedeutung.
Die beiden Systeme bedingen sich in ihrer Dynamik so sehr, dass es angezeigt ist,
das Ausbildungssystem auf die Prinzipien der Schulnähe, der rekurrenten Bildung
und des lebenslangen Lernens auszurichten und die Differenzierung in Grundausbil-
dung, Fort- und Weiterbildung funktional anzulegen. Strukturgebende Grössen sind
dann Diplome und Wählbarkeiten sowie Teilqualifikationen und Erneuerung der
Wählbarkeit aufgrund von Fortbildung. Die Grundausbildung, Fort- und Weiterbil-
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dung n?ihern sich an, indem gemeinsame Institutionen geschaffen werden, das Lehr-
personal an derselben Institution, wenn auch in unterschiedlicher Funktion wirkt und
sich die Ausbildung inhaltlich und didaktisch vernetzt.

Auf die enger werdende Verknüpfung von Bildungs- und Erwerbssystem macht

Doris Aebi in ihrem Buch über "Weiterbildung zwischen Markt und Staat" (1995,

5lff.) aufmerksam: Ständige Fort- und Weiterbildung schliessen ein, dass das orga-
nisierte Lernen auf spätere Phasen des Lebens ausgedehnt wird und dass sich die Bil-
dungsmentalität weitgehend ändert. Die traditionelle Vorstellung von zwei Lebens-
phasen, die ausschliesslich und voneinander getrennt entweder mit der Aneignung
oder mit der Anwendung von Bildung zusammenfallen, wird abgelöst durch die Auf-
fassung, dass organisiertes Lernen sich nicht auf eine Bildungsphase am Anfang des

Lebens beschränken kann. Die berufliche Tätigkeit (Beschäftigung) ist mit einer
dauernden organisierten Fort- und Weiterbildung verknüpft. Bildung als lebenslanger

Prozess bedeutet Wende hin zur "lernenden Gesellschaft" (Aebi, 1995, nach Born-
schier, 1992). Bildungs- und Weiterbildungssystem sind nicht mehr zwei eigenstän-

dige Systeme, sondern verschmelzen mit dem Verschwinden der Grenze zwischen

Schule und Erwerbstätigkeit zu einem umfassenden System der lernenden Gesell-
schaft.

Soll der Idee der "lernenden Gesellschaft" mit dem Ineinandergreifen von Bil-
dungs- und Erwerbszeit nachgelebt werden, dann wären Vorstellungen von durchor-
ganisierten, kompakten Studiengängen, fixer Studiendauer, Studienabschlüssen und

entsprechend stufenorientierten Instituten nicht mehr angemessen (Oelkers, 1996). Im
Blick darauf sind verschiedene Vorkehren zu treffen: So beispielsweise die Rücksicht

auf Teilzeitstudierende und das Überlappen der Studien- und Berufseinführungs-
phase. Aufgegeben würde die Fixierung auf den Anfang, die Konzentration der

Ausbildung auf eine intensive Grundausbildung. Studierende hätten Gelegenheit,

schon früh mit einer provisorischen W?ihlbarkeit und ohne Studien"abschluss" ins

Lehramt einzutreten. Es könnte sein, dass Ausbildungen, die über einen längeren
Zeitraum verteilt werden und stärker ins Berufsleben hineinfliessen, weit zufrieden-

stellender und effektiver "bilden", ohne dabei die Bildungszeit und -kosten insgesamt

zu erhöhen. Ausserschulische Erfahrungen und forschendes Lernen stünden im Be-
rufsbezug. Der Perspektivenwechsel, den wir vomähmen, wenn wir die gesamte Bil-
dungszeit ins Auge fassten, wirkt utopisch. Für die Details benötigten wir Zeichner
und Lithographen, die uns mit neuen Panoramakarten ausstatteten.
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Was arbeiten Lehrerinnen und Lehrer?
Eine Berufsfeldstudie als Grundlage für eine Reform der
Primarlehrerinnen- und Primarlehrebildung

Stefan Albisser, Markus Kübler und Albert Meier
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Traditionellerweise scheint klar zu sein, nach welchem Kanon Lehrerinnen- und
Lehrerbildung an Mittelschulseminaren oder Hochschulen und Universitäten zu
erfolgen hat. Demgegenüber rufen die abnehmende Berufstreue und eine zuneh-
mende Zahl von frühinvalidisierten Lehrpersonen sowie die wachsende Belastung
der Lehrkräfte durch den Wandel der gesellschaftlichen Kontextbedingungen von
Bildung und Erziehung, durch höher werdende Schülerzahlen und die Heterogeni-
tät der Klassen nach Reformen der Grund- und Fortbildung der Lehrerinnen und
Lehrer. Im Rahmen der bernischen Lehrerinnen- und Lehrerbildungsreform
wurde deshalb von den Autoren eine Grundlagenstudie initiiert, welche die
Analyse des aktuellen Berufsfeldes der Primarlehrkräfte in die Reformplanung
einbringen soll. Kategoriale Beschreibung und methodische Erfassung des
Berufsfeldes werden als Kernthemen einer berufsfeldbezogenen Lehrerinnen- und
Lehrerbildungsreform thematisiert.

1. Einleitung

Die Bildungsforschung der letzten Jahre zeichnet sich durch eine grosse Zahl von
Studien und Berichten zum Bereich Unterrichtsforschung sowie durch eine allmählich
zunehmende Anzahl Publikationen zum Bereich der Schulentwicklung aus. Wenige
Untersuchungen hingegen beschäftigen sich mit der Frage, wie eine berufsgerichtete
Lehrerinnen- und Lehrerbildung zu realisieren sei. Über die Art, wie man Lehrerin
oder Lehrer wird, haben sich Vorstellungen etabliert, über die man sich mehr oder
weniger einig zu sein scheint: breite Allgemeinbildung, Fachausbildung, einige Leh-
ren oder Befunde aus den sogenannten Berufswissenschaften, Praxisanleitung und
-einführung. Wohl besteht innerhalb der Lehrerinnen- und Lehrerbildungsinstitutio-
nen eine Diskussion verschiedener Konzepte der Ausbildung oder des Studiums.
Diese dreht sich zur Zeit aber vor allem um Fragen der Ansiedlung der Lehrerinnen-
und Lehrerbildung innerhalb des Bildungswesens (Mittelschulseminar contra tertiäre
Lehrerinnen- und Lehrerbildung), um die Anteile der Lehre im Vergleich zu den An-
teilen der berufspraktischen Ausbildung, um die Studien- bzw. Ausbildungsdauer
insgesamt oder um den sogenannten Theorie-Praxis-Bezug. Die Frage, wieweit diese

Ausbildungselemente in ihrem Ziel- und Inhaltsbezug von den Bedingungen der Be-
rufsarbeit abhängig sind und sich demzufolge an ihnen orientieren müssten, hat man

bislang weitgehend ausgeblendet. Insbesondere bleibt ungeklärt, welchen Anforde-
rungen Berufseinsteigerinnen und Berufseinsteiger in den einzelnen Lehr- und Lern-
bereichen und den Sozialbezügen des Berufsfeldes zu genügen haben. Die Zusam-
menhänge werden zwar erwähnt, beispielsweise in der weitherum bekannt gewor-
denen Denkschrift der nordrhein-westfälischen Bildungskommissionl; sie werden

I Bildungskommission NRW (1995)
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aber nicht analysiert. Einzig das Berufsfeld "Unterrichten" ist mit Blick aufs Lehrerin-
und Lehrer-Werden analysiert worden (s. z.B. Dick,1992; Terhart, 1991). Neuere
Ergebnisse von lJntersuchungen, was Lehrerinnen und Lehrer in ihrer Berufsarbeit
belastet (vgl. z.B. Frei, 1996; Kramis-Aebischer, 1995),legen den Schluss nahe,
dass es nebst dem "Unterrichten" noch weitere zentrale, häufig vorkommende und
schwierig zu bearbeitende Berufsfelder geben muss, auf welche Berufseinsteigende
professionell hingeführt werden müssten.

Im Rahmen der Gesamtkonzeption Lehrerinnen- und Lehrerbildung wird zur Zeit
im Kanton Bern die gesamte Lehrerinnen- und Lehrerbildung umstrukturiert (vgl. den
Bericht der Projektleiterin Heidi Marti zum Planungskonzept und -verlauf in diesem
Heft). Dieses Reformwerk stützt sich auf breite Vorstudien und Werkstattberichte,
welche 1988 zu Thesen zur Gesamtkonzeption führten. Die hundertste und letzte
These thematisierte den Arbeitsplatz Schule und forderte eine entsprechende Studie
(Thomet, 1988). Die kantonale Planungsgruppe für die Lehrerinnen- und Lehrer-
bildung der Primarstufe hat die hier referierte Berufsfeldstudie bereits im Juni
1997 beantragt.2 Dabei stützte sie sich auf unsere Vorarbeiten vom April 1997 . Die
Planungsgruppe schätzte die Erarbeitung einer Berufsfeldanalyse für die Planung ei-
ner neuen Grundausbildung der Primarlehrkräfte als relevant ein3, und dieErzie-
hungsdirektion des Kantons Bern unterstützt das Forschungsprojekt mit Verfügung
vom Dezember 1997. Ergebnisse der Studie sollen in der weiteren Planung zur Über-
prüfung der Studienkonzeption und zur Gewichtung von Studieninhalten beigezogen
werden.4

2. Das Berufsfeld als massgebender Bezugspunkt einer neuen
Lehrerinnen- und Lehreöildung

Alle berufsbezogenen Studiengänge und Ausbildungssysteme, seien es nun solche
für Arzte, Ingenieure, Landwirte, Bankiers oder solche für pädagogische Berufe,
müssen sich der Frage nach dem Bezug zwischen Theorie und Praxis stellen. In der
Lehrerinnen- und Lehrerbildung hat sich darüber eine grosse Zahlvon Lehrerbildne-
rinnen und -bildnern zu verschiedenenZniten Gedanken gemacht. Zt einnem ist bei-
spielsweise an die Arbeiten von u.a. Müller (1975), Wyss (1977), Reusser (1982),
Beck (1983), Oelkers (1984), Oelkers & Neumann (1985), Wanzenried (1995),
Meier (1995), Herzog (1995), Hänsel & Huber (1996)5. Benner (1983) hat sich zur
"Praxis" als Begriff grundsätzlich geäussert und dabei verschiedene Praxen menschli-
chen Handelns unterschieden (Arbeit, Ethik, Pädagogik, Politik, Kunst, Religion)
und definiert, dass es sich bei Berufstätigkeiten um jene Tätigkeiten einer allgemeinen

2 Vgl. den Projektbeschrieb von Albisser, Kübler und Meier (1997).
3 Siehe: Konsultationsunterlagen der Kant. Planungsgruppe 2 der Gesamtkonzeption Lehrerinnen-
und Lehrerbildung Kanton Bern, Februar 1998 (diese werden demnächst als Bericht der
Erziehungsdirektoren des Kantons Bern veröffentlicht).
4 Die neue Ausbildung soll den Studienbetrieb im Jahre 2001 eröffnen.
-5 Als interessante Reminiszenz dürfen auch Peddiwells Überlegungen zum Säbelzahn-Curriculum
erwähnt werden, welche den kontext-, d.h. aufgabenbezogenen Nutzen von berufsbezogenen
Kenntnissen und Verfahrensweisen anschaulich illustrieren (siehe den Auszug in Flechsig & Haller
r975, S. 34r ff.).
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menschlichen Praxis handle, welche einerseits durch Arbeitsteilung entstanden sind
und die anderseits durch Professionalisierung die Aufgabenerfüllung eines Berufs-
standes ausmachen. Die Aufgabenerfüllung stellt - psychologisch gesehen - Aufbau
und Anwendung verschiedener Wissensbestände dar. Zumindest sollte dabei unter-

schieden werden zwischen verschiedenen Formen deklarativen Wissens und proze-
duralen Wissens (Bromme, 1992). Der spezifische Nutzen von erworbenem Wissen

sinkt oder steigt, je nachdem, ob dieses Wissen zur Aufgabenerfüllung taugt oder zur
Lösungssuche in Berufssituationen verwendet werden kann.

Zwischen den Studieninhalten und den Berufsaufgaben bestehen aber in den mei-
sten Fällen grosse Differenzen. Dies trifft nicht nur auf die Ausbildung zur Lehrerin
und zum Lehrer zu. Auch beispielsweise in der Medizin wurde diese Problematik als

hochschuldidaktische Fragestellung bearbeitet. Zurückgreifend auf Berufsfeldbe-
schreibungen, versuchte man die Differenz zwischen Studium und Berufshandeln zu

verringern (Albisser, 1981; Albisser et al., 1983; Elstein et al., 1978; Shulman,

1987). Dabei signalisiert der Begriff des Berufsfeldbezugs vorerst eher eine pro-
grammatische Markierung. In der Lehrerinnen- und Lehrerbildungsdiskussion von

heute ist dies nicht anders: Klafki (1997, S. 53) fordert im Rahmen seines

Paderborner Referats zur Denkschrift "Zukunft der Bildung - Schule der Zukunft",
dass der Berufsfeldbezug in der ganzen Lehrerbildung problematisiert werden

müsste. Eine Definition der Berufsfeldbezogenheit fehlt allerdings. Für uns heisst

das, dass der Arbeitsplatz Schule bzw. die Tätigkeiten von Lehrerinnen und Lehrern

konkret thematisiert werden, begrifflich aber unabhängig von Fragen der
Arbeitsplatzbewertung konzipiert werden müssen.

Die Chance einer Berufsfeldanalyse könnte gerade darin liegen, dass unter Bezug-

nahme auf arbeitspsychologische Analysemethoden (s. z.B. Ulich, 1994) eine kon-
krete Berufsfeldbeschreibung gelingen könnte, die für die Studien- und Fortbil-
dungsgestaltung zum zentralen Bezugspunkt werden dürfte. Denn die arbeitspsycho-

logische Berufsfeldbeschreibung beschäftigt sich mit den zu erfüllenden Handlungs-

abläufen, ihrer wissensmässigen Basis, den an die Berufstätigen gerichteten Erwar-
tungen und Belastungen. Da die Berufstätigkeiten für Berufseinsteigende andere

Schwierigkeiten und Belastungen in sich bergen als dieselben Berufsfelder für erfah-

rene Lehrpersonen darstellen, enthält der Berufsfeldbezug überdies eine persönliche

Entwicklungsdimension für angehende Lehrkräfte.

3. Die Beschreibung der Lehrerinnen- und Lehrerarbeit mittels
Kategorien

Der Berufsfeldbezug einer Ausbildung von Lehrkräften setzt eine aus dieser Perspek-

tive erhobene Beschreibung der Berufsarbeit von Lehrerinnen und Lehrern voraus.

Um die Frage, was Lehrerinnen und Lehrer wie lange und wie häufig arbeiten, sinn-

voll beantworten zu können, müssen entsprechende Teiltätigkeiten der Berufsarbeit

ermittelt, aufgelistet und zu sinnvollen Kategorien zusammengefasst werden. Teiltä-
tigkeiten entsprechen dabei Handlungsmustern (2.B. eine Anweisung geben; ein

Schülerheft korrigieren). Aus einer reinen Beobachtung von Lehrkräften während ih-
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rer Berufsarbeit (am Arbeitsplatz in der schule, zu Hause oder andern orten)6 würde
im Prinzip nur eine Endlosliste von einzelnen Teiltätigkeiten resultieren, die für eine
Ausbildung wenig hilfreich wäre.7 Solche Listen von Teiltätigkeiten der Lehrkräfte
findet man bei Rudow, der insgesamt 55 Teiltätigkeiten identifiziert, die in sechs Ka-
tegorien zusammengefasst werden (Rudow, 1994,82 ff.). oser zählt insgesamt 88
Standards der Lehrtätigkeit, bzw. Teiltätigkeiten im Sinne von Teilkompetenzen
(Oser, 1997).

Um nun aber brauchbare Auskünfte über die Struktur des Berufsfeldes der Lehr-
kräfte zu erhalten, reicht es nicht, nur die Teiltätigkeiten zu beschreiben, aufzulisten
und in ihrer Häufigkeit festzustellen, sondern diese müssen auch unter begründbaren
Kategorien subsumiert werden (Ulich, 1994, s. 59 ff.). Erst eine unter bestimmten
Blickwinkeln vorgenommene Reduktion der Komplexität mittels Kategorien macht
eine Beschreibung von Berufsfeldern überhaupt sinnvoll und fiir die Reform einer
Lehrerinnen- und Lehrerbildung fruchtbar.

Es scheint, als ob man sich in der Beobachtung und Beschreibung von Teiltatigkei-
ten relativ schnell auf eine mittlere Ebene von Komplexität einigen kann. Schwieriger
ist es, die identifizierten Teiltatigkeiten kategorial sinnvoll zu strukturieren. Die mei-
sten Beschreibungen von Berufsfeldern von Lehrkräften beschränken sich auf die
Nennung von Kategorien (bspw. Unterrichten, Erziehen, Verwalten usw.). Je nach
Funktion, Interesse oder Blickwinkel unterscheiden sich diese Kategorisierungen er-
heblich. Analysiert man die verschiedenen Kategorisierungsvorschläge für die Arbeit
von Lehrkräften, lassen sich mindestens folgende fünf Kategorisierungsmuster unter-
scheiden-

a) Auftragsorientierte Kategorisierungen der Berufsarbeit

Diese Kategorisierungen wurden im Hinblick auf die Frage "Was sollen Lehrkräfte
tun?" vorgenommen. So bezeichnet beispielsweise das Gesetz über die Anstellung
von Lehrkräften des Kantons Bern folgende Berufsfelder: Unterrichten und Erziehen;
Zusammenarbeiten; Planen/Organisieren/Verwalten; eigene Tätigkeit überdenken und
neugestalten (LAG, 1993, Art. l7;.s Bin" weitere Variante arbeitete die NW EDK
aus: Unterricht und Erziehung; Planung, Vor- und Nachbereitung, Organisation des
Unterrichts; Organisation und Administration von Schule; Zusammenarbeit, Kom-
munikation und Öffentlichkeitsarbeit; Schulentwicklung; Fortbildung (NW EDK,
1994). Aus gewerkschaftlicher Sicht wurde seitens des LCH der Amtsauftrag der
Lehrkräfte folgendermassen kategorisiert: Unterricht und Erziehung; Vor- und Nach-

6 Die Tatigkeit von Lehrerinnen und Lehrern unterscheidet sich wesentlich von andern Berufen, weil
die Berufsarbeit grundsätzlich aufgeteilt ist in eine private und in eine öffentliche Sphäre. Dieses
Faktum erklärt zum Teil die methodischen Schwierigkeiten einer Berufsfeldbeschreibung. Ein
illustratives Beispiel findet sich in Roth (1998).
7 Dies könnten beispielweise sein: Erteilt Anweisungen zum Tagesverlauf; erfragt eine Streitursache,
prüft die Lösung einer Aufgabe, tröstet ein weinendes Kind, bespricht mit einer Kollegin den
Sporttag, usw.
8 Eine ähnliche Aufteilung weist das bernische Volksschulgesetz auf: Unterricht, Organisation und
Verwaltung, Zusammenarbeit, Fortbildung (VSG 1992, Art. 34). Praktisch identisch mit dem
l-ehreranstellungsgesetz (LAG) ist die Berufsfelddefinition des Berichtes der Gesamtkonzeption
Lehrerinnen- und Lehrerbildung des Kantons Bem (Thomet, I 988).
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bereitung des Unterrichts; persönliche Fortbildung; Beratungsgespräche; Zusam-
menarbeit (LCH, 1993). Ahnliche Einteilungen finden sich in weiteren Publikationen
(Bauer, 1997;Egger,1978; Gehrig & Geppert, 1975;Met2,1983; Tanner,l993;').e

b) Arbeitszeitorientierte Kategorisierung der Berufsarbeit

Arbeitszeitorientierte Einteilungen der Berufsarbeit versuchen, die Berufstätigkeit in
von einander unterscheidbare Tnitgefässe zu unterteilen. Bei auftragsorientierten Ka-
tegorien ist eine zeitliche Ausdifferenzierung teilweise schwierig: so lassen sich Un-
terrichten und Erziehen kaum aufteilen. Ebenfalls finden Beratungsgespräche sowohl
innerhalb wie ausserhalb des Unterrichtes statt. Erste Ergebnisse bezüglich der Auf-
teilung der Arbeitszeit von Lehrkräften referiert Rudow: Der Anteil der Unterrichtstä-
tigkeit an der gesamten Arbeitszeit von insgesamt 904 Lehrkräften verschiedener Stu-

fen liegt etwa bei 407o (Rudow,7994, S. 6Z;.toDehilliertere Beschreibungen der
Arbeitszeit von Lehrerinnen und Lehrern liegen nur wenige vorll. Eine bemerkens-
werte Erhebung im Rahmen einer Supervision machte das Kollegium der Real- und

Sekundarschule Aarberg im Kanton Bern (Heiniger,1997). Achtzehn Kolleginnen
und Kollegen, die sich in 1673 Stellenprozente teilen, schlüsselten mittels Selbstbe-

obachtung sieben Tage ihrer Berufsarbeit zeitlich auf. Das Ergebnis stellten sie in ei-
ner kumulierten Minutentabelle dar. Die tabellarische Übersicht zeigt, dass einzelne

Kolleginnen und Kollegen für Unterrichtsvorbereitung oder für Arbeiten zugunsten
der gesamten Schule sehr unterschiedliche Zeitressourcen brauchen. Insgesamt resul-

tierten folgende Ergebnisse:

Untenicht 37 Vo (lffiVo = 54 Arbeitsstd/W)
Vor- u. Nachbereitung 25 Vo

Arbeiten für das Schulganze 13 7o

Eltern-/Schülergespräche 2 7o

Weiterbildung 8 Vo

Geselliges/Kollegium 5 Vo

andere Lehraufuäge 8 7o

Eine weitere Tätigkeitsanalyse im Rahmen eines Projekts der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft GEW mit dem Titel "Schule ist mehr als Unterricht" fasst

Heiko Gosch (1997) zusammenl2:

9 Noch.ältere Kategorisierungen in Form von Funktionsbezeichnungen referiert Tanner (1993). Einen
guten Uberblick über die ältere Literatur bietet Metz (1983).
l0 Die dorr referierte Tabelle ergibt::24,9 Lektionen zu 45 Minuten im Verhältnis zur
Wochenarbeitszeit von 46,3 Std. zu 60 Minuten. Die verschiedenen Schulstufenzeigen auch, dass der
Unterrichtsanteil an der gesamten Arbeitszeit von der Grundschule bis ins Gymnasium abnimmt. Die
Zahlen von Rudow basieren auf den Untersuchungen von Häbler/Kunz (1985).
11 Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses dieses Artikels beginnt der Dachverband der Schweizer
Lehrerinnen und Lehrer (LCH) mit der Publikation seiner Erhebungen in neun Kantonen (Landert,
r 998).
I 2 Gosch kategorisiert drei Berufsfelder: I . Tätigkeit mit Schülerinnen und Schülern zusammen; 2.
Vor-, nachbereitende und begleitende Tätigkeiten zu l.; 3. Tätigkeiten zur Qualitätsentwicklung,
Qualitätssicherung und Organisation von Schule. Die vorliegende Fassung wurde weiter ausdifferen-
ziert, um eine besiere Vergleichbarkeit zu gewährleisten. (Gosch & de Lorent in Combe & Riecke-
Baulecke, 1997, S.97-l l8).
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Unterricht, Betreuung, Beratung 45 Vo

Vor-/I.{achbereitung v. Unterricht 30 Vo

Kooperation mit Eltern, Kollegen l0 Vo

Qualitätsentwicklung u.ä. 15 7o

Eine erste Sichtung ergibt, dass alle drei Quellen einige Gemeinsamkeiten haben:
- die reine Unterrichtstätigkeit von Lehrkräften umfasst etwa 40 7o der effektiven

Arbeitszeit; - für die Arbeit mit Kindern wird die relativ weitgefasste Chiffre "Un-
terricht" verwendet, obwohl - so unsere Vermutung - gerade in dieser Berufsfeld-
kategorie in den letzten 10 Jahren grosse und entscheidende Veränderungen statt-
gefunden haben, die dieser geläufige Begriffnicht mitspiegelt;

- mit Ausnahme von Unterricht und Vor-A{achbereitung werden durchaus unter-
schiedliche Berufsfeldkategorien verwendet, die etwa noch 30 7o der Berufsarbeit
umfassen.

c) Kompetenlorientierte Kategorisierung der Berufsarbeit.

Definiert man "Standards" fiir die Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern, wie dies
Oser (1997) beschreibt, dann muss man eine Vorstellung darüber entwickeln, über
welche professionellen und ausbildungsrelevanten Handlungsmuster Lehrkräfte ver-
fügen müssen, um den gesetzten Anforderungen genügen zu können. Die 88 von
Oser genannten Standards werden nach dem Pnnzip der Ahnlichkeit in 12 Gruppen
zusammengefasst: 1. Lehrer-Schüler-Beziehungen; 2. Schülerunterstützendes Han-
deln und Diagnose; 3. Bewältigung von Disziplinproblemen und Schülerrisiken; 4.
Aufbau und Förderung von sozialem Verhalten; 5. Lernstrategien vermitteln und
Lernprozesse begleiten; 6. Gestaltung und Methoden des Unterrichts; 7. Leistungs-
messung; 8. Medien; 9. Zusammenarbeit in der Schule; 10. Schule und Öffentlich-
keit; I 1. Selbstorganisationskompetenz der Lehrkraft; 12. Allgemein- und fachdidak-
tische Kompetenzen (Oser, l99l7.tt Die 88 Standards, in 12 Kategorien gegliedert,
ergeben einen Überblick über die professionellen Handlungsmuster einer Lehrkraft;
sie weisen bei genauerer Betrachtung jedoch viele Überschneidungen auf, sind
schwierig zu operationalisieren und enthalten keine ausbildungsrelevanten Gewich-
tungen.

Mittels einer empirischen Feldstudie hat jüngst Bauer (1998) eine Bestimmung von
Dimensionen des professionellen pädagogischen Handlungsrepertoires beschrieben.
Dabei hat er Handlungsrepertoires konzipiert als "hoch verdichtete Verknüpfungen
kognitiver Strukturen mit motorischen Abläufen, die es Handlungsträgern ermögli-
chen, rasch, ohne Verzögerung, sicher und zielstrebig in komplexen Situationen zu
agieren." (Bauer, 1998, S. 344). Beschrieben werden frinf Dimensionen des profes-
sionellen pädagogischen Handlungsrepertoires:1. Soziale Strukturen bilden; 2. In-
teragieren; 3. Kommunizieren (referieren, moderieren usw.); 4. Gestalten (Hand-
lungsabläufe, Rituale usw.); 5. Hintergrundarbeit (Materialien herstellen, Unterricht
und Besprechungen vorbereiten usw.). Die Dimensionen beziehen sich auf Prozesse

I 3 ln einer frühern kompetenzorientierten Kategorisierung postulierten Reichwein & Frech (l 97 I ): I .

Kognitive Differenziertheit; 2. Geringes Angstniveau; 3. Rollendistanz; 4. Intrinsische Berufsmotiva-
tion; 5. Risikobereitschaft; zit. in Tanner (1993, S. 160 f.).
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eines "professionellen Selbst" und dienen dem Gewinnen einer Heuristik zur Neu-
strukturierung von Aus- und Fortbildung (Bauer, 1998, S. 353 f. und S. 356).

d) Rollenorientierte Kategorisierung der Berufsarbeit

Wiederum einen andern Ansatz zur Beschreibung der Berufsarbeit von Lehrkräften
wählt Tanner (Tanner, 1993, S. 115 ff.). Er definiert einzelne Rollensektoren bzw.
-segmente, die es ermöglichen, einzelne Rollenkonflikte herauszuarbeiten. Diese
konfliktpsychologisch orientierte Analyse der Lehrerinnen- und Lehrerrolle zeitigt
folgendes Ergebnis: 1. Rollensegment Lehrer-Schülerla; 2. Rollensegment Lehrer-
Eltern; 3. Rollensegment Lehrer-Kollegen; 4. Rollensegment Lehrer-Vorgesetzte; 5.
Rollensegment Lehrer-Öffentlichkeit. Mit diesem Konzept gelingt es Tanner zu zei-
gen, dass sich Lehrkräfte in einem vielfältigen Rollennetz bewegen und mit teilweise
widersprüchlichen Erwartungen konfrontiert sind (Tanner, 1993, S. 140). Der rol-
lenorientierte Ansatz weist einige Verwandtschaft mit der auftragsorientierten Kate-
gorisierung auf.

e) Kommunikationsform-orientierte Kategorisierung der Berufsarbeit

Eine weitere Art der Kategorisierung präsentiert Schwarz (1995). Er stellt auf die Be-
zugsperson bzw. die Kommunikationsform ab, um die Berufsarbeit von Lehrkräften
zu beschreiben: 1. Kinderzeitl5; 2.Yor- und Nachbereitungszeitl6; 3. Kooperations-
zeitl7. Eine dazu passende Variante der Nordwestschweizerischen Erziehungsdirek-
torenkonferenz unterscheidet Untenichtszeit, Teamarbeitszeit und frei gestaltbare Ar-
beitszeit (NW EDK, 1994).

Schlussfolgerungen

Wir suchten in unsern Diskussionen eine Kategorisierung, die für die geplanten Feld-
untersuchungen und die betroffenen Lehrpersonen einerseits plausibel, genügend
flexibel und andererseits für eine spätere Befragung auf eine künftige Lehrerinnen-
und Lehrerausbildung hin genügend aussagekräftig ist. Wir bedachten auch die Mah-
nung von Ulich im Hinblick auf eine psychologische Tätigkeitsanalyse: "Arbeitsstu-
dien als eine Form wissenschaftlich gelenkter Beobachtung können auch nicht durch
das Befragen sogenannter Experten über Arbeitstätigkeiten ersetzt werden... Wieder-
holt erwies sich nämlich, dass nicht die Technologen, Meister oder Arbeitswissen-
schaftler, sondern die Arbeiter selbst die sachkundigen Experten für ihre Arbeitstätig-
keiten sind." (Ulich 1994, S. 80).

Unser Interesse besteht nun hauptsächlich darin, gemeinsam mit amtierenden Lehr-
personen herauszufinden, was Lehrkräfte wie lange und wie häufig arbeiten. Dabei

14 Lehrer als Fachmann, als Träger formaler Autorität, als Sozialisationsagent, als Förderer der
Schüler-lndividualität, als Vorbild, als Privatperson.
I 5 Unt"rri"ht, Klassenlehrerstunden, Schülerberatung, Aufsicht u.ä.
l6 Plan"n, Vorbereiten, Nachbereiten, Korrekturen, Beurteilen, Zeugnisberichte, schülerbezogene
Verwaltungs- und Ordnungsaufgaben usw.
l7 Teambesprechungen, Zusammenarbeit mit Eltern, Institutionen und Personen im Umfeld,
Dienstbesprechungen, Lehrerkonferenzen u.ä.
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knüpfen wir an die Kategorisierung von Schwarz (1995) an und präzisieren die Glie-
derung nach Kommunikations- und Interaktionspartnern:
l. Kinderzeit : Zeit, die die Lehrkraft mit Kindern arbeitet;l8
2. Selbstzeit: Zeit, die die Lehrkraft berufstätig mit sich selber verbringt;le
3. Erwachsenenzeit: Zeit, die die Lehrkraft in Kooperation mit andern Erwachse-

nen arbeitet.2o
Diese Grobkategorisierung nach Kommunikations- und Interaktionspartnern hat den
Vorteil, dass sich die drei unterschiedlichen Settings in Beobachtungen und Selbste-
valuationen relativ einfach anwenden lassen. Zusätzlich kann davon ausgegangen
werden, dass die drei ,,Zeiten" je unterschiedliche Kompetenzen oder Kompetenz-
schwerpunkte von den Lehrkräften erfordern und je eine andere Rolle der Lehrperson
beinhalten.

Die vorgeschlagene Grobkategorisierung (Kinderzeit, Selbstzeit, Erwachsenenzeit)
kann nun in zwei Dimensionen fruchtbar gemacht werden: Entweder betont man sfär-
ker das Setting (wann bin ich mit Kindern zusammen?), oder man setzt konsequent
auf die konkreten Interaktionen (wann arbeite ich mit Kindern?). Beide Ansätzebie-
ten interessante Aufschlüsse über die Arbeit der Lehrkräfte.2l

4. Die Beschreibung von Berufsfeldern als methodisches Problem

Unser Ansatz beruht auf der Annahme, dass Auftrags- oder Bedingungsanalysen des
Lehrberufs, wie sie in der Studien- und Curriculumplanung üblich sind, für das Er-
reichen unserer Zielsetzungen nicht genügen. Um Bewertungen auf den von uns als
relevant betrachteten Dimensionen (Häufigkeit, Dauer, Schwierigkeit, Belastungspo-
tential) vornehmen zu können, muss die Untersuchung durch eine psychologische
Teiti g ke it s analy s e ergänzt werden.

Dieses Vorhaben stellt uns vor vielfältige methodologische Probleme. Die Hetero-
genität unseres Untersuchungsgegenstandes verlangt nämlich plausiblerweise eine
multimodale Erfassung. Verschiedene Erhebungstechniken müssen kombiniert bzw.
integriert verwendet werden. Dies begründet sich hauptsächlich in der Tatsache, dass

sich der Lehrberuf in räumlicher und zeitlicher Hinsicht sehr variabel präsentiert.22

Beispielsweise lassen sich Aktivitäten von Lehrkräften während der Unterrichtszeit

l8 Stundenplanzeit, Aufsicht, Beratungsgespräche ausserhalb des Stundenplanes, entsprechende
Anteile in Projektwochen, an Sporttagen und in Landschulwochen u.ä.
l9 Vorbereitungszeit für Stundenplanzeit, Projekte und Schulfragen, Evaluationszeit, individuelle
Fortbildung, Administration u.ä.
20 Kollegiumsarbeit, Elternabende, Schulkommissionssitzungen, Öffentlichkeitsarbeiten, gewerk-
schaftliche Arbeiten u.ä.
2l Der erste Ansatz zeitigt Ergebnisse im Sinne der Studie von Heiniger (1997); der zweite Ansatz
zeigt beispielsweise in unseren ersten Untersuchungen, dass die Selbstzeit von Lehrerinnen und
Lehrern im Setting "Untericht" sehr gering ist.
22 E;in multimodale Erfassung ermöglicht zudem eine bessere Einschätzung der Zuverlässigkeit und
Validität der einzelnen Verfahren. Schwächen einer einzelnen Methode werden ggf. durch die Stärke
einer andem Methode ausgeglichen (Petermann & Widmann in Markefka & Nauck 1993, S. 137).
Dick (1998) kommentiert dieses Erfassungsproblem in Anlehnung anGarz & Kraimer (1991) und
Geertz (1973) wie folgt: "Das unsichere, unbestimmte Feld der Bildungs- und Unterrichtskontexte
gibt uns keine andere Wahl, als Inhalte, Methoden und Ergebnisdarstellungen in einer multiplen,
vielfältigen Art und Weise auszugestalten" (Dick 1998, S. 43).
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relativ einfach beobachten, während sich Aktivitäten in der Selbstzeit ausserhalb des
Unterrichts einer externen Beobachtung zum grössten Teil gänzlich entziehen. Aus-
serhalb der Schulhausräumlichkeiten arbeiten Lehrkräfte häufig auch zu Hause. Sie
arbeiten aber auch in Bibliotheken, Besprechungszimmern von Behörden und Ver-
waltungen usw. Selbst auf der Strasse oder in Restaurants werden manchmal berufli-
che Fragen durchdacht oder besprochen. Gearbeitet wird oft auch ausserhalb kalku-
lierbarer Zeitpläne. Überraschend telefoniert beispielsweise ein besorgter Vater einer
Schülerin abends und will beraten werden.23

Auftrags- und Bedingungsanalysen lassen sich über Literatur bzw. Dokumenten-
studien, über Spurenanalysen und Expertenbefragungen bewerkstelligen. Tätigkeits-
analysen verlangen jedoch Beobachtungen im natürlichen Setting des Berufsalltags
und die Erhebung von Selbstberichtsdaten. Bewertungen der Befunde müssen
schliesslich über Einschätzskalen bzw. Reflexionen der untersuchten Personen oder
über sachkundige Experten geschehen.

Bei der Durchführung der psychologischen Tätigkeitsanalyse2a halten wir uns an
die von Ulich (1994, S. 79 f.) vorgeschlagenen drei Phasen:

In einer ersten Phnse sollen stichprobenartige Beobachtungen mittels Fremdbeob-
achtung und der Erhebung von Selbstberichtsdaten durchgeführt werden. Beobach-
tungsinterviews helfen mit, die Befunde nach inhaltlichen Kriterien zu erhellen. Die-
ser Ansatz entspricht der Idee des theoretischen samplings.

In der zweiten Phase legen wir Priorität auf die Kategorienbildung bezüglich der
erhaltenen Daten. Dies kann zusammen mit Lehrpersonen erfolgen bzw. reflektiert
werden. Gegebenenfalls müssen weitere Beobachtungsinterviews durchgeführt wer-
den.

Die dritte Phase ist charakterisiert durch sorgfältige, inhaltlich spezifizierende Tä-
tigkeitsbeobachtungen im Rahmen der vorgenommenen Kategorisierungen. Je nach
Interesse können einzelne Aspekte in den Vordergrund treten, z.B. Häufigkeiten,
Zeitaufwand usw.

Erst jetzt werden Bewertungen nach weiteren, uns interessierenden Kriterien mit
Hilfe geeigneter Instrumente vorgenommen (beispielsweise das Erheben von Bela-
stungspotentialen oder subjektiv erlebter Schwierigkeit).

Um erste Eindrücke zu erhalten, welche methodischen und inhaltlichen Untersu-
chungsprobleme sich bezüglich Beobachtungen im natürlichen Setting ergeben, haben
wir eine Erkundungsstudie angesetzt. Eine Gruppe von Forschenden, bestehend aus
Lehrkräften und 14 Studierenden, führten diese durch. Die Durchführenden erhielten
die Aufgabe, auf der Basis heuristisch praxisrelevanter Beobachtungseinheiten Tätig-
keiten von Lehrerinnen und Lehrern im Sinne eines theoretischen samplings (Glaser

23 siehe auch Anmerkung 6.
24 Psychologische Tätigkeitsanalysen fussen auf verschiedenen Konzepten der Lern-, Denk-, Motiva-
tions- und Arbeitspsychologie. Eine lrühe Tradition und Grundlegung zur Arbeits- und Tätigkeitsana-
lyse fasste Hacker (1978) zusammen. Die aktuellsten Ergebnisse und theoretischen Reflexionen der
Arbeitspsychologie liegen in Ulich (1994) vor. Da die von uns zu untersuchenden Berufsfelder stark
geprägt sind von Zweck-Mittel-Strukturen der handelnden Personen, ist hier auch an die Nützlichkeit
von Lewins topologischer Psychologie zu erinnern. Heider ( 1958, z.B. 5.22 ff.) hat auf den spezifi-
schen Nutzen dieses Ansatzes und auch auf seine Grenzen für Situationsanalysen hingewiesen.
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& Strauss, l96l7zs während der Unterrichtszeit und gegebenenfalls auch ausserhalb
der Unterrichtszeit zu eruieren und je nach Möglichkeit zu kategorisieren.

Für die Studierenden eröffnete sich anhand dieser Aufgabe gleichzeitig die Mög-
lichkeit, ihre obligatorische Facharbeit an diese Untersuchungen anzuschliessen und
parallel dazu eine neue Sichtweise des Berufsalltags von Lehrerinnen und Lehrern zu
erhalten.

In Anlehnung an die von uns geleisteten Vorarbeiten wurden Kriterien entwickelt,
welche eine möglichst scharfe Abgrenzung verschiedener Beobachtungseinheiten er-
möglichte (körperliche Nähe, Berührungen, Augenkontakte, Anredeformen, Stellung
im Raum u.ä.). Die Erkundungsgruppe erreichte schnell interne Übereinstimmungen
(teilweise anhand von Videobeispielen), ohne aber einzelne Überschneidungen gänz-

lich ausschliessen zu können. Nach dieser Vorbereitungs- und Trainingsphase wur-
den in der Folge mit einem halbstandardisierten Beobachtungsverfahren 14 zufällig
ausgewählte Lehrkräfte während ca. 50 Lektionen an zwei Stichtagen beobachtet. Die
Befunde wurden zusammengetragen und grob nach bestimmten Kriterien geordnet.26

Einige Erkenntnisse verdienen jetzt schon der Erwähnung:
- Im Rahmen der Stundenplanzeit existieren alle von uns postulierten Grundkatego-

rien (Arbeit mit Kindern, Arbeit mit Erwachsenen, Selbstzeit).

- Zentrale Aspekte des Unterrichts als Arbeit mit Kindern scheinen Tätigkeiten der
Lehrpersonen zu sein, welche auf Stützfunktionen zugunsten der Kinder
(Motivation, Durchhaltewillen, Konzentration), auf die gegenseitige Rücksicht-
nahme und Beseitigung von Störungen im Gruppen- oder Klassenverband
(Disziplin, Konfliktschlichtung), auf die individuelle Lernbegleitung
(kontrollieren, beraten, erklären) und das Einführen und Erklären von Sachinhal-
ten gegenüber Gruppen oder der Klasse abzielen.

- Die auftretenden Sequenzen im Bereich der Selbstzeit innerhalb der Stundenplan-
zeitnutzenlehrpersonen vor allem für operative Belange (Aufräumen, Bereitstel-
len, schriftliches Festhalten von Ereignissen), für die Kontrolle von Kinderarbei-
ten (Hefte, Proben), das Recherchieren von Inhalten (aufgetretene Sachprobleme)
und die Vorbereitung nächster organisatorischer oder inhaltlicher Abläufe. Das

Beobachten von Kindern konnte zwar ebenfalls, aber selten festgehalten werden.

Die vorliegenden Befunde beabsichtigen wir hinsichtlich der Dimensionen Belastung,
Schwierigkeit, Häufigkeit weiter zu untersuchen.

Erhellend für unsere Weiterarbeit sind einige aufgetretene Schwierigkeiten:
- Die in der Erkundungsstudie erarbeiteten Beobachtungseinheiten können während

der Unterrichtszeit in hoher Dichte auftreten. Dies kann zu Schwierigkeiten bei der

Beobachtung ftihren bzw. verlangt eine zielbezogene Überarbeitung und Festle-

gung des Beobachtungsansatzes: event sampling / situational sampling / time
sampling.

25 In Lamneck (1995, S.207 f.): Es soll solange beobachtet werden, bis die Untersuchenden zum
Schluss kommen, dass keine relevanten neuen Äspekte mehr zu erwarten sind. Zu diesem Zeitpunkt
ist eine "theoretische Sättigung" erreicht.
26 Die vorgenommene Kategorisierung ist zur jetzigenZeit noch provisorisch. Wir arbeiten z.Z. zu-
sätzlich an'einem Instrumefit zur Erh"ebung vän Sitbstberichtsdäten bezüglich Tätigkeiten in der
stundenplanfreien 7,eit von Lehrkräften.
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- Der Anteil des Sprachhandelns im Unterricht ist gross. Für unsere Untersuchung

bedeutet dies, dass klare Aussagen über die zentralen Inhalte des Handelns von
Lehrpersonen oft nur über die Analyse von Kommunikationssequenzen gelingt.
Gerade dies verlangt jedoch einerseits eine räumliche Nähe der Beobachtenden zur
untersuchten Person bzw. oft sogar klärende Nachfragen im Anschluss an die
unmittelbare Untersuchung. Dies ist im natürlichen Setting nicht immer möglich.

- Es scheint schwierig zu sein, einen einheitlichen bzw. ausnivellierten Beschrei-

bungsansatz fär verschiedene Tätigkeiten zu finden. Plausiblerweise können Aus-

sagen wie "die Lehrkraft erkundigt sich nach dem Wohlbefinden eines Kindes"
nicht auf der gleichen Ebene behandelt werden wie "die Lehrkraft hilft einen

Konflikt zwischen zwei Kindergruppen zu lösen". Diese Tatsache erschwert eine

spätere Kategorisierung.
- Lehrpersonen zeigen individuelle Profile. Das heisst, dass sowohl qualitativ wie

quantitativ je nach untersuchter Lehrperson grosse Unterschiede auftauchen. So

wurde beispielsweise beobachtet, wie eine Irhrperson A im Rahmen einer offenen

Unterrichtsform oft persönlich mit einzelnen Kindern sprach, während dies bei ei-
ner Lehrperson B nicht beobachtet werden konnte.

- Wir müssen weiter und plausiblerweise annehmen, dass je nach Auftrag bei be-

stimmten Lehrkräften ganze Berufsfelder inexistent sind, deshalb auch nicht beob-

achtet werden können (beispielsweise variieren in einigen Bereichen die anstehen-

den Aufgaben für einen Schulleiter oder eine Klassenlehrkraft deutlich von denje-

nigen einer Teilpensenlehrkraft).2?
Solche Inkohärenzen weisen zwar auf konzeptionelle Probleme hin, können aber

im Hinblick auf mögliche Schlussfolgerungen bezüglich Schwerpunktsetzungen bei
den Ausbildungsinhalten ein wichtiges Interpretandum darstellen. Es scheint jetzt

schon offensichtlich, dass nicht alle Lehrkräfte in gleichen Berufsfeldern und mit
gleicher Intensität gefordert werden.28

5. Die Relevanz einer Berufsfeldbeschreibung für eine neue Lehrerin-
nen- und LehreÖildung

Versteht man eine Reform der Lehrerinnen- und Lehrerbildung nicht nur als eine

strukturelle, sondern auch als eine inhaltliche im Sinne einer intendierten Verbes-

serung der Ausbildung von Berufseinsteigenden, dann hat dies zur Konsequenz, dass

verlässliche Hinweise, auf welches Ziel hin die Studierenden ausgebildet werden

sollen, unverzichtbar sind. Diese Hinweise bestehen einerseits aus den Erwartungen

der Gesellschaft an die Schule, aus den gesetzlich formulierten Aufträgen an Schule

und Lehrkräfte, aus einer Analyse der Lebenswelten von heutigen Kindern und ihren

Familien und andererseits aus einer möglichst genauen und aussagekräftigen Be-

schreibung der Tätigkeit von Lehrkräften im Sinne von Berufsanforderungen.

27 Die erheblichen Unterschiede beispielsweise in den Anteilen "Gespräche mit Kindern" in der Stu-
die von Heiniger (1997) dürften auf solche Tatsachen zurückzuführen sein.
28 Dies scheint zwar eine Bagatellerkenntnis zu sein, sie wurde aber bis anhin unter dem Anspruch,
Lehrpersonen "integral" auszübilden, vernachlässigt bzw. nur "inoffiziell" in der Ausbildung berück-
sichtig.
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Eine sozio-ökonomische Bedingungsanalyse von Schule und Lehrberuf scheint
hilfreich, um sich Rechenschaft darüber abzugeben, mit welchen Ressourcen Schule
und zukünftige Lehrkräfte ihren gesellschaftlich formulierten Auftrag erfüllen müs-
sen. Erwartungen an Schule und Lehrkräfte werden einerseits aus erziehungswissen-
schaftlicher Sicht (Giesecke, 1985; Negt, 1997; weinert & Helmke, 1996 u.a.m.) an-
dererseits aus wirtschaftlicher und politischer Sicht formuliert (s. z.B. Bornschier,
1988, S. 249 ft.).2e Diese Erwartungen sind zum Teil widersprüchlich und relativ
breit. Ebenfalls relevant scheint uns die Reflexion der Lebenswelten der Kinder und
ihrer Familien, die sich doch hinsichtlich ihrer sozialen, medialen und räumlichen
umwelten stark verändert haben (Hüttenmoser,l995;Markefka, 1993; Nauck,1995:
u.a.m.). Die Analyse des Arbeitsplatzes "Schule" in Form einer Berufsfeldbeschrei-
bung ist somit nur ein - wenn auch ein wichtiges - Element für die Generierung von
Kriterien der Planung und Beurteilung einer neuen Ausbildung von Lehrerinnen und
Lehrern.

Wie bereits beschrieben, wird an eine neue Ausbildung von Lehrkräften die Anfor-
derung eines engen "Berufsfeldbezuges" gestellt und allgemein vertreten. Für die
Planung eines Studiums zur Lehrerin und zum Lehrer bzw. für die Erarbeitung von
Studienplänen zur Ausbildung von Lehrkräften scheint uns eine Orientierungshilfe in
Form einer Berufsfeldbeschreibung hilfreich und notwendig. Für Entscheidungen
über Ausbildungsschwerpunkte, Ausbildungsinhalte und Ausbildungssettings sind
bei aktuellen Reformvorhaben berufsfeldbezogene Kriterien unabdingbar. Diese las-
sen sich intersubjektiv am ehesten aus Berufsfeldbeschreibungen der hier vorgestell-
ten Art diskursiv und reflexiv erarbeiten. Dabei ist besonders zu bedenken, dass auf-
grund von Berufsfeldanalysen nicht alle Fragen einer zukünftigen Ausbildung beant-
wortet werden können und dass auch definiert werden muss, welche der vorgefun-
denen Berufsfelder für die Berufseinsteigenden zentral sind. Im weitern wird zu ent-
scheiden sein, welche wissensbereiche und Grundkompetenzen während des
Grundstudiums und welche eher während einer Berufseinführungsphase erworben
werden müssen.

Weiter wird eine Ausbildung die Frage beantworten müssen, wie aus den hetero-
genen Studieneingangsbedingungen und den Anforderungen an die Berufseinsteigen-
den eine sinnvolle Beschreibung von Entwicklungsaufgaben und Bewciltigungs-
strategien der angehenden Lehrpersonen formuliert werden kann (Blankertz,1986
Bromme, 1985,1987:. wahl, 1991). oder anders formuliert: Aus einer Berufsfeldbe-
schreibung muss zuerst eine Beschreibung von Ausbildungsfeldern hergeleitet wer-
den, welche Überlegungen zum Kompetenzerwerb in den definierten Ausbildungs-
feldern enthäIt.30 Die Ergebnisse unserer Erkundungsphase belegen jedenfalls, dass
die Berufsarbeit der Lehrerinnen und Lehrer deutlich mehr als Unterrichten, Unter-
richt nachbearbeiten und Korrigieren umfasst und dass diese Berufsfeldwahrneh-

29 Vg1.. quc.h die entsprechenden bildungspolitischen Aussagen in den Parteiprogrammen der grösse-
ren politischen Parteien.
30 Näheres dazu findet sich im Projektbeschrieb: Albisser, Kübler & Meier (1997). Grundlagen zur
?efinition v_on_gJrsbildungsrelevanten Berufsfeldern des Lehrerinnen- und Lehrerberufs, bezolen auf
die 3. bis 6. Klasse der Primarschule. Oder in: Konsultationsunterlagen zur Lehrerinnei- und
Lehrerbildung der Primarstufe (s. Kantonale Planungsgruppe, 1998).
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mungen durch die Berufstätigen bei der Planung von l-ehrerinnen- und Lehrerbil-
dungsreformen besonders berücksichtigt werden müssen.

6 Ausblick

Gegenwärtig werden Verbesserungen im Bildungswesen vor allem unter dem Ge-
sichtspunkt von Schulentwicklung diskutiert. Fragen nach Qualität von Schule und
Bildungsinstitutionen, nach Qualität und Qualitätssicherung werden gestellt. Da wir
mit unserem Projekt nicht einfach Befindlichkeiten und Wunschbedarf thematisieren,
sondern mit systematischem Zugiff Grundlagen aufzuarbeiten hoffen, um Qualitäts-
merkmale der Ausbildung der Ausbildnerinnen und Ausbildner zu verbessern, lässt
sich unser Ansatz in weiterführende Prozessüberlegungen der Qualitätsentwicklung
einordnen. Mit dem von uns gewählten Ansatz tragen wir konkret bei zu einer
"professionellen Kultur". Über Qualität der Lehrerinnen- und Lehrerbildungsange-
bote und -inhalte soll berufsfeldbezogen ein bleibender Diskurs geführt werden
können. Diesei Diskurs ist gewährleistet, wenn die in der Planung der Lehrerinnen-
und Lehrerbildung integrierten Kolleginnen und Kollegen ihre eigene traditionale
Sicht bewusst konfrontieren mit Ergebnissen der Berufsfeldforschung. Daraus ergibt
sich eine hoffentlich fruchtbare Balance von Innen- und Aussensicht oder - als Pro-
zess formuliert - von konstruktivem Weiterentwickeln eigener Erfahrungen unter
Aufnahme kritischer Reflexionspotentiale der Berufsfeldforschung.3 I
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lmpulse für die Fachdidaktik in der Schweiz

Fachkommission Fachdidaktik

Die Fachkommission Fachdidaktik wurde von der Schweizerischen Gesellschaft für
Lehrerinnen- und Lehrerbildung (SGL/SSFE) in Zusammenarbeit mit der Weiter-
bildungszentrale in Luzern (WBZICPS) eingesetzt. Mitglieder dieser Fachkommis-
sion waren: Chantal Andenmatten, Etudes P6dagogiques, Genöve; Katharina Büti-
kofer, Sekundarlehramt, Universität Bern; Claudio Del Don (ab 1996), ISPFP,
Lugano; Kurt Eggenberger, Seminar Biel; Peter Labudde, Höheres Lehramt, Uni-
versität Bern (Präsident); Margrit Röllin Bautz, Seminar Liestal; Ursula Seele,Etu-
des Pddagogiques, Genöve (bis 1996); Peter Sieber, Universität SFA/Deutsches
Seminar, Zürich. Das vorliegende Impulspapier wurde am 3. Dezember 1997 von
der Fachkommission Fachdidaktik einstimmig verabschiedet.

1. Einleitung - zu den Hintergründen dieses Papiers

Fragen der Lehrerbildung und in diesem Zusammenhang Fragen nach Aufgaben,
Stellenwert und Organisation der Fachdidaktiken haben in der gegenwärtigen Bil-
dungsdiskussion Konjunktur. Die Fachdidaktiken sind in den älteren seminaristi-
schen Ausbildungsgängen lange Zeit als'Methodiken' von erfahrenen Praxisleuten in
Form von'Meisterlehren'an die Studierenden weitergegeben worden. Eine derartige
Didaktik ist unter Aspekten wie Reflexionsdefizit, Wissenschaftsdefizit oder Theo-
riefeindlichkeit kritisiert worden. Dies hat dazu geführt, dass - stark vergröbert gese-
hen - eine Ablösung der Methodik durch eine wissenschaftsorientierte Allgemeine Di-
daktik sowie eine Etablierung der Fachdidaktik versucht wurde (Müller et al., 1975;
Wyss & Reusser, 1985). Dabei war insbesondere der Versuch zur Etablierung der
Fachdidaktik ein ständiger Diskussionspunkt der letzten 20 Jahrel (siehe zum Bei-
spiel Bonati et al., 1997; EDK, 1990; Gautschi & Vögeli-Mantovani, 1994; Reusser,
1991). Mit der Tertialisierung der Lehrerbildung haben diese Fragen zusätzliche
Brisanz bekommen. Konkret war in den Lehrerbildungsinstitutionen ab Mitte der
70er Jahre eine Etablierung und auch personelle Ausweitung der erziehungswissen-
schaftlichen und allgemeindidaktischen Bereiche zu beobachten, während in den 90er
Jahren eine Erstarkung der Fachdidaktiken festzustellen ist. Kongresse mit entspre-
chender Thematik (Sieber & Sitta, 1994) oder das Nachdiplomstudium Fachdidaktik
(Konferenz der Lehrerbildungsinstitutionen, 1997) wie auch die Arbeit unserer und
anderer Kommissionen verdeutlichen diese Entwicklung.

In den letzten Jahren hat sich gleichzeitig - im Ausland stärker als in der Schweiz -
eine fachdidaktische Diskussion entwickelt und damit auch Menschen sozialisiert, auf
die jene an die Methodiken gerichtete Kritik nicht mehr zutrifft. Von der Ausbildung,

I Wenn man genauer hinschaut, sind allerdings unterschiedliche Entwicklungen in den verschiedenen
seminaristischen und nachmaturitären Lehrerbildungsinstitutionen festzustellen, je nachdem, ob
fachdidaktische Aufgaben den Fachwissenschaftern oder den Schulpraktikern zugewiesen wurden.
Durchgängig zeigt sich aber, dass blosse Struktur- und Lehrplanreformen ohne Aus-
/Weiterbildungsmassnahmen den Platz der Fachdidaktiken innerhalb der Lehrerbildung nicht haben
stabilisieren können.
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von den Fragestellungen und den Problemlösungsansätzenher ist in den verschie-
densten Fachdidaktiken ein Wissens-, Erfahrungs- und Diskussionspotential entstan-
den, das sich sowohl gegenüber der Allgemeinen Didaktik wie auch gegenüber den
jeweiligen Bezugsdisziplinen mit je spezifischen Fragen beschäftigt (Keck, Köhnlein
& Sandfuchs, 1990; Meyer & Plöger, 1994).

In diesem Umfeld hat die SGL/SSFE im Frühling 1995 in Zusammenarbeit mit der
WBZ/CPS eine Fachkommission Fachdidaktik eingesetzt mit dem Auftrag, "mittel-
fristige Bildungskonzepte und längerfristige Entwicklungsperspektiven für die Fach-
didaktikerbildung in der Schweiz" zu entwerfen. Aus der Arbeit dieser Kommission
sind die nachfolgenden Gedanken, Anregungen und Forderungen entstanden.

2. Was ist und was tut Fachdidaktik? - eine Arbeitsdefinition

Didaktik - noch unspezifisch, nicht auf einzelne Fächer bezogen - ist die Wissenschaft
bzw. Theorie von organisierten Lehr-llernprozessen. Als Faustregel kann gelten: Der
Didaktik geht es um die Fragen, was und wozu gelehrt und gelernt wird, und erst
nachgeordnet stellen sich die Fragen des wie. Im Einzelnen ist zu differenzieren:

. Didaktik - Verntittlerin zwischen den 'Sachen' und den Menschen
Didaktik bezieht sich
- auf gesellschaftliche Grundbestände von Wissen, Können, Problemlösungen

und den darauf bezogenen Werten,
- auf die Menschen als Lernende und Lehrende.

' Fachdiclaktik bezieht sich auf einen Ausschnitt dieser Grundbestände, d.h. auf
ein (Schul-) Fach oder einen Bereich; mit eingeschlossen sind dabei seine Genese
(Geschichte und Epistemologie) sowie seine Beziehungen zu anderen Ausschnit-
ten. Fachdidaktik hat als Bezugsgrössen die jeweiligen Fachdisziplinen, die Er-
ziehungswissenschaften sowie die Schulpraxis.

' Bereichsdidaktiken: In interdisziplinären Bereichen (wie Umwelt- oder Gesell-
schaftsbildung) sowie in einzelnen Lernzusammenhängen (wie Kindergarten und
Unterstufe) wird gegenwärtig über eine Erweiterung der Fachdidaktik hin zur Be-
reichsdidaktik nachgedacht.

. Aufgaben einer Fachdidaktik
Fachdidaktik erforscht und kümmert sich um die Vermittlung zwischen den Be-
zugsgrössen'Sachen' und'lernende Menschen', indem sie:
- Lernwertes und Lernbares auswählt (Bildungswert, Zugänglichkeit)
- fachspezifische Lernwege eröffnet, beobachtet und begleitet,
- Wissen und Können in Lerninhalte umsetzt, d.h. in den Erfahrungs- und

Denkhorizont der Lernenden bringt,
- Lehrgänge und Lernhilfen zur produktiven Aneignung der Lerninhalte er-

forscht, erarbeitet und überprüft.

Damit ist der Fachdidaktik, oder vielmehr jenen Menschen, die sie vertreten, eine
mehrfache Aufgabe gestellt, die Auswirkungen auf die Rekrutierung, die Aus- und
Weiterbildung sowie die Zusammenarbeit hat. Viele Aspekte dieserAufgaben sind im
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gegenwtirtigen Zeitpunkt noch weitgehend ungeklärt - luotz Publikationen wie das
EDK-Dossier 15A "Aus- und Fortbildung der Fachdidaktiker" (EDK, 1990).

Im Folgenden werden deshalb Problemfelder und Anregungen (kursiv) skizziert,
die sich aus der Arbeit der Fachkommission heraus als zentral erwiesen haben. Als
Gliederungshilfe dienen die Kennzeichnungen der Arbeitsdefinition, wie sie oben
dargestellt ist.

a) Didaktik in der Mixelposition zwischen Sachen und Lernenden

Die Didaktik als 'eine Wissenschaft zwischen den Stühlen', als eine "Relationswis-
senschaft" (Karlheinz Fingerhut) hat sich um die 'Klärung der Sachen' ebenso zu
kämmern wie um die 'Stifkung der Menschen'. Mit der einen Bezugsgrösse ( Sa-
chen') sind die Anforderungen hinsichtlich (wissenschaftlicher) Kennürisse und Be-
gründungen formuliert; sie verweisen damit dfuekt auf den engen Zusammenhang von
Fachdidaktik und Fachwissenschaft und verlangen bei den fachdidaktisch Tätigen
eine entsprechende wissenschaftliche Ausbildung/Erfahrung. Die andere Bezugs-
grösse (die Menschen als Lemende) stellt Beziehungen her zu entsprechenden Wis-
senschaften vom Menschen: Erziehungs- und Sozialwissenschaften - aber ebenso zu
den Praxisfeldem, in denen Lernen stattJindet: schulische Praxis und Lehrerbildung.
Auch dies verlangt bei den fachdidaktisch Tätigen eine entsprechende Ausbildung und
Erfahrung.

In der gegenwärtigen Diskussion - und schon im EDK-Dossier 15,A' (1990) über
die Aus- und Weiterbildung von Fachdidaktikerinnen und Fachdidaktikern - wird
aufgrund dieser (plausiblen) Bezugsgrössen von Fachdidaktik (Fachwissenschaft,

Erziehungswissenschaft, Schulpraxis) ein Anforderungsprofil an Irhrpersonen auf-
gestellt, das von einer Einzelperson kaum je kompetent erftillt werden könnte - oder

dann nur in einem der Intention der Professionalisierung zuwiderlaufenden Dilettan-
tismus. Deshalb ist mit aller Deutlichkeit herauszustellen:

Das Anforderungsprofil an Fachdidaktikerinnen und Fachdidaktiker ist derart
vieffiltig und komplex, dass es nicht von einzelnen Personen erfüllt werden
kann. Die notwendige Kompetenz in den einen Bereichen ist nur um den Preis
eines Kompetenzmangels in anderen Bereichen zu erreichen. Deshalb ist in der
Lehrerbildung eine Kombination von Kompetenzen in Teams anzustreben. Damit
verbunden werden arbeitsteilig organisierte Schwerpunktsetzungen in Lehre/
F or s chun g/P raxis an den Ausbildung s sttitten notw endi I s ein.

b ) Fachdidaktik vs. B ereichsdidaktik

Die Fachdidaktik hat sich in engem Bentg zu den je korrespondierenden Fachwissen-

schaften entwickelt und etabliert. Aus dieser Entwicklung heraus sind entsprechende

Fachdidaktiken entstanden (Fachdidaktik Französisch/Deutsch/lvlathematsVZpichnen/
Musik etc.). In den letzten Jahren hat sich aber die curriculare Landschaft in den

Schulen derart gewandelt, dass traditionelle Schulf?icher in einzelnen 'Unterrichtsbe-

reichen' zusammengefasst worden sind, ganz abgesehen davon, dass in einzelnen

Teilen des Schulwesens (besonders in Kindergarten und Unterstufe) die strenge Fä-
cheraufteilung nie angestrebt war. Aktuelle Fachbereiche wie'Mensch und Umwelt',
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'ästhetische Bildung', 'Sprachen' oder'Kommunikation und Medien' machen den
Bezug zu einzelnen Fachdidaktiken komplexer.

Ein zumindest terminologischer Vorschlag zur Klärung zielt in die Richtung der
Schaffung von Bereichsdidaktiken, die eine Integration verschiedener fachwissen-
schaftlicher Bezüge notwendig macht. Dabei ist allerdings zum gegenwärtigenZnit-
punkt noch völlig ungeklärt, wie eine solche Integration aussehen könnte und wie die

Qualifikationen zu bestimmen wären, welche zur Etablierung von Bereichsdidaktiken
führen könnten oder müssten. Hier stehen wir noch ganz am Anfang einer interessan-

ten Entwicklung.
Ebenso ist der Zusammenhang und das Zusammenspiel zwischen einzelnen Fach-

und Bereichsdidaktiken noch keineswegs bereinigt. Dabei müsste nur schon einmal
geklärt werden, was mit den angesprochenen Bereichen gemeint ist; hier scheint die
Diskussion noch keineswegs einheitlich zu sein: Für die einen ist es ein Bereich des

Schulsystems (vorwiegend die ersten Jahre der institutionalisierten Bildung), flir an-

dere ist es ein Zusammenzug von Fächern zu Fachbereichen, wie er oben skizziert
worden ist.

Hier muss aber ebenfalls an die Wissenschaften die Forderung gestellt werden,
dass auch sie die Fachgrenzen als historisch gewachsene erkennen und Disziplinen
bzw. Bereiche wissenschaftlich fassen, die für die jeweiligen Problemlagen der Welt
erhellend sind (wie dies z.B. gegenwärtig mit den Umweltwissenschaften an der
ETH geschieht).

All die beschriebenen Unsicherheiten bringen für die Rekrutierung, Aus- und
Fortbildung von entsprechenden Dozierenden grosse Schwierigkeiten und Unsicher-
heiten mit sich.

Eine genauere Bestimmung dessen, was mit Bereichsdidaktik gemeint ist, harrt
der Klärung. Die Gefahr ist gegenwrirtig gross, dass sich Bereichsdidaktiken auf
einem gemeinsamen Nenner zusammenfinden, der keinen Anschluss mehr hat an
die entsprechenden fachwissenschaftlichen Wissensbestrinde und Fragestellun-
gen. Damit bleiben vielfältige Erfahrungen und ein grosses Wissen aus den ein-
zelnen Bereichen ungenutzt oder sie verkümmern.

c) Zu den einzelnen Aufgaben einer Fachdidaktik

Fachdidaktik erforscht und kümmert sich um die Vermittlung zwischen den Bezugs-
grössen'Sachen' und'lernende Menschen'.

Dieser generellen Aufgabe kann die Fachdidaktik nur nachkommen, wenn ihr Auf-
trag sowohl Lehre wie auch Forschung umfasst. In der (Deutsch-)Schweiz besteht
eine langjährige Tradition im Bereich Entwicklung (Lehrmittel,Irhrpläne etc.). Hin-
gegen besteht kaum eine Tradition im Bereich fachdidaktischer Forschung. Das hängt
zum einen zusammen mit der Ansiedlung der Lehrerbildung im ausseruniversitären
Bereich und damit mit dem traditionellen Status und Selbstverständnis der Fachdi-
daktik als primär methodischemZugiff auf Probleme der Aufbereitung und Vermitt-
lung von schulfachbezogenen Wissensbeständen. Es hängt zum andern auch damit
zusammen, dass die Erforschung von schulischen Lehr-/Lernprozessen oder die wis-
senschaftlich reflektierte curriculare Arbeit in der Schweiz nur eine marginale Tradi-
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tion haben und fast ausschliesslich an die Erziehungs- und Bildungswissen-
schafterlnnen delegiert wurden und werden. Entsprechend gibt es denn auch nur
wenige Lehrstühle für einzelne Fachdidaktiken, an denen gezieltfachdidaktische For-
schung und Entwicklung etabliert ist. Als Beispiele seien hier genannt das Institut für
Wirtschaftspädagogik der Universität St.Gallen sowie verschiedene fachdidaktische
Lehrstühle der Universit6 de Genöve.

Fachdidaktische Forschung ist in unseren Verhciltnissen erst noch zu etablieren.
Sie bildet aber eine unabdingbare Voraussetzung zur notwendigen Professionali-
sierung der Fachdidaktik und der Lehrerbildung insgesamt, wenn 'Lehre letztich
auf Forschung basieren2 solL. Fachdidaktische Fragen können über die Lehrer-
bildung hinaus auch eine Bereicherung der Fachwissenschaften sein, wenn es
gelingt, die Relevanz fachgenetischer Aspekte deutlich zu machen.

Die konkreten Aufgaben der Fachdidaktik setzen entsprechende Kompetenzen der
Fachdidaktikerinnen und Fachdidaktiker voraus, die aber nicht alle in Einzelpersonen
vereinigt sein können:
- Die Auswahl von Lernwertem und Lernbarem ist nur zu leisten auf der Grundlage

von Kenntnissen und Erfahrungen des sachlichen Umfelds sowie der individuel-
len und institutionellen Voraussetzungen und Entwicklungsmöglichkeiten.

- wer fachspezifische Lernwege eröffnen, beobachten und begleiten soll, muss
mögliche Lernwege kennen und diese Kenntnisse mitteilbar machen können.

- Wer Wissen und Können in Lerninhalte umsetzt und sie damit in den Erfahrungs-
und Denkhorizont der Lernenden bringt, muss nebst den Sachen auch die Men-
schen und deren Horizonte kennen, damit eine Passung von Lerninhalten gew?ihr-
leistet werden kann.

- Und wer schliesslich Lehrgänge und Lernhilfen erforschen, erarbeiten und über-
prüfen soll, muss darüber hinaus über Kenntnisse von Forschungs- und Evalua-
tionsmethoden ebenso verfügen wie über ein Wissen und eineErfahrung in der
Entwicklung und im Einsatz von Lehrgängen und Lernhilfen.

Solche Kompetenzen sind nicht einfach da, sie sind auch nicht durch einen einzelnen
Lehrgang zu erwerben, und: sie setzen institutionelle Rahmen voraus, damit sie sich
entwickeln können.

3. Zur Ausbildung von Fachdidaktikerinnen und Fachdidaktikern

Gegenwärtig sind die Wege, auf denen eine Person zur Fachdidaktik kommt, fast
ebenso zahlreich wie die damit beschäftigten Menschen. Im Hinblick auf eine Pro-
fessionalisierung ist es unumgänglich, für die Zukunft bestimmte (flexible) Standards
als Qualifikationen zu setzen. Als Diskussionsgrundlage schlagen wir deshalb vor:
I . Eine hauptamtliche Anstellung für Fachdidaktik setzt eine entsprechende Qualifi-

kation voraus.

2. Langfistig gelten als Eintrittsvoraussetzung für den Erwerb einer entsprechenden

Qualifikation in Fachdidaktik mindestens zwei der drei folgenden Qualifikationen:

2 So wird im EDK-Dossier l5A (1990, S.42) formuliert.
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a) Lizentiatsstudium oder äquivalenter Ausbildungsgang mit Hauptfachabschluss
in einer Bezugsdisziplin oder in Erziehungswissenschaften,

b) Ergänzend zum Hauptfachabschluss Studium im Umfang eines Nebenfaches:x in Erziehungswissenschaften bei Hauptfachabschluss in einer Bezugsdis-
ziplin,

* in einer Bezugsdisziplin bei Hauptfachabschluss in Erziehungswissen-
schaften,

c) Lehrpatent einer beliebigen Stufe.
Wer kein Lizentiatsstudium oder einen äquivalenten Ausbildungsgang vorweist,
muss beide in Punkt b) genannten Bereiche abdecken.

3. Die Qualifikation erfolgt nach den Fachstudien auf der Tertiärstufe und umfasst
sowohl f?icher- als auch stufenübergreifende Anteile.

4. Im Rahmen der Qualifikation erfolgt eine Einführung in die fachdidaktische For-
schung.

5. Es sind vermehrt Möglichkeiten zu schaffen, die zu einer Promotion in Fachdi-
daktik führen können.

6. Was die Organisation einer Qualifikation in Fachdidaktik betrifft, so sind ver-
schiedene Modelle denkbar - wünschenswertere und weniger wünschenswerte:
a) modulartig (analog zum 'FMH'in der Medizin)

Problem: Wer übernimmt mit welcher Legitimation die entsprechenden Auf-
gaben der'Arztegesellschaft' und die Koordination ?

b) institutionsgebunden (analog zum'SIBP' in der Berufsbildung)
Problem: Ist eine derartige Konzentration im föderalen Bildungssystem der
Schweiz denkbar / realisierbar? Sind mehrere solcher Institutionen sinnvoll,
finanzierbar?

c) im Rahmen eines Hochschulverbundes (analog zu den Bestrebungen im
Rahmen der'Hochschule Schweiz').
Problem: Ist ohne vorgängige Institutionalisierung ein Verbund denkbar?

d) freie Wildbahn (analog zur Gegenwart: jedes System wählt nach eigenen Kri-
terien und Ausnahmen)
Problem: Wie kann es unter solchen Bedingungen zu einer Professionalisie-
rung der Fachdidaktik kommen?

Die Fachkommission Fachdidaktik favorisiert die Lösung c): Organisation im
Rahmen eines Hochschulverbundes. In der Romandie und im Tessin besteht be-
reits ein entsprechendes Ausbildungsangebot für Fachdidaktikerinnen und Fach-
didaktiker (der Zielstufen S I und S II). Ein öhnliches Angebot sollte in Zusam-
menarbeit von Lehrerbildungsinstitutionen und Universitäten in allen Landestei-
len und für alle Zielstufen eingerichtet werden.

4. Zur Forschung in den Fachdidaktiken

Eine zentrale Forderung nicht nur der Fachdidaktiken, sondern der Lehrerbildung
insgesamt wie auch der beruflichen Bildung ist jene nach der Entwicklung und Eta-
blierung einer Forschungskultur (vergleiche zum Beispiel Criblez, 1996; EDK, 1993,
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1995; Reusser, 1996:' SGBF, 1997). Für den Bereich der Fachdidaktiken ist dies in
mehrfacher Hinsicht notwendig und unerlässlich:
- Die Lehrerbildung hat bisher den fachdidaktischen Forschungsdiskurs, wie er

sich ausserhalb der Schweiz seit langem etabliert hat, kaum wahrgenommen und
wenig für die Lehrerbildung genutzt. Sie hat auch nicht selbst in grösserem
Massstab daran teilgenommen.

- Eine vermehrte Professionalisierung der Lehrerbildung ist ohne einen Ausbau von
Forschungsaktivitäten nicht denkbar. Und hier hat die fachdidaktische Forschung
einen zentralen Stellenwert, auch im Hinblick auf Studienschwerpunkte und for-
schendes Lernen im Rahmen der Lehrerbildung.

- Wir verfügen über viel zu wenig gesicherte Wissensbestände in den fachdidakti-
schen Bereichen - viel weniger als uns die vielen 'Lehren zum richtigen Lehren
und Lernen' weismachen möchten. Unter den aktuellen gesellschaftlichen Anfor-
derungen an den Bildungsstand der Bevölkerung ist ein Mehr an gesichertem
Wissen dringend nötig.

In der beschriebenen Situationsschilderung sind sich die meisten Kommentatoren und
Kennerinnen des Bildungssystem einig. Auf dieser Basis stellen wir die folgenden
Thesen und Fragen besonders heraus:

1. Der Auftrag zur fachdidaktischen Forschung ist von den Institutionen der
Lehrerbildung klar herauszustellen. Er muss - an welchen Institutionen auch im-
mer - den gesamten Bereich der Forschung umfassen, also sowohl 'Grundlagen-
forschung' wie auch 'angewandte Forschung' enthalten, weil gerade im Bereich
der fachdidaktischen Forschung eine klare Trennung dieser Forschungsschwer-
punkte weniger leicht fällt, als es viele gegenwärtige Verlautbarungen suggerie-
ren.

2. Für eine wirksame fachdidaktische Forschung ist eine Sammlung von For-
schungsbedürfnissen bei den verschiedenen Gruppen von Beteiligten und Betrof-
fenen notwendig.

3. Fachdidaktische Forschung muss sich - schon aus Gründen der Selbstdefinition
und der Wirksamkeit - am internationalen Forschungsdiskurs beteiligen (u. a.

über Tagungen, durch Mitarbeit in Zeitschriften, in institutionalisiertem Aus-
tausch).

4. Weil ein wirksamer nationaler Forschungsdiskurs noch weitgehend fehlt, sind In-
formations- und Kooperationsmöglichkeiten zu schaffen, die innerschweizerisch
Austausch und Anregung fördern. Die SGL/SSFE könnte hier eine Führungsrolle
übernehmen.

5. Fachdidaktische Forschung hat sich mit Bezug auf Fachwissenschaft, Erzie-
hungswissenschaft, Lehrerbildung und Schule bzw. Betrieb zu etablieren. Sie ist
ein je selbständiger Forschungsbereich mit je eigenen Forschungsfragen und
-zielen. Sie ist somit weder ein Anhängsel der Erziehungswissenschaften noch ei-
ner der jewei li gen Bezugsdisziplin.

6. Fachdidaktische Forschung gehört sowohl an Universitätsinstitute wie auch an
Pädagogische Hochschulen.

7. Fachdidaktische Fragestellungen sind nicht nur für die Ausbildung relevant. Sie
eröffnen auch für die Fachwissenschaft lohnende Perspektiven. Hier muss aber
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die Fachdidaktik mit ihren Forschungsfragen offensiver auf die Fachwissenschaft
zugehen: ihre Fragen müssen von den Fachwissenschaften als dem Fach zugehö-
rig erkennbar sein. (Oftmals wird von den Fachwissenschaften nur die schulische
Umsetzung gesehen - und als nicht fachwissenschaftlich abgewiesen.)

8. Gegenwärtig ist die Zusammenarbeit zwischen Fachwissenschaft und Schule
bzw. Betrieb kaum organisiert. Sollen sie nicht zum Datenlieferanten degradiert
werden, ist eine institutionalisierte Kooperation anzustreben. Hier kann fachdi-
daktische Forschung an Pädagogischen Hochschulen bzw. an universitären
Lehrerbildungsinstitutionen eine wichtige Drehscheibenfunktion übernehmen.
Wenn Beziehungen sowohl zu Fach- und Erziehungswissenschaften wie auch zur
Praxis genutzt werden, eignet sich fachdidaktische Forschung besonders, for-
schungsleitende, -initiierende und -koordinierende Funktionen zu übernehmen.

9. Forschung - auch fachdidaktische Forschung - ist ohne zeitliche, finanzielle und
personelle Ressourcen nicht zu haben. Ohne längerfristige Perspektiven und die
dafür notwendigeZeit ist an eine Etablierung einer fachdidaktischen Forschung in
der Schweiz nicht zu denken. Das Potential und der Ertrag der fachdidaktischen
Forschung darf nicht als Forschungsfeigenblatt der Lehrerbildungsinstitutionen
missbraucht werden, indem lediglich marginale Mittel hinsichtlich 7,eit, Geld,
Kooperation und Infrastruktur zur Verfügung gestellt werden.

10. Fachdidaktische Forschung sollte unter anderem durch Mittel des Schweizeri-
schen Nationalfonds gestützt werden. Dies scheint uns aus Gründen der allge-
meinen Finanzknappheit wie auch aus Gründen der Qualitätsstandards notwen-
dig. Konkret schlagen wir vor:
- In der Schweiz sind "fachdidaktische Schwerpunkte" zu bilden, in welchen

sich verschiedene Forschungsinstitutionen zusammenschliessen, um langfri-
stige, fachdidaktische Forschungsprogramme gemeinsam zu initiieren, durch-
zuführen und auszuwerten.

- Fachdidaktikerinnen und Fachdidaktiker, die Gesuche beim Schweizerischen
Nationalfonds einreichen wollen, sollen die Möglichkeit erhalten, die Gesuche
vorgängig in sogenannten "fachdidaktischen Foren" bei Kolleginnen und
Kollegen zur Diskussion zu stellen.3
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Evaluation als prozessorientierte
Ausbi ldu n gsentwickl u n g
Das Beispiel des Lehrerinnen- und Lehrerseminars Liestal

Viktor Abt und Barbara Seidemann
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In der aktuellen Diskussion um Evaluation von Schulen geht es zumeist um Mo-
delle zur Evaluation von Grund- und allgemeinbildenden Schulen. Umfassende
Evaluationen in tertiären Berufsbildungsinstitutionen sind dagegen - abgesehen
von einzelnen Ausbildungsaspekten - bis anhin wenig diskutiert und kaum durch-
geführt worden. Um eine Umsetzung der Ausbildungsreform nicht nur auf struk-
tureller und formaler Ebene zu gewährleisten, sondern auch - und vor allem - be-
züglich der Ausbildungsarbeit insgesamt, entwickelte das Seminar Liestal ein als
langfristiges Projekt angelegtes Evaluationsverfahren, das hier, obwohl in manchen
Aspekten noch im Entstehen und in internen Auseinandersetzungen begriffen, zur
allgemeinen Diskussion vorgestellt werden soll. Viktor Abt skizziert im ersten Teil
in Thesenform die gewählten Bezugspunkte auf die breite Theoriedebatte, während
im zweiten Teil Barbara Seidemann darstellt, wie die konkrete Umsetzung auf die
Ebene des Schulalltags erfolgt.

Sieben Thesen zum Qualitätsmanagement im Bildungswesen

DieZahl der Publikationen zur Qualitätssorge ist in steilem Anstieg begriffen. Eine
kurze, schlüssige Zusammenfassung mitsamt einem aktuellen Überblick auf die in der
Schweiz andauemde Diskussion ist darum kaum zu leisten. Die hier gew?ihlte Vorge-
hensweise, das Zuspitzen von Argumentationsrichtungen zu Thesen, ist nur bedingt
ein taugliches Hilfsmittel. Immerhin kann vermittelt werden, von welchem Gesell-
schaftsbild und welcher Institutionsidee wir ausgegangen sind bei der Schaffung un-
seres Qualitätsmanagements.

These I: Das Thema Qualitötssorge ist gar nicht so neu!

Schule und Qualität - das ist im Prinzip ein historisch verbürgtes Zwillingspaar. Die
aktuellen Auseinandersetzungen zur teilautonomen Schule, zum Leistungslohn, zur
Beurteilung der Lehrkräfte, zum Behörden- und Beurteilungsinstrumentarium sind
zwar eine neue Erscheinung, aber in mancherlei Hinsicht letztlich nichts anderes als
die Fortschreibung und Aktualisierung einer bald zweihundertjährigen Entwicklung.
Die Schule ist, auch wenn sie die heute in der Wirtschaft gängigen Qualitätsdiskus-
sionen um ISO- und andere Normen nicht initiiert hat, dennoch ein Entstehungs- und
Ursprungsoft von Qualitätsvorstellungen und Normen für nahezu alle Bereiche der
Gesellschaft. Ja, es ist letztlich das Bildungssystem, das über Lehre und Forschung
die Massstäbe zur Beurteilung gegenwärtiger und zukünftiger Entwicklungen prägt
und hervorbringt. Die Lehrerschaft in den Schulen und die Dozentenschaft an den
Hochschulen und Universitäten müssen mit dem gebührenden Selbstbewusstsein die
Fragen zur Qualitätssicherung und -entwicklung stellen, sie müssen sie aber vor allem
auch selber zu beantworten suchen.
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Die pädagogische Seite der Qualitätsdiskussionen ist eindrücklich vielftiltig (vgl.
z.B. die Übersicht bei Spiess, 1997) und vielfach unmittelbar mit Nutzanwendungen
verbunden, wie die verschiedenen im Gebrauch stehenden Instrumente (2.8. ISP-Ba-
rometer von Dalin & Rolff, 1993 oder OKI-CH von Bessoth , 1997) anschaulich de-
monstrieren.

Im folgenden setzen wir uns ausschliesslich mit der Situation im tertiären Bereich
auseinander, einerseits weil im tertiären Bereich eher weniger an konkreten Arbeits-
modellen als im Volksschulbereich einschliesslich der Sekundarstufe II vorhanden ist
und anderseits weil wir unsere Überlegungen zur Entwicklung der Ausbildung von
Lehrkräften im eigenen Bezugsrahmen vorgenommen haben.

These 2: Die Steuerung der Hochschulen über Indikatoren ist der Einstieg
in die Qualitätssorge!

Der Schweizerische Wissenschaftsrat hat 7996 an einer international besetzten Ta-
gung über "Evaluation und Qualitätssicherung im Fachhochschulbereich" u.a. den
Stand des Erreichten bei der Anwendung von Indikatoren als Messgrössen dokumen-
tiert. Im wesentlichen wird die universitdre Lehre gesteuert über
- Input-Indikatoren: Gelder, Räume, personelle Ressourcen, Studierendenzahlen,

Methoden und Lehrpläne
- Output-Indikatoren: Studienabschlüsse, Abschlussquoten, Notenniveau, Erfolg

auf dem Arbeitsmarkt, Abnehmereinschätzungen
- Prozess-Indikatoren: Ressourcenaufwand pro Studierende, pro Abschluss, Studi-

endauer, faktische Durchläufe, Zufriedenheit Lehrende und Studierende, Entschei-
dungsgänge etc.

Diese Kollektion von Indikatoren ist an sich nichts Aufregendes, kommen diese doch
da oder dort seit je zur Anwendung. Ein gültiges Resultat kann damit erreicht werden,
wenn die entsprechenden Daten - systematisch erhoben und gesichert - von vielen
Hochschulen erbracht werden. Das Interesse an einer solchen Erhebung, vor allem
aber an deren Publikation, ist indes als eher gering einzuschätzen, denn diese Art von
quantitativen Aussagen zwingt geradezt zum ökonomischen Quervergleich
("benchmarking"), was die Hochschulen nicht zuletzt mangels anderer Daten in der
Regel vehement ablehnen.

An der betreffenden Tagung wird, was wohl als zukunftsträchtig gewertet werden
darf, festgehalten, dass neben diese quantitativen, indikatorengestützten Methoden
eine Evaluation qualitativer Art zu treten hätte. Eine qualitative Evaluation fehlt zur
Zeit noch, ist aber für den Fachhochschulbereich unbedingt zu fordern.Zugestanden
wird vom BIGA, dem die Federführung an der besagten Tagung zukam, dass für die
Entwicklung und Einführung derartiger Evaluationsprogramme genügend Zeit und
Mut zum Experiment eingeräumt werden muss.

These 3: Die Bildungsinstitution muss alles von einem Qualitcitssiche-
rungs- und -entwicklungssystem erwarten!

Die systemisch zu denkende und zu realisierende Qualitätssorge erschöpft sich kei-
nesfalls im Erheben der Relationen von Franken zu Köpfen oder von Noten zu Se-
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lektionen. Die Innenperspektive der Lehrenden und der Studierenden muss ebenso
wie die Aussenperspektive der Trägerschaft und der Abnehmer berücksichtigt wer-
den. Wir haben am Seminar in Liestal in Anlehnung an die Ausführungen von Liket
(1995) eine Reihe höchst unterschiedlicher Anforderungen an die zu entwickelnde
Qualitätssorge gestellt.
. Das System der Qualitätsüberwachung muss allgemein, periodisch, transparent

und öffentlich funktionieren.

. Die Ziele der Selbstevaluation sind: Aufbau einer professionellen Organisation,
Entwicklung in Richtung eines eigenen, von allen getragenen und gelebten Pro-
fils, Information der Aussenwelt, Vorbereitung periodischer externer Evaluatio-
nen.

. Der internen und externen Qualitätsüberwachung kommen folgende Funktionen
zu: eine legitimierende Funktion, eine Spiegel-Funktion, eine Transferfunktion,
eine innovative Funktion und eine handlungsunterstützende Funktion.

. Die Erhebung von objektiven Performanzkriterien umfasst: Studierendenzahlen,
Qualifikationsgrad der Dozentenschaft, Fort- und Weiterbildung, organisatorische
Voraussetzungen, Curricula, statistische Daten etc.

Natürlich füllt es nicht schwer, ein Kollegium zur Zustimmung zu dieserZusammen-
stellung zu bringen. Die Schwierigkeit in der Qualitatsdiskussion liegt bekanntlich
nicht auf der Theorieebene. Die von Liket gewählte Begrifflichkeit bedarf zwingend
weiterer Übersetzungsbemühungen in Richtung auf Handhabbares.

The s e 4 : M arktw irt s chaftlich orientierte D ienstle is tung sunternehmen s ind
Vorbilder!

Zur Zeit der Entstehung des Volksschulwesens waren die mitteleuropäschen Natio-
nen noch mehrheitlich vom Landwirtschaftssektor geprägt und erst daran, sich in in-
dustrielle, produktionsorientierte Volkswirtschaften zu verwandeln. Das Schulsystem
im ausgehenden 19. und in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts hat seine Aufgabe
gut gelöst. Dies lässt sich aus dem Aufstieg der Schweiz in den Kranz der höchstent-
wickelten Industrienationen ablesen. Seit relativ kurzer Zeit charakterisiert die wirt-
schaftliche Entwicklung, dass der seit langem vorhandene Trend hin zur reinen
Dienstleistungsgesellschaft beschleunigt vor sich geht. In der Wirtschaft werden ganz
andere Anforderungen an das Gros der Arbeitnehmerschaft gestellt. Das Nachkriegs-
expansionsmodell der Bedienung eines hoch technifizierten Maschinenparks durch
ungebildete Handlanger hat ausgedient. Auf allen wirtschaftlichen Bezugsfeldern sind
gut ausgebildete, hoch motivierte und auf die Erbringung von qualitativ guten
Dienstleistungen vorbereitete Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erforderlich. Ein
wichtiger Faktor des Wandels ist der Konkurrenzdruck über das Herausbilden eines
einheitlichen europäischen Marktes.

Ist aber das Schulsystem von heute, das letztlich die Strukturen von gestern abbil-
det, in der Lage, die für die wirtschaftliche und die gesellschaftliche Entwicklung
notwendigen Ausbildungsergebnisse zu erzielen? Die Voraussetzungen sind völlig
andere geworden. Analysiert man die heutige Bevölkerungsstruktur der Schweiz,
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dann wird markant sichtbar, dass wir nicht mehr von einer in den Landesteilen
sprachlich und kulturell einheitlichen, homogenen und mehrheitlich bildungsaufge-
schlossenen Gesellschaft ausgehen dürfen. Die Schweiz ist über die aus wirtschaftli-
chen Gründen forcierte Einwanderung zu einem multikulturellen Land geworden. Die
Einwohnerschaft ist ethnisch-kulturell und in der Sozialschichtung höchst heterogen
zusammengesetzt.

Unter dem Druck von verpflichtenden Qualitätsnormen und angesichts der
Schwierigkeiten in der Rekrutierung und Schulung des Personals bedient man sich in
der Wirtschaft einer ganzen Palette von Qualitätssicherungsinstrumenten. Das Bil-
dungssystem achtet dies eher gering. Es ist weitgehend davon absorbiert, die Folgen
der Einwanderung, eine der indirekten Wirkungen der Expansion der vergangenen
Jahre, aufzufangen. Müssen wir uns aber angesichts vergleichbarer Grundschwierig-
keiten nicht fragen, ob es nicht angebracht wäre, vermehrt auf die Verhältnisse in der
Wirtschaft zu schauen und zu prüfen, ob da nicht Neuerungen eingeführt worden
sind, die auch für das Bildungssystem von Nutzen sein könnten?

Eine Dienstleistungsunternehmung, die im globalen Wettbewerb bestehen will,
muss ein wirkungsvolles System von Sicherung und Entwicklung von Qualität in-
stallieren. Bruhn (1995) definiert vier Teilleistungsgebiete: Qualitätsplanung, Quali-
tätslenkung, Qualitätsprüfung und Qualitätsmanagementdarlegung. Diese sind von-
einander zu unterscheiden und als in sich zu organisierende Vorgänge anzugehen. Es
ist hier nicht der Platz, die materiell und mit Bespielen breit ausgestatteten Ausfüh-
rungen von Bruhn wiederzugeben. Seine Darlegung, wie ein System der Qualitäts-
sorge konkret funktionieren kann, hat uns aber so überzeugt, dass wir uns bemüht
haben, eine auf das Seminar Liestal hin taugliche Adaption zu kreieren. Zu einem der
von ihm vorgeschlagenen Instrumente, der Arbeit mit Befragungen, finden sich im
zweiten Teil des Artikels illustrative Darlegungen.

These 5: Das Erteilen eines Leistungsauftrags fördert die Qualittitssorge!
Das Lehrerseminar Liestal will - und findet dafür bislang bei den Behörden und bei
der Politik im Kanton die nötige Unterstützung - den Schritt zur Pädagogischen
Hochschule machen. Schon im "Grundlagenbericht für eine Ausbildungsreform" von
1993 wurde auf die Wichtigkeit der Qualitätssicherung hingewiesen, und es wurde
seitdem auch auf darauf hingearbeitet. Die politischen Führungsentscheidungen des
Regierungsrates, dem Seminar einen Qualitätssicherungs- (1996) sowie einen Lei-
stungsauftrag (ab 1.1.1997) zu erteilen, trafen das Seminargut vorbereitet. Die im
Leistungsauftrag enthaltenen Anforderungen, wie z.B. die der Verknüpfung von
Globalbudget und detailliertem Berichtsystem, setzen voraus, dass ein Qualitätsma-
nagement betrieben wird.

Die Begriffe des Leistungsauftrags, der Produktegruppen, der Produkte, der ver-
langten Ausrichtung auf die Kundschaft etc. stammen aus dem Wörterbuch der wir-
kungsorientierten Verwaltungsführung ("New Public Management"). Der ganze
NPM-Jargon wirkt für viele Leute leicht befremdend und stösst im Schulbereich
weitherum auf Ablehnung. Es ist aber nicht nur die je exotische Tonlage, das sollten
wir auf beide Seiten hin zugestehen, auf die die Vorbehalte der Pädagogik, aber auch
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die der Ökonomie zurückzuführen sind, sondern da gibt es durchaus ehrenwerte Ar-
gumente. Im Schulbereich sollten wir immerhin akzeptieren, dass es handfeste Vor-
teile des NPM geben kann. Verfiigt die Ausbildungsinstitution z.B. frei über einen
Teil ihres Budgets, so ist sie in der Lage. den internen Evaluationsprozess zu nutzen,
diesen zu operationalisieren, damit den eigenen Innovationsprozess zu initiieren und
zu steuern. Qualitätsmanagement wird aktiv angegangen und realisiert! Inwieweit uns
das in Liestal gelingt, muss sich erst weisen, denn unsere Erfahrungen mit Leistungs-
auftrag und Globalbudget sind (noch) zu gering, als dass wir mehr als Absichtserklä-
rungen abgeben könnten.

These 6: Wir brauchen lernende Institutionen!

Die vorletzte These stösst aller Wahrscheinlichkeit nach auf wenig Gegenliebe. Die
Meinung jedenfalls ist weitherum gängig, dass Bildungsinstitutionen, entgegen der
These, von vorneherein auf Lernen und Bessermachen verpflichtet sind. Bereits
kurzes, ehrliches und offenes Nachdenken führt aber die meisten in Bildungsinstitu-
tionen Tätigen zum Schluss, dass gerade der Bildungssektor von einer unglaublichen
Behamrngskraft und Resistenz gegenüber Neuem ist. Er ist dies nicht in der inhaltli-
chen Denk- und Handlungsausrichtung der Lehrpersonen, aber ganz gewiss in bezug
auf die Strukturen, die Lernorganisation, die Verfächerung, die Gefässe, die Anstel-
lungsbedingungen, die Aufsichtsregelungen usw. Die Aufzählung enthält eine Erklä-
rung für diese Immobilität: die allseitige Verpflichtung und rechtliche Festschreibung
bindet so viele Personen und Sachverhalte aneinander, dass Anderungsbemühungen
meist schon darum scheitern, weil zuviel für zu viele in Gefahr gerät.

Der Organisationswissenschafter Grossmann (1995), der zahlreiche Institutionen in
Östeneich untersucht hat, plädiert vehement für eine grössere Autonomie von staatli-
chen Institutionen. Der diesen Institutionen eigene, inhärente Immobilismus kommt in
seiner Analyse der typischen Institutionsleitung klar zur Geltung: "Arbeitsteilung und
Kooperation im Kollegialorgan (gemeint: in der Leitung) sind wenig ausdifferenziert
und folgen überwiegend der Aufgabenlogik der einzelnen Bereiche und Hierarchien
und weniger dem Planungs- und Entscheidungsbedarf in der Gesamtorganisation.
Die Leitungen verfügen zumeist über ganz geringe Ressourcen an fachlicher und ad-
ministrativer Unterstützung, um die Leitungsarbeit zu strukturieren, Problemstellun-
gen und Daten aufzubereiten, vorhandene Informationen auszuwerten, externe Exper-
tisen einzuholen, Entscheidungen vorzubereiten und das dazu notwendige Kommuni-
kationsmanagement zu betreiben." Vieles spricht dafür, dass die gesellschaftlichen
Entwicklungstendenzen in Richtung Delegation von "Kompetenzen und Verantwort-
lichkeiten an selbständig agierende Einheiten" (a.a.O.) weisen. Diese Einheiten sind
zukunftsträchtig - erfolgreich im Markt! - zu führen, d.h., dass das bisherige staatli-
che Inputsteuerungssystem nicht mehr praktikabel und fundamental zu erneuern ist.
Die Steuerung dieser Innovationsprozesse erfordert in erster Linie Informationen und
Planungshilfen, was deutlich flir ein definiertes Qualitätsmanagement spricht.
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These 7: Die Lehrkröfteausbildung steht im Zeichen des postmodernen
Eklektizismus!

Fokussieren wir, leicht spielerisch und nicht frei von Ironie, die bisherigen Thesen in
einer einzigen, dann geraten wir in den Kriteriengarten der Philosophie der Postmo-
derne. vieles, auch widersprüchliches, Altes und Neues, verbundenes und lose Ne-
beneinanderstehendes - fast alles kann am Ende des 20. Jahrhunderts zusammenge-
dacht werden.

Pädagogik und Psychologie, sie sind und bleiben die Leitwissenschaften in der
Ausbildung der Lehrkräfte. Das immer wieder erneuerte Versprechen, in diesem Zei-
chen die besseren Menschen zu bilden, nimmt man ihnen aber kaum mehr ab. Zu
häufig ist in den vergangenen Jahrzehnten die allgültige Befreiung der Gesellschaft
von allen Übeln durch die Erziehung angekündigt, das Versprechen aber dann nicht
eingelöst worden. Die unbesehene Glaubwürdigkeit, der Garant unkontrollierter Res-
sourcenzuweisungen, ist verlorengegangen.

Die zweite, das Bildungswesen bisher schützende Behamrngskonstante - das
Rechtsstaatsprinzip - ist zwar nicht in Auflösung, aber mutiert von der Bestimmungs-
grösse zur Hintergrundüberlegung. Auch wenn niemand die grosse Emrngenenschaft
der Aufklärun9, der Schutz des Einzelnen vor Rechtswillkür durch den Staat - auch
und gerade im Bildungssystem - in Frage stellen will, so ist der sich anbahnende
Wechsel von der juristischen zur ökonomischen Denkweise, ein sogenannter Para-
digmcnwechsel, wohl unauftraltsam! Wohin uns die Dynamisierung der Institutionen
führt, so sie denn durch die 'ökonomische Revolution' erwirkt wird, ist nicht zu
erahnen. Bereits jetzt absehbar aber ist, dass das Bildungssystem dazu gezwungen
sein wird, nicht nur über den Verbrauch von Mitteln vermehrt Rechenschaft abzule-
gen, sondern darüberhinaus zu belegen, dass die Verantwortung gegenüber der Ge-
sellschaft wahrgenommen wird, indem die zur Verfügung gestellten Mittel effektiv -
erfolgreich - und erst noch effizient - kostengünstig - eingesetzt werden.

Die Verwendung von Evaluationssystemen ist hierzu eine Voraussetzung!

Grundsätzliche Überlegungen zur Umsetzung von Evaluationsverfahren
in der Ausbildung von Lehrkräften

Evaluation als Instrument zur Entwicklung einer Ausbildung für Lehrpersonen kann
sich nicht auf die blosse Feststellung von Ausbildungserfolg beschränken. Weil
Lehrerbildung als Spezifikum dieser Berufsausbildung immer auch den Anspruch
stellt, für die Auszubildenden zugleich Vorbild zu sein, gilt es verstärkt, die Ausbil-
dung an ihren innerinstitutionellen Verhältnissen und Abläufen zu messen, also die
Prozessqualität in den Vordergrund zu stellen.

Wie Luhmann ( 1987) nachweist, ist der Organisationserfolg in Bildungsinstitutio-
nen vom Kooperationswillen der "Klienten" abhängig. Das heisst, die wichtigen
Dinge in der Ausbildung resultieren aus der Interaktion von Menschen. Ausbildungs-
qualität ist somit in hohem Masse von der Art und Weise ihrer innerinstitutionellen
Gestaltung geprägt, insbesondere - darauf weisen auch amerikanische Untersuchun-
gen über Schuleffektivität hin (vgl. Steffens & Bargel, 1993) - von der Qualität aus-
bildungsspezifischer Aushandlungs- und Problemlöseprozesse.
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Eine umfassende Evaluation einer Ausbildung von Lehrpersonen muss daher
sowohl den interaktiven Wirkungszusammenhang als Einflussfaktor berücksichtigen
als auch verschiedene Ebenen der Ausbildungsarbeit und verschiedene Perspektiven
auf die Ausbildung miteinbeziehen. Um Aussagen über Entwicklungsverläufe und die
Wirkung von Reformen zu ermöglichen, muss sie gleichzeitig als Längsschnittstudie
angelegt rverden. Die Ergebnisse, obwohl über wissenschaftliche Methoden und Ver-
fahren gewonnen, zielen dabei nicht auf verallgemeinerbare Daten, sondern dienen als
Grundlage für eine permanente Optimierung bzw. Sicherung der konkreten Ausbil-
dungsqualität. Nach innen und nach aussen soll damit offengelegt werden, was der
jeweils aktuelle Arbeits- und Entwicklungsstand der Institution ist.

Die Selbstevaluation ist in der Qualitätssicherung und -entwicklung einer Bildungs-
institution aber nur eine Seite der Medaille. Obwohl sie erwiesenerrnassen fär Ent-
wicklungsanstösse eine höhere Effektivitat aufweist als externe Evaluationen (vgl.
Rolff, 1995), besteht die Gefahr, dass der eigene Blick eingeschränkt bleibt, selbst
wenn verschiedene Sichtweisen einbezogen und Analysen auf möglichst umfassen-
den Datengrundlagen vorgenommen werden.

Das Verfahren des Seminars Liestal ist hauptsächlich auf interne Evaluationen aus-
gerichtet, die aber durch externe gleichsam als Spiegel und Korrektiv ergänzt werden.
So wurden z.B. die Studienpläne extern begutachtet, und die 1995 durchgeführte
Nationalfondstudie zur Wirksamkeit von Lehrerbildungsinstitutionen in der Schweiz,
die in Liestal als ein auf die spezifischen Interessen der Institution erweitertes Projekt
durchgeführt wurde, bildete den Ausgangspunkt für die Evaluation der Ausbildung.
Ahnliche extern durchgeftihrte Studien sollen regelmässig, aber frühestens alle fünf
bis sechs Jahre wiederholt werden.

Zu den Qualitätsmerkmalen in der Ausbildung von Lehrkräften

Qualitätsmerkmale in der Ausbildung von Lehrpersonen werden, wenn wir einmal
von den verfügbaren Ressourcen absehen, grundsätzlich über das Ausbildungsziel
bestimmt: Die Absolventinnen und Absolventen der Ausbildung müssen in der Lage
sein, die aktuellen beruflichen Anforderungen auf eine adäquate Weise zu erfüllen.
Diese "aktuellen beruflichen Anforderungen" wiederum definieren sich einerseits über
die gegenwärtige Diskussion zur Lehrerbildung, wie sie zur Zeit in der Schweiz in-
tensiv geführt wird, andererseits - nicht unabhängig davon, sondern eng damit ver-
bunden - mit den Leitideen der Institution, die mit Blick auf dieses Ausbildungsziel
von innen her kontextspezifisch entwickelt werden müssen.

ImZuge der Neukonzeptionierung der Ausbildung wurde am Seminar Liestal ein
Leitbild für die Institution mit Leitwerten der Bildung verabschiedet sowie Leitideen
für die Ausbildung der Lehrkräfte am Kindergarten und an der Primarunterstufe und,
ihnen untergeordnet, Leitideen in den einzelnen Ausbildungsbereichenl. Den dazu
notwendigen Konsens im Kollegium herzustellen ist angesichts der Tatsache, dass es

in einigen Bereichen sehr wohl grosse Differenzen zwischen den unterschiedlichen
Erfahrungen und Auffassungen gibt, eine wichtige Verständigungsleistung. Die Dis-

I Studienhefte I und 4, Seminar Liestal 1996
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kussion von Vor- und Nachteilen bestimmter Zieloptionen kann kaum auf eine inter-
subjektiv überprüfbare Grundlage gestellt werden. Auch lässt sie sich nur zum Teil
von Einzel- und Gruppeninteressen befreien. Sie bildet aber nach unserer Erfahrung
eine wichtige Voraussetzung, um innerhalb der Institution ein gemeinsames, von al-
Ien getragenes Profil entwickeln und auf die Qualitätsdiskussion überhaupt einsteigen
zu können.

Bei der Bestimmung von Ausbildungsqualität sind weitere Probleme zu klären: Die
Qualiüitskriterien müssen auf gleicher Abstraktionsebene liegen, das Niveau, auf wel-
chem von'guter Ausbildungsarbeit gesprochen werden kann, muss ermittelt werden,
und es gllt zu entscheiden, ob die Kriterien einen erreichbaren Zustand beschreiben
oder ob sie normativen Prinzipien entsprechen sollen, auch wenn diese niemals reali-
siert werden können. Da die ideale Lehrerausbildung bis heute nicht gefunden wurde,
verstehen wir die von uns ins Auge gefassten Leitideen und Qualitätskriterien als eine
Art handlungsleitender Zieloientierungen, wobei der Weg dahin immer wieder neu
diskutiert und gesucht werden muss.

In diesem Bezugs- und Verständigungsrahmen haben wir auf verschiedenen Ebe-
nen Qualitätskriterien entwickelt; als Beispiel auf der Ebene der Ausbildung:
. Wissenschaftsorientierung
. Handlungskompetenz
. Berufsfeldbezug
. Irrnkultur
. Sozialklima
Eine Operationalisierung dieser Qualitätskriterien findet zum einen über die Kon-
struktion der Fragebogen statt, zum anderen fliessen über die Interpretation und Ver-
arbeitung der Daten immer wieder neue Anregungen und Präzisierungen ein. Die Dis-
kussion ist per definitionem nicht abgeschlossen.

Auch die Fragen, wieviele dieser Qualitätskriterien erfüllt sein müssen und wann
wir sie als erfüllt betrachten wollen, damit wir von einer guten Ausbildung sprechen
können, bedürfen einer längerfristigen Bearbeitung. Es handelt sich hier um kom-
plexe Fragen, die sich weder mit isolierten Daten der Leistungsmessung noch mit ein-
fachen Wenn-Dann-Relationen beantworten lassen, obwohl sich in der Auswerfung
von den aus unterschiedlicher Perspektive erhobenen Befragungen im Quer- und
Längsschnittvergleich automatisch gewisse Rückmeldestandards abzeichnen.

Wir betrachten die Erarbeitung von verbindlichen Indikatoren und Standards auf
dem Hintergrund unseres entwicklungsorientierten Verständnisses von Evaluation als
einen längerfristigen internen Verständigungsprozess, der möglicherweise wiederum
auf die Qualitätskriterien zurückwirken und eine Neubestimmung derselben notwen-
dig machen wird.

Veranschaulichen lässt sich dieser Prozess am Beispiel des Qualitätskriteriums
"Wissenschaftsorientierung". Wir haben diesen Aspekt unserer Ausbildung zum Ab-
schluss des Grundstudiums u.a. über eine Beurteilung der vermittelten Inhalte durch
die Studierenden erkundet. Die Fragen lauteten:
a)Welche Beschreibung trifft nach Ihrer Meinung die Inhalte in den einzelnen

Ausbi ldun gsbereichen am genausten ?
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Im Ausbildungsbereich .... wird hauptsächlich (d.h. zu mehr als 50Vo!) ... ver-
mittelt (nur eine Antwort möglich).
. wissenschaftlichfundiertesFachwissen
. breites fachdidaktisches Wissen
. Hintergrundwissen zu schulischen und gesellschaftlichen Problemen
. allgemeinbildendesWissen

b) Bitte charakterisieren Sie das vermittelte Wissen in den einzelnen Ausbildungs-
bereichen (Mehrfachantworten).
. Das Wissen wird mit der Praxis, d.h. mit den Orientierungsstrukturen des

Handelns verknüpft.
. Das Wissen wird interdisziplinär vernetzt.
. Das Wissen wird kritisch reflektiert und hinterfragt.
. Es wird beleuchtet, wie das Wissen in dieser Disziplin gewonnen wird.

Die Auswertung der Daten ergab folgendes: Zum einen wurde deutlich, dass die Stu-
dierenden oft nicht einschätzen konnten, welche Art von Wissen, z.B. fachdidakti-
sches oder wissenschaftliches Fachwissen, ihnen vermiffelt worden war, zum andern
ergaben sich sehr unterschiedliche Profile auch in eng verwandten Ausbildungsberei-
chen wie z.B. den verschiedenen Fachdidaktiken. Welches Profil das erwünschte ist,
muss nun von jedem Ausbildungsbereich separat diskutiert, skizziert und begrtindet
werden. Wann und wie weit unsere Ausbildung dann über die einzelnen Ausbil-
dungsbereiche hinweg das Qualitätskriterium "Wissenschaftsorientierung" erfüllt,
wird ein weiterer Diskussionspunkt sein.

Was soll untersucht werden?

Eng verbunden mit den Überlegungen zur Qualität ist die Auswahl der zu untersu-
chenden Aspekte und Fragestellungen. Der Umfang möglicher Elemente im Ausbil-
dungsprozess, die zu den definierten Zieloptionen führen und damit zum Gegenstand
eines Evaluationsvorhabens werden können, sind enorm. Mit jeder Kriterienwahl
sind Schwerpunktsetzungen und Ausblendungen verbunden, ebenso mit der Wahl
der Methode.

Ausgangspunkt unseres Evaluationsvorhabens war, wie bereits erwähnt, die Na-
tionalfondsstudie zur Wirksamkeit der Lehrerbildungen (Oelkers & Oser, in Vorb.).
Wir haben daraus sowohl für unsere internen Befragungen als auch für die Befragung
Ehemaliger einige für uns ergiebige und wichtige Themenkreise beibehalten bzw.
weiterentwickelt, um eine möglichst hohe Vergleichbarkeit zu gewährleisten. Der
ständige Rückfluss von Erkenntnissen verlangt aber eine permanente Anpassung und
Verfeinerung der Befragungsinstrumente, evtl. auch Ergänzung bzw. Reduktion.
Ebenso können in der Ausbildungsarbeit immer wieder neue Probleme auftauchen,
die von den in diesen Feldern Tätigen aufgespürt und thematisiert werden sollten.'Die
Neu- oder Weiterentwicklung von Befragungsinstrumenten bedingt darum die Be-
rücksichtigung einiger grundsätzlicher Voraussetzungen und den Einbezug sehr un-
terschiedlicher Blickwinkel.
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Zu den Methoden
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Verschiedene aufeinanderbezogene methodische Ansätze ermöglichen zweifellos die
vielfältigsten Perspektiven auf eine Ausbildung. Dennoch ist nicht zu übersehen, dass
eine schriftliche Befragung über Fragebogen, wie sie als Ausgangspunkt im National-
fondsprojekt 33 stattfand, den grossen Vorteil hat, dass sehr hohe, von den Studie-
renden beinahe 100%o-ige Rückmeldungen erreicht und in den zentralen Aspekten
diesselben Fragestellungen im nächsten Ausbildungsjahrgang wiederholt werden
können. Um das von uns angestrebte umfassende und auf eine Längsschnittstudie
ausgerichtete Datenmaterial zu erhalten und damit die Erfahrungssicherung bei unse-
ren Reformen in einem breiten Rahmen zu gewährleisten, ist die systematische
schriftliche Befragung die von uns bevorzugte Methode der Datenerhebung.

Die statistische Auswertung dieser Daten ist aber nur ein erster Schritt der Verarbei-
tung. Da wir über keine Normen verfügen, die als Vergleichsmassstab dienen könn-
ten, erfolgt in einem zweiten Schritt eine kommunikative Validierung, d.h. es wird
ein Konsens über die Glaubwtirdigkeit und den Bedeutungsgehalt des Materials zwi-
schen den an der Evaluation beteiligten Forschern bzw. der Schulleitung und den ein-
zelnen Gruppen betroffener Ausbildnerinnen und Ausbildner erarbeitet. Wir werden
weiter unten genauer auf die Verarbeitung der Daten eingehen.

Im Nachgang von schriftlichen Befragungen sehen wir punktuell, zum Beispiel zur
Erhellung von Einzelfragen oder nicht erkl2irbarem Antwortverhalten, auch den Ein-
satz qualitativer Verfahren. So mussten wir beispielsweise aufgrund einer umfassen-
den Befragung des l. Ausbildungsjahres feststellen, dass diejenigen Studierenden,
die sich für die im 2. Ausbildungsjahr beginnende insgesamt zweijährige Kinderg2irt-
nerinnen-Ausbildung entschieden hatten, alle wesentlichen Ausbildungsfragen signi-
fikant negativer beurteilten als diejenigen Studierenden, die die dreijährigen Ausbil-
dungsgänge Kindergarten-Unterstufe bzw. Unterstufe-Mittelstufe gewählt hatten;
dies obwohl die Studierenden im l. Ausbildungsjahr gemeinsam ausgebildet worden
waren. Um die Hintergründe für diese Beurteilungen zu ergründen, führten wir ein
Gruppeninterview mit Leitfaden durch, das wir über eine qualitative Inhaltsanalyse
auswerteten. Solche Verfahren werden aber infolge des enormen Zeitaufwandes Ein-
zs,lfalle bleiben.

In anderen Einzelfällen, wie beispielsweise der Beurteilung unserer neu erarbeiteten
Studienpläne, wählten wir die Methode der Expertenbefragung. Die Beurteilung er-
folgte in einem ersten Schritt innerhalb der Institution zwischen den verschiedenen
Ausbildungsbereichen und in einem zweiten Schritt extern, indem pro Ausbildungs-
bereich je ein Gutachten einer Universitätsprofessorin dieses Fachbereichs und eines
Dozenten aus einer anderen, tertiZiren Lehrerbildungsinstitution schriftlich eingeholt
und vom Gutachter an einer internen Tagung im Plenum vorgestellt und diskutiert
wurde. Die daraus resultierenden Überarbeitungen und Neukonzeptionen der Studi-
enpläne sollen zu einem späteren Zeitpunkt erneut extern begutachtet werden.

Zur individuellen Unterstützung und Förderung der einzelnen Dozentin haben wir
ein Verfahren, genannt "Dialogischer Prozess" entwickelt. In gemeinsamen Gesprä-
chen mit einem Mitglied der Schulleitung setzt sich die einzelne Dozentin im Sinne ei-
nes Projekts individuelle, auf ihre Ausbildungsarbeit bezogeneZiele, die sie in einer
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gewissen Zeitspanne zu realisieren versucht. Das Schulleitungsmitglied begleitet den

Prozess mit Unterrichtsbesuchen und Rückmeldegesprächen.
Die Verfahren bei Rückmeldungen, die von den einzelnen Dozenten zum Abschluss

einer Ausbildungseinheit, z.B. eines Moduls, von den Studierenden eingeholt wer-
den, sind unterschiedlich und waren bis anhin der Entscheidung des einzelnen Dozen-
ten überlassen. Eine Systematisierung bezüglich Fragestellung und Methode ist ange-

zeigt, wenn aufgrund der weiteren Verarbeitung im Ausbildungsbereich oder im
Ausbildungsteam Vergleichbarkeit verlangt ist. Längerfristig erachten wir die Dis-
kussion und Verarbeitung solcher Einzelergebnisse in einem Qualitätszirkel - und
damit die Vergleichbarkeit der Daten - als unerlässlich.

Die verschiedenen Evaluationsebenen

Lehrerbildungsinstitutionen verfägen traditionell über umfangreiche Evaluationserfah-
rungen im Bereich der Analyse und Überprüfung von praktischen und theoretischen
Leistungen der Studierenden. Der Anspruch, die Berufsausbildung in ihrer Gesamt-
heit aus verschiedenen Perspektiven zu untersuchen,bezieht diese Erfahrungen mit
ein, geht aber gleichzeitig weit darüber hinaus. Nicht nur die Auszubildenden, son-
dern - wie bereits erwähnt - alle an der Ausbildung Beteiligten, d.h. Studierende,
Ausbildner/innen und Schulleitung werden in die Evaluation miteinbezogen, und dar-
über hinaus periodisch auch die Abnehmerseite (Schulpflegen, KG-Kommissionen,
Schulinspektorinnen) sowie ehemalige Absolventinnen und Absolventen.

Eine Differenzierung von Evaluationsebenen ergibt sich im weiteren über die ver-
schiedenen Ausbildungsteile wie Studienwochen, Grund- oder Wahlpflichtstudium
sowie über die verschiedenen Kontexte, in denen Ausbildungsarbeit stattfindet. Da-
hinter steht die Überlegung, dass Lehr- und Lernbedingungen nicht einheitlich be-
trachtet werden dürfen. Die Unterschiede unter den Studiengruppen, den Ausbildne-
rinnen und Ausbildnern sowie unter den Ausbildungsbereichen müssen ebenso ins
Auge gefasst werden wie die Situierung im Ausbildungsablauf. So können sich z.B.
Fragen zur Befindlichkeit auf die Situation in der Institution, in der Studiengruppe
oder auf die ganz persönliche Situation beziehen, ebenso können sie sich anders
präsentieren zu Beginn oder am Ende der Ausbildung. Das heisst, die Unterschei-
dung der verschiedenen Ebenen gestattet, verschiedene Perspektiven auf Einzelthe-
men zu gewinnen und je nach Erkenntnisinteresse einzelne Ebenen zu einem
bestimmten Zeitpunkt bewusst auszublenden oder einzubeziehen. Ausserdem wird
damit auch berücksichtigt, dass nicht nur die einzelne Dozentin, der einzelne Dozent
Träger der Ausbildungsarbeit ist, sondern dass sich der Erfolg ebenso im
gemeinsamen Handeln und Aushandeln in den verschiedenen Ausbildungsteams und

Qualitätszirkeln bzw. auf Institutionsebene konstituiert.

Verarbeitung der Ergebnisse und Umsetzung

Die Wirksamkeit eines Evaluationsverfahrens hängt entscheidend davon ab, wie ei-
nerseits die gewonnenen Ergebnisse verarbeitet werden, das heisst, in welchem Mass
daraus handlungswirksame Konsequenzen gezogen werden, und andererseits wie
vorhandene Ressourcen aktiviert und optimiert werden können.
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Eine produktive Verarbeitung der Ergebnisse setzt im Kollegium ein Problembe-
wusstsein voraus, das es durch eine kritische Bestandesaufnahme der gesamten
Ausbildungspraxis und deren vielfältiger Wirkungen erst zu entwickeln gilt. Pro-
blembewusstsein rneint hier nicht, dass wir von einer defizitären Ausbildung ausge-
hen, vielmehr ist damit ein kritisch-wachsames Nachdenken gemeint, das von einer
bis anhin in vielen Aspekten bewährten Praxis zu neuen Verständnis- und Hand-
lungsmöglichkeiten führt, die sich aufgrund sich wandelnder politisch-gesellschaftli-
cher Bedingungen und Anforderungen in der Ausbildungspraxis aufdrängen. Gerade
bei einer Neueinführung von Evaluationsvorhaben wird von den Dozenten vielfach
übersehen, dass mit systematisch erhobenen Daten auch Stärken der Ausbildungsar-
beit fokussiert werden können, die bis anhin nicht in diesem Ausmass deutlich wur-
den. Dies gezielt Uöwusst zu machen ist insofern von Bedeutung, als dass eine inno-
vative Umsetzung der Erkenntnisse entscheidend gefördert werden kann, wenn für
die einzelnen Ausbildnerinnen und Ausbildner die damit einhergehende Untersttitzung
und Anerkennung ihrer Arbeit sichtbar wird.

Ausgangspunkt für die Entwicklung eines solchen gemeinsamen Problembewusst-
seins und eines möglichst breiten gemeinsamen Verständnisses der Ausbildungsarbeit
ist, dass die systematisch erhobenen Daten durch eigene Erfahrungen nachgezeichnet,
analysiert und interpretiert werden. Eine zentrale Funktion für diese Verständigungs-
prozesse übernimmt das Qualitätszirkelsystem, das als ergänzende Organisationsform
aufgebaut wird (vgl. Bruhn, 1995). Von der Schulleitung erhobene, statistisch aus-
gewertete Daten gehen bei kleineren Erhebungen, wie z.B. der Auswertung von Stu-
dienwochen, zur Analyse, Interpretation und kommunikativen Validierung direkt in
die beteiligten Qualitätszirkel. Bei umfangreicheren Befragungen wie beispielsweise
der Auswertung des ganzen Grundstudiums werden sie in einer sich in immer wieder
anderer Zusammensetzung neu konstituierenden Arbeitsgruppe mit der Schulleitung
soweit analysiert, dass eine erste kommunikative Validierung stattfinden kann und
Themenschwerpunkte für die weitere Verarbeitung im Kollegium gesetzt werden
können.

Im gesamten Verlauf der Datenverarbeitung kommt der Schulleitung eine entschei-
dende Bedeutung zu. Ihr obliegt - in weit höherem Masse als in der traditionellen
Ausbildungsarbeit - die komplexe Aufgabe eines aktiven und unterstützenden Pro-
zess-Coachings. Aufgrund der Evaluationsergebnisse nimmt sie Stärke-Schwächen-
bzw. Chancen-Risiken-Analysen vor und zieht daraus im Sinne der permanenten
Qualitätsplanung und -lenkung die Konsequenzen für die gemeinsame Arbeit, indem
sie die notwendigen Massnahmen ergreift oder, z.B. über interne Fortbildung, Im-
pulse in die Ausbildungsarbeit gibt. Auf diese Weise definiert und präzisiert sie den
durch die institutionellen und ausbildungsbezogenen Leitbilder gesetzten Orientie-
rungsrahmen für die weitere Entwicklung der Organisation. Gleichzeitig sucht sie
eine tragfähige Balance zwischen Leitungsanordnungen und Selbstbestimmungspra-
xis der Lehrpersonen. Die durch das Evaluationsverfahren erzeugte Intensivierung
ausbildungsbezogener Diskussionen im Kollegium bzw. in den Qualitätszirkeln mün-
det erst in eine wirksame Umsetzung der neuen Erkenntnisse, wenn genügend
Freiraum vorhanden ist, d.h. wenn die Verarbeitung in hohem Mass an die Selbstver-
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antwortung der Lehrpersonen gekoppelt ist. Die Selbststeuerung in den Qualitätszir-
keln, z.B. in den Ausbildungsteams, hat daher einen grossen Stellenwert.

Es ist klar, dass bei so umfassenden Erhebungen über den Ausbildungsprozess
auch sensible Daten über die einzelnen Lehrpersonen anfallen. Nachdem in den ersten
Erhebungen die Schulleitung am Seminar Liestal solche Daten ausschliesslich der ein-
zelnen Lehrperson zur weiteren Handhabung übergab, kam das Kollegium sehr bald
zur Überzeugung, die Qualitätsdiskussion könne nur wirklich geführt werden, wenn
es keine geheimen Daten gebe. Gerade weil Standards - wie dargelegt - nicht über
einfache Wenn-Dann-Relationen gewonnen wsrden könnten, müsse der Blick auf alle
Aspekte der Ausbildungsarbeit frei gelegt werden. Das Kollegium sprach sich dafür
aus, die Daten innerhalb der Institution offenzulegen.

Abschliessende Überlegungen

Strukturmerkmale, wie wir sie in einem ersten Schritt mit unserer Ausbildungsreform
neu gestaltet haben, beeinflussen die prozessualen Merkmale nur bedingt. Sie bilden
lediglich den Rahmen für die nachgeordneten Prozessgrössen, die das Schulklima
bzw. die Schulkultur ausmachen und die über ein Evaluationsvorhaben, wie wir es

hier vorgestellt haben, genauer erkannt und gezielter beeinflusst werden sollen.
Die bewusste und innovative Ausgestaltung der Ausbildung aber, in der gemein-

sam sinnvolle Konsequenzen aus den gewonnenen Erkenntnissen gezogen werden,
hängt auch entscheidend von einer zwischenmenschlichen Atmosphäre ab, die auf ei-
nem offenen Umgang mit Problemen und gegenseitigem Vertrauen basiert. Solchen
Ansprüchen verrnag langfristig nur eine grundsätzlich an Ressourcen orientierteZt-
sammenarbeit zu genügen. Dabei darf nicht aus dem Auge verloren werden, dass das
Ziel all dieser Reformprozesse nicht die perfekte Ausbildung für Lehrkräfte ist, son-
dern eine auf Lemen und Veränderung ausgerichtete demokratische Ausbildungsge-
meinschaft, die ihrem Anspruch, bis zu einem gewissen Grad immer auch Vorbild zu
sein ftir die zukünftigen Lehrpersonen und Lehrerteams - und dies auch in Fragen der
Selbstentwicklung! - auf realistische Weise gerecht werden kann.
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Der aktuelle Stand der Reformarbeiten zur Neuge-
staltung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in der
deutschsprachigen Schweiz

In der föderativ geregelten schweizerischen Lehrerinnen- und Lehrerbildung ist
zur Zeit vieles im Wandel. Dabei geht es nicht um eine Reform der kleinen
Schritte, vielmehr künden sich Veränderungen an, die so tiefgreifend sind, dass
sich in der Ausbildung der Lehrerinnen- und Lehrer eine Wende abzuzeichnen
beginnt, eine qualitative Umgestaltung aufgrund der Neuordnung der Strukturen
und der Anhebung der Institutionen auf die Tertiärstufe, soweit sie sich bisher im
Verbund von Mittelschulbildung und Berufsausbildung noch der Sekundarstufe II
zugeordnet haben.

Während die einen in den Neuerungen eine zwingende Antwort auf gesell-
schaftlich bedingte Veränderungen sehen und sie als Chance des Neudenkens der
Lehrerinnen- und Lehrerbildung begrüssen, einer Ausbildung, die den erhöhten
Ansprüchen an die professionelle Qualifikation der Lehrpersonen Rechnung trägt,
bedauern andere die Umkrempelung dessen, was sich bewährt hat, und beklagen
den Verlust des Wertbeständigen.

Die Diskussion lässt sich versachlichen, wenn wir die einzelnen Projekte in ih-
rem Zusammenhang wahrnehmen. Ziel der nachfolgenden Standortbstimmungen
kantonaler Reformarbeiten ist es darum, einen Überblick zu vermitteln über das,
was sich im gesamtschweizerischen Kontext in der Lehrerinnen- und Lehrerbil-
dung anbahnt oder was, wie in Bern, bereits gesetzlich verankert und in Umsetzung
begriffen ist.

Die Zusammenschau der kantonalen Projekte macht zum einen die Konver-
genzen der Reformen sichtbar und zeigt zugleich auf, wo einzelne Kantone eigene
Wege gehen, dies freilich überall unter der Voraussetzung, dass die interkantonale
Anerkennung der Lehrdiplome gewährleistet sein wird. Das zeigt, dass der kanto-
nale Alleingang heute nicht mehr möglich ist und dass wir unterwegs sind zu einer
Harmonisierung aller Studiengänge zur Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer
aller Stufen und Schultypen.

Wenn sich die vorliegende Übersicht auf die deutschsprachige Schweiz be-
schränkt, dies freilich unter Einbezug der zweisprachigen Kantone Freiburg und
Wallis, heisst das nicht, dass die Suisse romande und das Tessin aus der Zusammen-
schau ausgeblendet sein sollen. Die "Beiträge zur Lehrerbildung" haben 1993 ein
Heft (BzL lll993) der Entwicklung der Lehrerinnen- und Lehrerausbildung in der
französisch- und italienischsprachigen Schweiz gewidmet, wobei neben der
Darstellung der kantonalen Entwicklungen das besondere Interesse der
universitarisierten Ausbildung der Lehrpersonen für die Vorschule und die
Schuljahre 1 bis 6 (integrales Diplom) in Genf, der beruflichen Ausbildung der
Lehrkräfte der Sekundarstufe I und II (auf beiden Stufen ist ein
fachwissenschaftlicher akademischer Abschluss mit Lizentiat vorausgesetzt) und
dem Aufuau eines "laboratorio didattico" in der Tessiner Lehrerinnen- und
Lehrerbildung galt. Was damals als Entwicklungsprojekte dargestellt worden ist,
hat sich längst realisiert. Über die evaluierten Erfahrungen mit den neuen
Modellen gilt es in den "Beiträgen zur Lehrerbildung" gelegentlich zu berichten.
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Aargau

Oswald Merkli

Der Kanton Aargau hat in den vergangenen fünf Jahren seine Lehrerbildung reorga-
nisiert und gleichzeitig eine Gesamtkonzeption ausgearbeitet, welche die weitere
Entwickhlng hin zu einer Pädagogischen Fachhochschule aufzeigt.

1. Die Reorganisation der Lehrerbildung

I .l Didaktikum: Neue Ausbildung der Lehrpersonen für die Sekundar-
und Realschulen ( SEREAL)

Das Didaktikum für Oberstufenlehrkräfte, welches bisher für die berufspraktische
Ausbildung der Lehrpersonen an Bezirksschulen verantwortlich war, erhielt 1993 den
Auftrag, einen vierjährigen Studiengang für Sekundar- und Reallehrpersonen anzu-
bieten. Diese neue Ausbildung kann als Grundausbildung oder in verkürzter Form als
Weiterbildung belegt werden. Für den Eintritt in die Grundausbildung ist eine gymna-
siale Matur erforderlich, für den Eintritt in die Weiterbildung ein Lehrdiplom. Auf
Grund von Vereinbarungen und des regionalen Schulabkommens steht die Ausbil-
dung auch Studierenden aus den Kantonen Basel-Landschaft, Luzern und Solothurn
offen.

Anstelle einer Vielzahl von Einzelwissenschaften und Fachdidaktiken erfolgt die
Ausbildung in vier grundlegenden Lernbereichen, welche die üblichen Schulfächer
und Lerngegenstände zusammenfassen:

Bildung und Erziehung von Jugendlichen
Ausdruck - Wahrnehmung - Kommunikation
Individuum - Gemeinschaft - Politik
Natur-Technik-Arbeit

Die Gliederung in Lernbereiche orientiert sich an den Ansprüchen schulischer Bil-
dung an der Sekundar- und Realschule. Die Lernbereiche sind problem- und erfah-
rungsnah strukturiert. Damit soll eine stärkere Vernetzung der Schulfücher im Sinne
einer ganzheitlichen Bildung erreicht werden.

Zeitlich gliedert sich die Ausbildung in die Eingangsphase, die Studienphase, die
lehrpraktische Ausbildung und die Berufseinführung (2 Semester). Der Bericht der
Planungsgruppe (Didaktikum, 1995) und der SEREAL-Studienplan (Didaktikum,
1996) orientieren über die Details der Gestaltung und Gliederung.

1.2 Höhere Pridagogische Lehranstalt (HPL): Neue Studienplcine für die
Ausbildung der Primarlehrpersonen

Die neue Ausbildung für Real- und Sekundarlehrpersonen hat zur Folge, dass sich
die Höhere Pädagogische Lehranstalt (HPL) auf die Ausbildung für Lehrpersonen an
Primarschulen konzentrieren kann. Die Studienpläne für den ersten und zweiten Bil-
dungsweg (HPL, 1997) wurden entsprechend angepasst und teilweise umgestaltet.
Die wichtigsten Neuerungen: Verlängerung der Praktika, zusätzliche Studienwochen,
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interdisziplin?ire Lernfelder. Neu werden neben Maturandinnen und Maturanden auch
Fachlehrpersonen und Kindergärtnerinnen in den ersten Bildungsweg aufgenommen.

1.3 Kantonales Seminar Brugg: Tertiarisierung - Zusatzpatente - Neue
Studienpkine

Das Kantonale Seminar bildet Fachlehrpersonen für Hauswirtschaft, Textiles Werken
und Kindergärtnerinnen aus. Bisher schloss die Ausbildung für Kindergärtnerinnen
schulisch an die vierte Klasse der Bezirksschule an. Vorausgesetzt wurden allerdings
das zurückgelegte 18. Altersjahr und Praktika mit Kindern. Seit vier Jahren verlangt
das Kantonale Seminar Brugg nun auch für den Eintritt in die Kindergärtnerinnenab-
teilung alternativ ein Mittelschuldiplom, eine Berufsmaturität oder eine gymnasiale
Maturität. Die Schule rückte damit in den terti:iren Bildungsbereich auf.

Die Studierenden der Abteilungen Textiles Werken und Hauswirtschaft haben neu
während der dreijährigen Ausbildung die Möglichkeit, ein Zusatzpatent für die Se-
kundarstufe I in den Fächern Italienisch, Englisch und Allgemeines Werken zu er-
werben. Das Interesse für diese erweiterte Ausbildung ist sehr gross.

Das Kantonale Seminar hat auf Grund des neuen Volksschullehrplanes, der Zusatz-
patente und der Tertiarisierung die Studienpläne überarbeitet. Zur Zeit wertet die
Schulleitung die Erprobungsphase aus.

1.4 Lehrerbildungszentrum Aarau

Auf Beginn des Jahres 1998 wurden die Lehramtsschule, welche verantwortlich ist
für die Intensivfortbildung der Volks- und Mittelschullehrpersonen, und das Didakti-
kum in einem Gebäudekomplex, dem Lehrerbildungszentrum Aarau, zusammenge-
fasst. Der Lehramtsschule wurden neu das bisherige Didaktische Zentrtm, die Bera-
tungsstelle für Informatik und die Fachstelle für Gesundheits- und Umwelterziehung
unterstellt. Die beiden Lehrerbildungsinstitute sind operativ selbständig, arbeiten je-
doch eng zusammen.

1.5 Erziehungsdepartement: Auftau der Abteilung Lehrer - und Erwach-
senenbildung

1992 wurde innerhalb des Erziehungsdepartementes die neue Abteilung Lehrer- und
Erwachsenenbildung geschaffen. Sie befasst sich mit der Verwaltung der vier
Lehrerbildungsinstitute und der Organisation der berufsbegleitenden Fortbildung. In
den vergangenen fünf Jahren wurde die Sektion Fortbildung sukzessive, aber mass-
voll ausgebaut. Dies ermöglichte eine konzeptionelle Neuausrichtung und eine quali-
tative Verbesserung des Fortbildungsangebotes.

2. Die Gesamtkonzeption Lehrerbildung Aargau

2.1 Impulse für eine Gesamtkonzeption

Mit drei Vorstössen forderte der Grosse Rat l99l die Regierung auf, ein Gesamtsy-
stem der Lehrerbildung zu entwickeln, welches die bisherigen vier Lehrerbildungsin-
stitute und die Fortbildung miteinander vernetzt und den Lehrpersonen berufliche
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Laufbahnen ermöglicht. Der Regierungsrat setzte unter der Leitung von Oswald
Merkli, Chef der Abteilung Lehrer - und Erwachsenenbildung des Erziehungsdepar-
tementes, eine Projektleitung ein und beauftragte sie, eine Gesamtkonzention
Lehrerbildung Aargau zu erarbeiten. Die Projektleitung setzt sich zusammen aus den
Leitern der Lehrerbildungsinstitute, Vertretungen der Verwaltung sowie einem Exper-
ten und einer Expertin.

2.2 Vorgehen

In der ersten Phase der Projektarbeiten wurden von einem Sachbearbeitungsteam
Grundlagen zu den wichtigsten Themen der Gesamtkonzeption erarbeitet. Auf der
Basis dieser Materialien (Materialien zur Gesamtkonzeption 1997) entwickelte die
Projektleitung erste Leitideen zur Gestaltung der Lehrerbildung im Kanton Aargau.

Die erarbeiteten Materialien und die von der Projektleitung entwickelten Leitideen
wurden in einem Konsultativverfahren mit den Organisationen der Lehrerschaft, poli-
tischen Parteien und weiteren interessierten Kreisen diskutiert.

In der zweiten Phase erarbeitete die Projektleitung einen umfassenden Bericht. Die-
ser befasst sich nebst der Organisation auch ausführlich mit den Inhalten und Metho-
den der Lehrerbildung. Der Bericht wurde vom Erziehungsrat und vom Regierungsrat
diskutiert und teilweise überarbeitet. Im Herbst 1997 eröffnete das Erziehungsdepar-
tement die Vemehmlassung.

2.3 Hauptprobleme und Lösungsvorschlcige

Der Bericht geht von sieben Hauptproblemen aus und beschreibt entsprechende Lö-
sungsvorschläge:
1 . Unterrichten und Erziehen sind vielschichtige und anspruchsvolle Tätigkeiten. Die

Gesellschaft knüpft an sie zunehmend höhere qualitative Erwartungen.
-+ Durch einen gezielten qualitativen Ausbau der Lehrerbildung soll die Profes-

sionalität der Lehrberufe verstärkt werden. Professionalität wird dabei als Fä-
higkeit verstanden, im Berufsalltag abgestützt auf ein breites Wissen und re-
fl ektierte Erfahrungen situationsgerecht zu handeln.

2. Die Ausbildung und Professionalisierung von Lehrpersonen ist ein dauernder und
komplexer Lernprozess.
-+ Die Lehrer/innenbildung ist als Gesamtsystem von Grundausbildung, Berufs-

einführung, Fort- und Weiterbildung zu planen.
3. Attraktive Berufe bieten die Möglichkeit, Berufslaufbahnen zu absolvieren. Ein

Wechsel in der Lehrtätigkeit kann motivieren, bereichern und auch Ermüdungser-
scheinungen entgegenwirken.
-+ Die Weiterbildung soll Lehrpersonen einen Wechsel der Stufe, des Schultyps

oder eine Spezialisierung für ein Fach oder ein Schulamt ermöglichen - Dazu
werden die Grundausbildung und die Weiterbildung miteinander vernetzt und
in Module gegliedert. Diese Baukastenelemente lassen sich zu verschiedenen
Diplomen und Abschlüssen kombinieren und ergänzen.

4. Monofachlehrpersonen müssen viele Klassen unterrichten. Ein kontinuierliches
pädagogisches Wirken wird dadurch erschwert.
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-+ Die Ausbildungen für Hauswirtschaft, Textiles Werken, Zeichnen, Turnen,
Musik sollen in die Studienprogramme für die Primarschule, die Real- und
Sekundarschule sowie die Bezirksschule integriert werden.

5. Die Gesellschaft erwartet von den Lehrpersonen ein hohes Mass an beruflicher
Verantwortung und eine wertorientierte Grundhaltung.
-+ Die Lehrer/innenbildung fördert die Entwicklung der Persönlichkeit und den

Aufbau von ethischen Grundhaltungen.
6. Die Ausbildung für Lehrberufe baut auf einer breiten Allgemeinbildung auf, auf

Kenntnissen und Fähigkeiten, die auf verschiedenen Bildungswegen erworben
werden können.
-+ Die Zugänge zur Lehrerbildung sind vielfältig. Der Eintritt ist möglich über

eine gymnasiale Matur oder über ein Vorbereitungsstudium mit Aufnahmeprü-
fung für Berufsleute mit Erfahrung sowie Absolventinnen und Absolventen
von Berufsmaturitäts- und Diplommiuelschulen.

7. Fachhochschulen dienen der praxisorientierten Ausbildung und der Umsetzung
von wissenschaftlichen Erkenntnissen in berufliches Handeln. Sie eignen sich in
idealer Weise als Institutionen der Lehrer/innenbildung.
-+ Die bisherigen Lehrer/innenbildungsinstitute des Kantons Aargau sollen in ei-

nem Entwicklungsprozess in einer Pädagogische Fachhochschule zusammen-
geführt und mit den übrigen aargauischen Fachhochschulen vernetzt werden.

Der Bericht gliedert die sieben Lösungen für die Behandlung im Grossen Rat in 15

Leitsätze auf.

2.4 Ergebnisse der Vernehmlassung

Die Ergebnisse der Vernehmlassungsphase zeigen tiefe Meinungsverschiedenheiten
auf. Die Fachwelt, die Lehrerbildungsinstitute, die Organisationen der Lehrerschaft,
die Erziehungsdepartemente der umliegenden Kantone sowie verschiedene Parteien
beurteilen die Gesamtkonzeption generell positiv. Demgegenüber wird sie von zwei
grossen, massgeblichen Parteien klar abgelehnt. Eine Partei hat ein Alternativmodell
entwickelt mit einer fünfjährigen Ausbildung, welche sich stark am Modell einer Be-
rufslehre orientiert und mit einer Berufsmatura abschliesst. Die Gegner der Gesamt-
konzeption lehnen die Professionalisierung der Lehrberufe, die zeitliche Verlängerung
der einzelnen Ausbildungen, die Ablösung der Monofachlehrpersonen, die Zentrali-
sierung der Lehrerbildungsinstitute und die Umwandlung in eine Pädagogische Fach-
hochschule ab; sie beftirchten massive Lohnforderungen der Lehrerschaft.

Die Vernehmlassung wird zur Zeit im Detail ausgewertet. Der Erziehungsrat und
der Regierungsrat werden das weitere Vorgehen festlegen. Die Behandlung des über-
arbeiteten Berichtes im Grossen Rat ist auf den Winter 1998199 geplant.
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I .6. Die Aargauer Schulgespräche und weitere Projekte im Schulbereich des Kantons Aargau,

Hinweise auf die Lehrerinnen- und trhrerbildung (10 S.)
I .7. Zusammenfassung der neueren EDK-Dossiers zum Thema Lehrerinnen und lrhrerbildung

(21 s.)
Bericht 2: Bausteine zu einem neuen Berufsverständnis der Lehrpersonen, lritideen zum Berufsbild

(88 S.), Kurzfassung (17 S.), Sachbearbeiter: Marcello Weber
Materialien zum Bericht 2

2.1. Die Sicht der Lehr- und Fachpersonen für Kindergarten und Voiksschule; Schlussbericht zur
"Eintretensdebatte" (30 S.)

2.2 Kooperation im Abteilungsteam - Bestandesaufnahme und Realisierungsmodelle (99 S.)
Bericht 3: Die Lehrerinnen- und Lehrerbildung im Kanton Aargau, Anregungen zu einer Neukonzep-

tion (47 S.), Sachbearbeiter: Peter Metz
Materialien zum Bericht 3

3.1. Aufgaben, Inhalte und Veranstaltungsformen (76 S.)
3.2. Gliederung der Ausbildung und Qualifikation der Dozentinnen und Dozenten (90 S.)
3.3. Organisation der Pädagogischen Fachhochschule (72 S.)

Basel-Landschaft und Basel-Stadt

Viktor Abt

Der Kanton Basel-Landschaft hat 1996 eine Neukonzeption der Ausbildung der
Lehrkräfte für den Kindergarten sowie für die Primarschule eingeführt. In einer je
dreijährigen Grundausbildung kann das Lehramtsdiplom für Kindergarten/Unterstufe
bzw. die Primarstufe erworben werden.

Im Rahmen der Planung der zweiten Etappe dieser Reform und über die Koordina-
tionsbemühungen mit dem Partnerkanton Basel-Stadt ist der Beschluss zur Pro-
jektausarbeitung für eine Pädagogische Hochschule beider Basel (PHbB) zustande-
gekommen. In einer gemeinsamen Sitzung der Erziehungsräte von Basel-Stadt und
Basel-Landschaft sowie in der Folge der Regierungsräte beider Basel sind folgende
Vorgaben für die Ausarbeitung einer politischen Vorlage verabschiedet worden:
- die Pädagogische Hochschule wird als Fachhochschule vom Kanton Basel-Land-

schaft geführt,
- an der PHbB werden die Lehramtsdiplome für Kindergarten, Primar-, Sekundar-

stufe I sowie für das Gymnasium erworben,
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- das Lehrangebot für das Fachstudium Sekundarstufe I und II erbringt wie bisher
die Universität,

- die PHbB wird von einem Rat geleitet und ist eine öffentlich-rechtliche Institution
mit hoher Autonomie,

- der Leistungsauftrag verlangt eine Qualitätssicherung und ist mit einem Global-
budget verbunden,

- die Forschung erfolgt über eine von PH und Universität gemeinsam getragene
Forschungsstelle,

- der erste gemeinsame Studiengang im Bereich Kindergarten/Primarstufe beginnt
2001.

Die als Entwurf vorhandene Vorlage enthält selbstverständlich eine Fülle von Details
und Aussagen zur künftigen Pädagogischen Hochschule beider Basel. Eine breite
Darstellung des Projektes kann hier bedauerlicherweise nicht gemacht werden, so-
lange die interne Aushandlung des wohl im Herbst 1998 in die Vernehmlassung ge-
henden Textes noch andauert.

Bern

HeidiMarti

Gesetzliche Grundlage

Der Grosse Rat des Kantons Bern hat am 9. Mai 1995 das Gesetz über die Lehrerin-
nen- und Lehrerbildung beschlossen.

Dieses errichtet die Ausbildung von Stufenlehrkräften:
- Lehrpersonen für den Kindergarten, das erste und zweite Schuljahr,
- Lehrpersonen für das dritte bis sechste Schuljahr,
- Lehrpersonen für die Sekundarstufe I
- und Lehrpersonen für die Sekundarstufe II an allgemeinbildenden Schulen.
Zusätzlich wird eine Weiterbildung in Schulischer Heilpädagogik geführt, die auf ein
bereits erworbenes Stufenpatent und Schulerfahrung aufbaut.

Alle Stufenausbildungen erfolgen in denselben Phasen:
- Ausserschulische Erfahrungen von sechs Monaten,
- Grundausbildung,
- Berufseinführung,
- Fortbildung.
Der Zugang zur Lehrerinnen- und Lehrerbildung (folgend LLB) erfolgt über eine
gymnasiale Maturität. Berufsleute können ein Aufnahmeverfahren durchlaufen und
müssen ein zusätzliches allgemeinbildendes Studienjahr absolvieren, das sie mit einer
maturitätsähnlichen Prüfung abschliessen. Anschliessend durchlaufen sie dieselben
Ausbildungsgänge wie die Maturandinnen und Maturanden.

Absolventinnen und Absolventen einer zwei- oder dreijährigen Diplommittelschule
müssen zusätzlich eine Maturität erwerben oder eine Berufsausbildung und das Auf-
nahmeverfahren für Berufsleute durchlaufen, um in die LLB aufgenommen zu wer-
den.
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Stand der Planung im Mai 1998

Zur Realisierung des Gesetzes ist es einerseits notwendig, die Feinstrukturierung der
Ausbildungen und ihre inhaltliche Ausgestaltung zu erarbeiten; andererseits ist die
Organisation über alle Ausbildungsstränge hinweg so zu definieren, dass eine Ge-
samtkoordination entsteht.

Dadurch liegt ein breiter Planungsbedarf vor. 1997 hat die Erziehungsdirektion
Vorgaben für die Planung der LLB erlassen und hat den Planungsbedarf in zwölf Be-
reiche eingeteilt. Für jeden Planungsbereich hat eine kantonale Planungsgruppe, die
Vertretungen der heutigen Lehrerbildungsinstitutionen und ausserkantonale Experten
und Expertinnen umfasst, erste Grundsätze für die zukünftigen Ausbildungen und die
zukünftige Gesamtorganisation erarbeitet. 1998 gehen diese ersten Aussagen zur
Stellungnahme an alle heutigen Ausbildungsverantwortlichen. Zudem sollen 1998 die
Studienpläne für alle Ausbildungen verfasst und genehmigt werden. Der Beginn der
neuen Ausbildungen ist auf das Wintersemester 2001 festgelegt, so dass in der Zwi-
schenzeit Raum bleibt für die weitere inhaltliche Entwicklung der neuen Ausbildun-
gen und neuen Aufgaben der LLB.

Folgend werden einige wichtige Planungsentscheide dargestellt.

I. Die Dauer der Ausbildungen

Die Ausbildungen für den Kindergarten und die Primarstufe sollen je drei Jahre dau-
ern, während für die Ausbildung der Lehrpersonen flir die Sekundarstufe I vier Jahre
vorzusehen sind. Die Gymnasiallehrkräfte sollen neben den Lizentiatsstudien eine
insgesamt einjährige erziehungswissenschaftlich-didaktische Ausbildung (folgend
EDA) durchlaufen.

Einen entsprechenden Dekretsentwurf hat der Regierungsrat des Kantons Bern zu-
handen des Grossen Rates verabschiedet. Dieser wird voraussichtlich im November
1998 über die Vorlage beschliessen.

2. Die Vorgaben der Erziehungsdirektion

Die Vorgaben der Erziehungsdirektion legen für die Zukunft jene Grundgegebenhei-
ten fest, von denen der Gesetzgeber beim Beschluss des Gesetzes ausgegangen ist.
Sie werden vor allem durch die folgenden Regelungen geprägt:
- Das Studienjahr erfolgt nach der Semestereinteilung der Universität. Für Sonder-

wochen und Berufspraktika stehen pro Jahr in der vorlesungsfreien Zeit
höchstens fünf zusätzliche Wochen zur Verfügung.
So erhält die Dozentenschaft LLB Raum, ihren Forschungsauftrag zu erflillen.

- Für alle Ausbildungen ist ein modularer Aufbau zu wählen, der den Studierenden
eine weitgehend selbständige Studienorganisation ermöglicht.

- Die wöchentliche Belastung der Studierenden umfasst in der Regel 25 Seme-
sterwochenstunden. Die übrige Zeit steht für die individuelle Studienarbeit zur
Verfügung.

- Jede Ausbildung umfasst die Bereiche der lehrplanorientierten Fachausbildung,
der Bezugswissenschaften, der EDA und der berufspraktischen Ausbildung.
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- Die Bezugswissenschaften stellen wichtige Bereiche dar, die die Arbeit in den
Schulen wesentlich beeinflussen: Bildungsrecht, Soziologie, Erkenntnistheorie,
Philosophie, Medienwissenschaft, Informatik, Bildungsökonomie, Organisa-
tionsentwicklung usw. Sie sollen in den zukünftigen Ausbildungen einen beacht-
lichen Raum einnehmen und auf wissenschaftlichem Niveau von einer Dozenten-
schaft, die entsprechend ausgebildet ist, durchgeführt werden.)

3. Die französischsprachige LLB

Es wird eine Pädagogische Hochschule geplant, die von den Kantonen Neuenburg,
Jura und Bern gemeinsam getragen und geplant wird. So entsteht für den franzö-
sischsprachigen Kantonsteil die Möglichkeit, vollständig in die Coordination Ro-
mande integriert zu sein. Weitere Auskünfte sind erhältlich bei Frau C. Laubscher,
Erziehungsdirektion des Kantons Bern.

4. Die Arbeit der Planungsgruppen

Jede Planungsgruppe hat einen Planungsbericht erstellt, der die Feinstrukturierung
der einzelnen Ausbildungen darstellt und eine erste inhaltliche Ausgestaltung zeigt.
Die Berichte können bei der Projektleitung GKL, Erziehungsdirektion des Kantons
Bern bestellt werden, sobald sie in einer ersten genehmigten Fassung vorliegen (ca.
Juni I998).

5. Stufenbezug

Die ersten Planungsarbeiten haben gezeigt, dass es notwendig ist, das Berufsfeld der
neuen Stufenlehrkräfte darzustellen. Deshalb hat die Erziehungsdirektion Berufsfeld-
studien für den Kindergarten, das erste und zweite Schuljahr, für die Primarstufe
drittes bis sechstes Schuljahr und für die Sekundarstufe I veranlasst. Auch sie können
bei der Erziehungsdirektion angefordert werden, sobald sie vorliegen. Auskünfte
können inzwischen bei Herrn Prof. Dr. Hans Badertscher, Direktor des Sekundar-
lehramtes, und bei Herrn Dr. Stefan Albisser, Direktor des Seminars Spiez, eingeholt
werden.

6. Lehrformen und Qualität LLB

Die Planungsgruppen richten ihre besondere Aufmerksamkeit auch auf Lehrformen
und Qualität der zukünftigen LLB. Welche Lehrformen sind optimal für eine LLB auf
der universitären Tertiärstufe? Welches sind die Qualitätsmerkmale, die zu realisieren
und zu überprüfen sind?

7. Die Zusammenarbeit mit der Universitcit in der EDA

Das Gesetz bestimmt, dass die Studierenden aller Stufenausbildungen einen Teil ihrer
EDA am fakultären Institut für Pädagogik absolvieren. Deshalb ist eine Aufgabentei-
lung zwischen diesem Institut und den Instituten der LLB zu erarbeiten.

In Zukunft soll das EDA-Ausbildungskonzept gemeinsam erarbeitet werden und
eine grundsätzliche Arbeitsteilung zumZuge kommen. Die fakult?ire EDA wird über-
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greifende Themen mit indirektem Berufsfeldbezug anbieten, die Institute LLB werden
stufenbezogene Themen mit direktem Berufsfeldbezug erarbeiten.

Der Begriff Berufsfeldbezug soll den weitest möglichen Horizont für die Themen-
wahl eröffnen. Das politische, soziale und mediale Umfeld von Kindergarten und
Schule ist zu berücksichtigen.

8. Institut für Pridagogik und Schulpödagogik

Das Institut für Pädagogik wird erweitert, damit es seinen Auftrag in der LLB umfas-
send wahrnehmen kann. Es wird in Zukunft vier Abteilungen führen: Allgemeine
Pädagogik, Pädagogische Psychologie und Unterrichtsforschung, Bildungssoziolo-
gie und Schulforschung sowie Allgemeine Didaktik und Fachdidaktik. Diese Abtei-
lungen werden nicht nur einen wesentlichen Teil der zukünftigen Stufenausbildungen
verantworten, sondern auch einen Auftrag in der Ausbildung der zukünftigen Dozen-
tenschaft der LLB übernehmen.

9. Die Konferenz der LLB

In der Konferenz der LLB sind sämtliche LlB-Institutionen vertreten sowie die Uni-
versität und alle Direktoren des zukünftigen Institutes für Pädagogik und Schulpäd-
agogik. Die Konferenz nimmt die Gesamtleitung der LLB wahr und ist für die Ge-
samtkoordination verantwortlich. Deshalb ist sie vor allem zuständig für die Vertei-
lung der variablen finanziellen Mittel, für Entwicklungs- und Forschungsprojekte, für
die Koordination der Ausbildungen und die Kooperation der Institutionen, für Quali-
tätsentwicklung und -sicherung (Evaluation) sowie für die Öffentlichkeitsarbeit.

10. Der Forschungsauftrag der LLB

Das Gesetz erteilt der LLB einen allgemeinen Forschungsauftrag.
Die zukünftige Konferenz derLLB wird die Forschungsmittel projektbezogen ein-

setzen, nachdem die eingereichten Projekte einer Expertise unterzogen worden sind.
Die Forschung im Rahmen der LLB ist auf die internationalen Standards verpflichtet.
Es soll ein Berner Profil entwickelt werden, das sich auf dem Markt halten und an der
internationalen Vernetzung teilnehmen kann. Hier soll eine enge Zusammenarbeit mit
der Universität realisiert werden.
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Freiburg

Olivier Maradan und Garbriel Schneuwly

Mai 1998: Die Planung eines Projekts für eine Pädagogische Hochschule Freiburg ist
in die Endphase eingetreten. Begonnen hatte alles 1995, als eine erste Vernehmlas-
sung zu einem kleineren Vorprojekt durchgeführt wurde, nachdem der Grosse Rat
beschlossen hatte, das traditionelle Lehrerseminar durch eine nachmaturitäre Ausbil-
dung abzulösen. 1996 begann dann die Projektphase auf der Grundlage der neuen

EDK-Empfehlungen. Die vom Kanton Freiburg gewählte Arbeitsweise - sehr vielen
Sitzungen von Kommissionen und Unterkommissionen, welche durch eine kleine
"Steuergruppe" (Arbeitszeit äquivalent zu einem Vollpensum) geleitet werden - ga-

rantierte sicher eine breit angelegte Diskussion, verunmöglichte aber gleichzeitig ein
effizientes Vorwärtskommen. Regelmässige Treffen mit den Projektleiterinnen und
Projektleitern der Westschweiz, Kontakte mit der nationalen und internationalen
Lehrerbildungsszene und die Auseinandersetzung mit einschlägigen wissenschaftli-
chen Beiträgen haben die Reflexion zunehmend breiter und gründlicher werden las-

sen. Schliesslich legten die Projektverantwortlichen grosses Gewicht darauf, die di-
rekt Betroffenen zu informieren und am Prozess zu beteiligen: Lehrpersonen des Leh-
rerseminars, Schulinspektorinnen und Schulinspektoren sowie die Berufsverbände.
Ein Schlussbericht wird nun während des Sommers verfasst, anschliessend disku-
tiert, überarbeitet und auswärtigen Experten unterbreitet - und dies alles im Verlaufe
des Herbsts 98. Am Endes dieses Jahres werden die beiden Reformpfeiler - pädago-
gisches Projekt und Gesetzesvorlage - endlich den Behörden und der politischen De-
batte unterbreitet.

1. Die lokalen Besonderheiten

Der Kanton Freiburg teilt mit dem Wallis zwei Besonderheiten: Einerseits ist es ein
zweisprachiger Kanton mit einer deutschsprachigen Minderheit, andererseits besteht
bis zum heutigen Tag ein klassisches Lehrerseminar, das den Normen der Sekundar-
stufe II entspricht. Der Kanton sieht sich zudem mit schwierigen wirtschaftlichen
Perspektiven und einem Lehrerinnen- und Lehrerüberfluss auf der französischspra-
chigen Seite konfrontiert. Die privaten Lehrerseminare sind bereits vor einigen Jahr-
zehnten abgeschafft worden, so dass im Moment noch drei Institutionen Lehrerinnen
und Lehrer ausbilden: Da gibt es zunächst einmal zwei benachbarte Seminare, eines

für Kindergarten, Hauswirtschaft und Handarbeit, das andere für die Primarschul-
stufe. Dann aber auch die Universität - auf einer interkantonalen Basis - für die Se-

kundarstufe I und II sowie die Schulische Heilpädagogik. Jede Institution verfügt
über zwei sprachliche Abteilungen. Die übersichtliche Grösse des Kantons führt zu

einer Nähe und einem gegenseitigen Sich-Kennen der Ausbildnerinnen und Ausbild-
ner, was inZeiten einer grundlegenden Reform einen nicht zu unterschätzenden Vor-
teil darstellt.

2. Die Grundlagen des Freiburger Projekts

Die vor zwei Jahren eingeleiteten Arbeiten haben zu folgenden Vorschlägen geführt:



a

Neuordnung der Lehrerbiltlung in der deutschsprachigen Schweiz 255

Der Kanton Freiburg wird eine kantonale, zweisprachige und nicht-universitäre
Pädagogische Hochschule (PH) aufbauen, die an einem einzigen Ort lokalisiert ist
und mit der Universität im Rahmen einer Konvention zusammenarbeitet.
Die PH wird die Grundausbildung von Generalistinnen und Generalisten der Vor-
schul- und Primarschulstufe an die Hand nehmen; sie wird ein einziges Diplom
verleihen, das die Stufen -2 bis +6 abdeckt und mit der Angabe einer Spezialisie-
rung versehen ist. Die Spezialisierung wird von den Studierenden am Ende ihres
ersten Ausbildungsjahres vorgenommen, und zwar für die Schulstufen -2 bis +2
oder aber für 3 bis 6.
Die Kandidatinnen und Kandidaten werden an die PH zugelassen, sofern sie eine
eidgenössisch anerkannte Maturitätsprüfung bestanden haben. Wer ein DMS-Di-
plom, eine Berufsmatura oder einen anderen Bildungsgang mitbringt, wird im
voraus einen Vorbereitungskurs besuchen müssen (im Prinzip als 507o-Studium
für die Dauer eines Jahres); alle Kandidatinnen und Kandidaten werden sich zu-
dem an der PH während zweier Wochen im September einem Aufnahmeverfahren
unterziehen müssen.
Die Ausbildung dauert als Vollzeitstudium drei Jahre, d.h. sechs Semester ä sieb-
zehn Wochen, auf die auch die Praktika zu den verschiedensten Zielsetzungen
verteilt werden. Geplant sind dabei je neun Wochen Praktikum pro Jahr.
Ein spezielles Programm der Berufseinführung wird jede Lehrperson während
ihres ersten Berufsjahres begleiten. Dieses Programm wird auch erfahrene Kolle-
ginnen und Kollegen stark mit einbeziehen, durch die PH organisiert sein und
eine erste Form der Fortbildung darstellen.
Bereits existierende Dienste im Bereiche der Forschung-Entwicklung, Fortbildung
sowie Unterrichtstechnologien und -ressourcen werden Teil der PH. Dazu wird
eine Abteilung geschaffen, die "Pädagogische Entwicklung" genannt wird.
Die PH Freiburg wird durch einen zweisprachigen und kollegialen Direktionsrat
geleitet, der durch die vier Abteilungsleiterinnen oder leiter gebildet wird, welche
die Bereiche Grundausbildung und Pädagogische Entwicklung vertreten; die
Amtsdauer der Abteilungsleiterinnen und -leiter wird beschränkt sein, eine/r von
ihnen wird zudem die Funktion eines Rektors oder einer Rektorin innehaben und
den Direktionsrat präsidieren.
Die Grundausbildung für die Lehrpersonen der Sekundarstufe I und II und für die
Schulische Heilpädagogik bleibt an der Universität Freiburg, die zeitlich parallel
zum PH-Projekt dazu aufgerufen wurde, die Handlungsmöglichkeiten ihrer
Strukturen im Bereich Berufsausbildung zu verbessern. Eine enge Zusammenar-
beit wird das Heilpädagogische Institut mit der PH verbinden, womit es möglich
wird, gleichzeitig die beiden Diplome als Primar- bzw. Vorschullehrperson und
als Schulischer Heilpädagoge/Schulische Heilpädagogin zu erwerben.
Die spezifischen Ausbildungen der Kindergärtnerinnen und der Handarbeitslehre-
rinnen werden auf der Primarstufe in die Allrounderausbildung mit Stufenschwer-
punkt integriert, während die Ausbildung zur Hauswirtschaftslehrperson für die
Sekundarstufe I in die Ausbildung der Fächergruppenlehrpersonen dieser Stufe
einbezogen wi rd (Kombination von drei Unterrichtsfächern).

a

a
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Das ganze Freiburger Projekt, und dies ist vielleicht sein hervorstechendstes Merk-
mal, beruht auf drei pädagogischen Prinzipien, die als erstes erarbeitet wurden und
die Grundlage aller Dokumente bilden. Die nachfolgend genannten Prinzipien sind
stark aus der Referenzliteratur heraus entstanden (vgl. Literaturverzeichnis), welche
die Debatten inspiriert und innerhalb der Kommissionen grundlegende Diskussionen
ausgelöst hat.
1 . Die Grundausbildung und Fortbildung der Lehqpersonen beruht auf der Entwick-

lung professioneller Kompetenzen.
2. Dle PH sichert die Ausbildung von reflexiven Praktikerinnen/Praktikern und

Ausbildnerinnen/Ausbildnern. Verschiedene Typen von Ausbildnerinnen und
Ausbildnern arbeiten im Team zusammen.

3. Die PH vermittelt eine professionelle Berufsbildung für Erwachsene. Diese geht

aus von einer Auseinandersetzungen mit Lernprozessen, mit deren Zielsetzung,
Sinn und Wirkung.

Die Erläuterung dieser Prinzipien war das Ziel eines dritten Zwischenberichts, der im
September 1997 veröffentlicht wurde. Etwa ein Dutzend Arbeitsgruppen wurde an-

schliessend dazu eingeladen, den Platz der verschiedenen Fächer und die Rolle der
Ausbildnerinnen und Ausbildner innerhalb dieses neuen Rahmens zu definieren.
Diese Reflexion hat eine rasche und wertvolle Auseinandersetzung aller interessierten

Kreise mit den drei Prinzipien erlaubt und stützt die Reform bereits ntm jetzigenZnit-
punkt breiter ab. Diese Phase war auch deshalb von Bedeutung, weil die Beteiligung
und Verantwortungsübernahme der Praktikerinnen und Praktiker an der PH viel stär-

ker sein wird als heute.

3. Die Rahmenbedingungen desAusbildungsgangs

Unter strikter Berücksichtigung der durch die oben erläuterten pädagogischen Prinzi-
pen vorgezeichneten Linie beschäftigen sich die Kommissionen momentan mit der

Definition von Rahmenbedingungen, welche die angestrebte professionelle Berufs-
bildung ermöglichen sollen. Es ist an dieser Stelle nicht möglich, einen vollständigen

Überblick zu geben, doch wollen wir die wichtigsten Elemente dennoch kurz sÄzzie-
ren:

a) Studierende: Es wird - für die beiden Abteilungen zusammen - mit einer durch-
schnittlichen Anzahl von 310 Kandidatinnen und Kandidaten gerechnet.

b) Ausbildnerinnen/Ausbildner: Das Projekt sieht fünf Kategorien mit unterschiedli-
chem Statut und verschiedenen Aufgaben vor. Ein besonders eigenständiger
Aspekt unseres Projekts besteht darin, dass neben den traditionellen Praktikums-
leiterinnen und -leitern sogenannte "Praxisausbildnerinnen und -ausbildner" ange-

stellt und ausgebildet werden. Diese werden zu207o an der PH arbeiten und dane-

ben Hauptverantwortliche für eine Klasse der Vor- oder Primarschule bleiben.
c) Inhalte und Lehrplan.' Das Projekt sieht sechs Ausbildungsbereiche vor:

- Erziehungs-undBildungswissenschaften,Ethik
- Kommunikation, persönliche Entwicklung und berufliche Identität
- Methoden, Techniken und Instrumente der Arbeit und der Forschung

- Allgemeine Didaktik und Klassenführung, Fachdidaktik, Praktika
- Musisch-kreative, kulturelleundsportlicheEntwicklung
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- Einführung in schulische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Systeme

Das Projekt stützt sich auf das europäische ECTS -System (European Community

Course Transfer System) zur Anrechnung von Studienleitungen ab (das durch alle

Pädagogischen Hochschulen der Romandie und die Fachhochschule der West-

schweiz übernommen wird), um die verschiedenen Ausbildungseinheiten zu ge-

wichten und den Lehrplan zu entwerfen.

d) Stunden-, Wochen- und Jahrespkine sowie Organisation: Ein ziemlich komple-

xes Modell zur Organisation der Wochen- und Jahrespläne soll es erlauben, die

drei Jahre ausgeglichen zu gestalten und die fast40Vo praktische Ausbildung darin

zu integrieren. Vor dem Wintersemester werden Sozial-, Wirtschafts- und/oder

Sprachpraktika angesetzt.

) Örtlichkeiten und Institutionen' Mittels einiger Umbauten werden die jetzigen

Lokalitäten des Lehrerseminars genügend Platz für die PHS und ihre Abteilung

Pädagogischen Entwicklung anbieten können. Es wird daneben zu sektorieller

Zusammenarbeit mit der Universität und den benachbarten Pädagogischen

Hochschulen kommen - dort besonders mit dem Verbund BEJUNE - was eine

zeitweilige Verschiebung der Studierenden oder der Ausbildnerinnen und

Ausbildner mit sich bringen wird.

0 Beurteilung und Zertffizierung: Formen individueller Beratung und Beur-

teilungsformen, die der Bildung von Erwachsenen entsprechen, werden zu

entwickeln sein. Unter diesen Formen werden das persönliche Portfolio und die

Diplomarbeit zentrale Werkzeuge sein.

Die Beschreibung dieser Rahmenbedingungen wird es ermöglichen, ein provisori-

sches Budget für das Freiburgische Projekt zu erstellen. Wie bei der Mehrzahl der

Kantone wünscht die Regierung Kostenneutralität, was allerdings nicht mit dem jetzi-

gen Kostenrahmen des Lehrerseminars gleichgesetzt werden darf. So wird der Preis,

der für den Transfer der allgemeinbildenden Studien vom Lehrerseminar an die Mit-
telschulen zu bezahlen ist, den finanziellen "Schiedsrichter" spielen. Auf das

Wunschprinzip könnte also bald das Realitätsprinzip folgen!

4. Die grösste Herausforderung steht noch bevor

Das zentrale Problem, das es in der Umsetzung des Plans zur Schaffung einer PH zu

lösen gilt, bleibt der Anspruch nach einer wirklichen Tertiarisierung der Ausbildung.
Wenn man die aktuellen Projekte insgesamt anschaut, stellt man fest, dass lokale F?ir-

bungen, Verteilkämpfe sowie das Bestreben, überlieferte Privilegien und Territorien
zu erhalten, eine wichtige Rolle spielen. Es fehlt vielerorts der Mut des Aufbruchs zu

neuen Horizonten.
Im Freiburgischen Projekt gilt es zwei Probleme vordringlich zu lösen:

. Wie wird sich die Zusammenarbeit zwischen PH und Universit?it entwickeln? Wie
eng wird sie sein? Welches werden die Formen sein?

. Wie wird man die entscheidende Etappe einer Ausbildung der Ausbildnerinnen
und Ausbildner angehen? Wie werden ihre Pflichtenhefte und ihre Arbeitspensen

definiert, dass sie dem Hochschulstatus entsprechen?
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In den nächsten zwei Jahren und ab der Eröffnung der PH (voraussichtlich im Jahre
2001) wird es sich weisen, zu welchen Ergebnissen der Prozess der Tertiarisierung
führen wird und wie die genannten Fragen zu beantworten sind. Werden die hohen
Ambitionen bezüglich der Wissenschaftlichkeit der künftigen Ausbildung eingelöst?
Findet die Forschung ihren Platz? Wie steht es um die Professionalität der Dozentin-
nen und Dozenten, wie um die Professionalisierung der Lehramtsstudien? Wie um die
partnerschaftliche Schulkultur? Ob sich diese Erwartungen erfüllen, hängt davon ab,
welche Prioritäten gesetzt und ob die notwendigen Mittel zur Verfligung gestellt wer-
den.

Literatur:
Altet, M., charlier, E., Paquay, L. & Penenoud, P. (Eds.). (1996). Former des enseignants profes-

sionnels. Quelles statögies? Quelles comp/tences? Bruxelles: De Boeck.
Bildungskommission Nordrhein-Westfaleri (1995). Zukunft der Bildung - Schule der Zukunft. Berlin:

Luchterhand.
Bourgeois E. (Ed.). (1996), L'adulte en formation. Regards pluriels. Bruxelles: De Boeck.
Buchberger, F. (Hrsg.).(1995). Lehrerbildung auf dem Prüfstand. Beschreibung und Evaluation von

Programmen der Lehrerbildung in Finnland und Öserreich. Innsbruck: Studien-Verlag.
Develay, M. (1993). Peut-onformer les enseignanrs? Paris: ESF.
Hänsel, D. & Huber, L. (1996). (Hrsg.). Lehrerbildung neu denken und gestalten. Basel: Beltz.
Kommission zur Neuordnung der Lehrerausbildung an Hessischen Hochschulen (1997). Neuordnung

de r Le hre raus bildung. Opladen: Leske+Budrich.
Meier, U.P. ( 1990). Lehrerbildung - woraffiin? Bern: Zentralstelle für Lehrerfortbildung.
Perrenoud, P. (1994). Information des enseignants entre thöorie et pratique.Paris'. L'Harmattan.
Raymond, D. & Lenoir, Y. (Eds). (1998). Enseignants de mätier et formation initiale. Des change-

ments dans les rapports de formation ä I'enseignement Bruxelles: De Boeck.
Tardif, M., Lessard C. & Gauthier C. (Eds). (1998). Formation des maitres et contextes sociaux.

Perspectives internationales, PUF, Paris.
Die Zeitschriften "Recherche et formation", INRP, Paris, und "Beiträge zur Lehrerbildung", Bem.

Graubünden
Andrea Jecklin

Graubünden plant die Überfuihrung der bestehenden Ausbildungsgänge (Kinder-
gärtnerinnen und Kindergärtner, Primarlehrerinnen und Primarlehrer, Lehrkräfte für
Handarbeit- und Hauswirtschaft bzw. Fächergruppenlehrkräfte) in eine Pädagogische
Fachhochschule. Die parlamentarische Phase ist erfolgreich abgeschlossen; im Herbst
1998 entscheidet das Volk über die Realisierung des Vorhabens.

Eine Reform von unten

Die Neuordnung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in Graubünden hat ihre Wur-
zeln im Kanton selbst. Bevor die gesamtschweizerische Diskussion des MAR und der
EDK-Empfehlungen zur Lehrerbildung und zu den Pädagogischen Hochschulen
Handlungsbedarf auslösten, hatten die Lehrkräfte der betroffenen Schulen die Initia-
tive bereits selber ergriffen. Am Anfang stand also die "Reform von unten". Beteiligt
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waren (und sind) die Kollegien der Seminarabteilungen der Bündner Frauenschule
(Ausbildung der Lehrkräfte für den Kindergarten sowie für Handarbeit- und Haus-
wirtschaft und weitere Fächer), des Bündner Lehrerseminars und der Seminarabtei-
lung der Evangelischen Mittelschule Schiers (Ausbildung der Lehrkräfte für die Pri-
marschule).

Die Neuerungen bedingen neue Rechtsgrundlagen

Ziel der damaligen und heutigen Reformbestrebungen ist einerseits die Behebung der
in detaillierten Analysen festgestellten Schwächen der Ausbildung aufgrund struktu-
reller Anderungen (Tertiarisierung) und die Schaffung der Voraussetzungen für die
interkantonale Anerkennung der Bündner Patente. Zum andern gilt es die Stärken der
bisherigen Lehrerbildung bewusst wahrzunehmen und dafür zu sorgen, dass sie sich
im Transformationsprozess erhalten. Es betrifft dies insbesondere die Förderung der
drei Kantonssprachen und das hochstehende musische Angebot.

Die Erreichung dieser Ziele erfordert zwei gesetzgeberische Aktionen: eine Teilre-
vision des Mittelschulgesetzes und die Schaffung eines Gesetzes über die Pädagogi-
sche Fachhochschule. Mit der ersten Rechtsgrundlage werden die Voraussetzungen
für die Bewahrung der bisherigen Stärken der Seminare geschaffen (Einführung der
MAR-Schwerpunktfächer Musik, Bildnerisches Gestalten und Psycholo-
gielPädagogik/ Philosophie bzw. der entsprechenden Ergänzungsfächer; zweispra-
chige Matura; Reform der Diplommittelschule); die zweite ermöglicht die Tertiarisie-
rung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung sowie die Zusammenführung der verschie-
denen Ausbildungsgänge in einer Institution. Beide Vorlagen sind inhaltlich eng an-

einander gekoppelt; ohne die Neuerungen auf Sekundarstufe II macht die Tertiarisie-
rung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung aus Bündner Sicht keinen Sinn.

Das bestehende Mittelschulgesetz ist als Rahmengesetz angelegt, was sich in den
vergangenen Jahren sehr bewährt hat. Aus diesem Grund ist auch das neue Gesetz
über die Pädagogische Fachhochschule so konzipiert. Es regelt die Bedingungen,
unter denen die neue Institution realisiert werden kann, überlässt aber die konkrete
Ausgestaltung des Leitbildes, der Studienpläne, der Verordnungen etc. der Regierung
und den Gremien der zukünftigen Fachhochschule. Dies hat in der breit angelegten
Vernehmlassung (April bis Juli 1997) zu intensiven Diskussionen über Inhalte Anlass
gegeben und dazu geführt, dass der regierungsrätlichen Botschaft an den Grossen Rat
ein Grobkonzept beigegeben wurde, das einen Einblick in die Zielsetzungen und die
inhaltliche sowie in die organisatorische Ausgestaltung der Studiengänge vermittelt.
Im Rahmen der Vernehmlassung wurden zudem intensive klärende Gespräche mit
Gruppierungen geführt, die den vorgesehenen Reformen eher ablehnend gegenüber-

standen. Dabei konnten diverse Missverständnisse ausgeräumt werden, und zugleich
konnten mehrere Aspekte, die sich in den Gesprächen als wichtig erwiesen haben, in
die definitive Fassung der Botschaft übernommen werden.

Die parlamentarische Behandlung ist inzwischen abgeschlossen; am 25.März 1998
hat der Grosse Rat beide Vorlagen - das Gesetz über die Pädagogische Fachhoch-
schule sogar ohne Gegenstimme - zu Handen der Volksabstimmung verabschiedet.
Der Kanton Graubünden kennt das obligatorische Gesetzesreferendum. Die Abstim-
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mung ist auf den 27. September 1998 angesetzt. Es ist vorgesehen, dass die Päd-
agogische Fachhochschule ihren Betrieb im Herbst 2003 aufnimmt.

Das in Graubünden gewählte Verfahren der Rahmengesetzgebung hat den Vorteil,
dass die Weichen für die Entwicklung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung zwar
frühzeitig gestellt werden, dass aber dieZeit bis zur Realisierung der Pädagogischen
Fachhochschule für die detaillierte Ausgestaltung dieser Institution genutzt werden
kann.7-u diesem Zweck hat das Erziehungsdepartement eine Projektorganisation ein-
gesetzt und diese mit der Vorbereitung der Umsetzung der Bildungsreformen beauf-
tragt. Die Hauptlast der inhaltlichen Arbeit wird dabei wie bis anhin auf den betroffe-
nen Schulen liegen. Dieses Verfahren hat den Nachteil, dass die beteiligten Kollegien
durch die zusätzliche Aufgabe stark belastet werden; der Vorteil - m. E. ist er höher
zu gewichten - liegt darin, dass das vorhandene Know-how der Schulfachleute auch
in die zukünftige Ausbildungsinstitution einfliesst.

Grundzüge der künftigen Lehrerinnen- und Lehrerbildung

Abgestützt auf die Gesetzestexte, auf die Ergebnisse der parlamentarischen Behand-
lung und auf die bereits vorliegenden Begleitmaterialien (vor allem der Botschaft und
des Grobkonzepts) lassen sich bereits jetzt die wichtigen Grundzüge der künftigen
Lehrerinnen- und Lehrerbildung klar erkennen:
. Die Ausbildung aller drei bisherigen Lehrkräftekategorien werden tertiarisiert und

in die Pädagogische Fachhochschule überfiihrt. In der Regel soll das Studium drei
Jahre dauern. Die Evangelische Mittelschule Schiers wird an der Fachhochschule
beteiligt; die Details der Zusammenarbeit werden mit Vertrag geregelt.

. Für die einzelnen Ausbildungsgänge gelten unterschiedliche Zugangsvorausset-
zungenz. Art. 7 des Gesetzes postlrliert als Regelzugang "für die Ausbildung zur
Primarlehrkraft die gymnasiale Maturität; für jene zur Lehrkraft für den Kin-
dergarten sowie für Handarbeit und Hauswirtschaft das Diplom einer Diplom-
mittelschule". Die Regierung kann Bestimmungen über die Zulassung weiterer
Vorbildungen, insbesondere aus dem berufsbildenden Bereich, erlassen.

. Auf Sekundarstufe II werden mit dem Angebot der ehemals "seminaristischen"
Schwerpunktfächer und der Einführung der zweisprachigen Matura die optimalen
Voraussetzungen für eine geeignete Vorbildung von Primarschullehrkräften ge-
schaffen. Das Gleiche gilt für die Ausgestaltung der Diplommittelschule im Hin-
blick auf Ki ndergarten- und Fächergruppenlehrkräfte.

Weitere Planungsschritte

Im Anschluss an die Volksabstimmung wird eine Teilprojektgruppe der Projektorga-
nisation "IJmsetzung der Bildungsreformen 98" die Arbeiten zur definitiven Ausge-
staltung der Pädagogischen Fachhochschule koordinieren. Diese Gruppe besteht im

2 Es ist zu hoffen, dass die laufende Vernehmlassung zum Anerkennungsreglement für Lehrkräfte der
Primarschule die darin feststellbare Tendenz zur Aufweichung der Zulassungsbedingungen korrigiert.
Für die traditionellen Seminare, die die Tertiarisierung der Berufsbildung unterstützen und deshalb ihre
Strukturen massiv ändern, wäre die Senkung der bisherigen Anforderungen im allgemeinbildenden Be-
reich für Kandidatinnen und Kandidaten mit einer rein schulischen Vorbildung ein Affront.
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wesentlichen aus Vertretern der bestehenden Lehrerinnen- und Lehrerbildungsinstitu-
tionen; der Beizug weiterer interessierter Kreise (Kultur-, Sprach- und Wirtschaftsor-
ganisationen u.a.m.) ist geplant (und zum Zeitpunkt der Publikation dieses Berichts
wohl auch realisiert). Schwerpunkte der Arbeit werden die Studienpl?ine der einzelnen

Ausbildungen und die Realisierung des berufsfeldbezogenen Forschungs- und Ent-
wicklungsauftrags sein.

Die Ergebnisse müssen spätestens im Jahre 2002 vorliegen, damit die zuständigen
Instanzen rechtzeitig die notwendigen Beschlüsse fassen können. Es besteht die be-
rechtigte Hoffnung, dass das gewählte Verfahren zu einer zweckmässig gestalteten
Pädagogischen Fachhochschule frihrt, die in Lehre und Forschung ihre Aufgabe im
dreisprachigen Kanton erwartungsgemäss erfüllt.

St. Gallen

Heinz Wysss

Im November 1996 hat der Erziehungsrat der Projektgruppe "Gesamtreform der Leh-
rerinnen- und Lehrerbildung" den Auftrag erteilt,
- in der Planung der Ausbildung der Lehrkräfte für die Primarstufe zwei Konzept-

varianten vorzusehen: eine an die bisherige Ausbildung anschliessende, jedoch
tertiarisierte Allrounderausbildung und altemativ ein innovatives Modell der Aus-
bildung von Fächergruppenlehrkräften;

- diesen Modellvarianten entsprechend, auf der Grundlage definierter Prinzipien
und Leitideen stufenspezifische Studienkonzepte zu entwerfen;

- die Bedingungen der Zulassung einerseits an die neu zu schaffenden Pädago-
gische (Fach-)Hochschule und anderseits an die bestehende Pädagogische Hoch-
schule St. Gallen zu beantragen sowie Modelle der Studienorganisation und der
berufspraktischen Ausbildung zu entwickeln und vorzuschlagen, wobei auch
dezentralisierte Lösungen in Betracht zu ziehen sind.

Bekannt ist, was geplant ist; unbekannt sind die Ergebnisse der Vernehm-
lassung

Nach zügig durchgeführter Planung hat die Projektgruppe (Leitung: Kurt Hofacher)
dem Erziehungsdepartement bereits im August 1997 das "Konzept der künftigen Leh-
rerinnen- und Lehrerbildung im Kanton St. Gallen" unterbreitet, zusammen mit aus-
formulierten Leitfragen für die Vernehmlassung.

Der Prozess der Meinungsbildung und der Meinungsäusserung ist abgeschlossen,
die Ergebnisse der Vernehmlassung sind ausgewertet, doch hält sie der Erziehungsrat

3 Weil es ztrZeit nicht möglich ist, gesicherte Informationen über die Weiterentwicklung der St.
Caller Reform der Lehrerinnen- und Lehrerbildung zu vermitteln und weil er durch seinen Auftrag ge-
bunden ist, hat sich der Projektleiter Kurt Hofacher ausserstande gesehen, zum jetzigen Zeitpunkt
einen Bericht zum Stand des Reformprojektes zu schreiben. Ich tue es aufgrund des Studiums des Re-
formberichts vom August 1997 und persönlicher Recherchen.
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noch unter Verschluss. Geplant war, dass er aufgrund zweier Lesungen des Berichts,
die eine imMärz, die andere im Mai, im Frühjahr erste Grundsatzentscheide zu den
Modellen und zum Grobkonzept der Studienstruktur treffe. Wohl hat der Erziehungs-
rat den Bericht beraten, und er schickt sich an, ein Thesenpapier zur künftigen Aus-
bildung der sankt gallischen Lehrerinnen- und Lehrerbildung zu entwickeln. Noch
weiss man im Kanton nicht um die Ergebnisse der Auswertung der Vernehmlassung,
obwohl alle, die sich geäussert und zu den präsentierten Modellvarianten sowie zu
den übergreifenden Leitideen und Prinzipien Stellung genommen haben, längst ein
Anrecht hätten, zu erfahren, welches Echo das Konzept ausgelöst hat und wie man
über die Regelung der Zulassungsbedingungen, über die Grundsätze der Entwicklung
der Modelle und über diese selbst denkt.

Was geplant ist

Obwohl es an gesicherten Informationen fehlt, seien hier einige Grundzüge der Re-
form anhand der vorliegenden Gesamtkonzeption in Kürze referiert:

Das Reformvorhaben erstreckt sich auf alle Kategorien der Lehrpersonen des Kin-
dergartens und der Volksschule. Nicht einbezogen ist einzig die spezifische Ausbil-
dung der Lehrpersonen für schulische Heilpädagogik. Diese ist als Weiterbildung an

das Heilpädagogische Seminar Zünch delegiert. Ausbildungen, die sich bislang dem
Mittelschulbereich zugeordnet haben (Lehrpersonen für den Kindergarten und die
Primarschule), werden tertiarisiert. Zu diesem Zweck entsteht neben der Pädagogi-
schen Hochschule St. Gallen eine Pädagogische (Fach-) Hochschule. Erstere ist zu-
ständig für die Aus-, Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte der Oberstufe (Real-
und Sekundarlehrerinnen und -lehrer), die zweite, erst noch zu schaffende, für die
der Lehrpersonen an Kindergärten und auf der Primarstufe. Die beiden Lehrerinnen-
und Lehrerbildungsinstitutionen sind selbständig, jedoch gehalten, eng zusammenzu-

arbeiten. Sie orientieren sich in der Gestaltung ihrer Curricula an übergreifenden
Prinzipien und an einem gemeinsamen Leitbild, von dem sich die struktur- und
handlunsgbestimmenden Leitideen ableiten. Die bisherigen Ausbildungen der Lehr-
kräfte für Handarbeit und Hauswirtschaft sind in die stufenbezogenen Studiengänge
integriert.

Organisatorisch gliedert sich die Ausbildung an beiden Institutionen in Semester
(28 Wochen, aufgeteilt auf das Winter- und das Sommersemester). In der lehrveran-
staltungsfreienZeit finden Unterrichtspraktika und ausserschulische Studienaktivitä-
ten statt.

Die Zulassung zur Lehrerinnen- und Lehrerbildung ist unterschiedlich geordnet.
Die eine Variante differenziert die Bedingungen nach Kategorien (Sekundarschul-
stufe : uni versitäre Immatrikulationsanforderungen; Primarstufe: gymnasiale Matur
resp. DMS 3-Abschluss oder Berufsmatura mit je spezifischen, dem Studium vor-
ausgehenden Vorbereitungs- und Zugangsmodulen; Kindergartenstufe: DMS 3,

gymnasiale Matur oder Berufsmatura, letztere mit spezifischen, dem Studium voraus-

gehenden Vorbereitungs- und Zugangsmodulen), der andere Vorschlag zur Regelung
der Ztsgangsmodalitäten setzt für alle den Nachweis der Studierfähigkeit voraus. Bei
Anwärterinnen und Anwärtern ohne gymnasiale Maturität wird diese generell in einer
Aufnahmeprüfung ermittelt.
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Modellvarianten im Stufenbezug

- Die Ausbildung der l,ehqpersonen für den Kinderga,rtenunterscheidet zwei Vari-
anten: eine dreijährige und eine zweijährige Studiendauer, wobei im zweiten Fall
diplomierte Kindergärtnerinnen und Kindergärtner in einem dritten Studienjahr
das Diplom einer Lehrkraft für die Unterstufe der Primarschule erwerben können.
Beide Varianten sind so geplant, dass sie sich ohne Schwierigkeit zur Ausbildung
von Lehrersonen für die "Elementantufe" (Basisstufe) ausgestalten lassen.

- Das Modell der Ausbildung von Primarlehrerinnen und -lehrern unterscheidet zum
einen eine Allrounderausbildung, mit der Möglichkeit, stufenbezogene Schwer-
punkte zu setzen, und zum andern eine Qualifikation als Fächergruppenlehrkraft
zur Führung einer Klasse im Team von 2 bis 3 Lehrkräften.
Das erste Modell unterscheidet 5 Studienbereiche: Sprachen und Mathematik;
Mensch und Umwelt; Bildnerisches Gestalten, Handarbeit, Werken; Musik und
Sport; Erziehungswissenschaften und schulpraktische Ausbildung. Der Studien-
plan verlangt in 5 der I I Einzeldisziplinen eine fachliche und fachdidaktische Ver-
tiefung. In einem der 5 Studienbereiche haben die Studierenden einen wissen-
schaftlichen Studienschwerpunkt zu wählen.
Das zweite Modell schafft eine gemeinsame Basis für alle Primarlehrkräfte in den
Lernbereichen Deutsch, Mathematik, Mensch und Umwelt, Bildnerisches Gestal-
ten sowie in den Erziehungswissenschaften, der Didaktik und der schul-
praktischen Ausbildung. Alle haben zudem einen wissenschaftlichen Studien-
schwerpunkt in einem einzelnen Fach oder Fachbereich auszuweisen. Eine
Wahlmöglichkeit besteht zum einen zwischen Französisch und Sport, zum andern
in der Wahl von zwei der vier Fächer Religion, Musik, Handarbeiten, Werken.

- Ein erstes Modell der Ausbildung der Lehrkrrifte für die Sekundarstufe I unter-
scheidet drei Studienrichtungen, eine sprachliche, eine mathematisch- naturwis-
senschaftliche und eine musisch-gestalterische, wobei im Interesse der Auswei-
tung der Kompetenzen und der Verbreiterung der Einsatzmöglichkeiten verbindli-
che Überlappungen der Studienbereiche vorgeschrieben sind.
Anders das zweite Modell. Es teilt die zwei Hauptausrichtungen der Studien auf
sprachliche Inhalte oder auf mathematisch-naturwissenschaftliche in je zwei
Studienfelder auf: zum einen in ein sprachlich-historisches und ein sprachlich-mu-
sisches, zum andern in ein mathematisch-naturwissenschaftliches / hauswirt-
schaftliches und in ein mathematisch-naturwissenschaftliches / historisches. Über-
greifende Bereiche sind die Erziehungswissenschaften und die Didaktik, die be-
rufspraktische Ausbildung, im Sachbezug der Bereich "Individuum und Gemein-
schaft" und das Bildnerische Gestalten sowie die wissenschaftsbezogenen
Schwerpunktstudien in wählbaren Diszipl inen.

Zwischen Bangen und Hoffen

Im Spannungsfeld des bildungspolitischen Diskurses und der imperativen Sparmass-
nahmen droht einiges durch politisch oder finanziell bedingte Entscheide umgebogen
zu werden oder verloren zu gehen, was zu den Hauptanliegen einer zur Professionali-
tät führenden, hierarchische Ausbildungsstrukturen abbauenden Neuordnung der
Ausbildung von Lehrkräften gehört. Dass der Erziehungsrat durchgesetzt hat, dass
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die Variante einer bloss zweijährigen Ausbildung der Lehrpersonen für den Kinder-
garten und die einer Dezentralisation von Teilen der berufspraktischen Ausbildung in
das Konzept aufzunehmen sei, lässt nichts Gutes ahnen. Beides steht im Widerspruch
zum Leitbild und zu den Grundsätzen der Modellentwicklung. Zudem zeichnet sich
die Tendenz ab (nicht allein in St. Gallen !) die tertiarisierte Ausbildung zu verschulen
resp. den Lehr- und Lemstil der Mittelschulen auf der Hochschulstufe zu reproduzie-
ren. Desgleichen droht die im Schulbereich übliche enge Anbindung der Institutionen
und der an ihnen Lehrenden an die Bildungsverwaltung, was mit dem Status der
Hochschule (auch der Fachhochschule!) nicht vereinbar wäre. Sollte der Erziehungs-
rat in diesem Sinne entscheiden, hätte die Lehrerinnen- und Lehrerbildungsreform im
Kanton St. Gallen thr Ziel verfehlt. Noch besteht indes Hoffnung, dass diese
schlimmstmögliche Wendung nicht eintritt. Ungeduldig warten wir die Grundsatzent-
scheide des Erziehungsrates ab.

Solothurn

Lucien Criblez

Von der Teilreform zur Gesamtüberprüfung des Bildungswesens

Vorarbeiten für die Neukonzeption der Lehrerbildung im Kanton Solothum - insbe-
sondere für die Ausbildung von Monofachlehrkräften - lagen seit 1991 mit dem Be-
richt der Expertenkommission zur Neugestaltung der Ausbildung der Lehrkräfte für
die Fächer Werken I und Werkenll4,Zeichnen und Hauswirtschaft vor (Experten-

kommission Grossenbacher). Die Expertenkommission hatte als Schlussfolgerung
eine Gesamtkonzeption der Lehrerbildung verlangt.

Im Sommer 1993 beauftragte der Regierungsrat des Kantons Solothum das Erzie-
hungs-Departement, "den Aufbau der Schulen im Kanton Solothurn in ihrer Gesamt-

heit zu überprüfen und anschliessend aufgrund eines Konzeptes Anträge für allfällige
Strukturkorrekturen vorzulegen" (Regierungsratsbeschluss Nr. 3004 vom 30. Au-
gust 1993). Die Überprüfung der Lehrerbildung war im Regierungsratsbeschluss
explizit erwähnt. Für die Uberprüfung der Schulstrukturen setzte der Regierungsrat
im Dezember 1993 die Schulstrukturkommission ein.

Die heutige Organisationsstruktur der Lehrerbildung

Heute werden im Kanton Solothurn drei unterschiedliche Ausbildungsgänge angebo-

ten:

- Am Kindergärtnerinnenseminar werden in einem dreijährigen Kurs Kindergärtne-
rinnen und Kindergärtner ausgebildet. Der Zugang zur Ausbildung erfolgt in der
Regel über die zweijährige Diplommittelschule (DMS).

4 Im Kanton Solothurn wird mit Werken I. das textile Werken, mit Werken Il das nichttextile Werken
bezeichnet.
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- Für die anzahlsmässig grösste Ausbildung, diejenige ftir Primarlehrkräfte, hat der
Kanton Solothurn bislang drei unterschiedliche Ausbildungskonzeptionen ange-

boten: den traditionellen seminaristischen Weg (5 Jahre Lehrerseminar nach der
obligatorischen Schulzeit), den maturitätsgebundenen Weg (Eintritt ins Ober-
seminar nach einer Matur) und den dreijährigen Ausbildungskurs für Berufsleute,
der nur sporadisch organisiert wurde.

- Am Arbeitslehrerinnenseminar werden Lehrkräfte für Werken textil (Werken I)
ausgebildet. Das Patent berechtigt zum Unterrichten des Faches auf der Primar-
stufe und der Sekundarstufe I. Der Ztgang zur zweijährigen Ausbildung erfolgt
über eine Berufslehre im Schneiderinnenberuf. Alternativ dazu wählen immer
mehr Absolventinnen der Diplommittelschule den Zugangsweg über einen zusätz-

lichen einjährigen Vorkurs.
Die Lehrkräfte für die Sekundarstufe I, die Kleinklassenlehrkräfte sowie die Lehr-
kräfte für die Sekundarstufe II werden ausserkantonal ausgebildet. Die Ausbildung
der Kleinklassenlehrkräfte erfolgt in der Regel am Heilpädagogischen Seminar Zü-
rich. Der Kanton Solothurn ist durch eine interkantonale Vereinbarung Mitträger die-
ses Seminars. Bis 1995 wurden Lehrkräfte für die Oberschule und die Sekundar-
schule im sog. Lehramtskurs (LAK) im Kanton Solothurn ausgebildet. Seit dem

Schuljahr 1997/98 können solothurnische Kandidatinnen und Kandidaten den zwei-
jährigen, berufsbegleitenden Ausbildungsgang am Didaktikum in Aarau besuchen.

Für die Ausbildung der Bezirkslehrkräfte hat der Kanton Solothurn einen Vertrag mit
dem Kanton Bern abgeschlossen. Wenn auch die meisten zukünftigen Bezirkslehr-
kräfte ihre Ausbildung an der Universität Bern absolvieren, ist der Studienort trotz
Vertrag frei wählbar. Auch die Lehrkräfte für das Fach Hauswirtschaft werden aus-

serkantonal ausgebildet, wobei der Kanton Solothurn für diese Ausbildungen das

Schulgeld übernimmt.

Das künftige Modellder Lehrerbildung im Kanton Solothurn

Die Schulstrukturkommission hat in ihrem dritten Zwischenbericht erste Vorschläge
für eine Neukonzeption der Lehrerbildung vorgelegt. Dieser Zwischenbericht wurde
im Herbst 1995 einer Vernehmlassung unterzogen. Auf dem Hintergrund der Ergeb-
nisse der Vernehmlassung und der weiteren interkantonalen bildungspolitischen
Entwicklung (Empfehlungen der EDK zur Lehrerbildung und zu den Pädagogischen

Hochschulen, Anerkennungsreglemente) schlägt die Strukturkommission im zweiten
Teil ihres Schlussberichtes nun folgendes Modell (vgl. Abb. 1) füreine künftige
Lehrerbildung im Kanton Solothum vor:
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Abbildung l: Modell der Lehrerbildung im Kanton Solothurn

Die Lehrerbildung wird in einer Pddagogischen Fachhochschule organisiert.
In der Pädagogischen Fachhochschule sind die Grundausbildung und die Fort-
und weiterbildung angesiedelt. Die Fort- und weiterbildung hat einen hohen
Grad an Autonomie und steht in enger Verbindung mit dem Erziehungs-Depar-
tement.
Es sind zwei crundausbildungsgr)nge vorgesehen: eine Ausbildung für Primar-
lehrkräfte (1.-6. Primarklasse) und eine Ausbildung für den Kindergarten und die
ersten beiden Primarklassen. Mit der Ausdehnung der Ausbildung der Kindergärt-
nerinnen auf die beiden ersten Primarschuljahre soll der Beruf der Kindergärtnerin
aufgewertet, der Kindergarten besser ans Bildungssystem angegliedert und für die
Kernaufgabe der Einführung in die Kulturtechniken schwerpunktmässig ausgebil-
det werden. Die beiden Ausbildungsgänge führen zu einer'konkurrenzierenden'
Unterrichtsberechtigung für die beiden ersten Primarklassen. Je weitere Unter-
richtsberechtigungen sollen auf dem weiterbildungsweg modulartig erworben
werden können.
Die Grundausbildung dauert 3 Jahre.
Die Ausbildung in Werken 1 wird in die Generalistenausbildung für die Primar-
stufe bzw. die Fächergruppenausbildung für die Sekundarstufe I integriert, das
Arbeitslehrerinnenseminar wird aufgelöst. Eine Unterrichtsberechtigung in Wer-
ken I kann für die Primarstufe erlangt werden, wenn im Anschluss an die
Grundausbildung berufsbegleitend ein einjähriges Nachdiplomstudium absolviert
wird (Vorbild ist das basellandschaftliche Modell).
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- Die Ausbildungsgänge werden modulartig aufgebaut, wobei für beide Ausbil-
dungsgänge gemeinsame und je spezifische Module definiert werden.

- Der Zugang zur Grundausbildung setzt einen Abschluss auf der Sekundarstufe II
voraus. Grundsätzlich sind zweiZugänge möglich: Der Regelweg führt über eine
Maturität nach neuem Maturitäts-Anerkennungsreglement. Der Zugang ist mit
allen Maturitätsprofilen möglich. Alternativ dazu ist der Zugang mit einer
Berufslehre (mit oder ohne BMS-Abschluss) oder einem andern Schulabschluss
der Sekundarstufe II vorgesehen. Dieser alternative Weg setzt allerdings das
Bestehen eines Aufnahmeverfahrens voraus. In jedem Falle (für beide Wege) ist
eine Eignungsabklärung vorzunehmen.

- Der Kanton bietet einen Kurs zur Vorbereitung auf das Aufnahmeverfahren an.
Dieser Kurs berücksichtigt die unterschiedlichen Vorbildungen.

Die Lehrkräfte für die Sekundarstufe / sollen ausserkantonal ausgebildet werden.
Da in Zukunft wahrscheinlich nur noch Fachgruppenausbildungen angeboten wer-
den, der Kanton Solothurn in der Oberschule und der Sekundarschule jedoch Gene-
ralisten und Generalistinnen einsetzt, sollen Kooperationen genau geprüft werden.
Lehrkräfte für das Fach Hauswirtschaft sollen in Zukunft im Rahmen der Fachgrup-
penausbildungen für die Sekundarstufe I ausgebildet werden.

Für das Arbeitslehrerinnenseminar (Personal und Studierende) sind Übergangs-
massnahmen vorgesehen. Zudem sollen ftir die heute amtierenden Lehrkräfte in Wer-
ken I und Hauswirtschaft Möglichkeiten der Zusatzqualifikation auf dem Weiterbil-
dungsweg geschaffen werden. Für die Planung dieser Übergangsmassnahmen und
die Vorbereitung einer vernehmlassungsfähigen Vorlage hat das Erziehungs-Depar-
tement eine Planungsgruppe eingesetzt.

Planungsalternativen und nächste Schritte

Der Regierungsrat des Kantons Solothurn hat am 5. Mai 1998 die Vorschläge zur
Neukonzeption der Lehrerbildung znr Kenntnis genommen und weitere Planungs-
schritte eingeleitet. Er hat verlangt, dass die Möglichkeit einer vollständigen Auslage-
rung der Lehrerbildung in ausserkantonale Institutionen abgeklärt wird. Zudem ist der
Vorschlag eines Nachdiplomstudiums für die Ausbildung im Fach Werken textil noch
einmal zu prüfen. Mit dem Regierungsratsbeschluss hat nach der Kommissionsphase
die zweite wichtige Phase, die Phase der öffentlichen Diskussion begonnen.5

5 Folgende Dokumente zur Reform der Lehrerbildung im Kanton Solothurn können bei der Abtei-
lung Pädagogik, Barfüssergasse 28, 4509 Solothurn, bezogen werden.
- Bericht der Expertenkommission zur Neugestaltung der Ausbildung der Lehrkräfte für die Fächer

Werken | &ll,Zeichnen und Hauswirtschaft. Dezember 1991.
- Kommission zur Überprüfung des Aufuaus der Schulen im Kanton Solothurn: Dritter Zwischen-

bericht: Neuionze.ption der Lihrerbildung im Kanton Solothurn. Juli 1995.
- Kommission zur Uberprüfung des Aufbaus der Schulen im Kanton: Ergebnisse der Vernehmlas-

sung zum 3. und 4. Zwischenbericht. Mai 1996.
- Kommission zur Überprüfung des Aufbaus der Schulen im Kanton Solothurn: Überprüfung des

Aufbaus der Schulen im Kanton Solothurn. Schlussbericht Teil 2: Neukonzeption der Lehrerbil-
dung. Januar 1998.
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Thurgau

Urs Doerig & Ernst Trachsler

Projektorganisation

Beitrcige zur Lehrerbildung, 16 (2), 1998

Für die Bearbeitung der Fragen rund um eine erneuerte Lehrerbildung wurde eine

Projektorganisation geschaffen. Die Projektleitung setzt sich zusammen aus U.
Schwager, Chef des Amtes für Mittelschulen und Lehrerbildung, U. Doerig, Prorek-

tor am Lehrerseminar, sowie E. Trachsler, Beauftragter für Schulentwicklung und

Bildungsforschung. Eine Projektgruppe begleitet die Arbeit der Iritung. Ihr gehören

die Schulleiterinnen und Schulleiter der betroffenen Ausbildungsinstitutionen an. Es

sind dies das Lehrerseminar Kreuzlingen, das Seminar für Textiles Werken/Gestalten
Weinfelden und das Kindergärtnerinnenseminar Amriswil. In der Arbeitsgruppe
Lehrerbildung der EDK-Ost wird der Kanton Thurgau durch Mitglieder der Projekt-
leitung vertreten. Mit Schaffhausen und Appenzell a. Rh. wird eine verbindlicheZu-
sammenarbeit geprüft. Diese Kantone delegieren daher je einen Vertreter mit Beob-

achterstatus in die Projektgruppe.

Bisherige Arbeit

In den Institutionen der Lehrerbildung wurde eine Ist-Analyse durchgeführt. Die um-

fassende Bestandesaufnahme zu Fragen der Qualität und des Entwicklungsbedarfes

der jetzigen Lehrerbildung aus der Sicht der Ausbildnerinnen und Ausbildner ver-

folgte zwei Ziele. Zum einen sollten kurzfristige Verbesserungen angeregt und zum

anderen Grundlagen für längerfristige Weiterentwicklungen erarbeitet werden. Um
die Debatte um die neue Lehrerbildung nicht nur auf Struktur- und Standortfragen zu

reduzieren, wurde ein Bericht mit dem Titel "Die Professionalisierung der Lehrberufe

und die Neukonzeptionierung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung" verfasst und breit
gestreut. Auf Ende 1997 wurde dem Regierungsrat über den Stand der Projektarbei-

ten Bericht erstattet.

Zwischenbericht an den Regierungsrat vom Dezember 1997

Die Projektgruppe hat dem Regierungsrat ihre Auffassungen zum weiteren Vorgehen

dargelegt. Neben grundsätzlichen Überlegungen zu den Entwicklungen in der

Schweiz sowie zu Zielen und Notwendigkeiten einer Weiterentwicklung der Lehre-

rinnen- und Lehrerbildung im Zusammenhang mit gesellschaftlichen Veränderungen,

wird im Bericht auch ein Grundmodell für eine Pädagogische Hochschule im Kanton

Thurgau vorgestellt (vgl. Abb. l).
Alle bestehenden Institutionen zur Ausbildung von Lehrpersonen werden in die PH

einbezogen: das Kindergärtnerinnenseminar, das Seminar für Textilarbeit/Werken
und Gestaltung, das Lehrerseminar Kreuzlingen, die Lehrerinnen- und Lehrerfortbil-
dung und das Didaktische Zentrum. Die neu zu schaffende Institution muss in der

Lage sein, Entwicklungen Rechnung zutragen, wie sie sich z.B. im Bereich der Leh-

rerinnen- und Lehrerkategorien abzeichnen. Die Projektgruppe geht davon aus, dass

sich in der Volksschule im Fachbereich Textilarbeit/Werken Veränderungen ergeben
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haben, die eine Integration dieser Lernbereiche in das Spektrum der übrigen Fächer
nahelegen.

Abbildung 1: Grundmodell einer Pädagogischen Hochschule im Kanton Thurgau
Erlciuterungen zu den Zulassungen' Die Zulassungsberechtigung für die Ausbildung
zur Lehrkraft für die Primarschule ermöglicht auch den Zugang zu den anderen
Ausbildungsgängen.
Zulassungsmodule:

gen für die Zulassung
Absolventinnen und Absolventen des Seminars treten nach der Matura in einen um
ein Jahr kürzeren Ausbildungsteil an der Pädagogischen Hochschule über.
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Im Gesamtzusammenhang der angewachsenen Aufgaben und Anforderungen an die
Volksschule ist an diesen Einbezug die Bedingung zu knüpfen, dass die Lehrkräfte in
ihrer Unterrichtstätigkeit Schwerpunkte setzen (Entwicklung hin zu Fächergruppen-
lehrerinnen und -lehrern). Für einen Entscheid zur Einführung einer Basisstufe für
vier- bis achtj?ihrige Kinder sind nach Auffassung der Projektgruppe verschiedenste

Fagen noch zu wenig geklärt. Das Anliegen, auch die Einschulungsphase einer ein-
gehenden Überprüfun g zu unterziehen, ist aber unbestritten. Veränderungen im An-
forderungsprofil von Lehrkräften regen bei der Entwicklung des Konzeptes für eine
Pädagogische Hochschule interessante Überlegungen an zur modularen Strukturie-
rung von Ausbildungsgängen.

Der Zugang zur Pädagogischen Hochschule setzt eine breite Allgemeinbildung vor-
aus. Grundsätzlich strebt der Kanton Thurgau als Zulassungsvoraussetzung eine
MAR-Maturität an. Diese wir nicht allein am Gymnasium (3 Jahre) erworben, son-

dern ebenso am Seminar (4 Jahre). Die Aufnahme von Absolventinnen und Absol-
venten der DMS 3 sowie von Inhaberinnen und Inhabern von Berufsmaturitäten und

von Brufsleuten mit berufspraktischer Erfahrung ist an Bedingungen gebunden, die

es noch zu klären gllt. Zur Sicherung der Qualität der Ausbildung der Primarlehr-
kräfte erachtet die Projektgruppe aber eine Matura gemäss MAR als notwendig.

Bereits vor einiger Zeithat der Regierungsrat die Rechtsgrundlagen erlassen, wel-
che den Erwerb einer Matura gemäss MAR am Seminar Kreuzlingen ermöglichen.

Der bisherige Anteil an pädagogischer und schulpraktischer Ausbildung im Rahmen

der vier Seminarjahre soll weiterentwickelt und beim Eintritt in die auf drei Jahre aus-

gelegte PH als Grundausbildung im Umfang eines Jahres anerkannt werden. Durch
diese Konzeption sollen Qualitäten seminaristischer Lehrerinnen- und Lehrerbildung
mit tertiären Ausbildungsteilen verbunden und ausgebaut werden.

Dazu an dieser Stelle zusammenfassend zwei Gesichtspunkte der Projektgruppe:
- Der Tertiarisierungsschritt ist ein zentrales Ziel der Reform. Es müssen Ausbil-

dungssituationen geschaffen werden, die im Rahmen des Unterrichts auf der Se-

kundarstufe II strukturell nicht realisierbar sind. Durch die Wahrnehmung und

Ausgestaltung der Zusammenhänge zwischen Grundausbildung, Berufseinfüh-
rung, Fort- und Weiterbildung öffnen tertiäre Ausbildungsinstitutionen unter Ein-
bezug des Bereiches Forschung und Entwicklung Perspektiven für eine zeit-
gemässe Weiterentwicklung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung.

- In der seminaristischen Lehrerinnen- und Lehrerbildung können Wechselwirkun-
gen zwischen Allgemeinbildung und Berufsbildung ein besonders für die Lehrer-

bildung bedeutsames Potential an fachlicher und pädagogischer Kompetenz her-

vorbringen. Die ersten vier Seminarjahre sollen daher als einer von verschiedenen

Zugängen zur PH und im Zusammenhang mit deren Konzeption weiterentwickelt
werden.

Aufträge des Regierungsrates zur Weiterbearbeitung

Auf der Grundlage des Zwischenberichtes hat der Regierungsrat der Projektgruppe

eine Reihe von Aufträgen erteilt. Bis Ende 1999 soll ein Gesamtkonzept der Lehrer-

bildung im Kanton Thurgau ausgearbeitet werden, das die Grundlagen für die not-

wendigen Entscheidungsverfahren beinhaltet. Als Planungsprämisse ist davon auszu-
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gehen, dass auf Beginn des Studienjahres 2005/06 eine Pädagogischen Hochschule
geschaffen wird. Nebst anderem sind nun folgende Konzeptbereiche zu klären:
Strukturierung von Ausbildungsgängen, auszubildende Lehrerkategorien, Aufbau ei-
nes Bereiches "Forschung und Entwicklung", Einbezug von Berufseinführung und
Fortbildung, Zulassungsbedingungen, Standortfragen und finanzielle Auswirkungen.

Im Zusammenhang mit den Zulassungsbedingungen ist die Durchlässigkeit zwi-
schen den verschiedenen Ausbildungsgängen sicherzustellen. So ist vor allem der
bisherigen "Sackgassensituation" der Kindergärtnerinnen Rechnung zu tragen. Über
die Kantonsgrenzen hinweg soll die Kooperation mit Schafftrausen und Appenzell a.
Rh. sowie allfälligen weiteren Kantonen gesucht und intensiviert werden. Die bishe-
rigen Koordinationsbemühungen mit Zürich und St. Gallen sind bezüglich der Aus-
bildung der Oberstufenlehrkräfte voranzutreiben.

Entwicklungsprojekte in den Seminaren

Gleichzeitig mit den Arbeiten der Projektgruppe am Gesamtkonzept werden zur Zeit
in den Seminaren Entwicklungsvorhaben realisiert, die sowohl einer kurzfristigen
Optimierung der bestehenden Lehrerinnen- und Lehrerbildung als auch der Erpro-
bung neuer Ausbildungsformen dienen. Ausserdem soll dadurch der Einbezug der
Ausbildnerinnen und Ausbildner in den Reformprozess gewährleistet werden. Es
wurden ihnen in dieser Absicht Aufträge erteilt, die sie parallel zu ihrer Ausbil-
dungstäti gkeit bearbeiten.

Am Lehrerseminar Kreuzlingen (Ausbildung von Lehrkräften für die Primarschule)
steht der heutige nachmaturitäre Ausbildungsbereich (Ausbildungsgang für Maturae
und Maturi und fünftes Seminarjahr) in einem Versuchsstatus.

Grundlagen für die Projektarbeit sind
- die bisherigen Erfahrungen der Ausbildnerinnen und Ausbildner
- die Ergebnisse aus einem seit vier Jahren laufenden Projekt zur Evaluation der

Ausbildung (Zusammenarbeit mit Lehrkräften im ersten Jahr ihrer Berufstätigkeit)
- die Ergebnisse der Analys des Ist-Zustandes im Rahmen des Projektes Lehrerbil-

dung Thurgau
- der Lehrplan und die Stundentafeln der Primarschule.

Weitere Projektziele:
Klärung von Ausbildungszielen bzw. deren Ausrichtung auf konkrete Berufsanforde-

rungen: auf die "Grundqualifikationen" und "Standards" (Oser, 1997).

Literatur
Oser, F. (1997). Standards in der Lehrerblldung. Beiträge zur Lehrerbildung, 15, 26-37; (2),210-

228.

Publikationen.

Sämtliche erwähnten Berichte zu beziehen bei Martin Bächer, Amt für Mittelschulen und Lehrerbil-
dung,8010 Frauenfeld. Tel.052 I 72429 44.
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Wallis

Bernhard Schnidrig

Das Unmögliche schaffen

In einem DB-Eisenbahnwagen las ich kürzlich folgende Reiseempfehlung: "Tue erst
das Notwendige, dann das Mögliche, und plötzlich schaffst du auch das Unmögli-
che." Die Errichtung einer eigenen Pädagogischen Hochschule im Kanton Wallis kam
und kommt für manche Leute aus verschiedensten Gründen einer Unmöglichkeit
gleich. Und dennoch: Die gesetzlichen Weichen sind seit 1996 gestellt, eine Projekt-
organisation ist bereits seit einem Jahr unterwegs, ein nächster anvisierter "Haupt-
bahnhof (d.h. ein weiterer, wichtiger Projektabschnitt) ist ebenfalls in Sichtweite,
kurz, im Wallis ist man allen Unkenrufen zum Trotz dabei, valable Schritte zu tun,
um das angeblich Unmögliche doch noch zu schaffen.

Der nachfolgende Text will mit der gebotenen Kürze einen möglichst farbigen
Einblick sozusagen ins Spezialit?itenangebot der gegenwärtigen Bordküche des HPL-
Zuges "Wallis " vermitteln.

Die Gunst des Augenblicks genutzt

Angefangen hatte alles vor mehr als 25 Jahren, sehr bedächtig zunächst, mit verein-
zelten parlamentarischen Vorstössen. 1983 verwarf allerdings das Walliser Stimm-
volk ein totalrevidiertes neues Schulgesetz, unter anderem auch wegen dem darin
vorgesehenen "Pädagogischen Instituts" mit akademischem Charakter als Ersatzinsti-
tution für die Seminarien. Dennoch blieb das Thema aktuell: Mit Staatsratsbeschluss
vom 4. Juni 1986 wurden nämlich die bisherigen drei Walliser Lehrerinnen-lLehrer-
seminarien auf zwei reduziert, eines ftir das deutschsprachige Ober- und eines für das

französischsprachige Unterwallis. Hauptbegründung: zu wenig (männliche) Kandida-
ten, zu hohe Kosten.

In zwei Befragungen (1988 und 1993) versuchte man darauftrin vom Departement
her, die Meinung ausgewählter Kreise zu einer tertiarisierten Walliser Lehrerinnen-
und Lehrerbildung zu erkunden. Die erste Umfrage ergab ein sehr uneinheitliches
Bild, votierten doch im Oberwallis 6O,5Vo der Befragten für eine seminaristische und
im Unterwallis umgekehrtTSTo für eine postmaturitäre Lehrerbildung. Das Oberwal-
liser Seminar erklärte sich dann bei der Vernehmlassung von 1993 unter den folgen-
den zwei Bedingungen zu einem Systemwechsel bereit:
l. dreijährige Berufsbildung an zwei kantonalen IIPL's (e einer pro Sprachregion);
2. keine ersatzlose Streichung des Seminars, sondern Umwandlung in eine kanto-

nale musisch-pädagogische Maturitätsschule.
Obschon beide Bedingungen bis heute nicht erfüllt wurden, schien dennoch von da

an die Situation ziemlich klar zu sein. So ging denn nun alles sehr schnell. Aus dem

bislang eher gemütlich dahinbummelnden Reformzüglein wurde im Verlaufe weniger

Monate sozusagen ein Expresszug. Bereits am 17 . November 1994 nämlich schaffte
der Walliser Grosse Rat die Seminarien per Gesetz ab. Das damals auf Kantonsebene

gerade frisch eingeführte fakultative Gesetzesreferendum (3000 Unterschriften in 3

Monaten) wurde in der Folge von keiner Seite ergriffen. Eine ausserparlamentarische

Beitrtige zur Lehrerbildung, I6 (2), 1998
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Kommission arbeitete unmittelbar danach vom Februar 1995 bis März 1996 einen
HPl-Gesetzesvorentwurf aus, der in seinen grossen Linien ziemlich unverändert
vom Walliser Kantonsparlament am 4. Oktober 1996 angenommen wurde. Nach
wiederum ungenutztem Ablauf der Referendumsfrist setzte der Walliser Staatsrat das

HPL-Gesetz formell auf den I. Juli 1997 in Kraft. Bereits am 30. April 1997 hatte

derselbe Staatsrat eine dreiköpfige HPlProjektleitung bestimmt, der dann am 4.

September 1997 zusätzlich eine 13-köpfige kantonale Begleitkommission folgte.
Trotz stärker werdenden Gegenkräften aus verschiedenen Lagern verlief somit die
Entwicklung ab einem bestimmten Zeitpunkt sehr zielbewusst und sozusagen Schlag
auf Schlag.

Aus der Rückblende betrachtet wird klar, dass sich die entscheidendsten Vorgänge
etwa in den drei Jahren von Ende 1993 bis Ende 1996 abspielten. Das enorme Tempo
der damaligen Veränderungen hatte übrigens nicht nur in informierten Kreisen der
Deutschschweiz verblüfft und für etwelches Aufsehen gesorgt. Heute freilich wird
man kaum sehr irren, wenn man behauptet, dass die damals in mancherlei Hinsicht
für einen Wechsel äusserst günstige Konstellation geradezu handstreichartig genutzt
wurde und dass die gleiche Entwicklung heute wohl nicht noch einmal so möglich
sein dürfte.

Vier ausgewählte Kernprobleme...

Das erwähnte HPL-Gesetz orientierte sich stark an den EDK-Thesen zur Entwicklung
Pädagogischer Hochschulen (EDK-Dossier 24) sowie an den diesbezüglichen EDK-
Empfehlungen vom 26. Oktober 1995.Zusammen mit dem Seminarabschaffungsge-
setz schrieb es u.a. die folgenden wichtigen Neuerungen fest:
. Aufhebung der verbliebenen zwei Seminarien (dementsprechend wird die letzte

Klasse das Seminar im Juni 2000 verlassen);
. Tertiarisierung der gesamten Lehrkräfteausbildung im Kanton;
. Schaffung einer einzigen, im Prinzip dreijährigen Höheren Pädagogischen Lehr-

anstalt (HPL); französische Bezeichnung: Haute Ecole P6dagogique (HEP);
. Verantwortung der HPL vor allem für die Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie

die Zusatzausbildung der Kindergarten- und Primarschullehrpersonen ;

. Zuständigkeit der HPL - bei Bedarf - für die psychopädagogische, didaktische
und praktische Fort-, Weiter- undZusatzausbildung der Lehrpersonen der Sekun-
darstufe I und II sowie der Lehrpersonen für Spezialfächer (2.8. Hauswirtschaft,
Textiles und Angewandtes Gestalten [TAG], musische Fächer usw.);

. Forschungs- und Entwicklungsauftrag der HPL.
Seit einem knappen Jahr nun ist die oben erwähnte HPl-Projektleitung (zusammen

mit ihrer Begleitkommission) daran, den gesetzlich abgesteckten Rahmen mit konkre-
ten Inhalten zu füllen.

Aus der reichhaltigen Problempalette seien an dieser Stelle vier Kernprobleme her-
ausgegriffen, die im bisherigen Verlauf der HPl-Projektarbeit eine zentrale Rolle ge-

spielt haben:
l. Das Problem des Zusammenfügens von zwei teilweise recht unterschiedlichen

(schulischen, unterrichtlichen, auch wissenschaftlichen) Kulturen und Mentalitä-
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ten in einer einzigen Schule (Problem des Zusammenführens der franko- und der
germanophonen Kultur und Mentalität).

2. Das Problem der Arbeit innerhalb enger Grenzen in zeitlicher, finanzieller, perso-
neller und infrastruktureller Hinsicht. Ein nicht unbeträchtlicher Handlungsdruck
ergab sich selbstverständlich aus der Tatsache, dass die bisherige seminaristische
Ausbildung gesetzlich abgeschafft ist und in absehbarer Tnit ein Lehrerinnen- und
Lehrermangel (vor allem im Deutschwallis) möglichst nicht riskiert werden soll.
Wohl auch aus diesen Gründen waren die zeitlichen Vorgaben für die gegenw?irtig
laufenden konzeptionellen Projektarbeiten ziemlich restriktiv. Ausserdem standen
bisher - infolge der kantonalen Sparbemühungen - ftir die dreiköpfige Projektlei-
tung insgesamt gerade 14 Wochenstunden Unterrichtsentlastung zur Verfügung,
und es gab beispielsweise keinen Übersetzungs- und keinen eigenen Sekretari-
atsdienst.

3. Das Problem des Fehlens wichtiger HPl-Planungs- oder Projektvorgaben. So
stehen bis heute strategische Entscheidungen der vorgesetzten Stellen u.a. zu fol-
genden wichtigen Fragen aus:

' Grundsätzliche bildungspolitische Ausrichtung der künftigen Walliser Irhre-
rinnen- und Lehrerbildung in Richtung West- und/oder Deutschschuteiz?

. Zu planende Ausbildungswege und Diplomtypen (2.8. Stufenausbildung mit
Stufendiplom oder typenspezifische Ausbildung mit Typendiplom)?

. Standort der künftigen HPL? Ein oder zwei HPl-Studienort(e)?

. Sind intra- oder interkantonale Verbundsysteme vorzusehen?

. Zeitpunkt des Beginns der HPl-Ausbildung?
4. Das Problem der mangelhaften Abstützungder Projektarbeit auf praktische Erfah-

rungen. Da sich das HPl-Projekt Wallis im deutschschweizerischen Raum
(mehrteils auch in der Westschweiz) an vorderster Front befindet, gleichzeitig
aber für Erprobungen (2.B. in Pilotklassen) kaum Zeit verbleibt, müssen ge-
zwungenermassen auch Elemente vorgesehen werden, die sowohl im Kanton
selbst wie auch andernorts nicht oder nur teilweise ausgetestet worden sind. So
werden denn echte Adaptationen an die Realität erst nach Beginn der HPL-Aus-
bildung möglich sein.

...und der Umgang mit ihnen

Im Verlauf der Projektarbeiten entwickelte sich nach und nach eine bestimmte Pro-
blemlösekultur mit spezifischen Problemlösestrategien, die - wenngleich nicht durch-
gehend - so doch in wichtigen Sachfragen zu sehr konkreten und durchwegs akzep-
tierten (hier nicht wiedergegebenen) Problemlösungen geführt hatte (vgl. für inhaltli-
che Resultate denHPL-Zwischenbericht). Stichwortartig, sehr allgemein und formal
sei hier lediglich Folgendes festgehalten:

Ad I:
Beim erstgenannten Problem - hier geht es ja letztlich um ethische Fragen, etwa der
nach dem "richtigen" oder "passenden" Umgang einer Mehrheit (dem Franzö-
sischwallis) mit einer Minderheit (dem Deutschwallis), um Fragen der Gerechtigkeit,
der Fairness usw. wurde insbesondere innerhalb der HPl-Projektleitung versucht,
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nach und nach eine einigermassen tragfähige Vertrauensbasis aufzubauen und mit
Geduld, Toleranz und gegenseitigem Verständnis im Konsensverfahren Kompro-
misse auszuhandeln. Bei zwei HPl-Studienorten (je einem pro Sprachregion) stiege
natürlich die Chance, dass in den Ausbildungsprogrammen der künftigen HPL Wallis
neben übergreifenden Aspekten über den Weg der Teilautonomie noch vermehrt
sprachregions- und schulkulturspezifische Ausbildungsakzente gesetzt werden könn-
ten.

Ad 2:
Dem zweiten Problem wurde bislang mit ausgesprochen viel Idealismus, mit relativ
grossem persönlichem Einsatz und mit entsprechend zahlreichen Überstunden entge-
genzutreten versucht. Besonders in der HPl-Projektleitung machte sich in den letzten
Monaten fast so etwas wie Pioniergeist breit. Dennoch konnten nicht alle der anfäng-
lich traktandierten Arbeiten auch wirklich zu einem (vorläufigen) Abschluss gebracht
werden.

Ad 3 und 4:
Das dritte und vierte Problem - beide Probleme ftihrten teilweise zu energie- und zeit-
verzehrenden Umwegen - erwirkten ein primär induktives, vom Konkreten und Be-
kannten ausgehendes Vorgehen: durch die Arbeit an "Puzzleteilchen" tastete man sich
an so etwas wie ein Gesamtbild heran. Wichtige Hilfen waren hier unter anderen: in-
tensive interne Gespräche, Studium von Ausbildungsangeboten bestehender in- und
ausländischer Lehrerinnen- und Lehrerbildungsstätten, Literaturstudium, Rückfragen
bei Experten und Expertinnen, intra- und interkantonale formelle und informelle
Kontakte usw.

Die zum Teil einem Hindernisrennen ähnelnde Projektarbeit hatte aber natürlich
auch ihre guten Seiten. So eröffnete sie grosse Gestaltungsmöglichkeiten, erlaubte oft
ein spannendes und interessantes Tun, sie war auch infolge ihres sehr anspruchs-
vollen und herausfordernden Charakters nicht selten Quelle für persönliche Bereiche-
rung und Befriedigung.

Der aktuelle Projektstand

Es liegen zur Zeit im Rahmen eines zweisprachig gehaltenen Zwischenberichts Vor-
schläge der Projektleitung zuhanden des Departementes zu folgenden vier Themenbe-
reichen auf dem Tisch:
. Struktur und Organe der Schule (inkl. Argumentarien für einen und für zwei

HPL- Studienortlel);
. HPl-Aufrrahmemodalitäten;
. berufstheoretische Grundausbildung von Basis- und Primarstufenlehrkräften;
. berufspraktische Grundausbildung von Basis- und Primarstufenlehrkräften.
Erwartet werden nun vorerst Entscheidungen
1 . des Walliser Staatsrates

. in der HPl-Standort- und der HPl-Studienortfrage;

. in der Frage nach dem Eröffnungszeitpunkt der HPL.
2. des Departements für Erziehung, Kultur und Sport (DEKS)
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in der grundsätzlichen Frage, ob in der bislang eingeschlagenen Richtung
weitergeplant werden oder ob sich die Projektarbeit neu ausrichten soll;
in zahlreichen Detailfragen (2.B. der vorgesehenen Aufteilung der verfägbaren
berufstheoretischen und -praktischen Ausbildungszeit, der vorgeschlagenen
personellen Infrastruktur usw. ) ;

in der Frage nach den weiter zu bearbeitenden Themenkreisen und nach dem
ein zuhaltend en Zeitplan.

Ein erster "Steckbrief" der neuen Schule

Das vorgeschlagene HPl-Projekt umfasst zum jetzigen Zeitpunkt einige (zumindest
für Walliser Verhältnisse) recht innovative Elemente. In einem ersten, vorläufigen
Zugriff könnten vielleicht die folgenden Merkmale der neuen Schule genannt werden:

Stufenausbildung (Basis- und Primarstufe); vergleichbare Aufnahmebedingungen
wie an Universitäten; Anerkennung bereits anderweitig absolvierter, frir die Er-
Iangung des Diploms relevanter Studienleistungen;
auf individuelle Bedürfnisse und Interessen der Studierenden Rücksicht neh-
mende, teihveise aushandelbare Grundausbildung (Kontraktverfahren);
Modulsystem;
Anwendung des ECTS-Kreditsystems (des Bildungsbausteinsystems);
Einbezug der Möglichkeiten und Chancen der Fernuniversität (Studienzentren
Brig und Siders);
rund 30Vo berufspraktische, selektionswirksame Ausbildungsarbeit (vor allem in
Form von schulpraktischen Übungen und von Praktika);
grosse Bedeutung der Selbstevaluation der Studierenden;
hochqualifizierte, intensiv untereinander kooperierende Dozentenschaft mit mög-
lichst fl achen Hierarchien;
Einheitsdiplom mit Stufenvermerk (Basis- oder Primarstufe);
Möglichkeit des berufsbegleitenden Erwerbs vonZusatzqualifikationen (hinsicht-
Iich Basis- bzw. Primarstufenlehrperson), so dass nach vier Ausbildungsjahren
Polyvalenz (von -2 bis +6) erreicht werden kann;
Möglichkeit des Erwerbs eines zweisprachigen Diploms;

Qual itäts sicherun gsman agement;
Mitsprache der Studierenden.

Nochmals: Zam Zeitpulkt der Redaktion dieses Artikels (Mai 1998) liegen Vor-
schläge der Projektleitung auf dem Tisch. Die zuständigen kantonalen Stellen haben
diesbezüglich materiell noch nichts entschieden.

Ausblick

Entscheide des Staatsrates und die Stellungnahme des Departementes zum bisherigen
und zum weiteren Projektverlauf sind nicht vor Ende Sommer 1998 zu erwarten. In-
nerhalb des aktuellen HPl-Projektmandats sind dann - die Zustimmung des Departe-
ments vorausgesetzt - in etwa noch die folgenden Themenkreise zu bearbeiten:
. Entwicklung eines Ausbildungskonzepts für Praktikumslehrpersonen und für

Praxis lehrkräfte (vormals "Übun gsschul Iehrkräfte") ;

a

a

a

a

a

a

a

a

a
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. Entwurf eines Konzepts zur Berufseinführung von Basis- und Primarstufenlehr-
personen;

. Erarbeitung von Vorschlägen zur Fort-, Weiter- und Zusatzausbildung von Basis-
und Primarstufen lehrpersonen ;. Anstellen von Überlegungen zur Fort-, Weiter- und Zusatzausbildung von Lehr-
personen der Sekundarstufe I und II sowie der Lehrpersonen in Hauswirtschaft,
in TAG, in musischen und anderen ähnlichen Fächern;

. Ausarbeitung von Vorschlägen zum Thema "Forschung und Entwicklung (F&E)"
im Rahmen derkünftigen HPL Wallis;

. Ausarbeitung diverser Reglementsentwürfe (2.8. zur Promotionsordnung usw.).
Wenn alles wunschgemäss läuft, dann dürfte der HPl-Projektschlussbericht Ende
1998 oder anfangs 1999 vorliegen. Nach den entsprechenden Entscheidungen des

Departementes im Frühjahr oder Sommer 1999 könnten anschliessend die HPLSchul-
leitung und die HPl-Dozentenschaft gewählt und - im Verlauf des Schuljahres 1999/
2000 - die Curricula zu den verschiedenen Fächern und Lernbereichen erarbeitet
sowie ein erster Ausbildungskurs für Praktikums- und Praxislehrpersonen durchge-
führt werden. Das Startzeichen zum Beginn der HPL Wallis würde nach diesem
Szenario im Herbst 2000 erfolgen. Zl diesem Zeitpunkt wäre - zumindest was die
Gründungsphase der Pädagogischen Hochschule Wallis anbetrifft - das scheinbar
Unmögliche (vgl. Titel!) dann doch tatsächlich geschafft...

Zentralschweiz
Markus Diebold

Die lnnerschweiz macht gemeinsame Sache

1995 sagt die Schweizerische Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) ja zur Fach-
hochschulausbildung für Lehrpersonen. Ein Jahr früher schon hat die IEDK be-
schlossen, für die Innerschweiz eine Projektgruppe zu beauftragen, Vorschläge frir
eine Reform der Lehrerinnen- und Lehrerbildung auszuarbeiten. Und das Erstaunli-
che und Erfreuliche daran: Man will vereint ans Werk gehen; die grundlegende Re-
formarbeit soll also nicht Sache der einzelnen Kantone oder der einzelnen Institutio-
nen sein. Und noch erstaunlicher und erfreulicher: Die Innerschweizer Kantone fas-
sen ins Auge, Lehrerinnen- und Lehrerbildung künftig auch in gemeinsamer Träger-
schaft zu realisieren. Die Innerschweizer Regierungskonferenz (IRK) zieht nach. Sie
erklärt die Lehrerinnen- und Lehrerbildung zu einem "Kernanliegen der regionalen
Zusammenarbeit".

Besorgnis und Widerstand inZug

Diese Absichten provozieren den Widerstand in einer schulkulturellen Landschaft, in
der traditionsreiche und profilierte Seminare Generationen von Lehrerinnen und Leh-
rern ausgebildet haben. Unmut und Besorgnis werden spürbar und dringen in die
kantonalen Parlamente. Vor allem im Kanton Zug, wo es ausschliesslich eine private
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und religiös verankerte Lehrerinnen- und Lehrerbildung gibt, ernten die neuen Ge-
danken wenig Applaus. Der Zuger Kantonsrat verpflichtet seine Regierung, alles zu
unternehmen, dass es nicht zu einem Strukturwechsel kommt. Die Innerschweizer
Zusammenarbeit wird auf diesem Hintergrund schwierig.

Das Vorbild Zugzieht Kreise: Die meisten Innerschweizer Parlamente haben Vor-
stösse zur Lehrerinnen- und Lehrerbildung zu behandeln. Eine gesamtschweizerische

Petition möchte die EDK dazu bringen, in der Ausarbeitung der Anerkennungsregle-
mente auch die seminaristische Bildung zu berücksichtigen, das heisst eine Lehrerin-
nen- und Lehrerbildung, die nicht an einer Fachhochschule oder Universität angesie-

delt ist und die weiterhin Allgemeinbildung und Berufsbildung miteinander ver-
knüpft.

Worum es wir*lich geht

Erst jetzt, das heisst im Januar 1996, geht der Bericht der Projektgruppe als "Rah-
menkonzept für die gemeinsame Weiterentwicklung der Lehrerinnen- und Lehrerbil-
dung in der Innerschweiz" in die Vernehmlassung. Eine Pädagogische Hochschule
Zentralschweiz mit drei Standorten in Luzern, Schwyz und Zug wird vorgeschlagen;
neu soll man sich in der Innerschweiz arch als Lehrperson für die Sekundarstufe I
(7. - 9.Schuljahr) ausbilden lassen können, eine gemeinsame pädagogische Grund-
ausbildung ist für alle Kategorien von Lehrpersonen vorgesehen, in individuellen
Vertiefungsfächern sollen die Studierenden sich ein persönlich akzentuiertes Berufs-
profil geben können.

Und die Überraschung im Januar 1997: Trotz unüberhörbarer Proteste fällt die
Vernehmlassung im Grossen und Ganzen positiv aus.

Die meisten Vernehmlassungspartnerinnen und -partner in der Innerschweiz und
die kantonalen Regierungen selber - Zug allerdings mit Einschränkungen - befürwor-
ten die Trennung von Allgemeinbildung und Berufsbildung, die Pädagogische Fach-

hochschule als Ausbildungsort, die Berücksichtigung einer Ausbildung für Lehrper-
sonen der Sekundarstufe I und die Pfeiler der neuen Ausbildungskonzeption. Aus-
nahmslos alle sind dann der Meinung, man wolle in Zukunft nur noch Ausbildungen
anbieten, die gesamtschweizerisch anerkannt sind. Mühe bereitet im Rahmenkonzept
nur Weniges, so vor allem der Vorschlag für eine Neukategorisierung der Lehrperso-
nen für den Kindergarten und die Primarstufe in Anlehnung an das Berner Konzept.

Die Projektgruppe bemüht sich, in den strittigen Aspekten mit neuen Vorschlägen
innerhalb der IEDK einen Konsens zu ermöglichen. Endlich, im Januar 1998, fällt
der Entscheid. Jetzt ist klar: Es gibt keine neuen Kategorien von Lehrpersonen, die
Kindergartenlehrpersonen werden jedoch neu - wie die andern Lehrpersonen - an der
Pädagogischen Hochschule ausgebildet. Sie erhalten zudem eine besondere Weiter-
bildungsmöglichkeit: In einem zeitlich attraktiven Nachdiplomstudium können sie zu-

sätzlich ein Diplom für die unteren Klassen der Primarstufen erwerben.

Auch in Luzern wehd man sich

In der Zwischenzeit kommt das politische Parkett nicht zur Ruhe. Die Petition "Frei-
heit in der Lehrerbildung" mit Zehntausenden von Unterschriften hat letztlich wenig
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erwirkt; doch Leserbriefseiten und redaktionelle Beiträge in der Innerschweizer
Presse zeugen weiterhin von Misstrauen gegenüber dem Neuen. Die Kreise um die
Petition geben nicht auf. Eine Luzerner Gesetzesinitiative, deren Sammelfrist im
September 1998 abläuft, verlangt, dass in Zukunft Lehrpersonen für die Primarstufe
auch an Seminaren ausgebildet werden können.

Schon vorher hatte das Luzerner Parlament - ähnlich wie dasjenige von Zug - von
der Regierung verlangt, auf gesamtschweizerischer Ebene für ein Lehrerbildungsmo-
dell einzutreten, das ursprünglich von der Projektgruppe vorgeschlagen worden war:
das Modell MIP (Maturitätsschule mit integrierter pädagogischer Grundausbildung).
Dieses sah in Anlehnung an die seminaristische Ausbildung eine teilweise Verbin-
dung von Allgemeinbildung und Berufsbildung vor, indem die Pädagogische Grund-
ausbildung in die um ein Jahr zu verlängernde Maturitätsschule einbezogen würde
und demzufolge für ihre Absolventinnen und Absolventen das Studium an der
Pädagogischen Hochschule um ein Jahr zu kürzen wäre. Doch die Vernehmlassungs-
fassung des EDK-Anerkennungsreglementes für die Primarstufe hat trotz grossem
Einsatz von Luzerner Seite das MIP-Modell mit anschliessendem zweijährigen PH-
Studium nicht berücksichtigt. Möglich, dass es aufgrund der Vernehmlassung doch
noch Einlass findet (Unterstützung ist ja auch in der Ostschweiz zu finden). Schliess-
lich doppelt dasZuger Parlament im März 1998 nach und verpflichtet seine Regierung
einmal mehr darauf, sich mit allen Mitteln für eine gesamtschweizerische Anerken-
nung des seminaristischen Weges einzusetzen.

Chancen für die privaten Seminare

Vorläufig letztes Kapitel in der spannenden Geschichte der Lehrerinnen- und
Lehrerbildungsreform: Die IEDK beabsichtigt, mit interessierten privaten Seminaren
bzw. ihren Trägern Verhandlungen aufzunehmen mit dem Ziel, ihnen als teilauto-
nome Standorte der Pädagogischen Hochschule Zentralschweiz weiterhin zu ermögli-
chen, sich in der Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern zu engagieren.

Es geht nicht primör um Strukturen

Neben der Erarbeitung der politischen und strukturellen Vorgaben spüren die Plane-
rinnen und Planer, aber auch viele Lehrpersonen an den heutigen Seminaren das
Verlangen, endlich Leben in die Strukturen zu bringen, sich mit den Chancen der
Ausbildung von jungen Erwachsenen an der Pädagogischen Hochschule auseinan-
derzusetzen, der Pädagogischen Hochschule Zentralschweiz und ihren Standorten ein
Profil zu geben. Sie wollen auch an den Rahmenbedingungen für Weiterbildung,
Forschung und Entwicklung, Beratung und Dienstleistungen innerhalb der Pädagogi-
schen Hochs chule Tnntral sch wei z arbeiten.

Schliesslich wollen heutige Seminarlehrpersonen verständlicherweise auch wissen,
wie es - sollten sich die Reformen durchsetzen - um ihre persönliche Zukunft aus-
sieht.

Gelassen dürfen die Absolventinnen und Absolventen der heutigen Seminare den
Neuerungen entgegensehen. Ihre Diplome behalten die Gültigkeit. Es steht ihnen aber
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auch offen, sich im Sinne der neuen Berufsprofile an der Pädagogischen Hochschule
weiterzubilden.

Was gilt?

Eigentlich ist noch gar nichts entschieden. Und doch: Abgesehen vom oben dargeleg-

ten grundsätzlichen Widerstand bewegen wir uns in den folgenden zentralen Aspek-
ten auf einigernassen sicherem Boden:
1. Eine "Pädagogische Hochschule Zentralschweiz" (PIIZ) bildet Lehrpersonen aus

- für den Kindergarten, nach unserer Vorstellung in 2 Jahren mit einjähriger
Weiterbildungsmöglichkeit zum Erwerb eines Zusatzdiploms, der Lehrberech-
tigung auf der Unterstufe der Volksschule,

- für die Primarstufe (in 3 Jahren),

- für die Sekundarstufe I (in 4 Jahren).

Lehrpersonen für den Kindergarten und die Primarstufe sind als Allrounder vor-
gesehen (inkl. Textiles Werken), Lehrpersonen für die Sekundarstufe I studieren
voraussichtlich vier Fächer. Primar- und Sekundarstufenlehrpersonen haben ein

Schwerpunktfach zu wählen; Sekundarlehrpersonen sind an allen Typen einsetz-
bar.

2. Zu den Ausbildungen werden Personen mit einer gymnasialen Maturität zugelas-

sen, nach bestandenem Aufnahmeverfahren aber auch Personen mit einer Be-
rufsmaturität (in besonderen Fällen mit Berufslehre). Den Absolventinnen und

Absolventen einer dreijährigen Diplommittelschule steht zumindest die Ausbil-
dung zur Kindergartenlehrperson offen. Genaueres wird erst nach Vorliegen der

defi nitiven EDK-Anerkennungsreglemente entschieden.

3. Alle Ausbildungen enthalten Studienanteile in Heilpädagogik. Schulische Heil-
pädagogik zur speziellen Betreuung verhaltensauffälliger und lernschwacher
Schülerinnen und Schüler wird als Weiterbildung angeboten.

4. Zlsätzliche Weiterbildungsangebote, Fortbildungsangebote und Bereiche von

Forschung und Entwicklung, nebst Dienstleistungen (Unterrichtsmaterialien,
Bibliothek, Beratung) sind ebenfalls Teil des Auftrages der PHZ, wobei beste-

hende Institutionen in die Planung mit einbezogen werden.

5. Die PHZ ist ein Verbund mehrerer "Standorte", teilautonomer öffentlich-rechtli-
cher und unter Umständen teilautonomer privatrechtlicher. Vorgesehen ist, dass

sich die Kantone Luzem, Schwyz, Nidwalden, Obwalden, Uri und Zug,letzterer
eventuell nur für einzelne Bereiche, in die Trägerschaft teilen.

6. Erste Ausbildungen setzen voraussichtlich im Jahre 2004 (oder allf. schon ein

Jahr vorher) ein.



Neuordnung der Lehrerbildung in der deutschsprachigen Schweiz

Zürich

Rudolf Hoffmann

281

Vorbemerkung

Am 30. Juli 1997 gab der Regierungsrat den Entwurf eines Gesetzes über die Ausbil-
dung der Lehrkräfte und über die Pädagogische Hochschule zur Vernehmlassung und

Begutachtung frei. Die Resultate dieser Befragungen gaben bei der Überarbeitung der

Vorlage durch den Erziehungsrat zu den nachfolgend referierten Feststellungen An-
lass.

I nstitutionen der Lehrerinnen- und Lehrerbildung

Im Vernehmlassungs- und Begutachtungsverfahren haben die Schulpflegen und Par-

teien mehrheitlich für die Schaffung einer Pädagogischen Hochschule votiert, die

Lehrerorganisationen und mehrheitlich auch die Ausbildungsorganisationen hingegen

für eine Ansiedlung an der Universität. Gegen die universitäre Lösung spricht das

neue Universitätsgesetz, das keine selbständigen, sondern ausschliesslich unselb-

ständige Institute an der Universität zulässt, mit der Konsequenz, dass der Universi-
tätsrat die inhaltlichen und finanziellen Vorgaben ftir die Lehrerinnen- und Lehrerbil-

dung beschliessen würde, obschon deren Exponenten in diesem Gremium nicht ver-

treten sind.
Zweckmässiger erscheint deshalb die Schaffung einer Pädagogischen Hochschule

als eigene Rechtspersönlichkeit, die aber mit der Universität eng vernetzt ist, indem
die wissenschaftliche Ausbildung an der Universität stattfinden soll. Damit bleibt der

schon heute universitäre Status der Sekundar- und Fachlehrerausbildung gewahrt.

Die Fachausbildung kann auch an Teilschulen der Fachhochschule Zürich erfolgen
(2.B. an der Hochschule für Musik und Theater oder an der Hochschule für Gestal-

tung und Kunst). Die Aufgabe der berufsbildenden, erziehungswissenschaftlichen

und didaktischen, praxisorientierten Ausbildung kommt hingegen der Pädagogischen

Hochschule zu. Diese kann im Zusammenarbeit mit der Universität und anderen

Hochschulen zudem pädagogische und didaktische Kompetenzen zur Ausübung des

Höheren Lehramts an einer Mittelschule und im allgemeinbildenden Bereich an einer

Berufsmittelschule vermitteln. Zur Regelung und Sicherung der Zusammenarbeit der

verschiedenen Ausbildungsstätten sind entsprechende Verträge mit den betreffenden

Institutionen abzuschliessen.
Von zentraler Bedeutung wird im Bereich der Weiterbildung die Kooperation mit

dem Pestalozzianum sein. Es ist dabei an eine (wiederum vertraglich zu regelnde)

Aufgabenteilung zu denken, bei welcher das Pestalozzianum Veranstaltungen durch-

führt, die von der Pädagogischen Hochschule initiiert oder koordiniert werden. Auch
im Zusammenhang mit dem Forschungs- und Entwicklungsauftrag der Pädagogi-

schen Hochschule sowie bezüglich der Dienstleistungen, die sie für Dritte zu erbrin-
gen hat, werden Kooperationsmodelle zu entwickeln und Zusammenarbeitsverträge

abzuschliessen sein.
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Zulassungsbedin gungen

Die Ergebnisse des vernehmlassungs- und Begutachtungsverfahrens zeigen, dass
über die Zulassungsvoraussetzungen nach wie vor kein Konsens besteht. Jene Stim-
men, die für die Ansiedlung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung an der Universität
plädieren, sprechen sich folgerichtig für die gymnasiale Maturität als einzigen Zu-
gangsweg aus. Ein solcher Entscheid hätte aber nicht zuletzt auf die Diplommittel-
schulen gravierende Auswirkungen. Da bei Pädagogischen Hochschulen nach Stufen
und Ausbildungsgängen unterschiedliche Zulassungsbedingungen zulässig sind, sol-
len zum Studium für die Vorschulstufe und zu jenem von Handarbeit, Hauswirt-
schaft, 7'eichnen und Sport auch Studierende zugelassen werden, die im Besitz eines
anerkannten Diploms einer dreij2ihrigen Diplommittelschule (erster Bildungsweg)
oder einer eidgenössisch anerkannten Berufsmaturität sind (zweiter Bildungsweg).
Zugelassen werden soll ferner, wer eine Aufnahmeprüfung besteht.

Wegen des engen Konnexes zur Univenität wird für die anderen Ausbildungen zur
Volksschullehrkraft (Lehrkräfte für die Primarschule und für die Sekundarstufe I) ein
Ausweis über einen Ausbildungsabschluss vorausgesetzt, der an der Universität Zü-
rich zur Immatrikulation berechtigt.

Ausbildungen für die Vorschulstufe und für die Primarschule

In bezug auf diese beiden Ausbildungen sind die Ergebnisse der Befragung eindeutig
ausgefallen. Eingangsstufenlehrkräfte, die sowohl an der Vorschulstufe als auch auf
der Unterstufe der Primarschule zum Einsatz kommen, werden ebenso abgelehnt wie
Fächergruppenlehrkräfte auf der Primarschulstufe. So ist für die Vorschulstufe das
heutige System des "klassischen" Kindergartens beizubehalten. Gleiches gilt auf der
Primarschulstufe für das "Allrounderprinzip", wonach eine Lehrkraft in der Regel
eine Klasse betreut und nahezu den ganzen Fächerkanon unterrichtet. Neu ist dem
Bildungsrat jedoch die Kompetenz zuzuweisen, abwählbare Fächer festzulegen. Dies
geschieht in der Überlegung, dass mittelfristig wahrscheinlich weitere Fächer in den
Kanon der Leminhalte einbezogen werden, so zwei Fremdsprachen sowie die Infor-
matik. Damit verbreitere sich die Fächerpalette in einer Weise, die das Prinzip des All-
rounders nicht unein geschränkt aufrechterhalten las se.

Fächergruppenlehrkräfte für besondere Fächer und für die
Sekundarstufe I

Nach der hier verwendeten Definition wird als Fächergruppenlehrkraft bezeichnet,
wer von der Ausbildung her befähigt ist, nach Bedarf in mehr als drei auch selek-
tionswirksamen Fächern zu unterrichten und gemeinsam mit den die restlichen Fächer
unterrichtenden Lehrerinnen und Lehrern die Ausbildung und Erziehung der jeweili-
gen Klasse zu übernehmen. Fächergruppenlehrkräfte können Klassenlehrerin oder
-lehrer einer Klasse sein. Fächergruppenlehrkräfte sind von Fachgruppenlehrkräften
zu unterscheiden, die - immer nach der hier verwendeten Terminologie - ein Fach bis
drei Fächer unterrichten und meist nur einige Stunden in derselben Klasse verbrin-
gen.
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Heute unterrichten an der zürcherischen Sekundarschule Fächergruppenlehrkräfte
(phil. I und phil. II), an der Primar, der Real. und der Olberschule Allrounder; Fach-
gruppenlehrkräfte kommen sowohl auf der Primarschulstufe wie auf der Sekundar-
stufe I im Bereich Handarbeit und Hauswirtschaft zum Einsatz.

Lehrkraft für besondere Fächer

Diese Fächergruppenlehrkraft vereinigt vom Fächerkanon her die heutigen Ausbil-
dungen zur Fachgruppenlehrkraft am Arbeitslehrerinnen- und am Haushaltslehrerin-
nenseminar. Als wählbare Fächer stehen Handarbeit textil, Handarbeit nichttextil,
Hauswirtschaft, Sport und Zeichnen im Vordergrund. Unter gewissen Umständen,
nämlich in Verbindung mit einer gymnasialen Maturität, können weitere, wissen-
schaftliche Fächer belegt werden. Hinsichtlich der möglichen Fächerkombinationen
wird auf die unterschiedlichen Begabungsprofile Rücksicht zu nehmen sein, so dass
erstens nicht alle Fächer belegt werden müssen und zweitens ein Doppelpatent in
Handarbeit und Hauswirtschaft zwar möglich, aber nicht zwingend vorgeschrieben
ist. Damit wird auf eine im Vernehmlassungs- und Begutachtungsverfahren häufig
vertretene Beanstandung eingegangen.

Stufenlehrkraft auf der Sekundarstufe I

Eine Stufenlehrkraft der Sekundarstufe I ist eine Fächergruppenlehrkraft, die in der
dreiteiligen Sekundarschule (Ober-, Real- und Sekundarschule) oder in der geglieder-
ten Sekundarschule (Stammklassen mit zwei Anforderungsstufen und leistungsdiffe-
renziertem Unterricht auf drei Niveaus für zwei Fächer) über die Lehrbefühigung ftir
den Unterricht einer Anzahl von Fächern in allen Klassen und auf allen Stufen oder
Niveaus verfügt. Die Einführung der neuen Lehrerkategorie "Stufenlehrkraft für die
Sekundarstufe 1" vereinigt den Beruf der Real- und Oberschullehrperson mit jenem
der Sekundarlehrerin / des Sekundarlehrers.

Was die Fächergruppenlehrkraft als Stufenlehrkraft flir die Sekundarstufe I angeht,
so zeigen die Vernehmlassungsergebnisse, dass es da und dort zu Missverständnis-
sen gekommen ist: Selbstverständlich müssen Fächergruppenlehrkräfte der Oberstufe
in mindestens 213 der möglichen Fächer ausgebildet werden, so dass sie auch die
Funktion heutiger Reallehrpersonen weitgehend übernehmen (und mit zusätzlichen
Ausbildungen die Fächerpaleffe ausbauen) können. Bei dieser Sachlage ist eine genü-
gende Präsenz der Stufenlehrkraft in der Klasse gewährleistet, die erforderlich ist, um
den erzieherischen Auftrag und die besonderen Aufgaben einer Klassenlehrerin oder
eines Klassenlehrers wahrnehmen zu können. Im Ergebnis nähert sich die Stufen-
lehrkraft für die Sekundarstufe I dem Modell eines "reduzierten Allrounders" an.

Schlussbemerkung

Dieser kurze Bericht, der keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, ist naturgemäss
als "Momentaufnahme" zu verstehen.lmZuge des Gesetzgebungsverfahrens hat die
überarbeitete Vorlage noch Regierungsrat, kantonsrätliche Kommission sowie
Ratsplenum zu durchlaufen und kann frühestens in der zweiten Hälfte des Jahres
1999 dem Volk zur Abstimmung vorgelegt werden.
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EDK - Anerkennung der Lehrdiplome
Der Entwurf des Reglementes über die Anerkennung der Lehrdiplome
für die Primarstufe steht im Widerspruch zum Ziel der Höherqualifikation
und Professionalisierung der Lehrpersonen

Heinz Wyss

Aufgrund der "Interkantonalen Vereinbarung über die Anerkennung von Ausbil-
dungsabschlüssen" ist die Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungs-
direktorinnen und -direktoren (EDK) ermächtigt, die Anerkennung der
kantonalen Diplome zv regeln und die Mindestanforderungen an die
Ausbildungen und an die auszuweisenden Qualifikationen festzulegen. Eine
Koordinationsgruppe hat sukzessive für die verschiedenen Stufen Experten-
gruppen eingesetzt und sie mit der Aufgabe der Erarbeitung der Reglemente über
die Anerkennung der Lehrdiplome beauftragt. Für die Primarstufe liegt das in
mehreren Sitzungen entwickelte Reglement seit dem 20. August 1997 vor. Der
Entwurf ist nach dessen Bereinigung durch die Koordinationsgruppe dem
Vorstand der EDK mit dem Antrag der Eröffnung der Vernehmlassung
unterbreitet worden. In der Folge wurde er jedoch durch das EDK-Generalsekre-
tariat im Auftrag des EDK-Vorstandes in wesentlichen Punkten abgeändert. Die
Schweizerische Konferenz der Direktorinnen und Direktoren der Institutionen der
Lehrerbildung (SKDL/CSDIF) sowie die Schweizerische Gesellschaft für
Lehrerinnen- und Lehrerbildung (SGL/SSFE) wehren sich nachdrücklich gegen
die "Aufweichung" der Anforderungen an die Vorbildung der Studierenden und
gegen das Herunterschrauben der Ansprüche an die Qualifikation der Do-
zentinnen und Dozenten.

Politische Zugeständnisse stehen den Leitideen und Perspektiven einer
Neuordnung der Lehrerbildung entgegen

Das Reglement über die Anerkennung der Lehrdiplome ftr die Primarstufe, das der
Vorstand der EDK mit einer Fristsetzung bis Ende August 1998 zar Stellungnahme
unterbreitet, steht in seinen zentralen Aussagen im Widerspruch zu dem von der Ex-
perten- und der Koordinationsgruppe verabschiedeten Entwurf. Die von der Exper-
tengruppe konsequent formulierten qualifizierten Zulassungsbedingungen sind auf-
geweicht, desgleichen die Anforderungen an die Qualifikation der Ausbildnerinnen
und Ausbildner.

Wie kommt das? Hat sich die EDK von den Standards einer hochschulgemässen
tertiarisierten Ausbildung, auch der Lehrpersonen der unteren Klassen der Volks-
schule, verabschiedet? Steht das nach Meinung des EDK-Vorstandes "politisch Mög-
liche" im Widerspruch zu dem, was sich im Laufe der letzten Jahre im europäischen
Kontext an Leitvorstellungen und Perspektiven entwickelt hat, und somit im Wider-
spruch zu den Zielen einer zeitgemässen Lehrerinnen- und Lehrerbildung? Öffnet sich
ein Graben zw'ischen dem, was hierzulande sein darf oder sein kann, und dem, was
nach Meinung der Experten sein soll und was anzustreben ist, und das einseitig zum
Nachteil der Ausbildung der Lehrkräfte für die Primarstufe?
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Die Ausbildnerinnen und Ausbildner der Lehrpersonen für die Primarstufe
widersetzen sich dem Ansinnen, die Standards einer qualifizierten Aus-
bildung zu unterlaufen

Die Schweizerische Konferenz der Direktorinnen und Direktoren der Institutionen der
Lehrerbildung (SKDL/CSDIF) weist die Neuformulierung der Bedingungen derZa-
lassung der Studierenden, die "Aufweichung" ihrer Vorbildungsvoraussetzungen
ebenso kategorisch als "unannehmbar" zurück wie die Herabminderung der Anfor-
derungen an die Qualifikation der Dozentinnen und Dozenten.

Mit gleicher Vehemenz opponiert die Schweizerische Gesellschaft fiir Lehrerinnen-
und Lehrerbildung (SGL/SSFE) gegen die drohende Disqualifizierung der Ausbil-
dung der Primarlehrpersonen. Sie teilt die dezidierte Haltung der SKDL/CSDIF (vgl.
die Stellungnahme der SGL/SSFE in diesem Heft der "Beiträge zur Lehrerbildung").
Damit verst2irkt sich der entschiedene Widerstand gegen die durch die politischen Zu-
geständnisse bedingte "Niveausenkung" der Ausbildung der Lehrkräfte der Primar-
schule und gegen ihre drohende Entprofessionalisierung.

Sicherung der Ausbildungsqualität durch Neuordnung der Strukturen:
beides bedingt definierte Studienvoraussetzungen

Wer der aktuellen Reform der Lehrerinnen- und Lehrerbildung, ihrer Anhebung auf
die Hochschulstufe mit dem Ziel der Höherqualifikation der Lehrpersonen aller Stu-
fen skeptisch gegenübersteht und den Verlust der bisherigen seminaristischen Ausbil-
dungsqualität beklagt, wirft der Planung vor, sie beschränke sich auf strukturelle und
organisatorische Aspekte. Was nottue, sei eine qualitative Erneuerung, die Neudefi-
nition der Zielsetzungen und Inhalte, nicht eine grundlegende Veränderung der
Strukturen, die die Zerstörung bewährter, lebendiger Ausbildungsinstitutionen zur
Folge habel. Dem ist entgegenzuhalten, dass die EDK in der "Diplomvereinbarung"
vom 18.02.1993 als zwingende Voraussetzung für die Anerkennung der Studienab-
schlüsse den Nachweis der "Qualifikation", die die Ausbildung zu vermitteln hat,
fordert (ArI.7, Abs. 2), während die Ansprüche an die Studienorganisation lediglich
"wünschbare Anforderungen" (Art. 7, Abs. 3) sind.

Niemand wird bestreiten wollen, dass Form und Inhalt der Ausbildung in einem
Wechselbezug stehen. Die Effektivität der Ausbildung der Lehrpersonen, der Aufbau
ihrer persönlichkeitsbezogenen und sozialen sowie ihrer professionellen Kompeten-
zen ist weitgehend abhängig von den Eingangsvoraussetzungen und der persönlichen
Reife der Studierenden, von der Organisation ihrer Studien, von ihrem wissenschaft-
lichen Anspruchsniveau sowie von der gegenseitigen Bezugnahme der wissenschaft-
lichen Theorie auf die Bedürfnisse der Praxis und umgekehrt. Eine in beschränkter
Zeit zur Professionalität führende Ausbildung der Lehrpersonen aller Stufen setzt ein
definiertes breites Vorwissen voraus. Die Eingangsbedingungen sind demzufolge so
festzulegen, dass die Ausbildungsbefähigung der Studienanwärterinnen und

I Der Reglementsentwurf sieht in den Art. 2 und 6 für Lehrer- und Lehrerinnenseminare der
Sekundarstufe II eine Ubergangszeit bis ins Jahr 2007 vor, sofern sie die Gesamtausbildung
(integrierte Allgemein- und Berufsbildung) im Anschluss an die obligatorische Schulpflicht um ein
Jahr auf sechs Jahre verlängern.
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-anwärter aufgrund ihrer allgemeinen Bildung in hohem Masse gesichert ist. Nur so

ist vorweg einigermassen Gewähr gegeben, dass die angehenden Lehrpersonen im
Studienverlauf den Standards ihrer anspruchsvollen Ausbildung zu genügen vermö-
gen.

Besinnung auf die Kernanliegen der Erneuerung der Lehrerinnen- und
Lehrerbildung, auf die "10 Gebote" der Reform

Damit sich der Entwurf des Reglementes über die Anerkennung der Lehrdiplome für
die Primarstufe an den übergeordneten Zielsetzungen der Reform messen lässt, seien
hier die wesentlichsten Leitideen der Neuordnung der Ausbildung der Lehrerinnen
und Lehrer aller Stufen kurz in Erinnerung gerufen:

l. Die berufliche Ausbildung orientiert sich am Berufsauftrag der Lehrpersonen,
wie er in Art. 3 des zitierten Reglementsentwurfs differenziert umschrieben ist.

2. Die berufliche Ausbildung der Lehrkräfte soll für alle Stufen gleichwertig sein.
Das setzt voraus, dass sie sich auf gleiche Bedingungen der Vorbildung abstützt,

auf eine qualifi zierte, breite Allgemeinbildung.
3. Die Grundausbildung dauert im Vollzeitstudium mindestens drei Jahre. Die Be-

rufsbildung gliedert sich in ihren grundlegenden stufenübergreifenden wie auch

in ihren stufenspezifischen (sowie in allfällig schultypenspezifischen) Lernberei-
chen auf in die Erziehungswissenschaften, die Didaktik, die Fachdidaktiken und
die schulpraktische Ausbildung. Ihr Anspruchsniveau und die Zeitanteile ent-
sprechen sich in allen Stufenausbildungen. Anders die fachwissenschaftliche
resp. die lehrplanbezogene fachliche Ausbildung. Diese ist je nach Stufe in ihrer
Dauer, in ihren Anforderungen sowie in ihrem Grad der Spezialisierung (Zahl
und Kombination der Fachgebiete) unterschiedlich.

4. Neben den Fachinhalten werden in der Ausbildung auf allen Stufen auch thema-
tisch definierte fächerübergreifende Probleme im Sachbezug und didaktisch be-

arbeitet.
5. Die Berufsbildung der Lehrpersonen ist eine Ausbildung Erwachsener. Sie ord-

net sich dem Hochschulbereich zu (Tertiärstufe) und vollzieht sich an Pädagogi-
schen Hochschulen oder an Lehrerbildungsinstitutionen, die Universitäten an-
gegliedert sind. Das didaktische Konzept der Ausbildung überträgt den Studie-
renden ein hohes Mass an Eigenverantwortung.

6. Das in der Lehrerinnen- und Lehrerbildung vermittelte Wissen und Können soll
dem aktuellen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis entsprechen. Weil die
Schule ntfolge des stetigen gesellschaftlichen Wandels immer neuen Bildungs-
und Erziehungsbedürfnissen zu genügen hat, wird die Lehrerinnen- und
Lehrerbildung in der curricularen Ausrichtung ihrer Lehr- und Lernziele und ih-
rer Inhalte die gesellschaftliche Entwicklung beachten und auf sie Bezug neh-
men.

7 . Die Grundausbildung befähigt im Stufenbezugzur selbständigen Aufnahme der
Berufstätigkeit. Während einer Phase der Berufseinführung werden die Jungleh-
rerinnen und Junglehrer unterstützt und betreut.
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8. Die Grundausbildung der Lehrpersonen ist mit der Fort- und Weiterbildung ver-
netzt. Die Grundausbildung und die Berufseinführung verbinden sich zusammen
mit der Fort- und Weiterbildung zu einem Gesamtkonzept des lebenlangen Ler-
nens, des Neu- und Umlernens.

9. Das Studium gliedert sich in Module. Der modulare Aufbau erleichtert die Wei-
terbildung der Lehrpersonen (u.a. den Wechsel der Stufe oder den Wiederein-
stieg in den Schuldienst nach längerem Unterbruch der Lehrtätigkeit). Bereits er-
brachte Studienleistungen werden als "credits" angerechnet. Die modulare Stu-
dienorganisation weist die Anforderungen transparent aus, und sie erlaubt einen
zeitlich und inhaltlich flexiblen Ausbildungsverlauf. Die persönliche Studienpla-
nung wird freilich der inneren Logik des zeitlichen Nacheinanders der Ausbil-
dungssegmente (Module) Rechnung zutragen haben. Im Interesse der Wahrung
eines kohärenten Zusammengehens von wissenschaftlichem Erkenntnisgewinn,
Fähigkeitsschulung und schulpraktischer Ausbildung wird sich die Flexibilität in
Grenzen halten müssen.

10. Durch die koordinierte Beteiligung an Forschungsprojekten tragen die Institutio-
nen der Grundausbildung sowie der Fort- und Weiterbildung von Lehrkräften im
Zusammengehen von Forschung und Lehre zur Schulentwicklung und zur Op-
timierung der Ausbildung der Lehrpersonen bei.

Wo weicht der Reglementsentwurf von den genannten übergreifenden
Zielsetzungen ab?

Was veranlasst die Schweizerische Konferenz der Direktorinnen und Direktoren der
Lehrerbildungsinstitutionen (SKDL/CSDIF) und die Schweizerische Gesellschaft für
Lehrerinnen- und Lehrerbildung (SGL/SSFE), sich gegen die Neuordnung der Aner-
kennungsbestimmungen zur Wehr zu setzenl Ich schränke ihre Einwände im wesent-
lichen auf den einen "Einbruch" ein, der in Frage stellt, was bislang in den meisten
kantonalen Planungen zu den unbestrittenen Eckwerten und Vorgaben der Kon-
zeptentwicklung gehört hat. Es betrifft dies insbesondere die Öffnung des Zugangs
zur Berufsbildung der Primarlehrkräfte.

Art. 5 Zulas sungsvoraussetzungen

Der vorliegende (abgeänderte) Reglementsentwurf besagt in Art. 5:

I "Die Zulassung erfordert eine gymnasiale Maturität oder ein von der EDK
anerkanntes Lehrdiplom.

2 Als Zugangsvoraussetzungen gelten auch eine Berufsmaturität, ein Diplom einer
dreijährigen Diplommittelschule oder ein Fähigkeitszeugnis nach einer mindestens
dreijährigen Berufslehre in Verbindung mit einer mehrjährigen Berufserfahrung.
Ein allfälliger Mangel an Allgemeinbildung ist entweder im Rahmen des Aufnah-
meverfahrens zu kompensieren oder während der Lehrerausbildung nachzuholen."

Die SKDL/CSDIF "lehnt die im Reglementsentwurf, 2. Absatz, vorgesehene (zitierte)
Lösung dezidiert ab". In ihrer Stellungnahme schreibt sie: "Es kann doch nicht sein,
dass die Neuordnung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung für die Primarstufe mit ei-
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ner Aufweichung der bisher in den meisten Kantonen bewährten Anforderun
den Stand der Allgemeinbildung der Studierenden einhergehen kann! "

gdn an

An Stelle des oben zitierten Absatzes (Art. 5, Abs. 2) fordert sie die folgende
Formulierung:
- "Die Zulassung zur Ausbildung erfordert eine gymnasiale Maturität.
- Inhaberinnen und Inhaber eines von der EDK anerkannten Lehrdiploms werden

ebenfalls zur Ausbildung zugelassen.
- Inhaberinnen und Inhaber (a) einer Berufsmaturität, (b) eines Diploms einer aner-

kannten dreijährigen Diplommittelschule, (c) eines Berufsdiploms mit mindestens
dreijähriger Berufslehre und mindestens dreijähriger Berufserfahrung haben ein
Aufnahmeverfahren zu bestehen. Das Aufnahmeverfahren enthält eine Prüfung der
Allgemeinbildung, welche in mehreren Fächern erfolgt und darin dem Niveau der
Maturität gemäss MAR entspricht."

Die SKDL/CSDIF greift in ihrem Antrag auf die Formulierung des Artikels 5, Absatz
2, zurück, wie sie von der Expertengruppe vorgeschlagen worden ist, und das mit
folgender Begründung: "Volksschullehrkräfte brauchen einen mindestens ebenso ho-
hen Allgemeinbildungsstand wie Leute, welche ein akademisches Fachstudium be-
ginnen. Die gymnasiale Maturität (MAR) gewährleistet diesen Stand an Allgemeinbil-
dung, der für die Berufsausbildung der Lehrkräfte notwendig ist. Wer diesen Bil-
dungsstand noch nicht erreicht hat, muss ihn vor dem Eintritt in die Lehrerbildungs-
institutionen erreichen. Die Pädagogische Hochschule bzw. das entsprechende Insti-
tut an der Universität darf keinesfalls mit Kompensationskursen für mangelnde All-
gemeinbildung belastet werden. Ergänzungskurse sind lediglich für diejenigen Berei-
che vorzusehen, in denen die vorgewiesene Maturität die notwendigen Voraussetzun-
gen für den Primarlehrberuf nicht vollumfänglich sicherstellt (zum Beispiel im musi-
schen Bereich). "

Anwärterinnen und Anwärter mit schulischem Bildungsweg haben sich ohne Aus-
nahme über eine gymnasiale Maturität auszuweisen. Für Absolventinnen und Absol-
venten einer Diplomschule sind entsprechende "Passerellen" zu schaffen. Wenn die
SKDL/CSDIF für Anwärterinnen und Anwärter mit schulischer Bildungsbiographie
an der obligaten Zugangsvoraussetzung der MAR-Maturiüit festhält, so begründet sie
diese kategorische Forderung auch damit, dass die Matura die Beurteilung der beruf-
lichen Eignung im Prozess der Ausbildung und eine allenfalls nötige Umorientierung
erleichtert, weil sie problemlos die Wahl einer anderen Studienrichtung ermöglicht.
Wo diese "Startvoraussetzung" als "Plattform" nicht gegeben ist, gestalten sich die
Selektion und der Wechsel des Studienziels weit schwieriger. Die angehenden Lehr-
kräfte sollen sich an der Universität immatrikulieren können. Wenn dem nicht so ist,
verbleiben im Lehrberuf wegen mangelnder Laufbahnalternativen "Menschen, die
sich dringend beruflich anders orientieren sollten. Wenn die ... Studierenden über
eine Maturität verfügen, ist ein Wechsel von einem Ausbildungs gang 

^)m 
anderen

ohne weiteres möglich. Ebenso wird dadurch sichergestellt, dass die Absolventinnen
und Absolventen eines bestimmten Ausbildungsganges nach einigen Jahren Beruf-
spraxis mit vertretbarem Aufwand auch das Diplom eines anderen Ausbildungsgan-
ges (Sekundarstufen I und II) erwerben könnsn."
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Auch Inhaberinnen und Inhaber einer Berufsmaturität haben keinen direkten Zu-
gang^)r Pädagogischen Hochschule, sondern sind gehalten, vor ihrer Aufnahme ihre
Allgemeinbildung zu ergänzen Im Hinblick auf die Anforderungen an die Allge-
meinbildung, auf die sich die Lehrerinnen- und Lehrerbildung abstützt, sei nicht zu
übersehen - so die SKDL / CSDIF -, dass Berufsmaturanden, verglichen mit den

gymnasialen Maturanden, lediglich "ca. 50 Vo derLektionen absolviert" haben.In den

Fächern Deutsch und Mathematik, in den Fremdsprachen, in Geschichte und in den

Naturwissenschaften seien die Voraussetzungen zum Studium an einer Pädagogi-
schen Hochschule mit einer Berufsmaturität nicht gegeben. Wesentliche Lerninhalte,
die der beruflichen Lehrerinnen- und Lehrerbildung zu Grunde zu legen sind, fehlen

in den Lehrplänen der gewerblichen Berufsschulen und der Berufsmittelschulen, so

die Fächer Biologie, Geographie, Bildnerisches Gestalten, Musik / Singen. Die fach-

liche Spezialisierung der Inhaberinnen und Inhaber einer Berufsmaturität sei keine

ausreichende Voraussetzung, um die Ausbildung zur Lehrerin/zum Lehrer mit Aus-
sicht auf Erfolg zu bestehen und die künftigen Berufsaufgaben als Lehrperson zu be-

wältigen.
Fachhochschulen seien Weiterbildungsinstitutionen für Fachspezialisten. Darum

erlaube selbst die Berufsmaturität lediglich einen prüfungsfreien Eintritt in diejenige

Fachhochschule, die in ihrer Ausrichtung der vorangegangenen Berufslehre entspre-

che. Das spezifische berufliche Wissen und Können schaffe keine ausreichende Vor-
aussetzung zur Aufnahme in die Lehrerinnen- und Lehrerbildung, die auf einer quali-
fizierten Allgemeinbildung aufbaue. Umgekehrt genüge eine gymnasiale Ausbildung
auch nicht zum Studium an einer Ingenieurschule oder an einer Höheren Wirtschafts-
und Verwaltungsschule. Inhaberinnen und Inhaber einer MAR-Maturität bedürften
vor dem Eintritt in eine Fachhochschule, die eine mit der Berufsmaturität abgeschlos-

sene Berufslehre voraussetze, einer berufspraktischen Ausbildung von mindestens

einem Jahr. Mit den Vorleistungen, die die Inhaberinnen und Inhaber einer Berufsma-

turität vor Eintritt in die Pädagogische Hochschule zu erbringen hätten, sei die Sym-

metrie der Zugangsbedingungen gewahrt.

Die SKDL/CSDIF befürchtet für unser Volksschulwesen "unabsehbare Folgen",
ja, es drohe "ein Schritt zurück ins letzte Jahrhundert", falls sich die Lehrkräfte un-

seres Landes, die auf der Primarstufe unterrichten, "mit der Annahme des von der

EDK formulierten Zulassungsartikels ... aus dem europäischen und internationalen

Standard verabschieden" würden. "Der Beruf der Primarlehrkraft würde gegenüber

demjenigen der Oberstufenlehrkräfte abgewertet." So weit die Stellungnahme der

SKDL/CSDIF.

Eine Koordination in der falschen Richtung

Im Bericht des Generalsekretariats der EDK vom 22.01.1998 zum Reglement über

die Anerkennung der Lehrdiplome für die Primarstufe steht zu lesen, dass bei seiner

Überarbeitr-rng "insbesondere auf eine Koordination des vorliegenden Reglements mit
dem Reglement über die Anerkennung der Lehrdiplome für die Vorschulstufe geach-

tet wurde". Das könnte den Anschein wecken, die EDK habe dem Begehren stattge-

geben dass die Lehrpersonen der Vorschule und die der Primarstufe einer gleichwer-
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tigen Ausbildung bedürfen. Die Abstimmung der beiden Reglemente über die Aner-
kennung der Lehrdiplome ist jedoch in der falschen Richtung erfolgt.

Vor Jahren schon hat die Schweizerische Konferenz der Leiterinnen und Iriter von
Kindergärtnerlnnenseminaren in einem Schreiben vom 30. Marz 1995 ihrem "einhel-
ligen Willen" Ausdruck gegeben, "dass alle Kindergärtnerinnen künftig gemeinsam
mit den Primarlehrerinnen und Primarlehrern im Anschluss an eine maturifäre Vorbil-
dung ausgebildet werden sollen". Entschieden tritt auch der Verband Kindergärtne-
rinnen Schweiz (KGCH) für eine gleichwertige Ausbildung von Kindergarten- und
Primarlehrkräften ein. Er stützt seinen Anspruch auf eine gleichwertige berufliche
Qualifizierung der Kindergärtnerinnen und Kindergärtner aufgrund einer gleichwerti-
gen Ausbildung mit einem Rechtsgutachten von Dr. iur. Margrith Bigler-Eggenber-
ger, alt Bundesrichterin, und zudem zeigt er mit einem arbeitswissenschaftlichen Gut-
achten der ETH Zünch auf, dass die beruflichen Anforderungen an die Lehrpersonen
im Vorschulbereich nicht geringer sind als jene, denen die Primarlehrkräfte zu genü-
gen haben.

Die Schweizerische Konferenz der Direktorinnen und Direktoren der Institutionen
der Lehrerbildung (SKDL/CSDIF) ist überzeugt, dass der diffizile Berufsauftrag der
Lehrkräfte für die Vorschule eine Ausbildung erfordert, die derjenigen der Lehrper-
sonen für die anderen Stufen der Volksschule nicht nachstehen darf. Darum schreibt
sie in ihrer Stellungnahme: "Die Zulassungsbedingungen zur Ausbildung zur Vor-
schullehrkraft müssen denjenigen der Primarlehrkräfte angepasst werden, und nicht
umgekehrt."

Die Schweizerische Gesellschaft für Lehrerinnen- und Lehrerbildung (SGL/SSFE)
teilt diese Auffassung und äussert sich in ihrer Stellungnahme zum Reglement über
die Anerkennung der Lehrdiplome für die Vorschulstufe im gleichen Sinne, dies auch
im Hinblick auf die noch zu erarbeitende Regelung der Anerkennung der Lehrdiplome
für die Basisstufe der vier- bis achtjährigen Kinder (vgl. die Stellungnahme der
SGL/SSFE publiziert in diesem Heft der "Beiträge zur Lehrerbildung").

Die nicht stimmige "Übereinstimmung" des Diplomanerkennungs-
reglementes mit den EDK-Empfehlungen

Der Vorstand der EDK hat den Entwurf des Reglementes über die Anerkennung der
Lehrdiplome für die Primarstufe, wie ihn die Expertengruppe erarbeitetet und die Ko-
ordinationsgruppe bereinigt hat, zurückgewiesen und das Generalsekretariat beauf-
tragt, die Zulassungsbedingungen neu zu formulieren und sie mit den entsprechenden
Empfehlungen der EDK vom 26. 10.1995 zur Lehrerbildung und zu den Pädagogi-
schen Hochschulen "in Übereinstimmung zu bringen". Absatz B,Ziff .4 der besagten
Empfehlungen der EDK vom 26.l0.1995lautet:
I "Zulassungsvoraussetzung für Lehrkräfte der Primar- und Sekundarstufe I und II

an Pädagogischen Hochschulen ist in der Regel die gymnasiale Maturität.
2 Die Kantone entscheiden über die Zulassung anderer Abschlüsse der Sekundar-

stufe II, so insbesondere von Berufsmaturitäten und von Diplomen anerkannter
Diplommittelschulen. "
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Die Plenarversammlung der EDK hat sich somit zum Grundsatz bekannt, dass die
Zulassungsbedingungen für alle Stufenausbildungen der Lehrkräfte der Volksschule
und des postobligatorischen Bereichs die gleichen sind, indem die Ausbildung an

Pädagogischen Hochschulen wie an den Universitäten "in der Regel" eine gymnasiale
Maturität voraussetzt. Sie hat zudem entschieden, dass die Kantone über andere, die-
ser "Regel" nicht entsprechende Zugangsmöglichkeiten selbständig entscheiden. Sie
gibt sich zum einen konsequent, zum andern föderalistisch offen. Das vom General-
sekretariat überarbeitete Diplomanerkennungsreglement engt den Entscheidungsspiel-
raum der Kantone ein.

Die Expertengruppe ist davon ausgegangen, dass die Allgemeinbildung aller Kan-
didatinnen und Kandidaten, die nicht eine gymnasiale Maturität ausweisen, aufgrund
der individuell unterschiedlichen Voraussetzungen "in der Regel" vor Beginn der Be-
rufsbildung zu ergänzen und zu vertiefen ist. Sie schlägt in ihrem Reglementsentwurf
vor, dass über die Zulassung der KandiJatinnen und Kandidaten ohne gymnasiale
Maturität ein Aufnahmeverfahren entscheidet. Neben einer Eignungsabklärung hat
eine dem "Niveau der gymnasialen Maturität" entsprechende Prüfung in mehreren Fä-
chern zu beurteilen, ob die erforderlichen Voraussetzungen so weit gegeben sind,
dass die Anwärterinnen und Anwärter das Studium mit hoher Erfolgswahrscheinlich-
keit bestehen können. Das Modell 3 einer "Lehrerbildung für Berufsleute" (EDK-
Dossier 28) sieht ein sukzessives Vorgehen vor, bestehend aus

- einer vorgreifenden Information über die Ausbildungsmöglichkeiten, - einem in-
dividuellen Beratungs- und Abklärungsgespräch,

- einer ersten Eignungsabkl?irung mit dem Ziel der Ermittlung der Motivation zur be-
ruflichen Umorientierung und dem der Einschätzung der Möglichkeit, die für den
Eintritt in die Pädagogische Hochschule erforderlichen Standards der Allgemein-
bildung in einem persönlichen Vorbereitungsstudium zu erreichen,

- dem Erstellen eines persönlichen Ausbildungs- und Lernkonzepts (mit definierten
Lernzielen),

- einer individualisierten Studienphase zur Ergänzung der Allgemeinbildung,
- einer zweiten, selektiven Eignungsabklärung, d.h. einer Prüfung, die zeigen

muss, ob die im persönlichen Lernkonzept definierten Ziele erfiillt und damit die
zur Aufnahme in die Berufsbildung nötigen Standards der Allgemeinbildung er-
reicht sind.

Während die These 16 ntr Entwicklung Pädagogischer Hochschulen (EDK-Dossier
24) solch "flexible, individuelle Lösungen" lqdiglich für "Berufsleute mit mehrjähri-
ger Berufserfahrung" vorsieht und fordert, dass "Inhaberinnen und Inhaber einer Be-
rufsmaturität oder Absolventinnen und Absolventen einer Diplommittelschule nach
einer mindestens einjährigenZusatzausbildung allgemeinbildender Art die allgemeine
Hochschulreife erwerben" und somit wie die Absolventinnen und Absolventen eines
Gymnasiums ausschliesslich gestützt auf eine MAR-Maturität "zur Ausbildung für
Unterrichtsberufe" (aller Stufen!) zugelassen werden, sieht die Expertengruppe im
Interesse der Öffnung des Zugangs zur Lehrerinnen- und Lehrerbildung auch für sie
eine in hohem Masse individualisierte Lösung vor, wehrt sich jedoch mit gutem
Grund gegen einen direkten Zugangder Berufsmaturi und -maturae sowie der Absol-
ventinnen und Absolventen einer DMS zur Lehrerinnen- und Lehrerbildung.
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Eine gleichweftige, für Weitebildungsmöglichkeiten offene pädagogische
Ausbildung bedingt gleiche Anforderungen an die Vorbildung

Der pädagogische Auftrag der Lehrkräfte ist auf allen Stufen in gleicher Weise ernst
zu nehmen. Er erfordert von den Unterrichtenden demzufolge gleichwertige berufli-
che Kompetenzen. Dieses Verständnis der Gleichwertigkeit der Berufsrolle aller
Lehrpersonen verlangt zusätzlich zur stufenspezifischen Ausbildung nach einem
"tronc commun" von stufenübergreifenden, grundlegenden Ausbildungsinhalten. Die
Pädagogische Hochschule erleichtert diese gegenseitige Annäherung aller Studien-
gänge durch ihre örtliche Zusammenführung. Sie bewirkt dadurch einen Abbau der
Hierarchisierung der Lehrberufe und schafft günstige Voraussetzungen für die Reali-
sierung der anzustrebenden Vernetzung von Grundausbildung, Berufseinführung,
Fort- und Weiterbildung unter sich und mit der Forschung und Entwicklung.

Es lassen sich verschiedene Möglichkeiten denken, die bislang gegenseitig abge-
schotteten Ausbildungsgänge zusammenzuführen: eine allen Stufenausbildungen vor-
greifende pädagogische Basisausbildung, gefolgt von weiteren gemeinsamen Lehr-
veranstaltungen im Verlaufe der stufenspezifischen Ausbildung, eine curriculare Ab-
stimmung der Studienpläne sowie stufenübergreifende Ausbildungsteile auch wäh-
rend der Berufseinführung und in der Fortbildung.

Harmonisierung der Lehrerbildung: "mythe ou r6alit6"?

Im Jahre 1991hat sich die EDK mit Beschluss des Plenums zumZiel der "Harmoni-
sierung der Lehrerbildung" bekannt. Was ist daraus geworden?

Dem Vortrag der EDK vom22.01.1998 zum Reglement über die Anerkennung der
Lehrdiplome für die Primarstufe sind drei Aussagen zu entnehmen, denen im Hin-
blick auf die interkantonale Öffnung des Ztgangs zur Lehrerinnen- und Lehrerbil-
dung und auf die künftige Lehrberechtigung der Inhaberinnen und Inhaber anerkann-
ter Diplome grundsätzliche Bedeutung zukommt:
- "Die Gleichbehandlung von innnerkantonalen und ausserkantonalen Bewerberin-

nen und Bewerber muss gewährleistet sein."
- "Die Kantone resp. die Ausbildungsinstitutionen können besondere Verfahren zur

Kompensation des allfüllig ungenügenden Ausbildungsstandes (der Anwärterinnen
und Anwärter ohne gymnasiale Maturitä| anwenden."

- "Die Ausbildung zur Primarlehrkraft dauert grundsätzlich drei Jahre, unabhängig
davon, für wieviele Schuljahre die Lehrberechtigung gilt (2.B. 3.-6. oder 1.-6.
Primarklasse)."

Was bedeutet diese Ausrichtung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung auf die jeweilige
kanton al u nterschi ed I iche S chu I struktur? Di e aufgrund vergleichb arer Zugangsbedin-
gungen in einem Studiengang von gleicher Dauer und von vergleichbarem Anforde-
rungsniveau erworbenen Lehrdiplome für die Primarstufe berechtigen
- in den meisten Kantonen zum Unterricht am l. bis 6. Schuljahr,
- im AG, in BL, in NE und im TI am 1. bis 5. Schuljahr,
- in BL in der Vorschule und am 1. bis 3. Schuljahr,
- in BE in der Vorschule und am l. und 2. Schuljahr oder am 3. bis 6. Schuljahr,
- in den Kantonen BS und VS am 1. bis 4. Schuljahr.
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Sind diese Diplome jedoch einmal anerkannt, sind ihre Inhaberinnen und Inhaber in
allenKantonen wählbar, ungeachtet des Umstandes, dass sich die Ausbildung in ih-
rer Ausrichtung auf die Schüleraltersstufen so unterschiedlich gestaltet. Wer z. B. für
das 3. bis 6. Schuljahr ausgebildet ist, wird im Hinblick auf diesen Einsatzbereich
einen ungleich höheren Spezialisierungsgrad ausweisen als die Lehrperson, die für
das 1. bis 6. Schuljahr oder gar für die Vorschule und das t. bis 6. Schuljahr aus-
gebildet worden ist (wie dies in GE der Fall und im Kanton FR geplant ist). Von
"Harmonisierung" lässt sich schwerlich sprechen, solange z. B. die Klassen des 5.

und 6. Schuljahres im einen Kanton von Fächergruppenlehrkräften der Sekundarstufe
I, in den meisten andem von Generalistinnen und Generalisten der Primarstufe unter-
richtet werden.

Wenn es nicht gelingt, die Struktur des öffentlichen Schulwesens mit einer gesamt-

schweizerisch harmonisierten Ausbildung der Lehrpersonen in Einklang zu bringen,
sind wir im Bereiche der Lehrerinnen- und Lehrerbildung und bezüglich der berufli-
chen Einsatzmöglichkeiten der Lehrpersonen ungeachtet ihrer de iure interkantonal
anerkannten Diplome vom "freien Personenverkehr", wie ihn der EWR und die EU
kennen, in unsrem Land de facto noch weit entfernt.
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Buchbesprechungen

MEYER, H. (1997). Schulpädagogik. Band I: Für Anf?inger (494 Seiten,ISBN 3-
589-21145-8); Band II: Ftir Fortgeschrittene (286 Seiten, ISBN 3-589-21146-6).
Berlin: Comelsen

Eine Einflihrung in die Schulpädagogik vorzulegen setzt angesichts der disparaten
Lage, in der sich Schule und Schulpädagogik befinden, einiges an Mut voraus. Hil-
bert Meyer beweist mit seinen beiden Bänden diese Courage, die dem Manko einer
bislang fehlenden popul2iren Einfühung in schulpädagogisches Wissen für
(angehende) Lehrkräfte entspnrngen sein mag: Mit dem ,Studien- und Praxisbuch für
AnfZingerinnen und Anf?inger in Lehrberufen' (Band I) und dem zeitgleich erschie-
nenen, darauf abgestimmten Band ftir ,lernende LehrkrZifte' auf dem Weg der
Schulentwicklung präsentiert er auf beinahe siebenhundert Seiten das Ergebnis eines

Unterfangens, bei dem man - in wissenschaftlicher Perspektive - nicht erfolgreich
sein kann. Kritisierbar sind bei allen derartigen Versuchen der wissenschaftstheoreti-
sche Hintergrund, die definitorische Basis sowie die Frage nach der Auswahl der In-
halte, ihrer Gewichtung und letztlich auch ihrer Darstellung.

Allerdings nimmt der Autor diesen Blickwinkel gerade nicht ein, was ein Grund-
problem der Vermittlung schulpädagogischen Wissens aufscheinen lässt: Wie ist
"eine verstaubte wissenschaftliche Disziplin" (Bd. II, S. 10), die Schulpädagogik,
die ,Berufswissenschaft der khrkräfte', von der jedoch niemand genau wisse, was
ihr Gegenstand sei, als Handlungswissenschaft wieder zu beleben? Meyer richtet sich
konsequenterweise nicht an ein primär theoretisch versiertes Publikum, sondern an

die schulpädagogisch wichtigste Zielgruppe: Studierende der LehrZimter und ange-

hende Lehrerinnen und Lehrer. Dies befreit zwu die Kapitel von theoretischem Bal-
last, lZisst den Aufbau andererseits aber weniger sfingent erscheinen und vermittelt
über weite Stecken den Eindruck des zufällig-aktuell Zusammenegestellten. So ist
beispielsweise nicht einsichtig, weshalb in Band II Schulpädagogik weitgehend mit
Schulentwicklung gleichgesetzt wird, oder warum die Geschichte der Schule und der
Schulpädagogik in Band I lediglich zwanzig Seiten urnfasst. Andererseits nimmt
Meyer seine publikumsorientierte Heransgehensweise ernst und ftihrt. sie bis zum
Schluss konsequent durch: Er möchte angehenden Lehrlcröften keine Schulpädago-
gik übersttilpen, sondern ihnen dabei helfen, ihre "Schulpädagogik im Hinterkopfe"
(Bd. I, S. 14) bewusster zu machen. Untercichtenden Lehrkrrifien will er Mut ma-
chen, "neue Wege zu einer guten Schule auszudenken tmd dann anchztr gehen" (Bd.

il, S. 11). Schulpädagogik erachtet Meyer als "Theorie und Praxis der Entwicklung
und Reflexion wissenschaftlicher Konzepte zur Gestaltung von Schulleben und Un-
terricht" (Bd. II, S. 11), d.h. als eine Handlungswissenschaft, deren praktische Re-
levanz mittels theoretischer Argumentation präziser herausgearbeitet und mit Alterna-
tiven konfrontiert werden kann. Der erste Band ist in ftinf grosse Abschnitte (Was ist
eine Schule?, Die Menschen zuerst, Schulen entwickeln sich, Schulformen und
Schulstufen) und dreizehn Teile gegliedert. Im zweiten Band geht es in den sieben

Kapiteln um die Praxis der Schulentwicklung,Iritbilder, Ethos und Entwicklungauf-
gaben einer 'lernenden Schule', Organisationslernen sowie die daflir nötigen Hilfen
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und Kontrollen (Lehrerfortbildung, Schulleitung und Schulaufsicht, Evaluation und
Handlungsforschung).

Wie deren Vorgänger zur Unterrichtsmethodik, zur Didaktik und zur Unterrichß-
vorbereitung hat Meyer auch diese BZinde in Kapitel eingeteilt, welche er'Irktionen'
nennt. Die Abhandlung wird durch eingestreute Bilder, Skizzen, Zeichnungen und
Arbeitsanweisungen aufgelockert. Dies erleichtert jenen Menschen die Lekttire, die
anhand bildlicher Darstellungen effizienter lernen können, dtirfte indessen jene Le-
serinnen und Leser stören, welche einen stetigen Fluss der Argumentation erwarten.
Weil sich die beiden Bände im Anspruch nur wenig von einander unterscheiden,
reicht die Leltüre eines Buches durchaus.

Hans-Ulrich Grunder

"Schule der Zukunft"l und Zukunft der Lehrerinnen- und Lehrerbildung

Was die Bildungskommission des Landes Nordrhein-Westfalen als "Denkschrift" er-
arbeitet und bei Luchterhand 1995 publiziert hat, ist zum vielbeachteten Referenzbuch
der Schulentwicklung geworden. Ich weise darauf zurück, auf die Vision einer "Zu-
kunft der Bildung", weil sich die neu zu gestaltende lrhrerinnen- und Lehrerbildung
in ihrer Didaktik, ihrenZielenund Inhalten, ihren kbeits- und Organisationsformen,
an den Leitvorstellungen einer "Schule der Zukunft" zu orientieren hat. Die Ausrich-
tung des schulischen Lernens auf den Erwerb von Schlüsselqualifikationen, d.h. von
"allgemeinen Fähigkeiten, Einstellungen und Problemlösestategien, die persönlich
und beruflich die Bewältigung des Lebens ermöglichen" (NRW Denkschrift, S.

XVI), gibt dem Berufsauftrag der Lehrerinnen und Lehrer neue Dimensionen und
verändert ihr professionelles Rollenverständnis.

Die andere "Denkschrift", die der Kommission des Landes Hessen zur "Neuord-
nung der lrhrerausbildung"2 üest sich wie die Antwort auf die Perspektiven einer im
Zuge des Wandels der gesellschafflichen Kontextbedingungen in ihren Zielen so tief-
greifend veränderten schulischen Erziehung und Bildung, dass von einem Paradig-

mawechsel die Rede ist. Das Verst2indnis der Schule als "Haus des Irrnens" (und als

Haus des Miteinanderseins, -tuns und -lebens, eines Lebens von hoher sozialer

Qualität) verlangt den Lehrpersonen neue, in ihrer Ausbildung bislang wenig beach-

tete und geftrderte Kompetenzen ab.

Die Lehrerinnen- und Lehrerausbildung wird in ihrem Zusammenhang von
Erstausbildung, Einflihrung der Berufseinsteigerinnen und -einsteiger, der Fort- und

Weiterbildung zum lebenslangen Prozess. Sie nimmt die Signaturen der Zeit wahr,
deutet und beurteilt sie und fragt danach, ob und wie die Schulpraxis auf sie antwor-

l Bildungskornmission NRW (1995). Zukunfr der Bildung - Schule der Zukunfr. Denkschrifi der
Kommission "Zukunfr der Bildung - Schule der Zukunfr" beim Ministerprißidcnten des Landes
N o rdrhein-We stfalen. Neuwied: Luchterhand.
2 Hessisches Ministerium für Wissenschaft und Kunst, Ilrsg. (L997). Neuordnung der Lehreraus-

bildung. Kommission zur Neuordnung der Lehrerausbildung an hessischen Hochschulen. Opladen:

l.eske+Budrich.
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tet. Tut sie dies in dem Masse, wie wir dies heute feststellen, muss sich die Ausbil-
dung der Lehrpersonen entsprechend erneuern. Wenn die Lehrerinnen- und Lehrer-
bildung mit der Tnit geht, heisst das freilich nicht, dass sie sich allen Modetrends an-
passt. In einer Gesellschaft, in der sich die verbindenden, zeitunabhlingigen Werte
verflachen, in der alles gilt und alles zusammen nichts, muss sie sich im Wechsel aller
Dinge auch auf das besiruren, was zeitlos gältig und von Dauer ist.

" S chulentwicklung als Rahmenkonzept für Inhrerausbildung "

In der nordrhein-westfülischen Studie ist nachzulesen, welches die grundlegenden
Aufgaben der Bildung sind, die sich erneuernden und die bleibenden. Sie zeigt auf
und macht bewusst, was der heutigen Schule zu leisten aufgetragen ist. Was die Un-
terrichtenden in ihrem Berufsfeld im Zielbezug zu tun haben, bestimmt, welche
Kompetenzen sie sich im Prozess des Lehrerinnen- und Lehrerwerdens aneignen
müssen. AIle, die nr Znit am Werk sind, die Reform der Ausbildung zu planen - es

sind in der Schweiz viele -, tun gut daran, die "Denkschrift" eingehend zu studieren.
Sie umreisst den Referenz- und Orientierungsrahmen einer zeitgemässen khrerinnen-
und Lehrerbildung.

Dessen ist sich auch die hessische Kommission bewusst. Sie ermittelt ihrerseits die
gesellschaftlichen Bedingungen, unter denen sich heute schulisches Lernen vollzieht,
und erklärt, dass die sich entwickelnde Schule, dass das, was sich in ihrer Neuaus-
richtung tut, bestimmt, wie sich eine zeitgem?isse Lehrerausbildung zu verstehen hat
und auf welcheZiele hin sie zu konzipieren ist ("Schulentwicklung als Rahmenkon-
zeptfw Lehrerausbildung" S. 24 ff.). Darum legt die hessische Kommission vorweg
fest, "an welchem Verständnis von Schule und Schulentwicklung sich ... die Neu-

ordnung der Lehrerausbildung" zu orientieren hat und was der "Interpretationsrahmen
fär die Bestimmung von Lehrerqualifikationen" ist.

Eine Bildung, die auf die aktuellen Bedürfirisse antwortet, unterscheidetvier Ziel-
richtungen. Es ist nicht von ungefähr, dass die "Denlschrift" als erstes die indivi-
duelle Entfaltrmg und Identitätsfindung anspricht, zusilmmen mit dem Gewinn so-

zialer Erfahrung. Beides greift ineinander und bedingt sich gegenseitig, weil sich In-
dividualität, wie die hessische Schrift ihrerseits feststellt, nur "in Verbundenheit", in
der Sozialität, ausprägen und profilieren kann. Erst nachgeordnet folgt die Aufgabe
der Kulturvermittlung im Aufbau des Wissens und Könnens im selbsttätigen und
eigenverantworteten Lernen unter Nutzung heutiger informations- und kommunika-
tionstechnologischer Hilfen. Dem Wissens- und Fertigkeitserwerb kommt letztlich
insofern eine instrumentelle Funktion zu, als es vor allem darum geht, dass sich die

Lemenden eine persönliche Irmkompetenz aneignen.
Eine Schule, die sich als "polis" versteht (v. Hentig, S. 179 f.)3, in der die Demolra-
tie nx Lebensform wird, hat in der Gestaltung einer fördernden schulischen Lcrn-
umwelt darauf zu achten, dass sich die hierarchischen Strukturen abbauen, dass der
pädagogische Umgang sorgsam gepflegt wird. In einer multikulturellen Gesellschaft
muss die Kultur des Zusammenlebens im Respekt vor dem andem auch die Achtung

3 von Hentig, H. (1993). Die Schule neu denken. München: Hanser



Buchbesprechungen 297

des "Fremden" einschliessen. Diese soziale Kultur zu leben ist ftir die Schule als Ge-

meinschaft verpflichtend. Eine Schule, die Begegnungsort sein will, wird zudem der

Mitwtkung der Lemenden in ihrer Gestaltung Raum geben. Die weitgehende Eigen-

aktivität der Schtilerinnen und Schiiler im individuellen oder dialogischen l.ernen und

der Aufbau ihrer Selbstverantworhrng wird zum zentralen didaktischen Anliegen. Da-

bei verdichten und akf,ualisieren sich die Inhalte des schulischen Lehrens und Ler-
nens. Diese richten sich gezielter als bis anhin auf Schlüsselprobleme des gelebten

Lebens aus. In dem Masse, wie die Schule in einer von den Medien beherrschten

Welt ihre Bedeutung als Vermittlerin von Wissen verliert, wachsen die plidagogischen

Ansprüche an sie. Es erweitert sich das Feld ihrer sozialerzieherischen Aufgaben.

Das Ende der beruflichen Vereinzelung der Lehrerinnen und Lehrer

Als teilautonomes gesellschaffliches Subsystem hat die Schule der Zukunft die Quali-
tät ihes Wirkens selbst?indig zu sichern. Sie definiert sich als "pädagogische Hand-

tungseinheit" und wird zur lernenden Organisation, indem sie die Qualität dessen,

was sie ist und was sie an lebensbezogener Bildung vermittelt, durch Selbstevaluation

und irurere Reformen prozesshaft optimiert. Die staatliche Regulierung beschränkt

sich auf einen Leistungsauftrag und auf definierte Rahmenbedingungen. Das ver-

pflichtet die Schule zur Rechenschaftsablage. Der Qualitätsnachweis und die exteme

Qualitätskontrolle sind das notwendige Korrelat der Selbstgestaltung und Selbstent-

wicklung. Sie verpflichtet jede einzelne Lehrperson zum aktiven Mittun im Schulgan-

ze\.
DieZeitender Vereinzelung im beruflichen Lehrerhandeln sind vorbei - oder sollten

es sein. Wir haben uns bislang auf unsere "Methodenfreiheit" berufen und haben da-

bei übersehen, wie sehr sie durch die vorgegebenen Lehr- und Lerninhalte, durch das

Diktat der Tmgliederung des I-ernens in Fächer und durch die Implikationen des Un-
terrichtens imZ,eittakteingeengt war. Das soll anders werden. Aufgrund ihres Auf-

trages und definierter Rahmenbedingungen entwickelt eine zeitgemässe Schule ihre

Lehr- und Arbeitsprograrnme selber. Sie sucht dabei eine Balance zwischen fachbe-

zogenem Lernen und dem Irrnen in Problem- und Sinnzusammenhängen. Das be-

dingt ein kooperatives Planen, Durchführen und Evaluieren der Lernprozesse. Die

Lernumwelten der Schule sind gemeinsam zu entwickeln, und alle Unterrichtenden

haben sich in der aktiven Mitgestaltung der Schule auf einen pädagogischen Umgang

und eine entsprechende Feedback- und Beurteilunsgkultur zu verständigen.

Von der Ermittlung der Mringet zur Definition der nowendigen Reformen

All das will gelernt sein. Damit stellen sich der Lehreriruren- und Lehrerbildung er-

weiterte Aufgaben. Hier setzt die eigenständige Denkarbeit der hessischen "Kommis-

sion zur Neuordnung der Lehrerausbildung" ein. Nach einer kritischen Durchleuch-
tung der derzeltigen Ausbildung an den Hochschulen des Landes zeigtdie Kommis-
sion auf, welches die Mängel rurd Defizite sind, die es zu beheben gilt: die Dominanz

der Fachwissenschaften, ihre Bezugslosigkeit zum professionellen Handlungsfeld
von Lehrenden, das institutionelle Splitting zwischen Universität und Studiensemina-

ren, das Ungenügen der fachdidaktischen Ausbildung, die Marginalisierung der er-
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ziehungs- und gesellschaftswissenschaftlichen Studien. Übergreifendes Reformziel
ist das der bewussteren und gezielteren Bezugnahme der universit?iren Studiengzinge
auf das beruflich Notwendige und die bessere Nutzung des wissenschaftlichen Wis-
sens für das pädagogische Handeln.

Die Kommission entwickelt ein neues, zeitgemässes Verständnis der Lehrerinnen-
und Lehrerrolle aufgrund gekltirter gesellschaftlich bedingter Bildungsbedärftrisse
und generiert ein "Gesamtkonzept der wtinschenswerten Reformen". Sie ermittelt,
welches die spezifischen Lehrkompetenzen, Einstellungen und professionellen Ver-
haltensweisen sind, die in der Schule von morgen den guten lrhrer, die gute Lehrerin
kennzeichnen. Ihre Perspektiven und Forderungen stützt sie ab auf die Definition
"situationsspezifisch einsetzbarer Lehr- rurd Lernkompetenzen", wie sie sich auf-
grund der Ergebnisse der aktuellen wissenschaftlichen Forschung und der schuli-
schen Praxiserfahrung ermitteln lassen.

Standards als wissenschaftlich begründete Wissens- und Handlungsmuster von
Izhrerinnen und Lehrern

In gleicher Weise wie die wirkungsorientierte Lehrerbildungsforschung in der
Schweiz4 definiert der Bericht die anzustrebenden Standards durch Auflistung und
Kategorisierung der spezifischen professionellen Kompetenzen von Lehrpersonen,
die wissenschaftlich begrtindet sind und die es intensiv zu üben, praktisch zu erpro-
ben und empirisch zu evaluieren gilt, Kompetenzen, die den zu erreichendenZielen
der Ausbildung entsprechen und die zugleich Merkmale und Massstäbe der Profes-
sionalit?it sind. Die vielen ausgewiesenen Standards - es sind deren92 (Oser definiert
88 Standards) lassen sich thematisch 12 professionellen Wissens- und Handlungsfel-
dern zuordnen. Sie weisen in ihrem Zusammenhang aus, was "die lrhrerprofession
und deren qualitative Ausprägung" kennzeichnet (S. 55). Sie weisen aus, was die
Lehrerbildung aufgrund "der erweiterten erzieherischen und sozialerzieherischen
Aufgabe der Schule zur sicheren BewZiltigung des beruflichen Alltags" an Kompeten-
zenrr entwickeln und aufzubauen hat (S. 54).

Ein vercindertes Bildungsverstöndnis fiihrt zu einer neuen Gewichtung der Kom-
petenzen

Fi.ir die Umkehr der Werte und das veränderte Bildungsverständnis ist merkmalhaft,
dass sich die allgemein- und fachdidaktischen Kompetenzen in der Prioritätenabfolge
zurückgestellt sehen. Als erstes geht der Bericht auf die Standards ein, die aufgrund
der Beziehungsqualität und des angstfreien, humanen Klimas dank einem ermutigen-
den, helfenden und untersti.itzenden Lehrerverhalten guüe Voraussetzungen für ein ge-
deihliches schulisches Lemen schaffen.

Wie in den Publikationen von Oser verwirrt auch im hessischen Konzept die hohe
Zahl der Standards. Es ist undenkbar, dass eine Grundausbildung an Kompetenzen

4 Nationales Forschungsprogramm 33, Teilprojekt: "Die Wirkamkeit der Lehrerbildungssysteme in
der Schweiz" . Vgl. Oelkers, J. (1997). Effizienz und Evaluation in der Lehrerausbildung. Beitrrige
zur Lehrerbildung, 15 (l), 15-25; Oser, F. (1997). Standards in der LehrerbTlüng. Beitäge xur
lnhrerbildung, 15 (l),26-37 und (2), 210-228.
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aufzubauen vermag, was sich in der hessischen Neuordnung der Lrhrerbildung auf-
gelistet findet. In dieser Vielfalt und Differenziertheit entsprechen die Standards der
wissenschaftsgestützten Reflexions- und Handlungsfiihigkeit denen von Experten, es

sind nicht diejenigen von Novizen, von Berufseinsteigerinnen und -einsteigern, d.h.
sie weisen weit über das hinaus, was eine Grundausbildung zu leisten vermag. Zu-
dem lässt sich feststellen, dass sich die Zahl der Kategorien ohne Schwierigkeit re-
duzieren liesse. Darüber wäre zu diskutieren. Ein Beispiel: "Schtilerunterstützende
Beobachtung und Diagnose" (2) hat zweifelsohne mit den Standards "lristungen der
Schüleriruren und Schüler vielseitig, gerecht und lernerfolgsorientiert ... überprüfen
und ... beurteilen" (7) zu tun, indem das eine die Voraussetamg des andern ist; oder
"abwechslungsreichen und methodisch der jeweiligen Lernsituation angemessenen

Unterricht ... gestalten" (6) ist nicht trennscharf abzuheben von "Medien im Unter-
richt sinnvoll ein...setzen" (8), und beides ordnet sich den "allgemeindidaktischen
und fachdidaktischen Standards" (12) n--. Wenn nämlich die Fachdidaktik den Sirur
und den Bildungswert der Fächer und Lernbereiche klärt, indem sie deren Zele und
Inhalte reflektiert, zugleich aber auch "Formen der Vermittlung" (S. 84) entwickelt,
dann schliesst dies den Aufbau eines elaborierten Handlung$epertoires, eines Reper-
toires an "unterrichtlichen Darstellungs- und Verarbeitungsformen" (S. 85) ein, was

besagt, dass es unter anderem auch Aufgabe der allgemeindidaktischen und fachdi-
daktischen Ausbildung ist, die Fähigkeit zu vermitteln, "abwechslungsreichen und
methodisch der jeweiligen Lemsituation angemessenen Unterricht ... gestalten".

Universitcire kntren für Bildungsfors chun g und l-ehrerbildung

Das Wesentliche ist, dass die berufsrelevanten Standards als Zielgrössen im Zusam-
mengehen von Theorie, Übung und Praxis zu wissenschaftlich fundiertem und empi-
risch überpräftem Handlungswissen und damit zur Professionalität fühten, indem sie

sich in sogenafllten "Portfolios" verwirklichen, was nicht gleichzusetzen ist mit dem
vielzitierten "reflective teaching" und nicht mit dem Training und der Aneignung von
"skills".

Die Neuordnung, zu der der Bericht auffordert, bezieht sich auch auf die Struktur
der einzelnen Studienbereiche. Es geht in erster Linie um die Verstärkung des Be-
rufsbezugs in den Fachwissenschaften und um ein Abstandnehmen vom traditionel-
len, einengenden akademisch-disziplinären Wissenschaftsverst?indnis zugunsten ver-
mehrter f?icherübergreifender oder f?icherverbindender Studieninhalte. In den Fachdi-
daktiken hat sich die Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnis in schulische Bildung
zu klären. Der Bericht umschreibt die Aufgaben und Themen des erziehungs- und ge-

sellschaftswissenschaftlichen Studiums. Er macht Vorschläge, wie sich dieser Be-
reich modular aufgliedern lZisst, und zeigt die verschiedenen Möglichkeiten und Stu-
fen der schulpraktischen Ausbildung auf.

Sctrliesslich formuliert die Kommission Empfehlungen f{ir die Umsetzung ihres
Reformkonzepts. Wesentlichstes Anliegen ist ihr die Schaffrrng eines "Zentrums für
Bildungsforschung und Irhrerausbildung" an jeder Universität, die I-ehreriruren und
Lehrer ausbildet, mit dem Ziel, die Ausbildung kohärenter und berufsbezogener nr
gestalten. Das Lehren und Lernen in der Schule soll zum zentralen Gegenstand uni-
versitdrer Forschung werden (S. 133).
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In seinen grundlegenden Perspektiven ist der Bericht auch flt die Reform der Leh-
rerinnen- und Lehrerbildung in der Schweiz wegweisend, insbesondere im Hinblick
auf die ktinftige wissenschaftliche Sozialisation der Studierenden, in einer tertiarisier-
ten Grundausbildung und ebenso in der Fort- und Weiterbildung eine unabdingbare
Voraussetzung zum Aufbau des Expertenwissens und der professionellen Hand-
lungskompetenzen.

Heinz Wyss
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Computeralltag (E&U, 1998, 148. Jg., Heft 314,362- 376).
Heymann, H. W.: Methoden des Lernens, Methoden der Fächer (P, 1998, 50. Jg., Heft 3, 6-

e).
Ingber, M.: Wie kommt man in "Mensch & Umwelt" zu Zeugnisnoten? (NSP, 1998, 68.

Jg., Heft 5, 5-11).
Petek, E.: Lernen - aber wie? Zur Ausbildung von "Lernberatem" in der Lehrerfortbildung

(P, 1998,50. Jg., Hefr 3,30-38).
Scheika, H.:. Kreativer Umgang mit Sprache (UE, 1998, 11 . Jg.,Heft 2, 1l- l6).
Vogel, K.: Uber Sprache nachdenken (UE, 1998, 17. Jg., Heft 2, 6-10).

SLZ - Zeitschrift für Schweizer Lehrerinnen und Lehrer
Schwerpunktthemen April 1998 - Juni 1998

SLZ Nr. 3/98
SLZ Nr. 5/98
SLZ Nr. 6/98 Lebensraum Schule
SLZ Nr. 7/98 Mathematikunterricht heute

Bezugsquelle: Administration "SLZ", Sekretariat LCH, Posrfach 189, 8057 Zijrrich.

und die Lehrerbildung
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Neuerscheinungen
aus den Gebieten Allgemeine Pädagogik, Pädagogische Psychologie, (Fach-)
Didaktik, Schultheorie und Erwachsenenbildung

Psychologie
Csikszentmihalyi, C. (1997). Kreativittlt. Wie Sie das Unmögliche schaffen und ihre Gren-

zen überwinden. Stuttgart: Klett-Cotta.
Flammer, A. (1998). Abriss der Adokszenzpsychologie.Köniz: Edition Soziothek.
Gardner, H. (1997). Dit Zukunft der Vorbilder. Das Profil der innovativen Führungskrafi.

Stuttgart: Klett-Cotta.
Hasert, J.W. (1998). Schreibenmit der Han"d. Schreibrnotorische Prozesse bei 8-10-jöhri-

gen Grundschtilern. Frankfurt/IVl.: Peter Lang.
Heuer, G.U. (1998). Beurteilen - Beraten - Fördern. Dortmund: borgmann.
Jahrbuch für psychoanalytische Pädagogik 8 (1997). Arbeiten in heilptldagogischen Set-

tingJ. Basel: Psychosozial Verlag.
Jakobs, E.-M. & Knorr, D. (Ihsg.). (1997). Textproduktion in elektronischen Umgebungen.

Frankfurt/Iv1.: Peter Lang.
Körner, W. & Hörmann, G. (Ilrsg.). (1998). Handbuch der Erziehungsberatung. Band II:

Praxis der Erziehungsberatung. Bern: Huber / Hogrefe.
Merten, St. (1997). Wie man Sprachen lernt. Eine Einfiihrung in die Grundlagen der Erst-

und Zweitspracherwerbsforschung mit Beispielen für das Unterrichtsfach Deutsch.
Frankfurt/Ivl. : Peter Lang.

Mietzel, G. (1998). Ptldagogische Psychologie des Lehrens und l-ernens. Bern: Huber /
Hogrefe.

Oswald, M.E. / Steinvorth, U. (1998). Die offene Gesellschaft und ihre Frem.den.Bern:
Hans Huber.

Petermann, F. (Hrsg.). (1998). Fallbuch der Klinischen Kinfurpsychobgie. Erklörungsan-
sötze und Interventionsverfaftren. Düsseldorf: Hogrefe.

Schön, B. (1998). Therapie stan Erziehung? Chanren unl Probleme der Therapeutisierung
pddagogßcher und sozialer Arbeif. Franldurt: VAS.

Spiess, W. (Ilrsg.). (1998). Die Logikdes Gelingens.Iisungs- und entwicklungsorientierte
Beratung im Kontud von Pttdagogift. Dortmund: verlag modernes lernen.

Sturzbecher, D. (1998). Jugend und Gewalt in Ostdeutschlan"d. Lebenserfahrungen in
Schule, Freizeit und Familie. Bern: Huber.

Wesely, S. (1997). Die Milieutherapie Bruno Bettelheims. Intention, Theorie und Praxis.
Frankfurt/IVl. : Peter Lan g.

Wottawa, H. & Thierau, H. (1998). Inhrbuch Evaluation. Bern: Hans Huber.
Zollinger, B. & Cohen, V. (1997). Die Entdeckung der Sprache. Bern: Haupt.
Zollinger, B. ( 1 997). Spracherw erbs störungen. Bern: Haupt.

Didaktik / Fachdidaktik
Adolphy, U. (1998). "Wir haben uns das so vorgestellt ..." Konstruktivistische didaktische

Prinzipien als Möglichkeit, Chemiunterricht mtl.dchenorientierter zu gestalten. Fiank-
furt/Ivl.: Peter Lang.

Baumann, N. u.a. (1998). Bewegungsangebote sicher gestalten. Dortmund: verlag moder-
nes lernen.

Fischer-Olm, A. (1998). AIIe Sinnc helfen mit. Ganzheitliche Arbeit in Kindergarten, Vor-
stufe und Grundschule. Dortmund: verlag modernes lernen.

Hinney, G. (1998). Neubestimmung vory Lerninhalten far den Rechtschreibunterricht. Ein
fachdidaktischer Beitrag zur Schriftaneigung als Problemlöseprozess. Franldurt/M.: Pe-
ter Lang.

Kalloch, C. (1998). Bilddidaktische Perspeldivenfür den Religionsunterricht der Grund-
schule. Hildesheim: Georg Olms.

Kloster, S.X. (1998). Konzept eines ornmasiologischenWörterbuchs für erwachsene Lese-
/S chre ib le rner Innen . Hildesheim: Georg Olms.

Olowson, A. (1998). Montessori und Sprache: Grammatik zum 'Begreifen'. Dortmund:
borgmann.
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Reuter, Y. (1997). Les interactions lecture-öcriture.Frankfurt/IVl.: Peter Lang.

Allgemeine Pädagogik / Erziehungstheorie / Philosophie
Amrein, Ch. & Bless, G. (fhsg.). (1998). Heilptldagogik und ihre Nachbargebiete imwis-

s en s chaft s the o r et i s ch en D i s kur s. V e r s uc he zu e iner V e r knüpfung v o n p arte inehme nde n
Sichtuveisen mit struldurierten Erl<enntnisprozessen. (Festschrift zum 60. Geburtstag von
Urs Haeberlin ) Bern: Haupt.

Bernard, F. & Bauer, H. (llrsg.). (1998). Kooperatives Lernen in der Berufsschule. Frank-
furt/IVI.: Peter Lang.

Binneberg, K. (fhsg.). (1998). Pädagogische Fallstudien Franldurt/IVl.: Peter Lang.
Blickle, T. (1998). Schwerhörig - undtrotzdeminder Regelschule. Schulische Förderung

an einer Grund- und Hauptschule.Dorlmund: vedag modernes lernen.
Campe, J.H. (1998). Sttmmtliche Kinder- und Jugendschriften. Mit einer Einleitung hrsgg.

von B. Fabian & M.-L. Spieckermann. 9 Bände.Hildesheim: Georg Olms.
Dame, F. W. (i998). Jean-Jacques Rousseau on Adult Education and Revolution.Frank-

furt/lvl.: Peter Lang.
Fischer, H. & Michelsen, G. (1998). Umweltbildung: Ein Problern der Lehrerbildung.

Franldurt/IVl. : Peter Lang.
Gazzeno,Y. (1997). Insegnamento delle lingua italinna in Europa. Emigrazione, lingua,

intercultura in Germania e in Sviuera. Roma: Armando.
Giordan, A. et al. (1998). Psychologie göndtique et didactique des sciences. Frankfurt/lVl.:

Peter Lang.
Gustafson, L.H. (1998). Kinder - weit weg und doch ganz nah. Die neun Stufen zum Er-

w achs enw erde n. Zwich'. Kreuz.
Jakobs, H. (1997). HeilpttdagogikzwischenAnthropologie und Ethik. Eine Grundlagenre-

flexion aus kritisch-theoretischer Sicht. Bern: Haupt.
Jonach, M. (1998). Vilterliche Ratschltige für blirgerliche Töchter. Miidchenerziehung und

Weiblichkeitsideologie bei Campe und Rousseau. Frankfurt/Ivl.: Peter Lang.
Rauch, M. &Wurster, E. (1997). Schulbuchforschung als Unterrichtfurs chung. Vergle i-

chende S chre ibtis ch- und Praxis evaluation v on U nter richt sw e rken für den S achunte r-
richt. Frankfwf/Ivl.: Peter Lang.

Rohr, M. (1998). Freiheit lassen - Grenzen setzen. Wie Eltern Sicherheit gewinnen und ih-
ren Kindern Halt geben. Freiburg: Herder.

Rumpf, D. (1998). Bildung und Religion. PrinzipienwissenschafiIiche und schulpildagogü
sche Untersuchungen zu ihrem korrelativen Zusammenhang. Hildesheim: Georg Olms.

Thenemeyer, B. ( 1 998). Strukturbildungsproze s s e in de r Erw achs enenbildung. Frank-
furt/M.: Peter Lang.

Ungermann, S. (1997). Kindheit und Schulzeit von 1750-1850. Eine vergleichende Analyse
anhand ausgewtihlter Autobiographien von Bauern, Bürgern und Aristokraten. Frank-
furt/M.: Peter Lang.

Volkshochschule ThUringen. ( 1 998). Volkshochs chulbldtter. N achdruck der Aus gaben
Mcirz 1919 bis Juni 1933. Hildesheim: Georg Olms.

Wild, F. (1991). Askese und asl<etische Erziehung als ptidagogßches Problem. Zur Theorie
und Praxis der frühen Innderziehungsheimbewegung in Deutschland zwischen 1898 und
1933. Frankfurt/Ivl.: Peter Lang.

Woolfson, R. (1998). Kinder und ihre Körpersprache. Freiburg: Herder.

Erziehungs- und Schultheorie / Schulentwicklung / Verschiedenes

Altrichter, H., Schley, W. & Schratz, M. (Iksg.). (1998). Handbuch zur Schulentwicklung.
Innsbruclg Wien: Studien Verlag.

Barlage, H. (1998). Ptidagogßche Beratung in Unterrtht und Schule. Hildesheim: Georg
Olms.

Beetz, S. (1998). Hoffnungstrtiger "Autonome Schule". Zur Struldur der ptidagogischen
Wünschdebatte um die Befreiung der BiUungsinstitutionen. Franldurt/IVl.: Peter Lang.

Bürgisser, M. (1993) Wie Du mir, so ich Dir ... Bedingungen und Grenzen egalitcirerer
Rollenteilung in der Familie . Znrich: Rüegger.

OECD (Hrsg.). (1991). Wissensgrundlagenfür die Bildungspolitik.Frankf,Drt/M.: Peter
Lang.
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Veranstaltu n gskal ender
9.-14.8.1998 in San Francisco
24th International Congress of
Informationen: 750 First Atreet,
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USA.

28. t29.8.t998
Meine Stimme - meine Sprache
Übungen zu Atmung, Stimme, Artikulation und Gestaltung für Personen, die beruflich und
ausserberuflich in der Offentlichkeit sprechen. Viele Frauen kennen die Erfahrung, dass sie
etwas Wichtiges zu sagen haben, aber nicht immer gehört werden. Dies kann am Interesse
der Zuhörenden üegen. Es ist aber auch möglich, dass frau sich zu wenigZeil und Raum
zugesteht. Wie etwas gesagt wird, bestimmt wesentlich mit, ob es verstanden wird'
Der Kurs will die Kursteilnehmerinnen ermutigen und befähigen, öffentlich besser sprechen
zu lernen, indem unter anderem Stimm- und Sprechfunktionen bewusst gemacht und geübt
werden
Kursleitung: Roswita Schilling, Schauspielerin und Sprechausbildnerin bei Radio DRS.
Auskunft und Programm: Paulus-Akademie, Postfach 361, 8053 Zir\ch.
Tel.01 381 39 69Fax01 381 95 01.

3.-5.9.1998 in Freiburg
Öffentliche Tagung zur politischen Bildung in der Schweiz
Aus Anlass des-l5Öjahrigen Bestehens der Schweizerischen Bundesverfassung 

-von 
1848

organisiert clas Pädagogische Institut der Universität Fle]bqg im Rahmen eines Mandates
dei Schweizerischen Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) eine öffentliche Tagung zum
Stand und zu den Perspektiven der politischen Bildung in der Schweiz.
Die Beiüäge und Diskussionen sind folgenden Fragen gewidmet:
Welche hisltorischen Etappen hat die politische Bildung in der Schweiz durchlaufen?
Wie wird politische Bildung heute in der Schweiz praktiziert?
Welches sind ihre zentralen Inhalte, didaktischen Mittel und psychologischen Vorbedin-
gungen?
Wie tOnnen Defizite der schweizerischen politischen Bildung behoben werden?
Welche gesellschaftlichen und politikwissenschaftlichen Perspektiven dienen als Grundlage
der politischen Bildung von morgen?
Informationen: Prof Dr. Fritz Oser, Dr. Roland Reichenbach, Pädagogisches Institut, 'Poli-
tische Bildung', Rue Faucigny 2, CH-1700 Freiburg. Tel. 026-300 75 60161, Fax 026-300
97 11 e-mail Fritz.Oser@unifr.ch.

4. t 5.9.1998
Lernen ohne Grenzen. Erwachsenenbildung fürMenschen mit geistiger Behinderung
Nationale Tagung für Menschen mit geistiger Behinderung, Fachleute und weitere Interes-
sierte
Für immer mehr Menschen mit geistiger Behinderung ist es heute eine Selbstverständlich-
keit sich weiterzubilden. Sie zeigen eine grosse Motivation, Neues zu erlernen und vorhan-
dene Fähigkeiten zu festigen. Doch trotz der Vielfalt an Kursangeboten ist es für viele aus

verschiedenen Gründen nach wie vor nicht möglich, einen Kurs ihrer Wahl zu besuchen.
An der Tagung sollen die bestehenden Kursangebote mit den Bedürfnissen von Menschen
mit geistiger Behinderung konfrontiert werden. Und zusarnmen mit Bildungsverantwortli-
chen soll nach Lösungen gesucht werden, damit in Zukunft Menschen mit Behinderung
ebenso selbstverständlich Zugang haben zu Weiterbildungsangeboten wie Nichtbehinderte.
Mitveranstalter: GEB - Gesellschaft Erwachsenenbildun g und Behinderung.
Information und Programm: Paulus-Akademie, Postfach 361, 8053 Zwich. Tel. 0l 38I 37
00Fax01/381 9501.

ll.l 12.9.1998 in Baden
Quatitätssicherung als Herausforderung für die (Fach-)Hochschulbildung
Referate:
Evaluation von Lehre und Unterricht / Evaluation von Lehre und Ausbildung: Konzepte
und Erfahrungen / Evaluation von Lehre und Ausbildung in Deutschland: Erfahrungen und
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21.-24.9.1998 in Genf
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Travailler avec Piaget. In
l5iöme cours avanc6 de la

nemoriam Bärbel Inhelder.

Information.
Fondation Archives Jean Piaget.

Genöve, Tel.
Archives Jean Piaget,18, route Acacias, 1227 Acacias-
022-3N2046; e-mail: tryphon

25. 126.9.1998 inZwich
Haben Sozialrechte in der Schweiz eine Chance?
Tagung in der Paulus Akademie
Themen: Sozialrechte, Restgrösse der Menschenrechte, zur philosphisch-ethischen Begrün-
dung der Sozialrechte, Vernehmlassung zu den Sozialzieten der rävidierten Bundesveifas-
sung, Interessen und Machtverhliltnisse.
Veranstalter: Arbeitskreis philosophierender Frauen in der Sozialen Arbeit in Zusammenar-
beit mit der Paulus-Akademie.

18.- 23.10.1998 in Ascona, Monte Veritä
Fachdidaktik als Wissenschaft und Forschungsfeld in der Schweiz. Aktuelle Lage und
Perspektiven in internationaler Sicht
lntqq{gn$es Kotloqulgm, organisiert von der Forschungsstelle fär Schulpädagogik und
Fachdidaktik $F) der Universität Bern und der Forschungsstelle fUr Schu$adagogit GS)
der Universität Tübingen.
D.-ie. internationale Tagung fragt nach der Entwicklung der Forschungsdisziplin Fachdidak-
tik in der Schweiz und der Rolle der Fachdidaktik als Professionalisierun^gsinstrument in
der Lehrerbildung. Die Thematik soll unter Einbezug französischer, spanischer, italieni-
scher und deutscher Beiträge erörtert werden.

{nqeldul8_:-Programmbroschüre mit Anmeldeformular ist erhältlich bei: Forschungsstelle
für schulpädagogik und Fachdidakrik der universitär Bern, Muesmattsft. zT, cü-30i2
Bern.
Information: lic. phil. stefanie Braga, universität Bern, SLA, Muesmattstr. 27,3ol2Bern,
E-mail: braga@sis.unibe.ch, Fax 031/631 42 10. Sekretadar: Tel. 03I/63183 16. prof. Dr.
H.-V. 

-Grunder, 
ffE, Universität Tübingen, Münzgasse 26, D-72070 Tübingen, Tel.

++4970711297 83 14, Fax ++4970711295871, E-mail: hans-ulrich.grunder@un-=i-tuebin-
gen.de.

14.11.1998 in Olten

^Geschlechte_rspezif_ische 
Kultur an Schulen - pädagogische Perspektiven für die

S_chufentwicklung. Schweizerische Koedukationsägun! -
Koedukationsfragen betreffen mehr als Geschlechterrollenbilder in Lehrbüchern und In-
teraktionen in der Klasse. Es gibt umfassendere, strukturelle, ja politische Fragen dazu.
Wenn Schulentwicklung,an unseren Schulen, in der BildungsgesetigeUung so selr Thema
det Zeit ist, was hat sie denn mit Koedukation zu tun? Wie-müss diö Enm-icktung gesche-
hen, damit auch die Koedukation einbezogen wird? Anders herum gesehen kann ös"bei Oer
heutigen Schulentwicklung nicht nur um organisatorische und administrative Probleme ge-
hen. Geschlechtsspezifische Fragen müssen Bestandteil sein der schulischen Weitereirt-
wicklung, bezogen nicht nur auf die Arbeit im Klassenzimmer sondern auch als Thema für
die ganze Schule. Wie lassen sich diese wichtigen Bildungsthemen zusammenbringen?
I.nfo-rmationen: Gruppe für Koedukationsfragen, Käthi Theiler-Scherrer, Rötelbaöhstr. 12,
4702 Oensingen.
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Kurznachrichten
CH Rechtschreibreform:Einfüh-

rungstermin 1. August 1998 defi-
nitiv

Nachdem sich 1996 die deutschsprachigen
Staaten über eine Orthografiereform geei-
nigt und sich dabei auch auf den Einfüh-
rungstermin 1. August 1998 verständigt
hatten, sind während der beiden letzten
Jahre - vorab in Deutschland - immer wie-
der Kontroversen aufgeflammt und Ge-
richtsverfahren gegen die Reform ange-
strengt worden. Diese Auseinandersetzun-
gen haben auch hierzulande zu Verunsiche-
rungen geführt und die zügig an die Hand
genommenen Vorbereitungs- und Umstel-
lungsarbeiten immer wieder in Frage ge-
stellt. Auf Einladung der Deutschen Kul-
tusministerkonferenz KMK haben nun am
6;2.1998 politische Vertreter Deutschlands,
Osterreichs, Liechtensteins und der Schweiz
in Bonn getagt und eine Lagebeurteilung
vorgenommen. Nach ihrer gemeinsamen
Einschätzung hat die gründliche Auseinan-
dersetzung mit der Kritik an der Neurege-
lung deutlich gemacht, dass das beschlosse-
ne Regelwerk besser durchdacht und solider
gearbeitet ist, als das in der öffentlichen
Diskussion oft dargestellt wird. Die erfolg-
reiche Umsetzung in praktisch allen Schu-
len, sehr gute Erfahrungen mit Testgruppen
innerhalb öffentlicher Verwaltungen sowie
die Tatsache, dass Tausende von Schul-
büchern und verschiedene Presseorgane, die
bereits den neuen Regeln entsprechen, ohne
die geringsten Schwierigkeiten gelesen
werden, sind der Beweis dafür.
In der Schweiz sorgen Bund und Kantone,
gemäss ihrer jeweiligen Zuständigkeit, ge-
meinsam dafür, dass die Umsetzung der
Reform ab l. August 1998 zu greifen be-
ginnt.

CH Sieben Fachhochschulen für die
Schweiz

Der Bundesrat ist den straffen Anträgen der
Fachhochschulkommission gefolgt und hat
rückwirkend auf letzten Oktober grünes
Licht für vorläufig sieben Fachhochschulen
in den Regionen Westschweiz,Tessin, Bern,
Zentralschw eiz, Zürich, Ostschweiz und
Nordwestschweiz gegeben. Die neuen
Kompetenzzentren werden von einem ein-
zigen Dachorgan strategisch geführt, nach
Bundesauflagen leistungsorientiert finan-
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ziert und erhalten erst im Jahre 2003 die
definitive Betriebsgenehmigung. Sie entste-
hen aus den 60 höheren Fachschulen und
ergänzen die akademische Hochschulland-
schaft mit einer berufsbildenden Schiene.

CH Vom BIGA zum BBT
Das frühere BIGA heisst neu Bundesamt
für Berufsbildung und Technologie (BBT).

CH EDK
Plenarversammlung vom 4.6.1998

Unter dem neuen EDK-Präsidenten, Regie-
rungsrat Hans Ulrich Stöckling, St. Gallen,
verabschiedete die Plenarversammlung der
Erziehungsdirektorinnen- und -direktoren
die interkantonale Vereinbarung über Fach-
hochschulen. Damit bleibt der freie Zugang
zu den Fachhochschulen über die Kantons-
grenzen hinaus gewährleistet. Die Verein-
barung sieht Beiträge pro Studierende(n) in
der Höhe von 5000 bis 25'000 Franken vor,
die die Wohnortskantone zu leisten haben.
Die Kantone und das Fürstentum Liechten-
stein werden nun eingeladen, diesem flä-
chendeckenden Abkommen beizutreten.
Die Plenarversammlung stimmte den fol-
genden Reglementen zu, die auf den 1. Au-
gust 1998 in Kraft treten werden.
- Reglement über die Anerkennung der

Lehrdiplome für Maturitätsschulen
- Reglement über die Anerkennung der

Diplome für Erwachsenenbildner und
Erwachsenenbildnerinnen

Am 18.2.1993 nahm die EDK die Interkan-
tonale Vereinbarung über die Anerkennung
von Ausbildungsabschlüssen an. Diese Ver-
einbarung gilt für alle Ausbildungen und
Berufe, deren Regelung in die Zuständigkeit
der Kantone feillt. Gemäss dieser Vereinba-
rung ist die EDK die Anerkennungsbe-
hörde; sie ist für den Vollzug der Vereinba-
rung und demzufolge auch für die Erarbei
tung der Anerkennungsreglemente zustän-
dig. Weitere Reglemente sind zurzeit in
Vernehmlassung.

CH Arbeitszeit von Lehrerinnen und
Lehrern

Im Zeitraum vom März 1997 bis April 1998
hat Charles Landert (Landert Farago Davatz
& Partner, Zürich) in neun Deutschschwei-
zer Kantonen Woche für Woche knapp 50,
insgesamt über 2400 Lehrpersonen ver-
schiedener Stufen über Umfang und Art
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ihrer Arbeitstätigkeit befragt. Die Untersu-
chung ist in ihrer Anlage einzigartig: Indem
die befragten Lehrpersonen zusammen
während eines ganzen Kalenderjahres über
ihre Berufstätigkeit Buch führten, können
heute Aussagen nicht nur zur Jahresarbeits-
zeit, sondern auch zu den berufstypischen
individuellen und saisonalen Schwankungen
der Lehrerarbeitszeit sowie zum Stellenwert
der Ferienzeit gemacht werden. Dank der
hohen Teilnahmequote von über 807o und
weitreichender Kontroll- und Plausibilisie-
rungsarbeiten stehen sehr aussagekräftige
Daten zur Verfügung. Ergebnisse einer ver-
tieften Auswertung liegen im Herbst 1998
vor.
Lehrerinnen und Lehrer arbeiten gemäss der
Studie im Schnitt gegen 1900 Stunden im
Jahr, was mindestens der Normalarbeitszeit
im öffentlichen Dienst (1848 Stunden bei
einer 42-Stunden-Woche und 220 effekti-
ven Arbeitstagen) entspricht.
Die Unterrichtszeit macht lediglich knapp
die Hälfte der Jahresarbeitszeit aus. Damit
ein wirksamer Unterricht stattfinden kann,
braucht es nochmals denselben Zeitaufwand
für die Vor- und Nachbereitung (ca.25Vo),
die mittelfristige Planung, Koordination und
Auswertung (ca. l0Vo), für Gemeinschafts-
aufgaben im Schulhaus und die Weiterbil-
dung (e ca. 4,5Vo) sowie für die Beratung,
Betreuung und Administration (zusammen
ca.8Vo).
Die Jahresverteilung der Arbeitszeit ist al-
lerdings sehr unregelmässig. Während der
Schulwochen wird meistens 43 und mehr
Stunden gearbeitet. Interessant ist auch der
Befund, dass nur 2 bis 3 Ferienwochen ganz
ohne Arbeit für die Schule bleiben.
Es lässt sich aus dieser Studie nachweisen,
dass die Belastung der meisten Lehrkräfte
ofl'enbar qualitativ an der oberen Grenze
angelangt ist. Politisch brisant ist, dass sich
Veränderungen an den Pflichtstundenzahlen
kaum mehr auf die Gesamtarbeitszeit aus-
wirken: Erhöht man die Pflichtstundenzahl,
bleibt die Gesamtarbeitszeit gleich, die Er-
höhung geht einfach auf Kosten anderer
Aufgaben wie Vorbereitungszeit, Zeit für
Beratungsgespräche, Zeit f ü Entwicklungs-
arbeit an der Schule usw. Damit ist offen-
kundig, dass eine Erhöhung der Pflichtstun-
denzahl direkt die Gesamtqualität der Schu-
le senkt.
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Brief der Präsidentin an die Mitglieder

Schleinikon, im Juni 1998

Liebe Mitglieder

"Wie fang ich nach der Regel an?", fragt Walther Stolzing in den Meistersängern von
Nürnberg. "Ihr stellt sie selbst, und folgt ihr dann", lautet die Antwort von Hans Sachs. Die
Regeln einer neuen Lehrerinnen- und Lehrerbildung selbst aufzustellen, ist unserer Gesell-
schaft natürlich nicht möglich.

Hingegen nehmen wir aus Überzeugung die Möglichkeit wahr, uns zu Regeln, resp. Regle-
menten ausführlich und differenziert zu äussern. An den letzten Vorstandssitzungen befass-
ten wir uns daher intensiv mit den Anerkennungsreglementen der Lehrdiplome für die Vor-
schule und für die Primarschule. Im Bewusstsein, dass es sich dabei um Ausdruck einer ge-
samtschweizerischen Lehrerbildungspolitik handelt, beschliftigten wir uns auch mit grund-
sätzlichen Überlegungen.

Da uns Transparenz und die Information aller Mitglieder sehr wichtig sind, finden Sie un-
sere Vernehmlassungen im Wortlaut in den vorliegenden BzL.

Der Vorstand erarbeitet seine Stellungnahmen im Wissen, nie der Meinung allerMitglieder
gerecht werden zu können. Unsere Vernehmlassungen reflektieren die verschiedenen
Positionen der einzelnen Vorstandsmitglieder, denen Sie durch Ihre Wahl Vertrauen ausge-
sprochen haben.

Legitimationsbasis für den heutigen Vorstand sind zudem vorangehende Stellungnahmen,
wie z.B. diejenige zu den Thesen zur Entwicklung Pädagogischer Hochschulen (1994) oder
zum Entwicklungsprojekt Diplommittelschuler. (1997). Auch stützt sich der Vorstand auf
das von der Mitgliederversammlung 1996 verabschiedete Papier zur Zukunft der Lehrerin-
nen- und Lehrerbildung in der Schweiz.

Ihre Meinung, liebe Mitglieder, zu unseren Stellungnahmen interessiert uns selbstver-
ständlich. Von zustimmenden oder ablehnenden Zuschriften können wir lernen.

Wir haben uns im Vorstand natürlich auch mit anderen Geschäften befasst. Unser Kongress
wird neu im Frühjahr (Ende April) durchgeführt werden. Vorgesehene Inhalte sind die
Lehrerbildungsevaluation des NFP-33 und Blicke über die Grenze hinaus. Die Kenntnis
von Entwicklungen der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in anderen Ländern wird wertvolle
Impulse zur Positionierung der eigenen Ausbildung geben können.

Die Mitgliederversammlung findet am 16. Dezember 1998 am Nachmittag statt und wird
durch ein attraktives Programm mit Referat und Podium ergänzt. Nach den Sommerferien
werden Sie detaillierter informiert werden.

Ich wünsche Ihnen allen einen schönen Sommer und erholsame Ferientage.

Mit freundlichen Grüssen

Die Präsidentin:

Dorothea Meili-Lehner
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Schweizerische Konferenz
der Kantonalen Erziehungsdirektoren
Generalsekretariat
Zähringerstrasse 25
Postfach 5975
3001 Bern

lemente über die Anerkennung der Lehrdiplome für die Vorschule
die Primarstufe

Mit Schreiben vom 2. Februar 1998 (5955.919'1,5956.7197) laden Sie die Schweizerische
Gesellschaft frir Lehrerinnen- und Lehrerbildung SGL / SSFE ein, zu den beiden Entwürfen
der Reglemente über die Anerkennung der Lehrdiplome für die Vorschule und die Primar-
stufe Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen, dass Sie uns Gelegenheit geben, uns zu den
Entwürfen zu äussern.

Als Gesellschaft, in der die Ausbildnerinnen und Ausbildner der Lehrpersonen aller Stufen
zusammengeschlossen sind, beurteilen wir die vorliegenden Entwürfe unter professionellen
Aspekten, wie dies dem Zweck der SGL / SSFE entspricht. Die vorliegende Stellungnahme
orientiert sich somit konsequent an Standards, die zwingend zu respektieren sind, wenn das
Ziel der qualitativen Optimierung der Ausbildung der Lehrpersonen erreicht werden soll.
Wohl sind die bildungspolitischen Implikationen der Umsetzung der ReformKonzepte mit-
bedacht; in unserer Vernehmlassungsantwort sind unsere diesbezüglichen Uberlegungen
indessen bewusst nicht mitberücksichtigt.

1. Grundsätzliches

1.1 Die EDK setzt Massstcibe

Die föderalistische Ordnung unseres Bildungswesens lässt den Kantonen in der Ausgestal-
tung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung einen weiten Raum. Umso wichtiger sind die
Massstdbe, die die EDK im Zusammenhang mit der Tertiarisierung der Ausbildung der
Lehrpersonen und im Hinblick auf die interkantonale Anerkennung ihrer Abschlüsse setzt.
Mit den Reglementen über die Anerkennung der Lehrdiplome sichert sie die Qualität der
Ausbildung der Lehrkräfte aller Sfifien, und sie fördert aufgrund klar ausgewiesener Be-
dingungen der Diplomanerkennung die berufliche Mobilität der Lehrpersonen. Die diesbe-
züglichen Bestimmungen geben Gewähr, dass die in den "Thesen zur Entwicklung Pädago-
gischer Hochschulen" und den Empfehlungen der EDK vom 26.10.1995 festgelegten
Standards imZuge der aktuellen inneren, strukturellen und institutionellen Neuordnung der
Lehrerinnen- und Lehrerbildung respektiert und im Prozess der Umsetzung der Reformpo-
stulate durch politisch oder finanziell bedingte Zugeständnisse nicht unterlaufen werden.

1.2 Leitplankenfi)r die Umsetzung der Reformziele

Die von der EDK zur Vernehmlassung unterbreiteten Reglementsentwürfe legen fest, was
die "minimalen Forderungen sind, denen ein Abschluss genügen muss". Ziel der "Diplom-
vereinbarung" der EDK vbm 18. Februar 1993 ist nicht allein die Harmonisierung der bis-
lang kantonäl äusserst unterschiedlichen Voraussetzungen der Zulassung zur Lehrerbil-
dung, ihrer Struktur, ihrer institutionellen Zuordnung und der von den Lehrpersonen in Di-
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plomprüfungen auszuweisenden Kompetenzen, sondern vielmehr die auf dem Wege der
Harmonisierung der Studiengänge zu erreichende Höherqualifikation und Professionalität
der Lehrkräfte aller Stufen.

Mit der Verlegung der Grundausbildung auf die Hochschulstufe sollen sich in der Lehre-
rinnen- und Lehrerbildung wissenschaftlich begründete Handlungskompetenzen entwic-
keln, und das so, dass das wissenschaftliche Wissen die Praxis erhellt und die Praxis dem
wissenschaftlichen Wissen jene Probleme aufdeckt, die es in der mit der Ausbildung ver-
knüpften Forschung zu klären und zu lösen gilt. Dieses Konzept einer umfassenden Erneue-
rung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung bedingtjedoch, dass die Reglemente über die An-
erkennung der Lehrdiplome entsprechende Leitplanken setzen.

1.3 Die Gleichwertigkeit von Ausbildung und Berufsauftrag aller Lehrpersonen

Wo immer in den einzelnen Kantonen ein Reformprozess im Gang ist, der die Neuordnung
der Lehrerinnen- und Lehrerbildung zumZiel hat, entw.ickeln sich Gesamtkonzeptionen ei-
ner künftigen Ausbildung der Lehrkräfte aller Stufen. Überall geht die Planung davon aus,
dass der Bildungs- und Erziehungsauftrag unter Einbezug der Vorschule auf allen Stufen
und in allen Lehr- und Lernbereichen gleichermassen ernst zu nehmen ist. Der pädagogi-
sche Förder- und Erziehungsauftrag ist unteilbar. Er bedingt eine gleiche Professionalität
und eine gleichwertige Qualifikation der Lehrpersonen aller Stufen. Somit muss die Aus-
bildung aller Lehrpersonen zu gleichwertigen schulpcidagogischen Qualifikationen führen.
Die Lehrkräfte der Vorschule dürfen nicht weniger qualifiziert ausgebildet werden als die-
jenigen der Primarstufe,letztere nicht weniger als die der Sekundarstufe I.

Die Schule der Zukunft geht davon aus, dass sich die Hierarchisierung im Bildungswesen
abbaut. Das gilt auch bezüglich des beruflichen Rollenversfändnisses der Lehrerinnen und
Lehrer. Das will nicht besagen, dass die stufenspezifischen Unterschiede missachtet wer-
den. Die Ausbildungsziele und -inhalte sowie die in der Ausbildung praktizierten Lehr- und
Lernformen richten sich aus auf die Zielstufe. Darum unterscheiden sie sich insbesondere
im fachwissenschaftlichen, fachlichen und fachdidaktischen Bereich.

1.4 Erweiterte Aufgaben der Schule erhöhen die Ansprüche an die Lehrpersonen

Auf Grund des gesellschaftlichen Wandels haben sich die Anforderungen an die Professio-
nalitöt der Lehrpersonen, an ihre berufliche Wissens- und Handlungskompetenz, wesentlich
erhöht. Es ist insbesondere festzustellen, dass der Förderung der Kinder in der Vorschule
und während der ersten Jahre der Volksschule eine grosse Bedeutung zukommt. Diese kann
besonders nachhaltig wirksam sein, weil sich auf dieser Stufe Wissensvermittlung, Fähig-
keitsschulung und Persönlichkeitsbildung eng verbinden. Fachliches Lernen und überfach-
liches Lernen sind aufeinander bezogen. Im Vordergrund steht zudem das soziale Lernen.
Kinder von unterschiedlichster Herkunft, mit je unterschiedlichen biografischen bzw. um-
feldbezogenen Erfahrungen und einem je eigenen Entwicklungsstand finden sich in Lern-
gruppen zusammen, mit dem Ziel des Findens der eigenen Identität und dem Ziel der Stär-
kung einer Haltung des Respekts vor der Andersartigkeit der andem Kinder. In der zuneh-
mend multikulturell strukturierten Bildungsgemeinschaft der Vorschule oder der Klasse be-
kommt diese Erziehung zur Sozialität eine besondere Bedeutung. Das stellt hohe Ansprüche
an die Lehrpersonen, denen die Aufgabe der Erziehung und Bildung der Kinder der
Vorschule und der Primarstufe übertragen ist. Sie bedürfen darum einer gleichermassen
qualifizierenden Aus- und Fortbildung.
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1.5 Die Reglementsentwürfe unterlaufen die Standards einer tertiarisierten Ausbil-
dung der Lehrerinnen und Lehrer aller Stufen

In der vorliegenden, überarbeiteten Form entsprechen die Reglemente über die Anerken-
nung der Lehrdiplome für die Vorschule und die Primarstufe unseren Erwartungen nicht.
Auf weitere Sicht steht dasjenige über die Anerkennung der Lehrdiplome für die Vorschule
einer Entwicklung hin zur Gleichwertigkeit der Ausbildung der Lehrpersonen für die Vor-
schule und die Primarstufe resp. für die Basisstufe im Wege.

Die beiden Reglemente gehen unter das von der Experten- und Koordinationsgruppe gefor-
derte Anspruchsniveau zurück. Die SGL / SSFE kann sich damit nicht einverstanden erklä-
ren. Sie lähnt insbesondere die von einer qualifizierten Vorbildung Abstand nehmende
Neuregelung der Zugangsvoraussetzungen und die Zurücknahme der dem Hochschulstatus
gemässen Anforderung an die Qualifikation der Ausbildnerinnen und Ausbildner ab.

2. Stellungnahme der SGUSSFE zum Reglement über die
Anerkennung der Lehrdiplome für die Vorschule

2. I Hohe Anforderungen an die Kompetenz der Lehrpersonen der Vorschule

Die Erziehung und Förderung der Kinder im Vorschulalter erfordert von den Lehrpersonen,
denen diese Aufgabe übertragen ist, eine besonders differenzierte Befähigung zur Wahr-
nehmung der Herkunftsbedingungen, der Begabung urd des Entwicklungsstandes jedes
einzelnen Kindes, ist doch der Kindergarten nach der Familie der erste Ort der systemati-
schen, zielorienrierten Lernförderung und der Sozialisation in einer Gruppe Gleichaltriger.
Es gilt einerseits in direkter Zusammenarbeit mit den Eltern bzw. mit anderen Erziehenden,
nötigenfalls mit Fachstellen, Entwicklungs- und Lernhemmungen oder Verhaltensauffällig-
keitän frühzeitig zu erkennen und abzubauen, und anderseits die einzelnen Kinder, die
heute zum einen Teil bereits im Vorschulalter mit den elementaren Kulturtechniken ver-
traut, zum andern des öftern in ihrer emotionalen und sozialen Entwicklung retardiert sind,
individuell zu fördern. Weil die Lehrpersonen der Vorschule in der Erfüllung ihres Auftra-
ges zudem meist allein und nicht in ein Kollegium eingebunden sind, bedürfen sie eines be-
ionders hohen Grades an Professionalitdt und einer entsprechenden anspruchsvollen Aus-
bildung.

2.2 Der Reglementsentwurf steht einer zeitgemössen Ausbildung der Lehrpersonen

für die Vorschulerziehung und -bildung entgegen

Die im Reglementsentwurf festgelegten Diplomanerkennungsvoraussetzungen (Vorbildung
und Zulasiung; Studienplan; Plufungen; äuszuweisende Kompetenzen) entsprechel den
Anforderungen, denen die Lehrpersonen im Vorschulbereich als professionell Handelnde
zu genügen haben, in keiner Weise.

Die Minimalanforderungen, die erfüllt sein müssen, damit ein Diplom für die Vorschule in-
terkantonal anerkannt werden kann, unterscheiden sich von denen, die sich an die Lehrper-
sonen der Primarstufe richten, nur in einzelnen, aber wesentlichen Punkten. Neben der ter-
tiarisierten Ausbildung an einer Pädagogischen Hochschule oder an einem der Universität
angegliederten Institua kann die Ausbildung der Lehrpersonen für die Vorschule laut Re-
gle-mäntsentwurf weiterhin auf der Sekundarstufe stattfinden. Kann man unter solch diver-
genten Voraussetzungen überhaupt von einer "Harmonisierung" sprec.hen, wie die EDK sie
mit ihrer Diplomvereinbarun g als bildun gspolitische Zielsetzung vorgibt?
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2.3 Das Reglement über die Anerkennung der Lehrdiplome fi)r die Vorschule darf
einer prospektiven Weiterentwicklung nicht im Wege stehen

Mit Nachdruck fordert der KGCH die Angleichung der Standards der Ausbildung und der
beruflichen Qualifikation der Vorschul- und der Primarstufenlehrpersonen. Desgleichen die
Kindergartenseminar-Leiterinnen- und Leiterkonferenz KSLK.

Wohl sieht die EDK vor, zu einem späteren Zeitpunkt das Reglement über die Anerken-
nung der Lehrdiplome für die Basisstufe von einer speziellen Expertengruppe entwerfen zu
lassen. Es wäre freilich im Hinblick auf die weitere Entwicklung wichtig, bereits jetzt für
die Vorschule und die Primarstufe identische Diplomanerkennungsvoraussetzungen festzu-
legen: analoge Anforderungen betr. die institutionelle Zuordnung, die Zugangsvorausset-
zungen und die Qualifikation der Ausbildnerinnen und Ausbildner. Nötigenfalls muss diese
Angleichung in zwei Schritten erfolgen, d.h. als erstes bei zunächst noch erleichterten Auf-
nahmebedingungen mittels der durchgehenden Tertiarisierung der Ausbildung der Lehrper-
sonen für die Vorschule, als zweites sodann aufgrund identischer Zugangsvoraussetzungen
zur Ausbildung für die Vorschule und die Primarstufe.

Bestrebungen, die Reglemente über die Anerkennung der Lehrpersonen für die Vorschule
und für die Primarstufe schon heute in einem einzigen Dokument zusammenzufassen, mö-
gen verfrüht sein. Immerhin ist festzustellen, dass die Anerkennungsbestimmungen für die
Primarstufe ihrerseits bereits heute die künftige Weiterentwicklung von der Lehrperson, die
alle Fächer erteilt, zur Fächergruppenlehrkraft vorwegnehmen. In analoger Weise ist für die
Vorschule die Entwicklung hin zur Basisstufenlehrkraft in das Reglement als prospektiv
neue Kategorie von Lehrpersonen einzubeziehen. Die Gleichwertigkeit der Ausbildung der
Lehrpersonen frir die Vorschule und die Schule ist somit schon jetzt grundsätzlich zu for-
dern, und das zunächst unabhängig vom Umstand, ob sich die beiden Bildungsphasen über-
lappen oder ob sieje selbständig organisiert sind.

2.4 Zu den einzelnen Bestimmungen über die Anerkennung der Lehrdiplome für die
Vorschule

Mit Ausnahme weniger Artikel sind die Diplomanerkennungsreglemente für die Vorschule
und die Primarstufe identisch. Umso symptomatischer sind die Abweichungen. Sie sind
kennzeichnend dafür, wie die Bildungs- und Erziehungsarbeit, die in der Vorschule zu lei-
sten ist, und wie die beruflichen Anforderungen an die Lehrpersonen, denen sie übertragen
ist, eingeschätzt werden.

Art. 2 Geltungsbereich
Reglementsentwurf:
Für die Kategorie der Lehrpersonen für die Vorschule besteht neben einer Ausbildung an
der PH oder der Universität die Möglichkeit der Ausbildung und des Abschlusses an einer
"anderen Ausbildungsinstitution", im KlartexL wie bis anhin an einem Mittelschulseminar,
und das ohne Angabe einer Ubergangszeit, d.h. auf Dauer.

Stellungnahme der SGL / SSFE:

Der Fortbestand der seminaristischen Ausbildung (KG-Seminare) der Lehrpersonen für die
Vorschule ist in gleicher Weise zu befristen wie die seminaristische Ausbildung der Primar-
lehrkräfte, wobei die Ubergangszeit für beide Katgorien gleich lang sein muss.

Begründung:
Das Reglement diskriminiert eine Kategorie von Lehrpersonen, die bis heute weitgehend
von Frauen ausgeübt wird, und grenzt sie aus der Gesamtkonzeption der Lehrerinnen- und
Lehrerbildung aus.
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Art.3 Ausbildung
Reglementsentwurf:

Ziff . 1 fehlt im Reglement für die Primarstufe,
Ziff .2a-c sind für die Vorschule stufenspezifisch formuliert,
Zitt.3 verbindet Theorie und Praxis,Lehre und Forschung,
Zitf.4 legt fest, 9ass die Ausbildung aufgrund eines Stüdienplans erfolgt, der vom

Kanton oder von mehreren Kantonen erlassen oder genehmigt wirOlZiff.s fordert im Vollzeitstudium eine Ausbildungsdau-er von 5 Jahren und um-
schreibt den Anteil der "Praxisausbildung" mii Z0-30Eo (Primarstufe: l5-30%o)

ZuZffi 4: Studienplan
Stellungnahme der SGL / SSFE:
DieSGL / SSFE schlägt vor, Art. 3,Zitf .4 wie folgt neu zu formulieren:
- ?i" Pädagogische. Hochschule bzw. das einer Universität angegliederte Lehrerbil-

dungsinstitut erfrillt in lrhre, Forschung und Dienstleistung därivorgegebenen Lei-
Itungsauftrag. Die Aus-, Fort- und Weiterbildung der Lehrpersonen stützt sich auf einen
Studienplan. Es ist Aufgabe der Lehrerinnen-und Lehrärbildungsinstitution, diesen
Studienplan aq{trags- und zielorientiert selber zu entwickeln. Seirie Umsetzung ist im
Sinne der Qualitätssicherung zu evaluieren und gegenüber dem rechtlichen Triger der
Institution zu verantworten.

- ?i" Ausbildung umfasst die Bereiche Erziehungswissenschaften (einschliesslich Son-
{grpädagogik als Orientierungsfach), Didaktik, Fachdidaktik, Fachausbildung und im
Wechselbezug.von Theorie und Praxis die schulpraktische Ausbildung, die 20130Vo der
Ausbildungszeit beanspruchen sol l.

Begründung:
Bildungsinstitutionen auf Hochschulebene ermöglichen mit modular strukturierten Studien-
angeboten individuell und zeitlich differenzierte Ausbildungswege. Als weitgehend auto-
nomer "pädagogischer Handlungseinheit" kommt der Pädagogischen Hochschüle das Recht
zu,.aufgrund eines vorgegebenen Leistungsauftrages ihien Studienplan selber zu ent-
wickeln. Diese eigenverant-wortete Gestaltungsfreihöit findet ihr Korreiat in der Pflicht zur
Evaluation der Umsetzung der Studien- und Forschungskonzepte, zu ihrer Optimierung und
Weiterentwicklun g und zur Rechenschaftsablage.

Zu Ziff. 5: Dauer der Ausbildung
Stellungnahme der SGL / SSFE:
Die Dauer der Ausbildung ist in einem speziellen Artikel zu regeln. Die SGL / SSFE
schlägt folgende Neufassung vor:

Art.3,Ziff .5 = neu Art. 4 Dauer der Ausbildung
I Die.Aulbildulg dauert im Vollzeitstudium mindestens drei Jahre und verlängert sich

bei berufsbegleitenden Studien entsprechend.
2 Die Ausbildung kann sich individuell zufolge der Anrechnung bereits erbrachter Studi-

enleistung:n reduzieren, insbesondere wenn diese im Rahmen der Ausbildung zur
Lehrkraft für eine andere Stufe erbracht worden sind.

Begründung:
Die Dauer der Ausbildung ist ein entscheidendes Element der Neuordnung der Lehrerin-
nen-- und Lehrerbildung. Sie sollte demzufolge nicht beiläufig, sondern in einem speziellen
Artikel geregelt werden.
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Ziff. 5 : Praxisausbildung
Stellungnahme der SGL/ SSFE:

Es ist zu verdeutlichen, dass mit "Praxisausbildung" eine differenzierte Ausgestaltung der
Praxisanteile im Wechselbezug mit der Theorie gemeint ist, nicht aber eine Verselbständi-
gung der Praktika. Die anteilmässig unterschiedliche Regelung dieser "Praxisausbildung"
der Lehrpersonen für die Vorschule und die Primarstufe ist sachlich nicht gerechtfertigt.

Begründung:
Der Reglementsentwurf könnte so verstanden werden, dass eine "Praxisausbildung" per se,
losgelöst von der "Theorie", einen Anteil von 20-30Vo der Ausbildungszeit beanspruchen
könnte. Das darf nicht sein. Die "Praxisausbildung" verknüpft sich eng mit dem Theorie-
studium, und sie beinhaltet zugleich die Praxisforschung. Massgebend ist die Qualit2it die-
ses Zusammengehens von Theorie und Praxis, weniger die zeitliche Aufteilung. Sofern der
Zeitantell, der für die berufspraktische Ausbildung zur Verfügung steht, festgelegt wird,
muss dieser Prozentanteil für alle Kategorien von Lehrpersonen gleich gross sein, und es ist
zu verdeutlichen, dass die Formen dieser "Praxisausbildung" vielfältig sind.

Art. 4 Anrechenbare Studienleistungen
Reglementsentwurf:

Bereits absolvierte Studienleistungen werden angerechnet.

Stellungnahme der SGL/ SSFE:

Es ist die Bestimmung dahingehend zu ergänzen, dass diese Studienleistungen auf der Ter-
tiärstufe erfüllt sein müssen.

Begründung:
Auch wenn sich die Anrechenbarkeit insbesondere atf Lehrpersonen bezieht, die sich für
eine weitere Stufe qualifizieren, ist eindeutig festzuhalten, dass "Studienleistungen", die auf
der Sekundarstufe erbracht worden sind, nicht zu "credits" führen und somit nicht ange-
rechnet werden können.

Art. 5 Zulas s un g svoraus s etzun I en

Reglementsentwurf:

Das Diplom einer anerkannten dreijährigen DMS und die Berufsmaturität sind der gymna-
sialen Maturität gleichgestellt. Ein "allfälliger Mangel an Allgemeinbildung" wird nur für
Berufsleute mit Berufspraxis in Betracht gezogen, und nur sie haben entsprechende Lücken
zu kompensieren.

Stellungnahme der SGL/ SSFE:

In Analogie zum Reglement über die Anerkennung der Lehrdiplome für die Primarstufe
haben die Anwärterinnen und Anwärter mit schulischem Bildungsweg die gymnasiale Ma-
turität als obligate Zugangsvoraussetzung auszuweisen. Absolventinnen und Absolventen
einer dreijährigen Diplommittelschule legen aufgrund einer Anschlussausbildung
("Passerelle") in mehreren Fächern eine Prüfung ab. Inhaberinnen und Inhaber einer Be-
rufsmaturität haben ihre Allgemeinbildung in einem berufsbegleitenden Vorbereitungsstu-
dium oder in einer Vollzeitausbildung zu ergänzen und sich in einem Aufnahmeverfahren
in mehreren Fächern über eine ausreichende Vorbildung und Studierfähigkeit auszuweisen.

Begründung:
Gleiche Anforderungen an die Ausbildung der künftigen Lehrpersonen für die Vorschule
und die Primarstufe bedingen gleiche Zulassungsvoraussetzungen für beide Kategorien.
Auch im Hinblick auf die Schaffung einer Basisstufe sind die Bedingungen einheitlich zu
regeln.
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Massgebend sind die Anforderungen an die Zugangsvoraussetzungen, wie sie für die Pri-
marstufe festgelegt sind. Sollte sich diese Ziellösung nicht in einemSchitt, sondern erst mit
dem Reglement über die Anerkennung der Lehrdiplome für die Basisstufe realisieren las-
sen, ist zum mindesten Gewähr zu geben, dass sich die Berufsbildung auf eine qualifizierte,
breitgefächerte allgemeine Vorbildung abstützt und dass sie konsequent tertiarisiert wird.

Die hohen Anforderungen an die musisch-kreative, gestalterische Befähigung der Lehrper-
sonen für die Vorschule lassen es als wünschbar erscheinen, dass sich die Kandidatinnen
und Kandidaten über ihre Vorbildung und Ausbildungseignung ausweisen. Inhaberinnen
und Inhaber einer Berufsmaturität haben ihre Allgemeinbildung in einem berufsbegleiten-
den oder vollzeitlichen Vorbereitungsstudium zu ergänzen und sich in einer Aufnahmeprü-
fung in mehreren berufsrelevanten Fächern über eine ausreichende Vorbildung auszuwei-
sen.

Art. 7 Qualifikation der Dozenten und Dozentinnen

Reglementsentwurf:

Gefordert sind ein Hochschulabschluss, erwachsenenbildnerische Qualifikationen sowie in
der Regel ein Lehrdiplom und Unterrichtserfahrung, wobei von der Bedingung des abge-
schlossenen Studiums abgewichen werden kann.

StelLungnahnre der SGL / SSFE:

Die Ausnahmeregelung gemäss Ziff .2, wonach sich Dozentinnen und Dozenten auch an-
ders als aufgrund eines akademischen Abschlusses als qualifiziert ausweisen können, muss
sich auf begründete Ausnahmefälle beschränken. Es betrifft dies vor allem Bereiche, die
nicht universit2ire Disziplinen sind.
Praktische Lehrerfahrungen sind eine wichtige, jedoch nicht ausreichende Anstellungsvor-
aussetzung. Der Praxisbezug kann so sichergestellt werden, dass Dozentinnen und Dozen-
ten, die keine Lehrerfahrung auf der Zielstufe ausweisen, im Team-Teaching mit einer
Praxislehrkraft zusammenarbeiten.

Begründung:
Die Tertiarisierung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung hat ihren Preis. Sie fordert von den
Dozentinnen und Dozenten Qualifikationen, wie sie der Hochschulstatus bedingt. Diese
Ansprüche an die Qualifikationen der Dozentenschaft dürfen nicht unterlaufen werden. In
Einzelfällen können die zur Erfüllung eines Lehrauftrages an der PH notwendigen Kompe-
tenzen durch spezielle Studien und Arbeiten ausgewiesen werden (Forschungs- und Lehr-
planarbeiten, Entwicklung von Lehrmitteln u.a.).
Dem Tertidrbereich gemässe, konsequent formulierte Anforderungen an die Qualifikation
der Ausbildnerinnen und Ausbildner schaffen die Voraussetzung der Gleichwertigkeit aller
Stufenausbildungen. Eine ausschliesslich praxisbezogene, auf die Berufstätigkeit auf der
Zielstufe abgestützte Kompetenz ist keine den Anforderungen und dem Status der tertiari-
sierten Ausbildung entsprechende Qualifikationsvoraussetzung. Die an die PH zu wählen-
den Dozentinnen und Dozenten haben sich über eine wissenschaftlich fundierte Fachkom-
petenz und über eine eigene Lehrpraxis auszuweisen. Diese Lehrerfahrung muss nicht auf
die Zielstufe ausgerichtet sein. Die Dozentinnen und Dozenten eignen sich Praxiserfahrun-
gen auf der Zielstufe begleitend zu ihrer Lehrtätigkeit an der PH an. Eine mit Diplom aus-
zuweisende Lehrberechtigung auf der Zielstufe ist nicht erforderlich.

Art.l0 Erteilung des Diploms

Reglementsentwurf:

Erwähnt ist eine Beurteilung der mündlichen, schriftlichen und praktischen Leistungen
während und/oder am Ende der Ausbildung; nicht genannt sind die Lernbereiche.
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Stellungnahme der SGL/ SSFE:

Der Studienplan für Lehrpersonen der Vorschule unterscheidet wie derjenige der Lehrerin-
nen und Lehrer der Primarstufe innerhalb der Berufsbildung die Bereiche Fachausbildung,
Erziehungswissenschaft, Didaktik, Fachdidaktik und Praxisausbildung. Die in diesen
Lernfeldern erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten sind im Ausbildungsverlauf zu beur-
teilen (Selbst- und Fremdevaluation) und bei Abschluss der Ausbildung zu qualifizieren.
Dabei macht es Sinn, dass sich auch angehende Lehrpersonen der Vorschule in einer Di-
plomarbeit über ihre Befähigung zu selbständiger, wissenschaftsgestützter Bearbeitung ei-
nes berufsrelevanten bzw. gesellschaftlich oder subjektiv bedeutsamen Problems auswei-
sen.
Begründung:
Die Lernfelder der Ausbildung der Lehrpersonen für die Vorschule unterscheiden sich bei
aller stufenspezifischen Ausrichtung nicht von denjenigen der Primarlehrerinnen- und Pri-
marlehrerausbildung. Demzufolge sind sie zu nennen.

Ergänzend sind auch die nicht durch die Vorbildung ausgewiesenen Lerninhalte im ma-
nuell-musisch-gestalterischen Bereich Gegenstand der Leistungsevaluation und
-qualifikation.

Art.l I Diplomurkunde

Reglementsentwurf:

Der mögliche Ausschluss einzelner Bereiche aus der Lehrberechtigung (2.B. Turnen / Sport
bei körperlicher Behinderung) wird im Diplom für Vorschullehrkräfte als Möglichkeit nicht
erwähnt. Im Reglement für die Primarstufe (lit. d) ist er aufgeführt.

Frage der SGL / SSFE:

Sind im Vorschulbereich analoge Bestimmungen nicht nötig? Kann nicht Lehrperson der
Vorschule werden, wer z.B. körperlich behindert ist?. Trifft dies zu? Wenn nicht, müsste
auch im Diplom für die Vorschule vermerkt weiden, in welchem Bereich keine Lehrberech-
tigung erteilt wird.

2.5 Zusammenfassung der Stellungnahme der SGL / SSFE zum Entwurf des Regle-
mentes über die Anerkennung der Lehrdiplome für die Vorschule

Art.2: Der Fortbestand der seminaristischen Ausbildung der Lehrpersonen für die Vor-
schule ist zu befristen. Die Übergangszeit ist gleich zu bemessen wie für die Primarstufe.
Sie ist in Art. 19 (Übergangsregeling) zu vermärken.

Art.3
Die Ausbildung dauert mindestens 3 Jahre (Vollzeitstudium). Die Dauer ist in einem spe-
ziellen Artikel festzulegen (neu: Art. 4). Eine allf. individuelle Studienzeitverkürzung be-
zieht sich ausschliesslich auf Studienleistungen, die auf der Tertiärstufe erbracht worden
sind. "Praxisausbildung": Es ist sicherzustellen, dass die "Praxisausbildung" im Wechselbe-
zug mit der Theorie verschiedenste Organisationsformen beinhaltet. DieZeitantelle sind für
alle Stufen gleich zu regeln (20-30Vo).

Art.5
Die Zulassungsvoraussetzungen sind für die Vorschule und die Primarstufe gleich festzule-
gen: für Kandidatinnen und Kandidaten mit schulischem Bildungsgang: MAR-Maturität;
für Anwärterinnen und Anwärter mit Berufsbildung (Berufsmaturität): Prüfung der zu er-
weiternden Allgemeinbildung in mehreren, für Ausbildung und Lehrtätigkeit relevanten
Fächern.
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Art.7
Wissenschaftliche und lehrpraktische Kompetenzen sind unabdingbare Wahlvoraussetzun-
gen. Die Anstellung von Dozentinnen und Dozenten, die ihre Qualifikationen nicht mit ei-
nem akademischen Abschluss ausweisen, hat sich auf begründete Ausnahmefälle zu be-
schränken.

Art.l0
Didaktik ist als Lernbereich im Studienplan aufzuführen beinhaltend Allgemeine Didaktik
und die Fachdidaktiken, mit Berücksichtigung des überfachlichen Lernens im Themen-
bezug).

Zu beachten sind im besonderen die grundscitzlichen Überlegungen der SG|/SSFE,
die den Entwurf in der vorliegenden Form ablehnt und ihre Stellungnahme eingehend
begründet.

3. Stellungnahme der SGUSSFE zum Reglement über die Anerken-
nung der Lehrdiplome für die Primarstufe

3.1 Gegen die Zementierung der Hierarchisierung der Lehrberufe

Die SGL / SSFE stellt fest, dass die Voraussetzungen rx Anerkennung der Lehrdiplome
für die Vorschule und die Primarstufe verschieden sind. Die ausbildungsrelevanten Vorga-
ben der Reglementsentwürfe unterscheiden sich in ihrem Stufenbezug. Uneinheitlich ist
insbesondere die institutionelle Zuordnung der Stufenausbildungen. Für die Lehrpersonen
der Vorschule ist die Ausbildung nicht zwingend tertiarisiert. Desgleichen verfestigen die
Reglementsentwürfe die Unterschiede der Zulassungsvoraussetzungen und des Anforde-
rungsniveaus.

Weil dem im Vergleich der Vorgaben für die Vorschule und die Primarstufe so ist, ist zu
vermuten, dass sich desgleichen die Ansprüche an die Ausbildung der Lehrpersonen für die
Sekundarstufe I von denen der Primarstufe abheben werden.

Dies aber steht dem Hauptanliegen der Schul- und Lehrerbildungsreform entgegen: dem
Prinzip der Gleichwertigkeit der Bildungsarbeit bei gleichwertigen pädagogischen, didakti-
schen und schulpraktischen Kompetenzen der Lehrpersonen aufgrund einer gleichwertigen
Ausbildung, die sich für alle Stufen auf eine gleichwertige Vorbildung und somit auf glei-
che Zugangsbedingungen abstützt.

3.2 Gegen eine Senkung des Anspruchsniveaus der Ausbildung der Lehrkräfte für
die Primnrstufe

Die Überarbeitung der Diplomanerkennungsbestimmungen für die Primarstufe hat zu ihrer
Angleichung an das Reglement über die Anerkennung der Lehrdiplome für die Vorschule
geführt. Die Angleichung ist in der Weise erfolgt, dass die Zugangsbestimmungen und die
Anforderungen an die Dozentinnen und Dozenten gelockert worden sind. Damit hat man
sich offenbar, dem politischen Druck folgend, den Bestimmungen für die Vorschulstufe an-
gepasst.

Die SGL / SSFE tritt für eine Angleichung der beiden Reglemente ein, dies jedoch in um-
gekehrter Weise, indem die Ausbildung der Lehrpersonen für die Vorschule (prospektiv ge-
sehen, diejenigen für die Basisstufe) gleichen Anforderungen zu genügen haben wie die
Ausbildung der künftigen Primarlehrerinnen und Primarlehrer.
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3.3 Es fehlt die Zusammenschau aller stufenbezogenen Anerkennungsreglemente

Die Neugestaltung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung versteht sich als Gesamtkonzeption.
Das sektorielle Vorgehen in der Entwicklung der Reglemente über die Anerkennung der
Lehrdiplome steht im Widerspruch zu dieser umfassenden Reform. Die SGL / SSFE be-
dauert, dass der Reglementsentwurf für die Sekundarstufe I nicht gleichzeitig zur Stellung-
nahme unterbreitet wird. Nur so hätte sich die Möglichkeit der Zusammenschau aller Aner-
kennungsbestimmungen für den Vorschul- und den Volksschulbereich geboten.

3.4 Zu den einzelnen Bestimmungen über die Anerkennung der Lehrdiplome für die
Primnrstufe

Art. 2 Geltungsbereich
Reglementsentwurf:

Die Tertiarisierung der Ausbildung ist konsequent geforderte Voraussetzung für die Aner-
kennung der Diplome. Die Zeit für die Transformation der seminaristischen Lehrerinnen-
und Lehrerbildung ist befristet bis ins Jahr 2007.

Stellungnahme der SGL/ SSFE:

Die SGL / SSFE begrüsst es, dass das Reglement die mögliche Entwicklung hin zur Aus-
bildung von Fächergruppenlehrkräften für die Primarstufe offenhält und sich sowohl auf
Diplome mit einer Lehrberechtigung in allen Fächern und Fachbereichen als auch auf sol-
che in einer beschränkten Auswahl von Fächern und Fachbereichen ausrichtet.
Der Terminus "Allfachlehrkraft" ist zu ersetzen, z.B. neben Fächergruppenlehrer/in "Leh-
rer/in für alle Fächer" oder - nach französischem Muster - "Generalistin / Generalist".
Die Übergangsregelung ist in den Schlussbestimmungen (Art. 19, Fassung der Experten-
kommission Art. 28) zu vermerken.

Begründung:
Die Reglemente über die Anerkennung der Lehrdiplome sollen nicht Entwicklungen durch
Fixierung des status quo erschweren. Sie haben vielmehr Entwicklungen zu initiieren und
zu beschleunigen. Eine mögliche Verbesserung bestünde darin, vom Prinzip des Allroun-
der-Einsatzes auf der Primarstufe Abstand zu nehmen und inskünftig für diese Stufe Fä-
chergruppenlehrpersonen auszubilden, und sie überbrückt die bestehende Trenngrenze zwi-
schen Vorschule und Unterstufe, indem sie die Ausbildung und den Einsatz von Basisstu-
fenlehrpersonen anstrebt.

Das Reglement diskriminiert eine Kategorie von Lehrpersonen, die bis heute weitgehend
von Frauen ausgeübt wird, und grenzt sie aus der Gesamtkonzeption der Lehrerinnen- und
Lehrerbildung aus.

Art. 3 Ausbildung
Reglementsentwurf:

Zift.l Kompetenzen,
Ziff .2 verbindet Theorie und Praxis, Lehre und Forschung,
Ziff .3 legt fest, dass die Ausbildung aufgrund eines Studienplans erfolgt, der vom Kan-

ton oder von mehreren Kantonen erlassen oder genehmigt wird,
Ziff .4 fordert im Vollzeitstudium eine Ausbildungsdauer von 3 Jahren und schreibt

einen Anteil der "Praxisausbildung" von l5-30%o vor (Vorschule:20-307o).

Zu Ziff. 3: Studienplan
Stellungnahme der SGL / SSFE:

Die SGL / SSFE schlägt vor, Art. 3,Ziff .3 wie folgt neu zu formulieren:
- Die Pädagogische Hochschule bzw. das einer Universität angegliederte Lehrerbil-

dungsinstitut erfüllt in Lehre, Forschung und Dienstleistung den vorgegebenen Lei-
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stungsauftrag. Die Aus-, Fort- und Weiterbildung der Lehrpersonen stützt sich auf einen
Studienplan. Es ist Aufgabe der Lehrerinnen- und Lehrerbildungsinstitution, diesen
Studienplan auftrags- und zielorientiert selber zu entwickeln. Seine Umsetzung ist im
Sinne der Qualitätssicherung zu evaluieren und gegenüber dem rechtlichen Träger der
Institution zu verantworten.

- Die Ausbildung umfasst die Bereiche Erziehungswissenschaften (einschliesslich Son-
derpädagogik als Orientierungsfach), Didaktik, Fachdidaktik, Fachausbildung und im
Wechselbezug von Theorie und Praxis die schulpraktische Ausbildung.

Begründung:
Bildungsinstitutionen auf Hochschulebene ermöglichen mit modular strukturierten Studien-
angeboten individuell und zeitlich differenzierte Ausbildungswege. Als weitgehend auto-
nomer "pädagogischer Handlungseinheit" kommt der Pädagogischen Hochschule das Recht
zu, aufgrund eines vorgegebenen Leistungsauftrages ihren Studienplan selber zu entwic-
keln. Diese eigenverantwortete Gestaltungsfreiheit findet ihr Korrelat in der Pflicht zur
Evaluation der Umsetzung der Studien- und Forschungskonzepte, zu ihrer Optimierung und
Weiterentwicklung und zur Rechenschaftsablage.

Zu Ziff. 4: Dauer der Ausbildung
Stellungnahme der SGL/ SSFE:

Die Dauer der Ausbildung ist in einem speziellen Artikel zu regeln. Die SGL / SSFE
schlägt folgende Neufassung vor:

Art. j, 2iff.4 = neu Art. 4 Dauer der Ausbildung
I Die Ausbildung dauert im Vollzeitstudium mindestens drei Jahre und verlängert sich

bei berufsbegleitenden Studien entsprechend.
2 Die Ausbildung kann sich individuell zufolge der Anrechnung bereits erbrachter Studi-

enleistungen reduzieren, insbesondere wenn diese im Rahmen der Ausbildung zur
Lehrkraft für eine andere Stufe erbracht worden sind.

Begründung:
Die Dauer der Ausbildung ist ein entscheidendes Element der Neuordnung der Lehrerin-
nen- und Lehrerbildung. Sie sollte demzufolge nicht beiläufig, sondern in einem speziellen
Artikel geregelt werden.

Zu Zffi 4 : Praxisausbildung
Stellungnahme der SGL/ SSFE:

Es ist zu verdeutlichen, dass mit "Praxisausbildung" eine differenzierte Ausgestaltung der
Praxisanteile im Wechselbezug mit der Theorie gemeint ist, nicht aber eine Verselbständi-
gung der Praktika. Die anteilmässig unterschiedliche Regelung dieser "Praxisausbildung"
der Lehrpersonen für die Vorschule und die Primarstufe ist sachlich nicht gerechtfertigt.

Begründung:
Der Reglementsentwurf könnte so verstanden werden, dass eine "Praxisausbildung" per se,
losgelöst von der "Theorie", einen Anteil von l5-30%o der Ausbildungszeit beanspruchen
könnte. Das darf nicht sein. Die "Praxisausbildung" verknüpft sich eng mit dem Theorie-
studium, und sie beinhaltet zugleich die Praxisforschung. Massgebend ist die Qualität die-
ses Zusammengehens von Theorie und Praxis, weniger die zeitliche Aufteilung. Sofern der
Zeitantell, der für die berufspraktische Ausbildung zur Verfügung steht, festgelegt wird,
muss dieser Prozentanteil für alle Kategorien von Lehrpersonen gleich gross sein, und es ist
zu verdeutlichen, dass die Formen dieser "Praxisausbildung" vielfältig sind.
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Art. 5 Zul.assungsvo raussetzungen

Reglementsentwurf:

Ziff .2 bestimmt, dass Studierende, die sich nicht über eine gymnasiale Maturität auswei-
sen, einen allftilligen Mangel an Allgemeinbildung nachzuholen haben, entweder im Rah-
men des Aufnahmeverfahrens oder im Laufe der Ausbildung.

Stellungnahme der SGL/ SSFE:

Die SGL / SSFE lehnt die Neufassung der Zugangsbestimmungen mit Entschiedenheit ab.
Sie bezieht sich auf die Empfehlungen der EDK vom 26.10.1995 zur Lehrerbildung und zu
den Pädagogischen Hochschulen und beantragt, dass der Wortlaut von Absatz B,Ziff . 4 in
das Anerkennungsreglement übernommen wird:

1 "Zulassungsvoraussetzung für Lehrkräfte der Primarstufe an Pädagogischen Hochschu-
len ist in der Regel die gymnasiale Maturität.

2 Die Kantone entscheiden über die Zulassung anderer Abschlüsse der Sekundarstufe II,
so insbesondere von Berufsmaturitäten und von Diplomen anerkannter Diplommittel-
schulen."

Begründung:
Die föderative Lösung überlässt den Kantonen die Entscheidung, welche Abschlüsse der
Sekundarstufe II sie als ausreichende Vorbildung anerkennen wollen. Diese Freiheit ist in-
dessen in zweifacher Hinsicht einzuschränken,
- zum einen in dem Sinn, dass die Absolventinnen und Absolventen einer dreijährigen

Diplommittelschule in einer Anschlussausbildung ihre Allgemeinbildung zu ergänzen
und eine Maturitätsprüfung abzulegen haben;

- zum andern, dass die Inhaberinnen und Inhaber einer Berufsmaturität ein Aufuahmever-

fahren zu bestehen haben, das eine Prüfung in mehreren Fächern der Allgemeinbildung
beinhaltet und den Nachweis erbringen muss, dass die Anwärterinnen und Anwdrter
ihre für ein Lehramtsstudium nicht ausreichende Allgemeinbildung so ergänzt und ver-
tieft haben, dass ihnen die Studierfähigkeit attestiert werden kann. Diese in hohem
Masse individualisierte kompensatorische Schulung bzw. das entsprechende Selbststu-
dium beschränken sich darauf, die Voraussetzung zu schaffen, damit auch diejenigen,
die aufgrund einer Berufsmaturität Lehrerin oder Lehrer werden wollen, den sachbezo-
genen Anforderungen zu genügen vermögen.

Art. 6 Spezifische Anforderungenfür die Ausbildung an anderen Ausbildungsinstitutionen
Reglementsentwurf:

Die bis ins Jahr 2007 befristete Weiterführung der seminaristischen Lehrerinnen- und
Lehrerbildung bedingt eine Verlängerung der Ausbildung um ein Jahr. Sie soll nicht nur
eine gymnasiale Maturität, sondern - und dies ist ein Novum - alternativ ein DMS-Diplom
vermitteln.

Stellungnahme der SGL/ SSFE:

Auflagen für die während einer Übergangszeit bis zum Jahr 2OO7 weiter bestehenden Leh-
rerinnän- und Lehrerseminare sind im Rähmen der Übergangsbestimmungen in Art. 19 zu
regeln.
Die Absolventinnen und Absolventen der heutigen Lehrerinnen- und Lehrerseminare erhal-
ten mit dem Diplom zugleich die Immatrikulations-berechtigung an schweizerischen Uni-
versitäten, dies unter Ausschluss der eidgenössisch geregelten Studiengänge. Das soll bis
zum Jahr 2007 so bleiben. Dass sich mit dem Lehrdiplom auch ein DMS-Abschluss kop-
peln liesse, ist konsequent auszuschliessen.

Begründung:
Die Beschränkung der Allgemeinbildung der seminaristischen Lehrerinnen- und Lehrerbil-
dung auf ein DMS-Diplom würde die im Zusammenhang mit der Berufsausbildung vermit-
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telte Mittelschulbildung disqualifizieren und die Ergebnisse der langen Verhandlungen zur
Öffnung des Hochschulzugairgs unterlaufen.

Art. 7 Qualifikation der Dozentinnen und Dozenten
Reglementsentwurf:

Gefordert sind ein Hochschulabschluss, erwachsenenbildnerische Qualifikationen sowie in
der Regel ein Lehrdiplom und Unterrichtserfahrung, wobei von der Bedingung des abge-
schlossenen Studiums abgewichen werden kann.

Stellungnahme der SGL/ SSFE:

Die Ausnahmeregelung gemäss Zitt. 2, wonach sich Dozentinnen und Dozenten auch an-
ders als aufgrund eines akademischen Abschlusses als qualifiziert ausweisen können, muss
sich auf begründete Ausnahmefälle beschränken. Es betrifft dies vor allem Bereiche, die
nicht universitäre Disziplinen sind.
Praktische Lehrerfahrungen sind eine wichtige, jedoch nicht ausreichende Anstellungsvor-
aussetzung. Der Praxisbezug kann so sichergestellt werden, dass Dozentinnen und Dozen-
ten, die keine Lehrerfahrung auf der Zielstufe ausweisen, im Team-Teaching mit einer
Praxislehrkraft zusammenarbeiten.

Begründung:
Die Tertiarisierung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung hat ihren Preis. Sie fordert von den
Dozentinnen und Dozenten Qualifikationen, wie sie der Hochschulstatus bedingt. Diese
Ansprüche an die Qualifikationen der Dozentenschaft dürfen nicht unterlaufen werden. In
Einzelfällen können die zur Erfüllung eines Lehrauftrages an der PH notwendigen Kompe-
tenzen durch spezielle Studien und Arbeiten ausgewiesen werden (Forschungs- und Lehr-
planarbeiten, Entwicklung von Lehrmitteln u.a.).
Dem Tertiärbereich gemässe, konsequent formulierte Anforderungen an die Qualifikation
der Ausbildnerinnen und Ausbildner schaffen die Voraussetzung der Gleichwertigkeit aller
Stufenausbildungen. Eine ausschliesslich praxisbezogene, auf die Berufstätigkeit auf der
Zielstufe abgestützte Kompetenz ist keine den Anforderungen und dem Status der tertiari-
sierten Ausbildung entsprechende Qualifikationsvoraussetzung. Die an die PH zu wählen-
den Dozentinnen und Dozenten haben sich über eine wissenschaftlich fundierte Fachkom-
petenz und iber eine eigene Lehrpraxis auszuweisen. Diese Lehrerfahrung muss nicht auf
die Zielstufe ausgerichtet sein. Die Dozentinnen und Dozenten eignen sich Praxiserfahrun-
gen auf der Zielstufe begleitend zu ihrer Lehrtätigkeit an der PH an. Eine mit Diplom aus-
zuweisende Lehrberechtigung auf der Zielstufe ist nicht erforderlich.

Art.l0 Erteilung der Diplome
Reglementsentwurf:

Das Studienfach Allgemeine Didaktik ist nicht aufgeführt.

Stellungnahme der SGL / SSFE:

Die Didaktik ist neben den Fachdidaktiken als Studienfach aufzuführen.

Begründung:
Neben den Fachdidaktiken und der Fachausbildung bedarf es einer didaktischen Grundle-
gung, einer Einführung in die Grundformen des Lehrens und Lernens, in die didaktische
Planung und Unterrichtsauswertung.
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Schweizerische Gesellschaft für Lehrerinnen- und
Lehrerbildung

Sociötö Suisse pour Ia Formation des enseignantes et
des enseignants



Beiträge zur
Lehrerbildung,

@4K'
323

16 (2), 1998

3.5 Zusammenfassung der Stellungnahme der SGL / SSFE zum
Entwurf des Reglementes über die Anerkennung der Lehrdiplome
für die Primarstufe

Art.2
Die Befristung der Übergangszeit für Mittelschulseminare ist bei Erweiterung der Ausbil-
dung auf 6 Jahre in Art. 19 (Ubergangsregelung) zu vermerken.

Art.3
Die Ausbildung dauert mindestens 3 Jahre (Vollzeitstudium). Die Dauer ist in einem spe-
ziellen Artikel festzulegen (neu: Art.4). Eine allf. individuelle Studienzeitverkürzung be-
zieht sich ausschliesslich auf Studienleistungen, die auf der Tertidrstufe erbracht worden
sind.

"Praxisausbildung": Es ist sicherzustellen, dass die "Praxisausbildung" im Wechselbezug
mit der Theorie verschiedenste Organisationsformen beinhaltet. DieZeitanteile sind für alle
Stufen gleich zu regeln (20-30Vo).

Art.5
Die Zulassungsvoraussetzungen sind für die Vorschule und die Primarstufe gleich festzule-
gen: für Kandidatinnen und Kandidaten mit schulischem Bildungsgang: MAR-Maturitäit;
für Anwärterinnen und Anwdrter mit Berufsbildung (Berufsmaturität): Prüfung der zu er-
weiternden Allgemeinbildung in mehreren, für Ausbildung und Lehrtätigkeit relevanten
Fächern-

Art.7
Wissenschaftliche und lehrpraktische Kompetenzen sind unabdingbare Wahlvoraussetzun-
gen. Die Anstellung von Dozentinnen und Dozenten, die ihre Qualifikationen nicht mit ei-
nem akademischen Abschluss ausweisen, hat sich auf begründete Ausnahmefälle zu be-
schränken.

Art.10
Didaktik ist als Lernbereich im Studienplan aufzuführen (beinhaltend Allgemeine Didaktik
und die Fachdidaktiken, mit Berücksichtigung des überfachlichen Lernens im Themen-
bezug).

Zu beachten sind im besonderen die grundstitllichen Überlegungen der SGL/SSFE,
die den Entwurf in der vorliegenden Form ablehnt und ihre Stellungnahme eingehend
begründet.

4. Schlussbemerkungen

Die SGL / SSFE lehnt die Entwürfe der Reglemente über die Anerkennung der Lehrdi-
plome für die Vorschule und die Primarstufe in der vorliegenden Form ab. Sie ist zu einer
abschliessenden Beurteilung der Diplomanerkennungsbestimmungen erst dann in der Lage,
wenn auch das Reglement für die Sekundarstufe I vorliegt. Einer hierarchisierenden
Differenzierung der Zugangsvoraussetzungen und der Anforderungen an das Anspruchsni-
veau der Ausbildung im Bereiche der erziehungswissenschaftlichen, didaktischen und
schulpraktischen Fächer wird sich die SGL / SSFE im Interesse der Verbesserung und Hö-
herqualifikation der Lehrpersonen aller Stufen und ihrer gleichwertigen Professionalität wi-
dersetzen. Wenn die EDK die Entwicklung der Gesamtkonzeption der Lehrerinnen- und
Lehrerbildung fördern will und dabei vom Prinzip der Gleichwertigkeit des Bildungsauftra-
ges auf allen Stufen ausgeht, bedingt dies die Zusammenschau der Voraussetzungen zur
Anerkennung der Lehrdiplome der Volksschullehrkräfte aller Stufen.
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ZurVorschule:

Das vorliegende Reglement über die Anerkennung der Lehrpersonen fiir die Vorschule
- verzichtet auf eine der Maturität entsprechende, qualifizierte Allgemeinbildung als ob-

ligate Vorbildun gsvoraus setzung,
- nimmt Abstand von einer durchgehenden Anhebung der Grundausbildung auf die Ter-

tilfstufe und ermöglicht eine zeitlich unbegrenzte Weiterführung der seminaristischen
Struktur der Ausbildung auf der Sekundarstufe II, d.h. es trennt Allgemeinbildung und
Berufsbildung nicht,

- beschränlI die Beurteilung der professionellen Kompetenzen auf nicht weiter definierte
"mündliche, schriftliche und praktische Leistungen", ohne Nennung der curricular zu
umschreibenden Lernbereiche.

Den Anforderungen an die Kompetenz der Kindergdrtnerinnen und Kinderglirtner trägt der
vorliegende Reglementsentwurf dadurch so wenig Rechnung wie der anstehenden Entwick-
lung hin zu einer Ausbildung von Lehrpersonen für die Erziehung und Bildung der vier- bis
achtj2ihrigen Kinder.

Wo heute bereits Irhrpersonen mit einer Lehrberechtigung für die Vorschule und die unte-
ren Klassen der Volksschule ausgebildet werden, hätte diese neue Kategorie von Lehrper-
sonen zufolge der Diplomanerkennungsbestirnmungen, für die Vorschule zum einen, frir
die Primarstufe zum andern, unterschiedliche Bedingungen zu erfüllen.

Damit kann sich die SGL / SSFE nicht einverstanden erklliren, ebenso wenig wie mit dem
Umstand, dass das Reglement über die Anerkennung der Lehrdiplome für die Vorschule die
Professionalisierung der Lehrpersonen dieser Kategorie hemmt und die Weiterentwicklung
der Lehrpersonen ftir die Vorschulerziehung zu solchen für die Basisstufe hindert.

Zur Primnrstufe:

Die Schweizerische Gesellschaft für Lehrerinnen- und Lehrerbildung SGL / SSFE bedauert
insbesondere, dass die Bestimmungen über die Anerkennung der Lehrdiplome für die Pri-
marstufe einer konsequenten Umsetzung der Ziele und Schwerpunkte der Lehrerbildungsre-
form zuwiderlaufen. Sie best?irkt die Schweizerische Konferenz der kantonalen Erzie-
hungsdirektorinnen und -direktoren in ihrem Willen, dem sie mit den "Thesen zur Entwick-
lung Pädagogischer Hochschulen" und den Empfehlungen vom 26.10.1995 Ausdruck ge-
geben hat, die Tertiarisierung der Lehrerbildung konsequent durchzusetzen. Mit den Re-
glementen über die Anerkennung der Lehrdiplome hat sie es in der Hand, den erforderli-
chen Standards Nachachtung zu verschaffen. Die Schweizerische Gesellschaft fiir Lehre-
rinnen- und Lehrerbildung tritt entschieden dafür ein, dass die Diplomanerkennungsregle-
mente konsequent die Respektierung der unabdingbaren Standards einer zur Professionali-
tät führenden Ausbildung der Lehrpersonen aller Stufen fordern, und das ohne politisch
bedingte ZugestAndnisse.

Schweizerische Gesellschaft für Lehrerinnen- und
Lehrerbildung

Die Präsidentin:
sig. Dorothea Meili
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